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αir+  Objektbezogener Wertansatzfaktor der dem Erwerber i ausgleichsbedingt 
zugehenden Vermögenseinheiten VEir  
αir-  Objektbezogener Wertansatzfaktor der dem Erwerber i ausgleichsbedingt 
abgehenden Vermögenseinheiten VEir  
βj  Objektbezogener Bewertungsfaktor; (0 ≤ βj ≤ 1) 
iβ   Durchschnittlicher objektbezogener Bewertungsfaktor der Gesamtheit aller 
dem Erwerber i zuzurechnenden Vermögenseinheiten (0 ≤ iβ  ≤ 1) 
βir  Objektbezogener Bewertungsfaktor einer in den Relationsausgleich für den 
Erwerber i einbezogenen Vermögenseinheit VEir 
βir+  Objektbezogener Bewertungsfaktor der dem Erwerber i ausgleichsbedingt 
zugehenden Vermögenseinheiten VEir 
βir-  Objektbezogener Bewertungsfaktor der dem Erwerber i ausgleichsbedingt 
abgehenden Vermögenseinheiten VEir 
)1( iiβ α−×   Durchschnittlicher kombinierter Wertansatzfaktor über die Gesamtheit 
aller dem Erwerber i zuzurechnenden Vermögenseinheiten aufgrund ihrer 
jeweiligen Bewertungs- und Wertansatzfaktoren (0 ≤ )1( iiβ α−×  ≤ 1) 
)1( ++ −× iiβ α   Durchschnittlicher kombinierter Wertansatzfaktor über die Gesamtheit aller  dem Erwerber i ausgleichsbedingt zugehenden Vermögenseinheiten 
aufgrund ihrer jeweiligen Bewertungs- und Wertansatzfaktoren (0 ≤ 
)1( ++ −× iiβ α  ≤ 1) 
)1( −− −× iiβ α   Durchschnittlicher kombinierter Wertansatzfaktor über die Gesamtheit aller dem Erwerber i ausgleichsbedingt abgehenden Vermögenseinheiten 
aufgrund ihrer jeweiligen Bewertungs- und Wertansatzfaktoren (0 ≤ 
)1( −− −× iiβ α  ≤ 1) 
 XVIII 
)1( ++ −× iiβ α   Durchschnittlicher kombinierter Wertansatzfaktor über die Gesamtheit aller dem Erwerber i ausgleichsbedingt zugehenden Vermögenseinheiten 
aufgrund ihrer jeweiligen Bewertungs- und Wertansatzfaktoren (0 ≤ 
)1( ++ −× iiβ α  ≤ 1) 
)1( //
−− −× günstigigünstigiβ α   Durchschnittlicher kombinierter Wertansatzfaktor über die Gesamtheit aller dem tarifgünstigen Erwerber ausgleichsbedingt abgehenden 
Vermögenseinheiten aufgrund ihrer jeweiligen Bewertungs- und 
Wertansatzfaktoren (0 ≤ )1( // −− −× günstigigünstigiβ α  ≤ 1) 
)1( //
++ −× günstigigünstigiβ α   Durchschnittlicher kombinierter Wertansatzfaktor über die Gesamtheit aller dem tarifgünstigen Erwerber ausgleichsbedingt zugehenden 
Vermögenseinheiten aufgrund ihrer jeweiligen Bewertungs- und 
Wertansatzfaktoren (0 ≤ )1( // ++ −× günstigigünstigiβ α  ≤ 1) 
)1( //
−− −× ungünstigiungünstigiβ α   Durchschnittlicher kombinierter Wertansatzfaktor über die Gesamtheit aller dem tarifungünstigen Erwerber ausgleichsbedingt abgehenden 
Vermögenseinheiten aufgrund ihrer jeweiligen Bewertungs- und 
Wertansatzfaktoren (0 ≤ )1( // −− −× ungünstigiungünstigiβ α  ≤ 1) 
)1( //
++ −× ungünstigiungünstigiβ α   Durchschnittlicher kombinierter Wertansatzfaktor über die Gesamtheit aller dem tarifungünstigen Erwerber ausgleichsbedingt zugehenden 
Vermögenseinheiten aufgrund ihrer jeweiligen Bewertungs- und 
Wertansatzfaktoren (0 ≤ )1( // ++ −× ungünstigiungünstigiβ α  ≤ 1) 
)1( rrβ α−×   Durchschnittlicher kombinierter Wertansatzfaktor über die Gesamtheit 
aller in den Relationsausgleich einbezogenen Vermögenseinheiten 
aufgrund ihrer jeweiligen Bewertungs- und Wertansatzfaktoren (0 ≤ 
)1( rrβ α−×  ≤ 1) 
BMGi  Erwerberbezogene erbschaftsteuerliche Bemessungsgrundlage 
ΔBMGiRA  Ausgleichsbedingte Änderung der erwerberbezogenen 
erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlage 
BMGinachRA  Erwerberbezogene erbschaftsteuerliche Bemessungsgrundlage nach 
Relationsausgleich 
E*  Grenzerwerbswert für den Anwendungsbereich des tariflichen 
Härteausgleichs 
Ei  Erwerberbezogener Erwerbswert  
Eibrutto  Erwerberbezogener Brutto-Erwerbswert (vor Erbschaftsteuerabzug)  
Einetto  Erwerberbezogener Netto-Erwerbswert (nach Erbschaftsteuerabzug) 
Eiist  Erwerberbezogener Ist-Erwerbswert  
 XIX 
Eisoll  Vom Erblasser intendierter erwerberbezogener Erwerbswert (Soll-
Erwerbswert) 
ΔEi  Erwerberbezogene Differenz zwischen Ist-Erwerbswert und rechnerischem 
Soll-Erwerbwert 
ΔEinetto  Erwerberbezogene Änderung des Netto-Erwerbswerts 
ΔEibrutto  Erwerberbezogene Änderung des Brutto-Erwerbswerts 
netto
günstigiE /Δ   Änderung des Netto-Erwerbswerts des tarifgünstigen Erwerbers 
netto
ungünstigiE /Δ   Änderung des Netto-Erwerbswerts des tarifungünstigen Erwerbers 
brutto
günstigiE /Δ   Änderung des Brutto-Erwerbswerts des tarifgünstigen Erwerbers 
brutto
ungünstigiE /Δ   Änderung des Bruto-Erwerbswerts des tarifungünstigen Erwerbers 
ΔEgesamt  Erbfallbezogene Gesamtdifferenz zwischen erwerberbezogenen Ist-
Erwerbswerten und rechnerischen Soll-Erwerbswerten jeweils in der 
Summe begünstigender bzw. benachteiligender Verlagerungswirkungen 
EVFBMG  Erbteilsverlagerungsfaktor „Bemessungsgrundlage“   
EVFTarif  Erbteilsverlagerungsfaktor „Tarif“ 
FBi  Erwerberbezogener Freibetrag 
RA
iFBΔ   Ausgleichsbezogene Änderung des erwerberbezogenen 
Freibetragsvolumens 
RA
günstigiFB /Δ   Ausgleichsbezogene Änderung des Freibetragsvolumens des tarifgünstigen 
Erwerbers 
RA
ungünstigiFB /Δ   Ausgleichsbezogene Änderung des Freibetragsvolumens des 
tarifungünstigen Erwerbers 
γi  Erwerberspezifischer Minderungssatz; (0 ≤ γi  ≤ 0,5) nach § 27 ErbStG 
GE  Gesamterbvermögen 
GEbrutto  Brutto-Gesamterbvermögen (vor Erbschaftsteuerabzug) 
GEnetto  Netto-Gesamterbvermögen (nach Erbschaftsteuerabzug) 
ΔGEnetto  Änderungen des Netto-Gesamterbvermögens 
GEist  Ist-Gesamterbvermögen 
GEsoll  Rechnerisch unter Berücksichtigung der Erblasserverfügungen 
eintretendes Gesamterbvernögen 
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Mi  Erwerberbezogener Steuerminderungsbetrag nach § 27 ErbStG 
Ri  Erwerberbezogene Erbteilsrelation; (0 ≤ Ri  ≤ 1) 
Ribrutto  Erwerberbezogene Erbteilsrelation (vor Erbschaftsteuerabzug) 
Rinetto  Erwerberbezogene Erbteilsrelation (nach Erbschaftsteuerabzug) 
ΔRgesamt  Erbfallspezifische steuerinduzierte (Gesamt-)Erbteilsverlagerungen 
ΔRneutral  Erbvolumensneutrale (Teil-)Erbteilsverlagerungen 
ΔRsensibel  Erbvolumenssensible (Teil-)Erbteilsverlagerungen 
RA  Gesamt-Relationsausgleichsvolumen (Zweierwerberfall) 
RAi  Erwerberbezogenes Relationsausgleichsvolumen 
RAi / günstig  Relationsausgleichsvolumen des tarifgünstigen Erwerbers 
RAi / ungünstig  Relationsausgleichsvolumen des tarifungünstigen Erwerbers 
RAi*  Iterations-Zwischenwert für erwerberbezogene 
Relationsausgleichsvolumina  
si  Erwerberbezogener Erbschaftsteuertarif 
s   Durchschnittliche erbschaftsteuerliche Tarifbelastung des Erbvermögens 
si+  Tarifbelastung für das einem Erwerber ausgleichsbedingt zugehende 
Vermögen 
si-  Tarifbelastung für das einem Erwerber ausgleichsbedingt abgehende 
Vermögen 
+
günstigis /   Tarifbelastung für das dem tarifgünstigen Erwerber ausgleichsbedingt 
zugehende Vermögen 
−
günstigis /   Tarifbelastung für das dem tarifgünstigen Erwerber ausgleichsbedingt 
abgehende Vermögen 
+
ungünstigis /   Tarifbelastung für das dem tarifungünstigen Erwerber ausgleichsbedingt 
zugehende Vermögen 
−
ungünstigis /   Tarifbelastung für das dem tarifungünstigen Erwerber ausgleichsbedingt 
abgehende Vermögen 
sinachRA  Erwerberbezogener Erbschaftsteuertarif nach Relationsausgleich 
sivorRA  Erwerberbezogener Erbschaftsteuertarif vor Relationsausgleich 
si / günstig  Tarifbelastung des tarifgünstigen Erwerbers 
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si / ungünstig  Tarifbelastung des tarifungünstigen Erwerbers 
ΔsiRA  Ausgleichsbedingte Änderung des erwerberbezogenen 
Erbschaftsteuertarifs 
RA
günstigis /Δ   Ausgleichsbedingte Änderung des Erbschaftsteuertarifs des tarifgünstigen 
Erwerbers 
RA
ungünstigis /Δ   Ausgleichsbedingte Änderung des Erbschaftsteuertarifs des 
tarifungünstigen Erwerbers 
Si  Erwerberbezogene Steuerbelastung 
Sti  Erwerberbezogene Steuerzahlung des Erwerbers i im Zeitpunkt t, gem. § 
28 ErbStG mit (0 ≤ t ≤ 10)  
Sib  Erwerberbezogene Steuerbelastung, die auf das dem Erwerber i 
zuzurechnende nach § 28 ErbStG begünstige Vermögen entfällt 
Sinb  Erwerberbezogene Steuerbelastung, die auf das dem Erwerber i 
zuzurechnende nicht nach § 28 ErbStG begünstige Vermögen entfällt 
ΔSiRA  Ausgleichsbedingte Änderung der erwerberbezogenen Steuerbelastung 
RA
günstigiS /Δ   Ausgleichsbedingte Änderung der Steuerbelastung des tarifgünstigen 
Erwerbers 
RA
ungünstigiS /Δ   Ausgleichsbedingte Änderung der Steuerbelastung des tarifungünstigen 
Erwerbers 
Sgesamt  Gesamtsteuerbelastung des Erbfalles 
vorRA
gesamtSΔ   Gesamtsteueränderungsvolumen des Erbfalles vor Relationsausgleich 
RA
gesamtSΔ   Gesamtsteueränderungsvolumen des Erbfalles 
SBi  Erwerberbezogens Volumen der objektbezogenen fixen Steuerfreibeträge 
in der Summe aller einem Erwerber i zugehenden Vermögenswerte 
SBij  Objektbezogener Steuerfreibetrag (fixes Steuerbefreiungsvolumen), den 
ein Erwerber i für die ihm zuzurechnende Vermögenseinheit j zum Abzug 
bringen kann  
SBir  Objektbezogenes Volumen der fixen Steuerfreibeträge im Zusammenhang 
mit den in den Relationsausgleich für den Erwerber i einbezogenen 
Vermögenswerte 
+
irSB   Objektbezogene fixe Steuerfreibeträge die dem Erwerber i 
ausgleichsbedingt zugehen 
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−
irSB  Objektbezogene fixe Steuerfreibeträge die dem Erwerber i 
ausgleichsbedingt abgehen 
+
günstigiSB /   Objektbezogene fixe Steuerfreibeträge die dem tarifgünstigen Erwerber 
ausgleichsbedingt zugehen 
−
günstigiSB /   Objektbezogene fixe Steuerfreibeträge die dem tarifgünstigen Erwerber 
ausgleichsbedingt abgehen 
+
ungünstigiSB /   Objektbezogene fixe Steuerfreibeträge die dem tarifungünstigen Erwerber  
ausgleichsbedingt zugehen 
−
ungünstigiSB /   Objektbezogene fixe Steuerfreibeträge die dem tarifungünstigen Erwerber  
ausgleichsbedingt abgehen 
ΔSBiRA  Ausgleichsbedingt ausgelöste Änderung des erwerberbezogenen 
Gesamtvolumens fixer Steuerfreibeträge 
RA
günstigiSB /Δ   Ausgleichsbedingt ausgelöste Änderung des Gesamtvolumens fixer 
Steuerfreibeträge beim tarifgünstigen Erwerber 
RA
ungünstigiSB /Δ   Ausgleichsbedingt ausgelöste Änderung des Gesamtvolumens fixer 
Steuerfreibeträge beim tarifungünstigen Erwerber 
VEj  Objektbezogener Verkehrswert der Vermögenseinheit j 
VEij  Objektbezogener Verkehrswert der dem Erwerber i zuzurechnenden 
Vermögenseinheit j 
VEir  Objektbezogener Verkehrswert einer in den Relationsausgleich für den 
Erwerber i einbezogenen Vermögenseinheit 
VEir+  Objektbezogener Verkehrswert einer dem Erwerber i ausgleichsbedingt 
zugehenden Vermögenseinheit 
VEir-  Objektbezogener Verkehrswert einer dem Erwerber i ausgleichsbedingt 
abgehenden Vermögenseinheit 
VEijb  Objektbezogener Verkehrswert einer dem Erwerber i zuzurechnenden 
steuerlich begünstigten Vermögenseinheit 
(1+z)-t  Abzinsungsfaktor für Steuerzahlungen im Zeitpunkt (t) mit Kalkulations-
Zinssatz (z)  
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Abkürzungsverzeichnis 
 
   
a.F.  alte Fassung 
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Teil I 
Grundlegung 
 
A Einführung 
 
Das weltwirtschaftliche Wachstum hat seit Ende des zweiten Weltkriegs auch in Deutschland 
dem Aufbau umfangreicher privater Vermögenswerte den Weg geebnet.1 Die vorhandenen 
Vermögensbestände sind von den gegenwärtigen Eigentümern zwangsläufig auf nachfolgende 
Generationen zu übertragen, so daß allgemein in den nächsten Jahren mit der Vererbung 
umfangreicher Vermögenswerte gerechnet wird.2 Dementsprechend läßt sich seit geraumer 
Zeit eine rege Zunahme des Interesses am unentgeltlichen Vermögensübergang sowie an 
damit zusammenhängenden Gestaltungsfragen verzeichnen, die sich in einer Vielzahl 
thematisch einschlägiger Publikationen niederschlägt.3 
Unentgeltliche Vermögensübertragungen unterliegen in Deutschland im Grundsatz dem 
Steuerzugriff des Staates im Rahmen der Erbschaft- und Schenkungsteuer. Angesichts 
erheblicher erbschaftsteuerlicher Belastungsintensitäten mit Spitzensteuersätzen von 
gegenwärtig 30%, 40% bzw. 50%4 ist im Zusammenwirken mit korrespondierend 
umfangreichen steuerlichen Bemessungsgrundlagen5 der Vermögensübergang bei Eintritt des 
Erbfalls regelmäßig mit bedeutsamen finanziellen Belastungen verbunden. 
Naheliegenderweise richtet sich daher die Aufmerksamkeit sowohl der potentiell 
steuerpflichtigen Vermögensnachfolger als auch der um einen generationenübergreifenden 
Erhalt ihres Vermögens bemühten Vermögensinhaber auf erbschaft- und 
                                                 
1  Vgl. auch Amsler, Belastung, S. 2 ff.; Herzig, Vermögenskontinuität, S. 71; Heyeres, Zusammenwirken, S. 
1; Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 1.  
2  Vgl. z.B. Bader, Erbfall, S. 71; Felix, Erbschaftsteuer, S. 412; Gohlisch, Überblick, S. 2; 
Halaczinsky/Obermeier/Teß, Neuregelung, S. 29; Herzig, Anschaffungskosten, S. 85; Hofmann, 
Nachfolgeplanung, S. 1; Illner, Regelungen, S. 8; Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 103; Meincke, 
Testamentsvollstrecker, S. 211; Osthues, Vermögensübertragung, S. 7; Ottersbach/Hansen, 
Betriebsvermögen, S. 1269; Randenborgh/Seidenfuß, Nachfolge, S. 466; Schröder, Nachfolge, S. 16; 
Schwedhelm/Streck, Nachfolgeberatung, S. 66; Seer, Schenkungsteuer, S. 283; Söffing/Völkers/Weinmann, 
Erbschaft, S. 4; Sommer, Nachfolgeberatung, S. 102; Verstl, Rechtsinstitut, S. 674; Wacker, Erbschaften, S. 
441; Waldner/Rausch, Testament, S. 1. 
3  Vgl. hier stellvertretend: Bader, Optimierung, S. 11 ff.; Birk, Rechtfertigung, S. 7 ff.; Crezelius, Sicherung, 
S. 135 ff.; Ehlers, Unternehmensnachfolge, S. 3 ff.; Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 7 
ff.; Flick, Vermögenskontinuität, S. 105 ff.; Lutterbach, Unternehmensnachfolge, S. 3 ff.; Seer, 
Ungereimtheiten, S. 64 ff.; Sommer, Nachfolgeberatung, S. 94 ff.; Stehle, Familienunternehmen, S. 3 ff.; 
Steiner, Steuergünstig, S. 14 ff.; Sudhoff, Unternehmensnachfolge, S. 1 ff. 
4  Die drei unterschiedlichen Spitzensteuersätze ergeben sich aus der im Rahmen der Erbschaftsteuer 
vorgesehenen Belastungsdifferenzierung nach Steuerklassen (vgl. §§ 15 u. 19 ErbStG). 
5  Vgl. Ottersbach/Hansen, Betriebsvermögen, S. 1269. Die vorstehend angegebenen Belastungen in Höhe 
der Spitzensteuersätze setzten nach der erbschaftsteuerlichen Tarifsystematik jeweils einen 
steuerpflichtigen Vermögenstransfer von mehr als 25.565.000 EUR voraus.  
2 
schenkungsteuerliche Aspekte unentgeltlicher Vermögensübertragungen. Vor diesem 
Hintergrund ist im Zusammentreffen mit einer wachsenden Prosperität der Steuerbürger 
grundsätzlich von einer zunehmenden Bedeutung der Erbschaftsteuer auszugehen.6 Dies gilt 
gleichermaßen aus der Sicht des mit der Steuerentrichtung belasteten Steuerpflichtigen wie 
auch aus fiskalischer Perspektive, nachdem die Erbschaftsteuer als Ländersteuer in den 
letzten Jahren einen nachhaltigen Aufkommensaufschwung7 zu verzeichnen hatte.  
Erbschaft- bzw. schenkungsteuerliche Belastungswirkungen treten naturgemäß erst nach 
entsprechender Tatbestandsverwirklichung und damit erst im Anschluß an bereits vollzogene 
Vermögensübertragungen ein. Angesichts dieses Umstands scheint es grundsätzlich möglich, 
daß aufgrund steuerlicher Effekte im Nachfeld eines Erbteilungsvorgangs Beeinflussungen 
des Erbteilungsergebnisses auftreten, welche im Widerspruch zu den ursprünglich mit der 
zugrundeliegenden Erbteilungsregelung verfolgten Zielsetzungen stehen. Im Ergebnis besteht 
daher ein grundsätzlicher Bedarf nach einer angemessenen Berücksichtigung des 
Problembereichs steuerinduzierter Beeinflussungen des Erbteilungsergebnisses bei 
Überlegungen zur Regelung der Nachfolge. Der im Rahmen dieser Untersuchung zu 
entwickelnde Lösungsansatz soll im Sinne einer prospektiven steuerorientierten Erbteilung 
eine gezielte planerische Einbeziehung unerwünschter steuerlicher Beeinflussungen des 
Erbteilungsergebnisses bereits im Stadium der Gestaltung der Nachfolgeregelung 
ermöglichen. 
Traditionell konzentriert sich die steuerliche Analyse der Vermögensnachfolge bei einer 
Vielzahl von Fachpublikationen zur betriebswirtschaftlichen Steuerlehre auf den 
Problembereich der Unternehmensnachfolge. Diese inhaltliche Schwerpunktsetzung auf 
lebzeitige oder erbfallbedingte Übertragungen betrieblichen Vermögens entspricht 
grundsätzlich dem Gegenstandsbereich dieser Forschungsdisziplin8 und reflektiert nicht 
zuletzt auch das besondere steuerliche Problempotential, das dem Vorgang einer 
Unternehmensnachfolge innewohnt. In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, daß 
bereits das bloße Ausscheiden eines Inhabers aus seinem Unternehmen je nach Organisations- 
und Führungsstruktur des Unternehmens eine elementare Diskontinuität mit erheblichen 
Auswirkungen auf die weitere Unternehmensentwicklung darstellen kann. Geht das 
Ausscheiden – wie bei einem erbfallbedingten Unternehmensübergang zumeist 
                                                 
6  Vgl. Gohlisch, Überblick, S. 2; Hechler, Besteuerung, S. XI; Kluge/Mack/Schwedhelm, 
Nachfolgeberatung, S. 14 ff.; Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 104; Seer, Schenkungsteuer, S. 283. 
7  Vgl. Amsler, Belastung, S. 3 ff.; Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 104; Thiel, Schenkungsteuer, S. 
64; Wacker, Erbschaften, S. 441. 
8  Vgl. z.B. Federmann, Steuerlehre, S. 29; Schult, Steuerlehre, S. 4; Wagner, Grundfragen, S. 201; Wöhe, 
Steuerlehre, S. 7; Wöhe/Bieg, Grundzüge, S. 1 sowie auch Wagner, Forschungsprogramm, S. 393, der 
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unvermeidbar9 – darüber hinaus mit erheblichen Liquiditätsabflüssen einher, so wird 
möglicherweise die gesamte Finanzplanung des Unternehmens „nachhaltig durcheinander“10 
gebracht, und es drohen unmittelbar bestandsgefährdende Unternehmenskrisen.11 
Eine einseitig auf die Unternehmensnachfolge und damit auf den Übergang von 
Betriebsvermögen gerichtete Betrachtungsweise läßt jedoch außer acht, daß bei Eintritt des 
Erbfalls naturgemäß das Gesamtvermögen eines Erblassers auf dafür vorgesehene 
Rechtsnachfolger zu übertragen ist. Dabei kann dem Anteil betrieblichen Vermögens im 
Einzelfall möglicherweise nur eine vergleichsweise untergeordnete Bedeutung im Rahmen 
der gesamten Vermögenssphäre des Erblassers zukommen.12 Demnach besteht die latente 
Gefahr, daß durch eine nur auf das Sonderproblem der Unternehmensnachfolge konzentrierte 
Analyse der Problembereich einer gesamtheitlichen Vermögensnachfolge nur partikular 
erfaßt wird.13 Dieser Umstand muß jedoch angesichts der regelmäßig weit über die 
unternehmerische Sphäre hinausgehenden komplexen Aufgabenstellungen bei der Regelung 
einer Vermögensnachfolge im Grundsatz als unbefriedigend betrachtet werden, zumal im 
Einzelfall durchaus Wechselwirkungen zwischen unternehmerisch und nichtunternehmerisch 
motivierten Elementen einer Nachfolgeregelung zu erwarten sind. Folglich erscheint es 
unverzichtbar, die Nachfolge bei Privatvermögen des Erblassers gleichberechtigt in die 
Problemanalyse der Unternehmensnachfolge einzubeziehen, um für die Aufgabe der 
Gestaltung der erbfallbedingten Nachfolge insgesamt zu geeigneten Lösungsansätzen zu 
gelangen. Das erklärte Anliegen der vorliegenden Untersuchung ist es daher, mit der im 
weiteren zu behandelnden steuerlichen Grundsatzproblematik von unentgeltlichen 
Vermögensübertragungen auch die Abhandlungen zum Sonderproblem 
„Unternehmensnachfolge“ um einen Forschungsbeitrag zu ergänzen, der gleichermaßen bei 
erbfallbedingten Übertragungen betrieblichen und auch privaten Vermögens einschlägig ist.  
Besondere Aktualität erhält die vorliegende Untersuchung durch den Umstand, daß die 
langjährige Diskussion über die für erbschaftsteuerliche Zwecke anzuwendenden 
                                                 
jedoch auch explizit feststellt, daß eine Beschränkung des Objektbereichs auf Unternehmen/Unternehmer 
keineswegs zwingend ist. 
9  Dabei ist zu beachten, daß die auftretenden Liquiditätsabflüsse vor allem in Form von steuerlichen 
Belastungen auftreten. Darüber hinaus können jedoch auch Abfindungsregelungen oder 
Pflichtteilsforderungen letztlich zu erheblichen Abflüssen von Liquidität aus dem Unternehmen führen.  
10  Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 929. 
11  Vgl. auch Herzig/Heyeres/Watrin, Sicherung, S. 1 ff. 
12  An dieser Stelle ist jedoch darauf hinzuweisen, daß z.B. im Bereich mittelständischer Familienunternehmen 
der weit überwiegende Teils des Vermögens zumeist im Rahmen des Betriebes gebunden ist. Vgl. z.B. 
Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 929.  
13  Vgl. z.B. Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 269, oder auch Schwedhelm/Streck, Nachfolgeberatung, S. 
72, die jeweils die Unternehmensnachfolge als Teilaspekt einer insgesamt übergeordneten 
Vermögensnachfolge identifizieren. 
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Bewertungsverfahren bei unterschiedlichen Vermögenskategorien – trotz bereits in der 
Vergangenheit erfolgter steuerrechtlicher Anpassungen14 – inzwischen eine Anrufung des 
Bundesverfassungsgerichts erforderlich gemacht haben.15 Da nicht zuletzt die konkrete 
Ausgestaltung der erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlagenermittlung in der 
Vergangenheit wie auch gegenwärtig das Auftreten steuerinduzierter Beeinflussungen des 
Erbteilungsergebnisses begründen kann, ist die noch ausstehende Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts mit großem Interesse zu erwarten. Unabhängig von den konkreten 
Entscheidungsinhalten ist jedoch in der Folge mit einer vollständigen Eliminierung 
steuerinduzierter Beeinflussungen des Erbteilungsergebnisses grundsätzlich nicht zu rechnen, 
da hierfür neben der Zuordnung objektbezogener Bewertungsverfahren eine Vielzahl weiterer 
Systemmerkmale der geltenden Erbschaftsbesteuerung als ursächlich anzusehen ist. 
1 Problemstellung 
Ausgangspunkt der folgenden Untersuchung ist die von einem Vermögensinhaber im 
Hinblick auf den erbfallbedingten Übergang seines Vermögens getroffene 
Nachfolgeregelung. Für diese wird im weiteren unterstellt, daß der Erblasser sich mit 
unterschiedlichen für seinen Fall denkbaren Regelungsinhalten auseinandergesetzt hat und 
sich im Ergebnis gezielt für eine ganz bestimmte Nachfolgeregelung entschieden hat.16 Somit 
liegt eine bewußte Auswahl unter mehreren möglichen Alternativen zur Nachfolgegestaltung 
vor, die sich auf der Grundlage individueller Zielsetzungen des Erblassers vollzogen hat. 
Naturgemäß ist des weiteren zu unterstellen, daß der Erblasser diejenige 
Regelungsalternative, die der Realisierung seiner Zielsetzung jeweils am weitgehendsten 
entspricht, den übrigen Alternativen vorzieht.17 Im Anschluß an diesen Auswahlprozeß ist die 
im Ergebnis gewählte Nachfolgeregelung unter Rückgriff auf das erbrechtlich vorgesehene 
Instrumentarium zur Nachfolgegestaltung in geeigneter Weise rechtswirksam dokumentiert 
worden, so daß das bei Erbfalleintritt vom Erblasser angestrebte Nachfolgeergebnis zunächst 
vollumfänglich durch die Nachfolgeregelung abgebildet würde. 
                                                 
14  Vgl. insbesondere JStG 1997 v. 20.12.1996, BGBl. I, 1996, S. 2055 ff. 
15  Nachdem der BFH die Verfassungswidrigkeit der Erbschaftsteuer in ihrer gegenwärtigen Form nicht 
ausschließt (vgl. BFH-Beschluß v. 24.10.2001, BStBl. II, 2001, S. 834 ff.), ist eine diesbezügliche 
Feststellung mit Vorlagebeschluß an das BVerfG herangetragen worden (Az.: II R 61/99). Vgl. auch 
Eisele, Erbschaftsteuer, S. 7 ff. 
16  Durch diese Annahme bleiben grundsätzlich Erbfallregelungen außer Betracht, bei denen das 
Erbteilungsergebnis letztlich aus der Sicht des Erblassers ein Zufallsprodukt ist, d.h. es tritt aufgrund 
bestehender gesetzlicher Regelungen ein, ohne daß dem Erblasser die Einzelheiten des 
Erbteilungsergebnisses zu irgendeinem Zeitpunkt bewußt waren. 
17  Somit liegt eine rationale Entscheidung des Erblassers vor, wobei im weiteren Fehler bei der 
Entscheidungsbildung (z.B. aufgrund von Irrtümern über die tatsächliche Rechtssituation oder sonstige 
Rahmenbedingungen) vernachlässigt werden sollen. 
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Aufgrund der vom Erblasser getroffenen Nachfolgeregelung entstehen jedoch im Zeitpunkt 
des erbfallbedingten Vermögensübergangs einzelfallspezifische steuerliche Belastungen auf 
Seiten der zur Nachfolge vorgesehenen Rechtssubjekte. Die jeweiligen steuerlichen 
Individualbelastungen treten zwangsläufig und in ihrem Umfang nach Maßgabe detaillierter 
steuergesetzlicher Regelungen auf, so daß vor dem Hintergrund einer bereits realisierten 
Nachfolgeregelung die resultierenden Steuerbelastungen weitgehend18 indisponibel sind.19 
Hierbei ist zu unterstellen, daß die Entrichtung von Steuern regelmäßig nicht der primären 
Zielsetzung eines Erblassers im Rahmen der Nachfolgeregelung entspricht, auch wenn nicht 
er selbst,20 sondern regelmäßig seine Rechtsnachfolger entsprechende Steuerzahlungen zu 
leisten haben. Insoweit bildet bereits die Tatsache, daß den vorgesehenen 
Vermögenserwerbern letztlich nur das nach Abzug von Steuerbelastungen verbleibende 
Vermögen als Bereicherung zufällt, eine steuerliche Beeinflussung des vom Erblasser 
ursprünglich angestrebten Erbteilungsergebnisses. Die steuerinduzierten Minderungen der 
letztlich auf die Nachfolger übertragbaren Vermögenssubstanz stehen in diesem Fall der 
verbreiteten Zielsetzung einer substanziell möglichst ungeschmälerten 
Vermögensübertragung entgegen.  
Neben den vorgenannten, „trivial“ anmutenden steuerlichen Modifikationen des ursprünglich 
vom Erblasser intendierten Erbteilungsergebnisses ist zu berücksichtigen, daß der jeweilige 
Umfang der Erbschaftsbesteuerung erst auf der Ebene der Vermögensempfänger nach 
Maßgabe vielschichtiger Einzelfallmerkmale festgestellt wird.21 Somit wird nicht das 
übergehende Gesamtvermögen selbst im Vorfeld seiner erbfallbedingten Aufteilung auf die 
vorgesehenen Rechtsnachfolger durch steuerliche Belastungen des Vermögensinhabers 
gemindert,22 sondern der Steuerzugriff erfolgt auf der Ebene der jeweiligen 
Vermögenserwerber nach Maßgabe individueller Besteuerungsmerkmale. Demnach ist es 
wahrscheinlich, daß Nachfolgeregelungen, die – in welcher Form auch immer – 
erwerberbezogene Aufteilungsmaßstäbe hinsichtlich des Erbvermögens vorsehen, durch 
jeweils auftretende individuelle steuerliche Belastungswirkungen im Sinne von 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen nachhaltig beeinflußt werden.  
                                                 
18  Ausnahmsweise wäre es allerdings auch möglich, daß durch Einzelmaßnahmen nach Eintritt des Erbfalles, 
z.B. die Erbausschlagung, die steuerliche Belastung des Ausschlagenden beeinflußt wird. Jedoch wäre in 
diesem Fall davon auszugehen, daß die vom Erblasser angedachte Nachfolgeregelung letztlich nicht 
umgesetzt worden ist. 
19  Vgl. Tischer, Erbausschlagung, S. 557. 
20  Dieser Fall wäre ausnahmsweise bei einer vorweggenommenen Erbfolgeregelung denkbar, da der 
Schenker neben dem Beschenkten Gesamtschuldner der auftretenden Steuer ist (vgl. § 20 Abs. 1 ErbStG).  
21  Das deutsche Erbschaftsteuerrecht ist demnach konzeptionell als Erbanfallsteuer ausgestaltet. 
22  Der Steuerzugriff wäre demnach in der Wirkung einer letztmalig auf das Vermögen des Erblassers zu 
erhebenden Vermögensteuer nachempfunden. 
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Die Gestaltung von Nachfolgeregelungen ohne angemessene Berücksichtigung der aus ihnen 
resultierenden Steuerbelastungen gewährleistet demnach nicht zwangsläufig auch die 
Realisierung der ursprünglich vom Erblasser verfolgten Zielsetzungen. Ein 
Erbteilungsergebnis, das jedoch vornehmlich von den Zufälligkeiten der im Einzelfall 
anzuwendenden steuergesetzlichen Regelungen geprägt wird, führt die vom Erblasser 
gewünschte Regelung der Nachfolge insgesamt ad absurdum.  
Der Umstand, daß nach der Besteuerungssystematik des Erbschaftsteuerrechts die jeweils 
zugrundeliegende Erbteilungssituation – insbesondere die beteiligten Personen sowie die 
Zusammensetzung des übergehenden Vermögens – von belastungsrelevanter Bedeutung ist, 
läßt die im Einzelfall auftretende Erbschaftsteuerbelastung als in hohem Maße beratungs- und 
gestaltungsabhängig erscheinen.23 Dabei ist jedoch einschränkend zu berücksichtigen, daß 
gezielte steuerlich motivierte Modifikationen der Erbteilungssituation notwendigerweise 
entsprechende gestalterische Freiheitsgrade24 im jeweiligen Anwendungsfall voraussetzen. 
Dennoch hat die prinzipielle Gestaltbarkeit der Erbschaftsteuerbelastung in der 
Vergangenheit zu vielfältigen Literaturbeiträgen geführt, die sich mit den Möglichkeiten der 
Beeinflussung der aus einer konkreten Nachfolgeregelung resultierenden 
Gesamtsteuerbelastung auseinandersetzen. Unter der Zielsetzung der 
Steuerbelastungsminimierung durch Sachverhaltsgestaltung wurden durchaus grundsätzliche 
Wirkungszusammenhänge zwischen einzelnen Gestaltungselementen und der jeweils 
resultierenden Steuerbelastung bereits aufgedeckt. Jedoch fehlt es angesichts des 
Elementarziels, das vom Erblasser ursprünglich angestrebte Erbteilungsergebnis nach Abzug 
steuerlicher Belastungen tatsächlich auch eintreten zu lassen, an konzeptionellen Grundlagen 
für eine systematische Einbeziehung steuerlicher Folgewirkungen in den Prozeß der 
Nachfolgegestaltung. Dieses Forschungsdefizit überrascht, weil die Fragestellung, auf welche 
Weise sich ein vom Erblasser angestrebtes Erbteilungsergebnis überhaupt mit Hilfe des 
bestehenden Nachfolgeinstrumentariums herbeiführen läßt, denklogisch der Frage 
vorausgehen sollte, ob ggf. Modifikationen dieses Erbteilungsergebnisses als vertretbar 
erscheinen, falls im Gegenzug ein bestimmtes Steuereinsparungspotential realisierbar ist. 
Im Rahmen der weiteren Untersuchung wird daher versucht, mit der Entwicklung eines 
entsprechend steuerorientierten Gestaltungsansatzes für die Erbteilung einen Beitrag zu 
                                                 
23  Vgl. Meincke, Rechtfertigung, S. 48. 
24  Letztlich erfordern belastungsbeeinflussende Gestaltungen regelmäßig Abweichungen von der 
ursprünglich vorgesehenen Nachfolgeregelung (z.B. bei der zeitlich gestaffelten Übertragung zur 
mehrfachen Ausnutzung erbschaftsteuerlicher Freibeträge in den Fällen, in denen eigentlich erst im Erbfall 
eine Einzelübertragung stattfinden sollte). Eine Rechtfertigung derartiger Abweichungen dürfte sich 
regelmäßig nur bei entsprechend hohen Steuereinsparungen ergeben. 
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leisten, damit auch in einem Umfeld mit Steuern die tatsächliche Herbeiführung eines 
erblasserintendierten Erbteilungsergebnisses planerisch gewährleistet werden kann. 
2 Untersuchungsschwerpunkte und -ziele 
Der gegenwärtige Forschungsstand zum vorgenannten Problembereich unerwünschter 
Beeinflussungen des Erbteilungsergebnisses durch die Erbschaftsbesteuerung läßt zunächst 
eine grundsätzliche und in sich geschlossene Untersuchung des Phänomens steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen als Voraussetzung für eine steuerorientierte Erbteilung erforderlich 
erscheinen. Dabei ist zunächst eine grundsätzliche Sensibilisierung des mit der Regelung 
einer Vermögensnachfolge befaßten Personenkreises anzustreben, damit das Problempotential 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen im Zusammenhang mit der Nachfolgegestaltung in 
angemessener Weise Beachtung finden kann. Zugleich gilt es jedoch im Hinblick auf die 
beschriebene steuerliche Problematik geeignete Lösungsstrategien zu entwickeln. Dazu sind 
im Sinne einer Steuerwirkungsanalyse die elementaren Zusammenhänge zwischen einzelnen 
Gestaltungselementen der Nachfolge und den damit einhergehenden erbschaftsteuerlichen 
Belastungen aufzudecken. Die Analyse der hierbei bestehenden Wirkungszusammenhänge ist 
als entscheidende Voraussetzung für die Entwicklung steuerorientierter Gestaltungsansätze 
zur Lösung der Ausgangsproblematik anzusehen. Neben der theoretischen Erörterung des 
Phänomens steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen will diese Untersuchung insbesondere 
erreichen, daß mit der Gestaltung einer Nachfolgeregelung befaßte Anwender in die Lage 
versetzt werden, die Relevanz steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen für den zu 
behandelnden Einzelfall zu beurteilen und im Bedarfsfall entsprechende Gegenmaßnahmen 
einzuleiten.  
In Anbetracht der vorgenannten Zielsetzungen ist insbesondere die Klärung der folgenden 
Fragestellungen als inhaltlicher Schwerpunkt der weiteren Untersuchung anzusehen: 
— Was sind steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen, und wie lassen sie sich von anderen 
steuerlichen Wirkungen im Zusammenhang mit dem erbfallbedingten 
Vermögensübergang abgrenzen? 
— Welches sind die Ursachen für das Auftreten steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen, und 
wie lassen sich die auftretenden Verlagerungswirkungen ggf. systematisieren? 
— Auf welche Weise sind die im Einzelfall auftretenden steuerinduzierten 
Erbteilsverlagerungen quantifizierbar, und welches Gewicht ist ihnen bei einzelnen 
Nachfolgeregelungen beizumessen? 
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— Wann erwächst aus dem Auftreten steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen im Einzelfall 
ein besonderer Steuerplanungsbedarf, und welche Maßnahmen stehen zum Zweck einer 
angemessenen Berücksichtigung steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen zur Verfügung? 
Zur Bearbeitung der vorstehenden Fragenkomplexe wird ein Untersuchungsaufbau 
angestrebt, der im folgenden beschrieben wird. 
3 Vorgehensweise 
Die Untersuchung orientiert sich in ihrem Aufbau im wesentlichen an der allgemeinen 
Vorgehensweise der klassischen Steuergestaltungslehre: In einem ersten Schritt gilt es 
zunächst, im Sinne einer Steuereinplanung Kausalbeziehungen zwischen steuerrelevanten 
Sachverhaltsmerkmalen und daraus resultierender Steuerbelastung herzustellen (Ursache-
Wirkungs-Beziehungen), bevor darauf aufbauend Überlegungen zur zielorientierten 
Beeinflussung einzelner Sachverhalte im Sinne der Steuergestaltung angestellt werden 
können. Der steuergestalterische Akzent liegt auf einer Instrumentalisierung der zuvor 
aufgedeckten Kausalbeziehungen (Ziel-Mittel-Beziehungen). Entsprechend ist im Rahmen 
des hier zu behandelnden Problems steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen aufgrund einer 
Nachfolgeregelung zu untersuchen, wie eine Problemlösung im Sinne einer steuerorientierten 
Erbteilung durch eine zielorientierte Anpassung der Nachfolgeregelung selbst herbeigeführt 
werden kann.  
Im Anschluß an diese Einführung und eine weitergehende thematische Grundlegung, 
insbesondere durch die inhaltliche Abgrenzung des zentralen Begriffs der Erbteilung, wird in 
Teil II der Untersuchung der Vorgang der Erbteilung als steuersensibles Gestaltungsproblem 
charakterisiert und in seinen Inhalten sowie hinsichtlich der ihm innewohnenden steuerlichen 
Problemstellungen dargestellt. Dabei sind vor allem auch die für das Verständnis der 
Untersuchung notwendigen zivilrechtlichen Grundlagen und Begrifflichkeiten, auf die im 
Rahmen der Erbschaftsbesteuerung nachhaltig zurückgegriffen wird, im für Zwecke dieser 
Untersuchung erforderlichen Umfang zu erläutern. Die Form der Darstellung erfüllt zugleich 
den Zweck, die einzelnen zivilrechtlichen Gestaltungsinstrumente unter dem Gesichtspunkt 
ihrer jeweiligen gestalterischen Funktionalität zu systematisieren, um so ihre Bedeutung als 
Gestaltungsinstrument im Zusammenhang mit der Regelung der Erbteilung aufzuzeigen. 
Anhand der Besteuerungssystematik des Erbschaftsteuerrechts werden anschließend Bezüge 
zwischen einzelnen Erbteilungsentscheidungen einerseits und den möglichen 
Besteuerungsfolgen andererseits hergestellt, wobei zu letztgenannten in diesem 
Zusammenhang insbesondere steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen zu zählen sind. Auf 
diesen Untersuchungsstand aufbauend bildet dann die Formulierung des aus dem Phänomen 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen resultierenden Steuerplanungsproblems das 
Bindeglied zu den weiteren Untersuchungseinheiten. 
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Teil III dieser Untersuchung dient der systematischen Aufdeckung von 
Wirkungszusammenhängen zwischen den elementaren steuerlichen Belastungsdeterminanten 
im Rahmen des Erbschaftsteuerrechts und den jeweils bei der Erbteilung zu erwartenden 
Ergebnisbeeinflussungen. Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf der Quantifizierung ggf. 
auftretender Verlagerungseffekte, wodurch die von einzelnen Belastungsdeterminanten 
ausgelösten Verlagerungsintensitäten vergleichbar gemacht und hinsichtlich ihrer 
Gewichtigkeit im Rahmen einer steuerorientierten Erbteilung beurteilt werden können. Da die 
jeweils dargestellten und quantifizierten Einzeleffekte in ihrem Zusammenwirken nicht 
zwangsläufig additiv miteinander verknüpft sind, hat der Untersuchung der isolierten 
Verlagerungseffekte notwendigerweise eine Analyse der potentiellen 
Verlagerungsintensitäten bei Erbteilungsfällen zu folgen, in denen die zuvor identifizierten 
Teilverlagerungseffekte jeweils kumuliert auftreten. 
Teil IV der Untersuchung umfaßt Überlegungen zur Entwicklung von Gestaltungsansätzen, 
mit denen einem unerwünschten Auftreten von Erbteilsverlagerungseffekten im Stadium der 
Nachfolgeregelung wirksam begegnet werden kann. Dieser Untersuchungsabschnitt 
beschränkt sich jedoch nicht auf die Darstellung potentieller Lösungsverfahren, sondern es 
werden darüber hinaus auch Bewertungskriterien für die entwickelten Gestaltungsalternativen 
identifiziert, die eine Vorteilhaftigkeitsbeurteilung für den einzelnen Anwendungsfall 
ermöglichen und aus denen für bestimmte Erbteilungsgrundfälle entsprechende 
Handlungsempfehlungen abgeleitet werden.  
Die Ergebnisse der Untersuchung werden noch einmal kurz in Teil V zusammengefaßt.  
B Grundlegung der Untersuchung und Beschränkungen 
Für den vorstehend skizzierten Untersuchungsverlauf bedarf zunächst der zentrale Begriff der 
Erbteilung einer grundlegenden inhaltlichen Abgrenzung. Dies scheint insbesondere deshalb 
notwendig, weil der Begriff der Erbteilung weder ein originär zivilrechtlicher Begriff ist noch 
bisher explizit eine inhaltliche Spezifizierung in der erbrechtlichen bzw. 
erbschaftsteuerrechtlichen Fachliteratur25 erfahren hat.26 Erst nachdem die dieser 
Untersuchung zugrundegelegten Begriffsinhalte der Erbteilung in angemessener Weise fixiert 
worden sind, können anschließend – zum Zweck der Konzentration auf die Erkenntnisziele 
                                                 
25  Dabei finden die Begriffe „Erbteilung“, „Nachlaßteilung“ sowie verwandte Begriffsumschreibungen 
(Verteilung des Erbes, Nachlaßaufteilung etc.) oftmals synonyme Verwendung und werden gelegentlich 
auch dem Begriff der „Erbauseinandersetzung“ gleichgestellt. Vgl. stellvertretend z.B. Derleder, § 1924, S. 
84; Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 2, 19; Moench, Erbfall, S. 100; Scherer, Erbrecht, S. 72. 
26  Anders z.B. der Begriff der „Nachlaßspaltung“, der im Zusammenhang mit Erbfällen mit 
Auslandsberührung, bei denen unterschiedliche internationale Erbstatute zur Anwendung gelangen, die 
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der Untersuchung – einzelne Beschränkungen des Untersuchungsinhalts formuliert werden. 
Im Ergebnis wird so eine eindeutige Abgrenzung des Untersuchungsobjektes für Zwecke der 
weiteren Analyse ermöglicht. 
Zuvor ist im Rahmen dieser inhaltlichen Grundlegung jedoch der interdisziplinären 
Ausrichtung dieser Untersuchung Rechnung zu tragen, indem die für das Verständnis 
erforderlichen erbrechtlichen Grundlagen des erbfallbedingten Vermögensübergangs 
dargestellt werden. 
1 Wesensmerkmale des erbrechtlichen Vermögensübergangs bei Erbfalleintritt 
Mit dem Tod27 eines Rechtsinhabers enden zwangsläufig auch dessen Rechts- und 
Handlungsfähigkeit und damit insbesondere seine Fähigkeit, Verpflichtungen eingehen und 
Verfügungen über sein Vermögen treffen zu können.28 Um zu verhindern, daß der Bestand 
von Rechtsbeziehungen zwischen Rechtssubjekten willkürlich vom Ableben der beteiligten 
Rechtssubjekte beeinflußt wird und dadurch angesichts des im Grundsatz stets ungewissen 
Todeszeitpunktes einer latenten und unkalkulierbaren Gefährdung ausgesetzt wäre, besteht im 
allgemeinen Rechtsverkehr29 ein natürliches Interesse an klaren und überschaubaren 
Regelungen zum Verbleib eines im Todeszeitpunkt vorhandenen Erbvermögens 
(Nachlasses).30 Das Ableben eines Rechtsinhabers als im Zeitablauf unabwendbares 
Ereignis31 erfordert dabei eine grundsätzliche Neuregelung seiner Vermögensverhältnisse,32 
wobei in diesem Zusammenhang nicht nur auf die Frage nach der Weiterführung bestehender 
Eigentumsrechte abzustellen ist. In gleicher Weise als dringlich – möglicherweise sogar als 
                                                 
Aufteilung des Nachlasses gemäß der jeweiligen nationalen Rechtszuständigkeit meint. Vgl. Langenfeld, 
Testamentsgestaltung, S. 21. 
27  Nach traditioneller medizinischer Auffassung tritt der Tod mit Eintritt des Herz- und Atemstillstandes ein. 
Zivilrechtlich ist in Anbetracht der medizinischen Entwicklung (z.B. maschinelle Aufrechterhaltung der 
Kreislauffunktion) nach allgemeiner Auffassung auf den Zeitpunkt des Hirntodes abzustellen. Vgl. 
stellvertretend Derleder, § 1922, Tz. 2 sowie Stein, § 1922, Tz. 3, m. w. Nw. 
28  Vgl. auch Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 60. 
29  Däubler stellt hierzu allgemein fest, daß die Grundsatzfrage der Rechtsnachfolge als ein wesentliches 
Erfordernis zur Funktionsfähigkeit einer auf dem Privateigentum aufbauenden Marktwirtschaft anzusehen 
ist. Vgl. Däubler, Einleitung, S. 11. 
30  Das BGB bezeichnet das Erbvermögen als Gegenstand der Erbfolge allgemein als Erbschaft (vgl. § 1922 
BGB). Demgegenüber zielt der Begriff des „Nachlasses“ vornehmlich ab auf das auf die Erben 
übergegangene Vermögen als Inbegriff für die im einzelnen übergehenden Rechte und Pflichten, so daß 
„Erbschaft“ ein mehr rechtlicher und „Nachlaß“ ein mehr wirtschaftlicher Begriff ist. Trotz der inhaltlichen 
Nuancierung werden die Begriffe auch im Rahmen des Erbrechts nicht stets eindeutig differenziert (vgl. 
Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 67). Weil im Rahmen dieser Untersuchung aus einer Differenzierung kein 
entscheidender Vorteil zu erwarten ist, sollen die Begriffe im folgenden stets synonym verwendet werden. 
31  Damit wird zugleich deutlich, daß hier auf natürliche und nicht auf juristische Personen als Rechtsinhaber 
Bezug genommen wird.  
32  Vgl. Kobor, Auslegung, S. 59. 
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vordringlich33 – zu erachten sind verbindliche Regelungen zur Übernahme bestehender 
Verpflichtungen, die der Erblasser zu Lebzeiten eingegangen ist, und denen er nach seinem 
Ableben naturgemäß nicht mehr nachkommen kann.34  
1.1 Erbrechtliche Grundlagen des Vermögensübergangs 
Nachdem bei natürlichen Personen35 die rechtliche Existenz mit dem Erbfall geendet hat,36 
bestimmt sich der Übergang der zu diesem Zeitpunkt vorhandenen Rechte und Pflichten auf 
Rechtsnachfolger nach Maßgabe der erbrechtlichen Generalnorm des § 1922 BGB wie folgt: 
„Mit dem Tode einer Person (Erbfall) geht deren Vermögen (Erbschaft) als Ganzes 
auf eine oder mehrere andere Personen (Erben) über.“37  
Auf der Grundlage dieser gesetzlichen Anordnung erfolgt unmittelbar in der logischen 
Sekunde nach Eintritt des Erbfalls der Übergang sämtlicher dem Erblasser zustehenden 
Rechte und Pflichten auf dafür vorgesehene Dritte (Erben),38 so daß es folglich zu keinem 
Zeitpunkt an einer eindeutig feststellbaren personellen Zuordnung des Erbvermögens mangelt 
oder Vermögenswerte auch nur vorübergehend herrenlos39 werden. Der Grundgedanke einer 
ununterbrochen feststellbaren persönlichen Rechtszuständigkeit40 wird dabei insbesondere 
durch die gesetzliche Bestimmung gewährleistet, daß der Übergang des Erbvermögens auf 
den bzw. die Erben sich zwangsläufig von Gesetzes wegen (ipso jure)41 und auf der 
Grundlage der Gesamtrechtsnachfolge42 (Universalsukzession)43 vollzieht.44 Da es bei diesem 
                                                 
33  Vgl. auch Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 7, 73. 
34  Der Stellenwert des Gläubigerschutzgedankens als erbrechtlicher Regelungszweck wird z.B. auch durch 
den Umstand belegt, daß das Nachlaßvermögen eines Erblassers etwaigen Nachlaßgläubigern vorrangig 
vor den Erben zur Befriedigung bestehender Ansprüche zusteht (vgl. § 2046 BGB). 
35  Der Erbfall ist ein Rechtsinstitut, das naturgemäß nur bei natürlichen Personen seinen Anwendungsbereich 
findet, weil juristische Personen nicht durch den biologischen Tod aus dem Wirtschaftsleben scheiden (vgl. 
Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 61). Vermögensrechtliche Aspekte der Auflösung juristischer Personen 
fallen daher nicht in den Regelungsbereich des Erbrechts, sondern z.B. in den des Insolvenzrechts. 
36  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 947. 
37  § 1922 Abs. 1 BGB. 
38  Vgl. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 63; Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 145; Scherer, 
Erbrecht, S. 1. 
39  Herrenlos sind Vermögensgegenstände dann, wenn sie eines Eigentümers entbehren. Sie können von 
demjenigen, der sie sich aneignet, in das Eigentum übernommen werden (vgl. § 958 BGB). 
40  Vgl. Däubler, Einleitung, S. 73, der in diesem Zusammenhang auch von einem Postulat der Rechtsklarheit 
spricht. 
41  Es handelt sich demnach um einen Erwerb, der kraft Gesetzes von selbst eintritt (vgl. Lange/Kuchinke, 
Lehrbuch, S. 145). 
42  Eine Gesamtrechtsnachfolge umfaßt regelmäßig eine Vielheit von Einzelrechten, die in ihrer Gesamtheit 
auf einen anderen Rechtsträger übergehen, ohne daß es hinsichtlich der übergehenden Einzelrechte jeweils 
gesonderter Übertragungsvorgänge bedarf. Der Rechtsträgerwechsel im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
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erbrechtlich vorgesehenen Vonselbsterwerb45 grundsätzlich keines gesonderten Tätigwerdens 
weder seitens des Erblassers noch des jeweiligen Erwerbers bedarf,46 unterscheidet sich der 
Vermögensübergang durch Erbanfall insoweit wesentlich von alternativen 
Übertragungsformen von Vermögen, z.B. dem Kauf,47 dem Tausch48 oder der Schenkung,49 
bei denen zudem der jeweils ausgelöste Rechtszuständigkeitswechsel regelmäßig im Wege 
der Einzel- bzw. Sonderrechtsnachfolge (Singularsukzession) erfolgt.50 Das bürgerliche 
Gesetzbuch bezeichnet den von Gesetzes wegen durch Eintritt des Erbfalls ausgelösten 
Vermögensübergang daher auch treffenderweise als „Erbanfall“,51 den der jeweils 
vorgesehene Erbe zwangsläufig „erleidet“, so daß Erben grundsätzlich auch ohne ihr Wissen 
zu Rechtsnachfolgern eines Erbvermögens werden können.52  
Im Rahmen der erbrechtlichen Generalnorm des § 1922 BGB werden neben der Anordnung 
des Vermögensübergangs auf die „Erben“ keine weitergehenden Details hinsichtlich der 
Frage festgelegt, welche Personen im Einzelfall als Erben des im Erbfall vorhandenen 
Vermögens in Betracht kommen. Da jedoch neben der Art, dem Umfang und dem Zeitpunkt 
der Vermögensnachfolge vor allem auch die Bestimmung des jeweiligen Rechtsnachfolgers 
als vordringlichstes Element des erbrechtlichen Regelungszwecks anzusehen ist,53 enthält das 
Erbrecht zur Spezifizierung der Generalnorm im Anschluß detaillierte Regelungen zur 
Identifikation der jeweiligen Erben im Einzelfall.54 Die empfängerbezogenen 
Nachfolgeregelungen des Erbrechts folgen dabei grundsätzlich dem Fundamentalprinzip des 
Privaterbrechts55 und bauen damit grundsätzlich auf der lebzeitigen Eigentümerstellung des 
Erblassers auf.56 
                                                 
stellt im deutschen Recht einen Sonderfall dar, der nicht beliebig kraft entsprechenden Rechtsgeschäfts, 
sondern ausschließlich in ausdrücklich gesetzlich normierten Fällen, z.B. dem Erbanfall, möglich ist (vgl. 
Kruse, Ansprüche, S. 3). 
43  Vgl. Piltz, Einzelrechtsnachfolge, S. 707. 
44  Zum Begriff der Rechtsnachfolge allgemein vgl. z.B. Kruse, Ansprüche, S. 2. 
45  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 145; Schulz, Erbschaftsteuer, S. 46. 
46  Vgl. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 6. 
47  Vgl. §§ 433 ff. BGB. 
48  Vgl. § 515 BGB.  
49  Vgl. §§ 516 ff. BGB. 
50  Vgl. Klein, Rechtsnachfolge, S. 695; Piltz, Einzelrechtsnachfolge, S. 707. 
51  Vgl. § 1942 Abs. 1 BGB. 
52  Vgl. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 65. 
53  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 1. 
54  Vgl. z.B. die gesetzlichen Erbfolgeregelungen der §§ 1924 - 1936 BGB. 
55  Vgl. z.B. Däubler, Einleitung, S. 6; Eisele, Jahressteuergesetz, S. 211. 
56  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 3. 
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1.2 Elemente des Privaterbrechts 
Im Einklang mit den verfassungsrechtlich verankerten Rechtsinstituten der Eigentums- und 
der Erbrechtsgarantie57 erkennt der Gesetzgeber auch vor dem Hintergrund des Erbfalles und 
dem damit einhergehenden gesetzlich angeordneten Vermögensübergang den Bestand von 
Privateigentum grundsätzlich an.58 Somit verbleibt zeitlich über den Tod des ursprünglichen 
Eigentümers hinaus Privatvermögen auch nach dem Eintritt des Erbfalles regelmäßig in 
privater Hand und fällt nicht etwa aufgrund gesetzlicher Bestimmungen59 der öffentlichen 
Hand zu.60 Dieses Privaterbrechtsprinzip ist dabei als eine zwingende Konsequenz aus der 
Existenz von Privateigentum anzusehen,61 weil bestehende Eigentumsrechte ohne den 
Grundsatz des Privaterbrechts jeweils lediglich das Recht zu einem lebenslangen Nießbrauch 
an Vermögensgegenständen verkörpern würden,62 dem nach einer Eigentümer-Generation 
automatisch ein staatliches Eigentumsmonopol nachfolgen würde.  
Demnach ist grundsätzlich festzustellen, daß dem Staat – entgegen der häufig vereinfachend 
verwendeten metaphorischen Bezeichnung, als unausweichlich am Erbübergang 
partizipierender „gesetzlicher Erbe“63 – im Grundsatz kein originär erbrechtlicher Anteil64 an 
Erbschaften zukommt. Vielmehr erwächst eine wirtschaftliche Beteiligung des Staates an 
erbfallbedingt übergehendem Erbvermögen im Einzelfall über den „Umweg“ des 
Steuerrechts. Das in den hier betrachteten Anwendungsfällen relevante Erbschaftsteuergesetz 
stellt seinem Wesen nach ein staatliches Eingriffsrecht dar,65 das jedoch ebenfalls dem 
Grundsatz des Privaterbrechts zu genügen hat.66 Denn um eine inhaltliche Aushöhlung des 
Privaterbrechtsprinzips durch den Umweg über das Steuerrecht zu verhindern, ist die 
Erbschaftsbesteuerung – in gleicher Weise wie der Zugriff des Staates auf das Eigentum 
                                                 
57  Vgl. Art. 14 Abs. 1 GG. 
58  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 21. 
59  Eine Ausnahme gilt in diesem Zusammenhang für die gesetzliche Erbeinsetzung des Staates nach § 1936 
BGB. Für den Sonderfall, daß bei einem Erbfall tatsächlich kein Erbe vorhanden ist, ist ein ausdrückliches 
Erbrecht des Staates vorgesehen. Die Bereicherung fällt dabei dem Fiskus desjenigen Bundeslandes zu, 
dem der Erblasser zum Zeitpunkt seines Todes angehört hat (§ 1964 BGB). Vgl. Gohlisch, Überblick, S. 4. 
60  Vgl. Däubler, Einleitung, S. 6; Edenhofer, Erbrecht, S. 1826. 
61  Vgl. Däubler, Einleitung, S. 6. 
62  Vgl. Kipp, § 1, S. 6 ff. 
63  Vgl. z.B. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 7. 
64  Neben der Ausnahmeregelung des § 1936 BGB (s.o.) ist es jedoch grundsätzlich auch denkbar, daß ein 
Erblasser den Staat im Rahmen der gewillkürten Erbfolge zu seinem Erben bestimmt. 
65  Vgl. z.B. Tipke/Lang, Steuerrecht, S. 4. 
66  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 23. 
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seiner Bürger durch sonstige Steuern67 – stets an den verfassungsrechtlichen Schranken des 
Art. 14 GG zu messen.68 
Der gesetzgeberische Wille, Privateigentum auch nach Eintritt des Erbfalls regelmäßig in 
privater Hand zu belassen, manifestiert sich vornehmlich in Form der erbrechtlichen 
Grundsätze der Testierfreiheit des Erblassers sowie des Verwandten- bzw. 
Ehegattenerbrechts.69 Beide Grundsätze sind als wesentliche Elemente des in Deutschland 
geltenden Privaterbrechts anzusehen und werden daher im folgenden kurz dargestellt. 
1.21 Testierfreiheit des Erblassers 
Die Anerkennung lebzeitig bestehender Eigentümerrechte durch den Gesetzgeber auch über 
den Tod des Eigentümers hinaus wird durch den erbrechtlich verankerten Grundsatz der 
Testierfreiheit des Erblassers in besonderer Weise dokumentiert,70 da die Testierfreiheit 
letztlich Verfügungsmöglichkeiten von Todes wegen gewährleistet, die den 
Gestaltungsmöglichkeiten durch Rechtsgeschäfte unter Lebenden inhaltlich weitgehend 
gleichgestellt sind.71 Die rechtliche Grundlage für die Testierfreiheit des Erblassers bildet 
dabei das in den §§ 1937, 2064 ff. BGB ausgewiesene Recht zur Willkürung der Erbfolge72 
durch den jeweiligen Erblasser.  
Die Testierfreiheit des Erblassers umfaßt primär das Recht zur Erbeneinsetzung,73 d.h. die 
unmittelbare Bestimmung beliebiger Personen zu den Erben des Nachlasses bei Eintritt des 
Erbfalls,74 sowie darüber hinaus das Recht, bei mehreren vorhandenen Erben die den 
                                                 
67  Vgl. auch Rose, Steuer-Plafondierungsbefehl, S. 494. 
68  Daß steuerliche Zugriffsrechte des Staates auf das Eigentum seiner Steuerbürger verfassungsrechtlich 
zugesicherte Grundrechte im Einzelfall übermäßig einschränken können, entspricht durchaus den 
Feststellungen der traditionellen Rechtsprechung des BVerfG (vgl. BVerfG-Urteil v. 24.07.1962, BVerfGE 
14, S. 221; BVerfG-Beschluß v. 08.03.1983, BVerfGE 63 S. 312 und BVerfG-Beschluß v. 22.03.1983, 
BVerfGE 63, S. 343). Vgl. auch den grundsätzlichen Beschluß des BVerfG zur Vermögensbesteuerung 
vom 22.06.1995, BVerfGE 93, S. 121, wobei über die verfassungsrechtlich im Einzelfall als zulässig zu 
erachtende Besteuerungsintensität jedoch naturgemäß keine einheitliche Auffassung besteht. Vgl. Meincke, 
Kommentar, Einf. Tz. 5; Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 19 Tz. 2 u.a. 
69  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 21, 22. 
70  Vgl. Scherer, Erbrecht, S. 29. 
71  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 4. 
72  Die sog. gewillkürte Erbfolge bildet zusammen mit den gesetzlichen Erbfolgeanordnungen das 
erbrechtliche Regelungssystem zur Erbenbestimmung, das überwiegend auf der Willensfreiheit des 
Erblassers aufbaut. Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 176. 
73  Vgl. § 1937 BGB. 
74  Vgl. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 67. 
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Einzelerben jeweils individuell zufließenden Erbanteile in Form von Bruchteilen75 
festzulegen.76 Neben diesen grundsätzlichen Bestimmungen stehen dem Erblasser weitere 
umfassende erbrechtliche Instrumente zur Verfügung,77 die es ihm ermöglichen, den 
postmortalen Verbleib seines Vermögens insgesamt sowie auch die Nachfolge in einzelne 
Sonderrechte detailliert nach seinen höchstpersönlichen Vorstellungen zu gestalten.78 
Unbedingte Voraussetzung zur Willkürung der individuellen Erbfolge ist jedoch die 
Testierfähigkeit des verfügenden Erblassers. Diese ist jeweils dann gegeben, wenn der 
Erblasser das 16. Lebensjahr vollendet hat79 und nicht rechtswirksam80 entmündigt worden 
ist.81 
Der liberalen Grundausrichtung des BGB entspricht es dabei, daß – über die grundsätzliche 
Anerkenntnis des Privaterbrechtsprinzips hinaus82 – die Aufgabe, für den Übergang des 
Erbvermögens im Erbfall einen oder mehrere geeignete Erwerber zu bestimmen, vornehmlich 
an den Inhaber des Vermögens, den Erblasser, delegiert wird.83 Die erbrechtliche 
Verankerung des Grundsatzes der Testierfreiheit des Erblassers spiegelt letztlich die 
Überzeugung des Gesetzgebers wider, daß im Einzelfall vornehmlich der Erblasser befähigt 
ist, eine ausgewogene und gerechte Erbfolgeregelung zu treffen.84 Dieser selbst besitzt 
naturgemäß die intensivsten Kenntnisse über seine privaten und wirtschaftlichen Verhältnisse, 
in die Außenstehende demgegenüber in der Regel nur vergleichsweise unzureichenden 
Einblick erhalten. Deshalb muß gerade der Erblasser selbst als qualifiziert erscheinen, aus der 
                                                 
75  Bei mehreren Erben wird der Nachlaß stets zum gemeinschaftlichen Vermögen der Erben (vgl. § 2032 
BGB). Es entsteht eine Erbengemeinschaft, deren Mitgliedern jeweils ein bestimmter Bruchteil am 
Gesamthandsvermögen zuzurechnen ist (vgl. Obermeier, Erbfolge, S. 219; Schuhmann, Erben, S. 2). 
76  Vgl. § 2078 ff. BGB. 
77  In Betracht kommen hier z.B. die wirtschaftliche Beteiligung von Nicht-Erben (§ 1939 BGB) sowie die 
Anordnung von Auflagen (§ 1940 BGB), die Vor- und Nacherbschaft (§§ 2100 ff. BGB) oder die 
Benennung eines Testamentsvollstreckers (§§ 2197 BGB) etc. 
78  Auf eine detaillierte Übersicht über das erbrechtliche Gestaltungsinstrumentarium wird an dieser Stelle 
verzichtet und statt dessen auf die Ausführungen in Teil II, Abschnitt A, Kapitel 2 verwiesen.  
79  Vgl. § 2229 BGB, der die Minimalanforderungen an den testierenden Erblasser fixiert. Im Gegensatz dazu 
ist z.B. der Abschluß eines Erbvertrages erst bei unbeschränkter Geschäftsfähigkeit möglich, also erst nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres (§ 2275 BGB). 
80  Eine Entmündigung wird erst wirksam, wenn der Entmündigungsbeschluß unanfechtbar geworden ist (§§ 
664, 684 ZPO). Bereits vorher getroffene Verfügungen von Todes wegen bleiben demgegenüber 
vollständig wirksam. 
81  Vgl. § 2229 Abs. 3 BGB. 
82  Grundsätzlich wäre es zur Umsetzung des Privaterbrechtsgedankens nicht zwingend erforderlich, daß die 
Bestimmung des jeweiligen Vermögenserwerbers dem Erblasser zur freien Disposition gestellt wird, da 
auch eine entsprechende Zuordnung kraft Gesetzes den erbfallbedingten Verbleib des Vermögens in 
privater Hand gewährleisten könnte. 
83  Vgl. Däubler, Einleitung, S. 10. 
84  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 274. 
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Vielzahl der im einzelnen Erbfall abzuwägenden Aspekte die notwendigen Folgerungen für 
eine seiner persönlichen Situation angemessene und damit im Grundsatz wohl auch als 
gerecht anzusehende letztwillige Verfügung zu ziehen.85 Selbst wenn berücksichtigt wird, daß 
das Ziel einer Einzelfallgerechtigkeit durchaus in Ausnahmefällen, z.B. infolge mangelnder 
Voraussicht oder aus Anlaß emotionaler Überreaktionen86 des Verfügenden, verfehlt werden 
kann, so ist dennoch in der Gesamtheit aller Erbfälle das Recht zur Willkürung der Erbteilung 
als eine wesentliche Grundlage für die Herbeiführung einer letztlich sozial gerechten 
Ordnung anzusehen.87 Die herausragende Bedeutung, die der Gesetzgeber dem Grundsatz der 
Testierfreiheit beimißt, wird nicht zuletzt auch durch eine besondere Schutzvorschrift 
innerhalb des Erbrechts verdeutlicht, welche vertragliche Beschränkungen der Testierfreiheit 
des Erblassers als grundsätzlich nichtig erklärt.88 
Trotz der weitreichenden Freiheitsgrade, die dem Erblasser somit bei der Gestaltung der 
Erbfolge gesetzlich eingeräumt werden, ist die Willkürung der Erbfolge jedoch nicht 
vollständig frei von Beschränkungen. Neben bestimmten Formvorschriften,89 die im Interesse 
der Rechtswirksamkeit letztwilliger Verfügungen zwingend zu beachten sind, wird 
insbesondere einzelnen Personen des engeren sozialen Umfelds des Erblassers gesetzlich eine 
wirtschaftliche Mindestbeteiligung am Nachlaß des Erblassers zugewiesen,90 die sich z.B. in 
Form der gesetzlichen Pflichtteile91 oder spezifischer Ausgleichsansprüche92 manifestiert. 
Dergestaltigen Zuweisungsbeschränkungen hinsichtlich des Nachlasses liegt das erbrechtliche 
Grundprinzip des Verwandten- und Ehegattenerbrechts zugrunde,93 das den Grundsatz der 
Testierfreiheit als weiteres wesentliches Element zur Umsetzung der 
Privaterbrechtsprinzipien ergänzt. 
                                                 
85  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 176. 
86  Dieser Problematik wird zumindest zu einem gewissen Grad dadurch begegnet, daß die Verfügung eines 
letzten Willens mit spezifischen Formvorschriften belegt ist. Dadurch wird die besondere Bedeutung der 
Willensäußerung dokumentiert, so daß der Erblasser ggf. im Einzelfall vor allzu spontanen Verfügungen 
bzw. deren Abänderung bewahrt wird.  
87  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 274. 
88  Vgl. insbesondere § 2302 BGB, durch den eine vertragliche Beschränkung der Testierfreiheit des 
Erblassers explizit ausgeschlossen wird. 
89  An dieser Stelle ist insbesondere auf das Erfordernis der Schriftform letztwilliger Verfügungen 
hinzuweisen (§ 2247 BGB). Auf weitere Formvorschriften wird im weiteren Verlauf der Untersuchung 
noch kurz einzugehen sein. 
90  Vgl. Däubler, Einleitung, S. 49. 
91  Vgl. § 2303 BGB. 
92  So z.B. der erbrechtlich pauschalierte Zugewinnausgleich des Ehegatten gem. § 1931 i.V.m. § 1371 Abs. 1 
BGB. 
93  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 176. 
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1.22 Verwandten- und Ehegattenerbrecht 
Die Gesamtheit der Regelungen des Erbrechts reflektiert erkennbar den Willen des 
Gesetzgebers, den nächsten Verwandten und insbesondere dem ggf. vorhandenen Ehegatten 
des Erblassers vor anderen potentiellen Empfängern des übergehenden Erbvermögens eine 
Sonderstellung einzuräumen.94 Dieses besondere Anliegen läßt sich ursächlich auf den 
verfassungsmäßig gebotenen Schutz von Ehe und Familie95 zurückführen.96 Das mit dem 
Erbfall übergehende Vermögen eines Erblassers unterliegt demnach im Rahmen des Erbrechts 
einer grundsätzlichen Familiengebundenheit.97 Diese spiegelt sich vornehmlich in den 
gesetzlichen Erbfolgeregelungen zur Identifikation der jeweiligen Erbteilsempfänger im 
einzelnen Erbfall wider.98 Bevorzugt vor anderen potentiellen Erwerbern erben danach 
zunächst die jeweils nächsten Angehörigen eines Erblassers, wobei sich der Kreis der hierbei 
zu berücksichtigenden Personen nach Maßgabe des Familienrechts99 bestimmt.100 Darüber 
hinaus manifestiert sich die Familiengebundenheit des Erbvermögens im Rahmen des 
Pflichtteilsrechts, das enge Angehörige des Erblassers von Gesetzes wegen wirtschaftlich am 
übergehenden Vermögen beteiligt. 
Angesichts des im Erbfall gesetzlich angeordneten bevorrechtigten Vermögensübergangs an 
Familienmitglieder des Erblassers ist festzustellen, daß das Verwandten- und 
Ehegattenerbrecht seinem Wesen nach als ein der Testierfreiheit des Erblassers in seiner 
Wirkungsrichtung grundsätzlich entgegengerichtetes Erbteilungsprinzip anzusehen ist.101 
Während im Rahmen der Testierfreiheit das Erbrecht einerseits besonders auf die Willens- 
und Gestaltungsfreiheit des Erblassers abstellt, werden ebendiese gesetzlich verankerten 
                                                 
94  Die Gesamtheit der gesetzlichen Erbfolgeregelungen beruht auf der Verwandten- und Ehegattenerbfolge 
(vgl. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 66). Darüber hinaus wird den nächsten 
Verwandten des Erblassers durch das Pflichtteilsrecht gegenüber anderen potentiellen Erben eine 
Sonderstellung eingeräumt. 
95  Vgl. Art. 6 Abs. 1 GG. 
96  Vgl. Däubler, Einleitung, S. 49. 
97  Vgl. Otte, § 1922, S. 50 ff. 
98  Vgl. §§ 1924 ff. BGB. 
99  Das Familienrecht umfaßt regelungssystematisch die §§ 1297 - 1921 BGB. Demnach sind allgemein 
Personen miteinander verwandt, die durch eheliche oder nichteheliche Geburt voneinander oder einem 
gemeinsamen Eltern- bzw. Vorelternteil abstammen (vgl. § 1589 BGB). 
100  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 182. 
101  Vgl. auch Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 176. 
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Freiheitsrechte andererseits durch die prinzipielle Familiengebundenheit des Vermögens 
nachhaltig beschränkt.102  
Hinsichtlich der konfliktären Regelungsinhalte der vorgenannten Erbteilungsprinzipien ist 
jedoch zu berücksichtigen, daß eine Erbteilung nach Maßgabe der gesetzlichen 
Erbfolgeregelungen und somit auf der Grundlage des Verwandten- und Ehegattenerbrechts 
tatsächlich nur dann eintritt, wenn und soweit der Erblasser keine ausdrücklich 
anderslautende Verfügung zur Aufteilung seines Vermögens im Erbfall getroffen hat.103 
Demnach gehen gewillkürte Erbteilungsverfügungen des Erblassers der gesetzlichen Erbfolge 
stets vor.104 Ungeachtet dieser eindeutigen Regelungshierarchie bezüglich der 
anzuwendenden Erbfolgeregelung können sich dennoch aus dem Familien- und 
Ehegattenerbrechtsprinzip Beschränkungen der Testierfreiheit des Erblassers in Form des 
Pflichtteilsrechts ergeben.105 Dem Problem Rechnung tragend, daß aufgrund des Vorrangs 
gewillkürter vor den gesetzlichen Erbfolgeregelungen der verfassungsrechtliche 
Schutzgedanke von Ehe und Familie im Rahmen der Erbteilung de facto zu einer Leerformel 
degenerieren würde, hat der Gesetzgeber diese Erwerbergruppe im Rahmen des sogenannten 
Pflichtteilsrechts mit einer gesetzlichen Mindestbeteiligung am übergehenden Erbvermögen 
ausgestattet,106 um zumindest im Grundsatz die wirtschaftliche Versorgung der unmittelbaren 
Angehörigen des Erblassers nach dem Erbfall sicherzustellen.107 Im Gegensatz zum 
Regelungsbereich der gesetzlichen Erbfolge kann der Erblasser die (partielle) 
Vermögensnachfolge nach Maßgabe des Pflichtteilsrechts nur in begründeten 
Ausnahmefällen bei Vorliegen restriktiver Voraussetzungen108 außer Kraft setzten, indem er 
einen ausdrücklichen Entzug des Pflichtteils verfügt.109 Übersteigt demgegenüber der von 
einem Erblasser einem Pflichtteilsberechtigten zugewendete Vermögensanteil den Anteil, der 
dem Berechtigten nach Maßgabe des Pflichtteilsrechts zusteht, so ergibt sich aus den 
                                                 
102  Im Einzelfall erwachsen naturgemäß nur in denjenigen Erbteilungsfällen tatsächliche Beschränkungen der 
Gestaltungsfreiheit, bei denen die Vorstellungen des Erblassers über die Erbfolge von den gesetzlich 
vorgesehenen Anordnungen abweichen. 
103  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 177, 178. 
104  Vgl. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 74. 
105  Vgl. §§ 2303 ff. BGB. 
106  Vgl. Däubler, vor § 2303, S. 1040. 
107  Vgl. Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 52. Zur Rechtfertigung dieser Schutzvorschrift aufgrund der 
Sorgfalts- und Unterhaltspflichten des Erblassers vgl. Brox, Erbrecht, Tz. 517. 
108  Vgl. §§ 2333 - 2335 BGB. 
109  In der Praxis dürfte der Anwendungsbereich des Pflichtteilsentzugs relativ gering sein, da dieser z.B. 
regelmäßig voraussetzt, daß der Pflichtteilsberechtigte dem Erblasser nach dem Leben trachtet, sich einer 
vorsätzlichen körperlichen Mißhandlung des Erblassers oder eines Verbrechens gegenüber dem Erblasser 
schuldig macht oder bestehende Unterhaltspflichten gegenüber dem Erblasser böswillig verletzt (vgl. § 
2333 Nr. 1-5 BGB). 
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Bestimmungen des Pflichtteilsrechts keine zusätzliche110 wirtschaftliche Beteiligung des 
Erwerbers.111  
2 Erbteilung als Gestaltungsaufgabe im Rahmen der Nachfolgeplanung 
Im vorhergehenden Untersuchungsabschnitt ist deutlich geworden, daß die Systematik des 
Erbrechts trotz punktueller Einschränkungen in der Hauptsache dem Inhaber von 
Vermögenswerten das Recht zuweist, eine Regelung für die individuelle Rechtsnachfolge bei 
Eintritt des Erbfalls zu treffen. Vor diesem Hintergrund ergeben sich aus der Sicht des 
Erblassers potentielle Gestaltungsfreiräume, die als notwendige Voraussetzung individueller 
Erbteilungsentscheidungen den inhaltlichen Ausgangspunkt der weiteren 
Untersuchungsschritte bilden. 
Die bestehenden erbrechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten werden jedoch nicht in jedem Fall 
auch tatsächlich dazu genutzt, eine an die individuellen Vorstellungen des Erblassers 
angepaßte Regelung der Erbfolge zu treffen.112 Vielmehr sind im Hinblick auf den 
erbfallbedingten Vermögensübergang mit der geplanten bzw. der ungeplanten Nachfolge 
zwei wesensverschiedene Grundformen des Vermögensübergangs zu unterscheiden.113 
Abzustellen ist dabei auf das Merkmal, ob im Hinblick auf den Erbfalleintritt individuelle 
Planungsüberlegungen angestellt und entsprechende Maßnahmen getroffen wurden, damit 
letztlich höchstpersönliche Zielvorstellungen des Erblassers bei der Nachfolge zur Umsetzung 
gelangen. 
Die Hintergründe einer sich ungeplant vollziehenden Nachfolge können vielfältig sein. 
Möglicherweise steht der Erblasser dem postmortalen Verbleib seines lebzeitig gebildeten 
Vermögens vollständig interessenneutral gegenüber.114 Häufig ist jedoch auch zu beobachten, 
daß es trotz eines grundsätzlichen Bestrebens des Erblassers, die Übertragung seines 
                                                 
110  Die Entstehung eines Pflichtteilsanspruchs setzt somit voraus, daß der Erblasser den 
Pflichtteilsberechtigten nicht (vgl. § 2303 BGB) oder nur in geringerem Umfang als nach Pflichtteilsrecht 
vorgesehen bedacht hat (sog. Rest-Pflichtteil, vgl. § 2305 BGB). 
111  Dennoch steht es einem Erwerber grundsätzlich frei, den Erwerb des ihm vom Erblasser zugewendeten 
Vermögens auszuschlagen und ersatzweise seinen Pflichtteil zu verlangen. Vgl. § 1948 BGB. In diesem 
Zusammenhang könnte als Beweggrund z.B. der Umstand zu berücksichtigen sein, daß der 
Pflichtteilsanspruch stets ein Geldanspruch ist (vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 723).  
112  Vgl. Kupsch/Hoch, Gestaltung, S. 517. 
113  Vgl. Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 12. 
114  Gerade im Anwendungsfall der Erbfolgeplanung ist eine völlige Indifferenz des Erblassers gegenüber dem 
letztlich eintretenden Erbteilungsergebnis – möglicherweise mangels persönlicher Betroffenheit des 
Gestaltenden von den Folgen eines ungeplanten Überganges – häufiger anzutreffen als in anderen 
Bereichen der Steuerplanung. Dennoch kann allgemein davon ausgegangen werden, daß in der 
überwiegenden Mehrheit von Erbfällen, der Erblasser aufgrund besonderer Bindungen zu 
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Nachlasses individuell zu regeln, schlichtweg versäumt wurde, vor dem (plötzlichen) Ableben 
geeignete rechtswirksame Vorkehrungen zu treffen.115 Ungeachtet der Ursachen im Einzelfall 
vollzieht sich die Vermögensnachfolge bei einer ungeplanten Nachfolge in Ermangelung 
berücksichtigungsfähiger gewillkürter Erbfolgeregelungen stets auf der Grundlage der 
erbrechtlichen Bestimmungen zur Erbfolge.116  
Für Erblasser, die eine individualisierte Erbfolgeregelung anstreben, ermöglicht eine geplante 
Nachfolge regelmäßig den zielorientierten Übergang des Erbvermögens bei Eintritt des 
Erbfalls. Angesichts der bestehenden weitreichenden zivilrechtlichen Freiheitsgrade bei der 
Regelung der Nachfolge ist eine entsprechende Nachfolgeplanung als eine 
Gestaltungsaufgabe anzusehen, deren Komplexitätsgrad sich durch die jeweiligen 
Besonderheiten des Einzelfalls bestimmt. Zudem ergeben sich aus unterschiedlichen 
Nachfolgesituationen als Ausgangspunkt der jeweiligen Planungsüberlegungen grundsätzlich 
auch spezifische inhaltliche Schwerpunktsetzungen, wobei im folgenden mit der „Erbteilung“ 
eine elementare Gestaltungsaufgabe im Rahmen der Nachfolgeplanung identifiziert und ihrem 
Wesen nach beschrieben wird. 
2.1 Nachfolgeplanung 
Bei der Regelung der Erbfolge muß sich der Erblasser – trotz einer weitverbreiteten 
Reserviertheit gegenüber der lebzeitigen gedanklichen Beschäftigung mit dem eigenen 
Tode117 – nicht nur rechtzeitig Klarheit über seine höchstpersönlichen Vorstellungen und 
Nachfolgeziele verschaffen.118 Eine besondere Schwierigkeit der Nachfolgeplanung besteht 
vielmehr in der sich an die Zieldefinition anschließenden Transformation der 
Erblasservorstellungen in geeignete rechtsverbindliche und nicht zuletzt auch wirtschaftlich 
sinnvolle Erbfolgeregelungen.119 Nur die gezielte Auswahl zivilrechtlicher 
                                                 
Familienangehörigen oder Vermögensgegenständen zumindest ein Grundinteresse hinsichtlich des 
Erbteilungsergebnisses entwickelt. 
115  Vgl. z.B. Schwedhelm/Streck, Nachfolgeberatung, S. 64, die in diesem Zusammenhang das Argument „Ich 
bin noch jung und habe noch Zeit“, als verbreitete Denkhaltung identifizieren, die zu einem fortgesetzten 
Aufschieben der Regelung der Nachfolge führt. 
116  Daraus kann jedoch nicht im Umkehrschluß gefolgert werden, daß es sich bei Nachfolge im Wege der 
gesetzlichen Erbfolgeregelung stets um eine ungeplante Nachfolge handelt. Denn es erscheint 
grundsätzlich möglich, daß im Einzelfall die Zielvorstellungen des Erblassers mit dem erbrechtlichen 
Erbteilungsergebnis deckungsgleich sind und der Eintritt der gesetzlichen Erbfolge bewußt vom Erblasser 
herbeigeführt wird. 
117  Streck weist in diesem Zusammenhang beispielhaft auf bestehende Hemmnisse und zumeist irrationale 
Ängste im Zusammenhang mit der Regelung der Nachfolge hin: „Wenn ich den letzten Willen (!) 
niederschreibe, bleibt mir nichts als zu sterben“. Vgl. Schwedhelm/Streck, Nachfolgeberatung, S. 64. 
Ähnlich auch Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 8; Winnesberg, Unternehmertestament, S. 443. 
118  Vgl. Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 17. 
119  Vgl. Walther, Unternehmertestament, S. 5. 
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Gestaltungsinstrumente sowie die Berücksichtigung der damit einhergehenden 
Folgewirkungen läßt im Erbfall das angestrebte Nachfolgeergebnis tatsächlich eintreten.120  
Ein geordneter Vermögensübergang von Todes wegen bedarf demnach einer systematischen 
Planung und Vorbereitung. Die Wesensmerkmale einer entsprechend angelegten 
Nachfolgeplanung, bei der die Zielvorstellungen des Erblassers einerseits und die jeweils zu 
berücksichtigenden rechtlichen Rahmenbedingungen der Planung andererseits möglichst 
weitgehend in Einklang gebracht werden, werden in den folgenden Abschnitten kurz 
dargestellt.  
2.11 Zum Begriff der Nachfolgeplanung  
In der deutschsprachigen Literatur hat sich bisher keine eindeutige Begrifflichkeit im 
Zusammenhang mit dem Problem der Vermögensnachfolge im Erbfall etabliert.121 Im 
einschlägigen Schrifttum kursieren vielmehr eine Vielzahl verwandter Bezeichnungen, die 
mangels einheitlicher inhaltlicher Abgrenzung oftmals auch synonym Verwendung finden.122  
Demgegenüber werden im angelsächsischen Sprachraum Aspekte der Gestaltung 
erbfallbedingter Vermögensübertragungen traditionell unter dem Oberbegriff des „Estate 
Planning“123 subsumiert, dem eine entsprechend weitgefaßte inhaltliche Abgrenzung 
zugrundeliegt: 
„Planning for the orderly handling, disposition and administration of an estate when 
the owner dies. (...)“124 
Als sprachliche Konvention im Rahmen der vorliegenden Untersuchung wird das „Estate 
Planning“ unter weitgehender inhaltlicher Entsprechung in den Begriff der 
„Nachfolgeplanung“ überführt.125  
                                                 
120  Vgl. Reichert, Unternehmensnachfolge, S. 257. 
121  Dies mag möglicherweise durch die von Langenfeld in einem Vergleich mit den USA diagnostizierte 
unzureichende wissenschaftliche Aufmerksamkeit begründet sein, die Aspekten der Nachfolgeregelung in 
Deutschland zuteil wird. Vgl. Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 27.  
122  So z.B. die Begriffe „Nachlaßplanung“ (vgl. Sarres, Erbengemeinschaft, S. 4), „Erbplanung“ (vgl. 
Flick/Hannes, Testamente, S. 20), Erbfolgeplanung, Unternehmensnachfolge (vgl. Lutterbach, 
Unternehmensnachfolge, S. 26), Nachfolgeplanung (vgl. Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 11), 
Erbgestaltung etc., bei denen jedoch mangels einheitlicher inhaltlicher Differenzierung von einer 
gegenüber der Nachfolgeplanung synonymen Verwendung auszugehen ist. 
123  Vgl. Pohl, Vermögensnachfolge, S. 1 ff; Reinmann, Nachlaßplanung, S. 129. 
124  Crumbley/Friedman, Tax Terms, S. 110. 
125  Eine üblicherweise anzutreffende „wörtliche“ Übersetzung als „Nachlaßplanung“ erscheint demgegenüber 
im Rahmen der Untersuchung als unglücklich, da ein Vermögensbestand strenggenommen erst mit Eintritt 
des Erbfalls als „Nachlaß“ zu qualifizieren ist. Der Begriff „Nachlaßplanung“ spiegelt damit nur 
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Nachfolgeplanung im hier verstandenen Sinne umfaßt demnach die Gesamtheit aller im 
Hinblick auf den Vermögensübergang im Erbfall zu treffenden Regelungen.126 Sie ist damit 
eine interdisziplinäre Konzeption,127 die darauf abzielt, Veränderungen, die sich aus dem Tod 
des Vermögensinhabers zwangsläufig ergeben, planerisch vorzubereiten. 
Das Hauptmerkmal der Nachfolgeplanung ist der Vorgang des „Planens“, der allgemein als 
systematische gedankliche Vorwegnahme privaten oder betrieblichen Tathandelns128 die 
Grundlage für rationale Gestaltungsentscheidungen bildet. Als „prospektives 
Denkhandeln“129 trägt der Planungsbegriff damit insbesondere der charakteristischen 
Planungssituation bei der erbfallbedingten Vermögensnachfolge Rechnung: Da der 
Vermögensübergang von Todes wegen stets den Eintritt des Erbfalls voraussetzt, ist der 
Erblasser als Entscheidungsträger zu diesem Zeitpunkt naturgemäß nicht mehr in der Lage, 
„tathandelnd“ auf den tatsächlichen dinglichen Vermögensübergang Einfluß zu nehmen. Mit 
Ausnahme der Situation bei lebzeitigen Vermögensübertragungen im Wege der 
vorweggenommenen Erbfolge130 beschränkt sich die Nachfolgegestaltung des Erblassers 
daher auf die frühzeitige Entwicklung eines Nachfolgeplans, der über das zur Verfügung 
stehende zivilrechtliche Übertragungsinstrumentarium erst in der Zukunft entsprechend 
verbindliche Wirkungen entfaltet. Die rechtliche und ggf. auch die dingliche Übertragung der 
Vermögenswerte findet somit letztlich ohne unmittelbare Beteiligung des Erblassers, jedoch 
auf der Grundlage der von ihm im Rahmen der Nachfolgeregelungen dokumentierten 
Planungsüberlegungen statt.131 
Aus der grundsätzlichen Ungewißheit über den Umfang und die Zusammensetzung des 
Nachlaßvermögens im Zeitpunkt des erbrechtlichen Vermögensübergangs, die gleichermaßen 
aus dem regelmäßig132 unsicheren Eintrittszeitpunkt des Erbfalles  sowie dem 
                                                 
unzureichend die grundsätzlich alternativ bestehenden Möglichkeiten lebzeitiger Maßnahmen i.S.d. 
vorweggenommenen Erbfolge.  
126  Vgl. Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 9. 
127  Zur Interdisziplinarität der Nachfolgeregelung vgl. z.B. Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 929. 
128  Vgl. Hahn, Planung, Sp. 3186. 
129  Zum Begriff vgl. Kosiol, Planung, S. 79; siehe auch Töpfer, Kontrollsysteme, S. 23. 
130  In der Praxis sind Übertragungen i.S.e. vorweggenommenen Erbfolge nicht eindeutig von „reinen“ 
Schenkungen abzugrenzen, die keinen zukünftigen Erben als Übertragungsempfänger voraussetzen.  
131  Grundsätzlich könnte in diesem Zusammenhang auch der Vorgang der Dokumentation der 
Planungsergebnisse bzw. sonstiger vorbereitender Handlungen bereits als „Tathandeln“ des Erblassers 
interpretiert werden, wenn das Niederlegen gewillkürter Erbfolgeregelungen bereits als erster Schritt zur 
Umsetzung der Planungsergebnisse aufgefaßt würde. Eine weitergehende explizite Differenzierung kann 
jedoch im Rahmen dieser Untersuchung unterbleiben. 
132  Fälle einer persönlichen Einflußnahme auf den Todeszeitpunkt sind an dieser Stelle ebensowenig 
Gegenstand der Betrachtung wie Sonderfälle, bei denen z.B. aufgrund von Krankheit der Todeszeitpunkt 
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Grundsatzproblem sich zwischenzeitlich ändernder Umweltbedingungen resultiert, ergibt sich 
zwangsläufig die Notwendigkeit, eine zu einem bestimmten Zeitpunkt fixierte 
Nachfolgeregelung regelmäßig zu überprüfen133 und bei Bedarf an zwischenzeitlich 
eingetretene Änderungen anzupassen.134 Die Nachfolgeplanung ist demnach nicht als 
einmalig zu durchlaufender Vorgang zu verstehen, der nach der Entscheidung für eine 
bestimmte Nachfolgeregelung grundsätzlich abgeschlossen ist. Vielmehr ist die Planung der 
Nachfolge als ein zeitraumbezogener Prozeß permanenter Planungs- und Kontrollaktivitäten 
aufzufassen,135 so daß in diesem Zusammenhang auch der Begriff des „Nachfolge-
Controlling“136 sachgerecht erscheint. Idealerweise erstreckt sich der Kontroll- und 
Anpassungsprozeß zeitlich bis zum tatsächlichen Eintritt des Erbfalls, was jedoch in der 
Praxis regelmäßig nicht durchführbar erscheint. Angestrebt werden sollte jedoch eine je nach 
Änderungsanfälligkeit der Erbteilungssituation periodisierte Überprüfung der relevanten 
Planungsannahmen, um einen Anpassungsbedarf rechtzeitig aufzudecken. 
Als betriebswirtschaftliches Forschungsobjekt konzentriert sich die Planung der Nachfolge 
auf interdisziplinäre Fragestellungen im Zusammenhang mit der Übergabe und Fortführung137 
eines bestehenden unternehmerischen Engagements durch Nachkommen des Unternehmers 
oder durch fremde Dritte.138 Daraus resultierte bisher regelmäßig eine inhaltliche 
Beschränkung auf im Erbfall zu übertragendes Betriebsvermögen in Form eines oder 
mehrerer Unternehmen bzw. von Beteiligungen an Unternehmen. Diese Sichtweise kann der 
Konzeption einer umfassenden Nachfolgeplanung jedoch insgesamt nicht gerecht werden, 
weil der Gegenstand des Erbübergangs stets das Gesamtvermögen eines Erblassers ist, das 
auch bei Unternehmer-Erblassern zu einem mehr oder weniger umfangreichen Anteil aus 
alternativen Vermögensformen innerhalb des Privatvermögens besteht.139 Obwohl gerade im 
Zusammenhang mit Unternehmensübertragungen die Nachfolgeregelung durch eine erhöhte 
                                                 
„vergleichsweise genau“ bestimmbar ist, oder Anwendungsfälle der Verfügung im Rahmen von 
Nottestamenten, die naturgemäß erst kurz vor dem erwarteten Ableben erstellt werden. 
133  Andernfalls kann nicht ausgeschlossen werden, daß eine Nachfolgeregelung bei Eintritt des Erbfalls 
inhaltlich bereits veraltet ist. Vgl. Flick/Hannes, Testamente, S. 20. 
134  Vgl. Ehlers, Unternehmensnachfolge, S. 13, Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 932. 
135  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 124. 
136  Vgl. Eichholz, Nachfolgeregelung, S. 93; Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 283 ff. 
137  Alternativ sind in der Praxis im Grundsatz auch unterschiedliche Beendigungsformen unternehmerischen 
Engagements bei Gestaltungsüberlegungen zur Nachfolge einzubeziehen. Vgl. Herzig, Steuerplanung, S. 4. 
Aus der Sicht der Nachfolgeplanung bildet dieser Vorgang regelmäßig eine Transformation einzelner 
betrieblicher Vermögenswerte in andere Vermögensformen, die grundsätzlich jedoch auch im 
Zusammenhang mit Überlegungen zur erbfallbedingten Nachfolge stehen kann. Vgl. z.B. Meincke, 
Gestaltungsmöglichkeiten, S. 118. 
138  Vgl. Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 1. 
139  Vgl. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 235. Die Unternehmensnachfolge wird hier als 
Sonderfall einer übergeordneten Vermögensnachfolge angesehen. 
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Planungsbedürftigkeit gekennzeichnet ist,140 muß grundsätzlich das gesamte 
Bereicherungspotential des Erblassers bei der Nachfolgeplanung Berücksichtigung finden, 
wenn eine in der Summe sämtlicher Zielsetzungen ausgewogene Erbregelung angestrebt wird. 
Dies gilt insbesondere angesichts der Tatsache, daß sich aus dem im Einzelfall vorhandenen 
nichtbetrieblichen Vermögensbestand durchaus gestaltungsrelevante Rückwirkungen für die 
Regelung der Unternehmensnachfolge ergeben können.141 Eine generelle Beschränkung der 
Nachfolgeplanung ausschließlich auf Aspekte der Übertragung von Betriebsvermögen wäre 
entsprechend nur als eine Teilproblemlösung im Rahmen einer regelmäßig 
vermögensartenübergreifend auszulegenden Nachfolgeplanung aufzufassen,142 die 
entsprechend dem weiteren Untersuchungsverlauf inhaltlich zugrundezulegen ist. 
2.12 Planungsziele und rechtliche Rahmenbedingungen 
Planungsprozesse sind durch die zu verfolgenden Planungsziele sowie durch möglicherweise 
aus dem Planungsumfeld143 resultierende Restriktionen im Hinblick auf die Zielumsetzung 
geprägt.144 Für den Anwendungsfall der Nachfolgeplanung ergibt sich wegen der Vielzahl 
möglicher individueller Zielsetzungen sowie der ggf. zu beachtenden rechtlichen Vorschriften 
ein interdisziplinär vernetztes Gestaltungsproblem.145 Mit den folgenden Erläuterungen zu 
potentiellen Planungszielen sowie rechtlichen Rahmenbedingungen werden einige als 
besonders wesentlich zu erachtende Aspekte in der im Rahmen des Untersuchungsverlaufs 
angemessenen Kürze aufgegriffen. 
                                                 
140  Vgl. stellvertretend Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 1; Luckey, Unternehmensnachfolge, S. V; Walther, 
Unternehmertestament, S. 5. 
141  Besitzt ein Erblasser ausschließlich unternehmerisch gebundenes Vermögen und sind im Erbfall zwei 
Erwerber gleichmäßig zu bedenken, so wird die Regelung der Nachfolge im Hinblick auf die 
Unternehmensfortführung andere Lösungsansätze erfordern, als wenn neben dem Unternehmensvermögen 
in identischem Umfang private Vermögenswerte vorhanden sind, mit denen der nicht zur 
Unternehmensfortführung vorgesehene Erwerber ausgleichend bedacht werden kann. Entsprechend ist 
auch unter Fokussierung auf das Sonderproblem „Unternehmensnachfolge“ stets eine 
vermögensartenübergreifende Betrachtung des Gesamterbfalles erforderlich. 
142  Gleichwohl wird auch im weiteren Verlauf der vorliegenden Untersuchung deutlich werden, daß dieser 
Vermögensform im Hinblick auf steuerliche Aspekte bei der Erbteilung ein besonderer Stellenwert 
beizumessen ist.  
143  Als Planungsumfeld sind hierbei sämtliche Faktoren zu berücksichtigen, die möglicherweise auf den 
Planungsvorgang Einfluß haben und die im Rahmen der Planung nicht beeinflußt werden können. 
144  Zu Elementen des Entscheidungsproblems im Anwendungsfall der Unternehmensnachfolge vgl. Heyeres, 
Zusammenwirken, S. 27 ff. 
145  Vgl. Heyeres, Zusammenwirken, S. 3; Hofmann, Nachfolgeplanung, S. VII. 
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2.121 Planungsziele 
Planungsziele sind jeweils subjektiv durch den Zielträger geprägt146 und umschreiben im 
Rahmen der Nachlaßplanung den vom Erblasser angestrebten Soll-Zustand der realen 
Umwelt für den Zeitpunkt unmittelbar nach Eintritt des Erbfalls.147 Ungeachtet der 
theoretisch unbegrenzten Menge potentieller Umweltzustände und der damit einhergehenden 
Vielzahl möglicher individueller Zielsetzungen werden im folgenden elementare, auch in der 
Literatur allgemein identifizierte Planungsziele dargestellt.148 Die Darstellungssystematik 
folgt der Überlegung, daß die Regelung der Nachfolge inhaltlich vornehmlich den 
interpersonellen Übergang von Vermögen im Hinblick auf den Erbfall betrifft. Entsprechend 
können einzelne Planungsziele sowohl die Berücksichtigung persönlicher Bedürfnisse der 
beteiligten Personen als auch besondere Notwendigkeiten hinsichtlich einzelner 
Vermögensgegenstände betreffen. Auch wenn eine eindeutige Trennung dieser beiden 
Bezugsebenen der Zielbildung nicht in jedem Fall möglich erscheint,149 wird dennoch im 
folgenden für Zwecke einer allgemeinen Systematisierung zwischen personen- und 
vermögensbezogenen Zielen der Nachfolgeplanung differenziert.150  
2.1211 Personenbezogene Ziele 
Personenbezogene Ziele betreffen die im Rahmen der Nachfolgeregelung am 
Vermögensübergang beteiligten Personen bzw. die Einschätzung ihrer Bedürfnisse durch den 
Erblasser. Wenngleich viele Zielsetzungen ihren Ursprung regelmäßig in der Person der im 
einzelnen vorgesehenen Vermögensnachfolger haben, können jedoch im Anwendungsfall der 
                                                 
146  Vgl. Sieben/Schildbach, Entscheidungstheorie, S. 15. 
147  Im Mittelpunkt der Planungsüberlegungen steht damit das sich zeitpunktbezogen in der logischen Sekunde 
nach Erbfalleintritt einstellende Nachfolgeergebnis. Demgegenüber bestehen für den Erblasser nur 
beschränkte Möglichkeiten, zeitraumbezogen auf das Nachfolgeergebnis einzuwirken (z.B. über das 
Rechtsinstitut des Vor- bzw. Nacherben oder im Einzelfall über das Setzen von Bedingungen und 
Auflagen).  
148  Vgl. z.B. Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 929, der in diesem Zusammenhang von einem magischen 
Quadrat der Unternehmensnachfolge spricht. Vgl. ebenso Böbel, Testamente, S. 121; Flick/Piltz, Erbfall, S. 
15. 
149  Soll in einem Erbfall z.B. das Familienunternehmen an den Sohn des Erblassers übertragen werden, so 
können für eine solche Entscheidung regelmäßig sowohl Bedürfnisse des Unternehmensnachfolgers (z.B. 
wirtschaftliche Existenzsicherung) als auch betriebliche Notwendigkeiten (persönliche Eignung / 
berufliche Qualifikation des Unternehmensnachfolgers) ausschlaggebend sein. Ob letztlich die 
Übertragung auf den Sohn primär personen- oder vermögensbezogenen Zielsetzungen des Erblassers 
entspringt, dürfte im Einzelfall nur schwer feststellbar sein. 
150  Hofmannn unterscheidet hierbei vor dem Hintergrund der Unternehmensnachfolge zwischen der 
personenorientierten Nachfolgeplanung und der unternehmensorientierten Nachfolgeplanung. Vgl. 
Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 18 ff. 
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vorweggenommenen Erbfolge möglicherweise auch mit der Person des Erblassers selbst in 
Zusammenhang stehende Zielsetzungen in Betracht kommen.151  
Überträgt ein Erblasser bereits zu seinen Lebzeiten Teile seines Vermögens im Wege der 
vorweggenommenen Erbfolge, so ist er selbst – neben den Erwerbern des Vermögens – in 
Form der dadurch ausgelösten Minderungen seines Gesamtvermögens ebenfalls unmittelbar 
von der Regelung der Nachfolge betroffen. Je nach Umfang und Art der vorab übertragenen 
Vermögenswerte kann daraus eine Gefährdung der wirtschaftlichen Unabhängigkeit des 
Erblassers erwachsen, falls die verbleibenden Vermögenswerte anschließend nicht mehr zur 
Deckung eines angemessenen Lebensunterhaltes ausreichen.152 Zielsetzungen eines 
Erblassers im Anwendungsfall der vorweggenommenen Erbfolge sind daher besonders häufig 
auf den Aspekt des Erhalts153 der eigenen wirtschaftlichen Sicherheit gerichtet.154  
Die unmittelbare wirtschaftliche Betroffenheit des Erblassers durch die Umsetzung einzelner 
Nachfolgeregelungen endet jedoch naturgemäß mit dem Eintritt des Erbfalls. 
Personenbezogene Zielsetzungen im Zusammenhang mit Nachfolgeregelungen, die erst 
postmortal Wirkungen entfalten, finden demnach ihre Veranlassung ausschließlich in der 
Person der vorgesehenen Vermögensnachfolger. 
Als fundamentale Leitidee personenbezogener Zielsetzungen bei der Nachfolgeplanung kann 
das Erblasserbestreben angesehen werden, in Bezug auf die Vermögensnachfolger eine 
individuelle Erbgerechtigkeit herbeizuführen.155 Erbgerechtigkeit meint in diesem 
Zusammenhang den Idealzustand eines Nachfolgeergebnisses, bei dem jeder Nachfolger 
genau das erhält, „was ihm zusteht“.156 Der Grad der letztlich nach Eintritt des Erbfalles 
realisierten Gerechtigkeit im Rahmen der Festlegung des „Zustehenden“ ist nicht anhand 
                                                 
151  Davon abweichend kann es bei Übertragungen von Todes wegen stets als Besonderheit der 
Nachfolgeplanung angesehen werden, daß der Erblasser naturgemäß nicht mehr selbst von den 
Auswirkungen der geplanten Nachfolgeregelung betroffen ist.  
152  Im Bereich der mittelständischen Unternehmensnachfolge wird mit dem Unternehmen sehr häufig auch die 
vorrangige Einkommensquelle des Erblassers übertragen, so daß regelmäßig mit nachhaltigen 
Auswirkungen auf die materielle Unabhängigkeit des Erblassers zu rechnen ist. Vgl. Hofmann, 
Nachfolgeplanung, S. 18. 
153  In vielen Fällen kann die Unabhängigkeit weitgehend erhalten werden, indem zwar die Vermögenssubstanz 
vorzeitig auf den Nachfolger übertragen wird, jedoch die Nutzungen aus dem Vermögens weiterhin dem 
(zukünftigen) Erblasser vorbehalten bleiben. Zur Bedeutung des Nießbrauchs im Zusammenhang mit 
vorweggenommenen Erbfolgegestaltungen vgl. Janßen/Nickel, Unternehmensnießbrauch, S. 21 ff. 
154  Vgl. z.B. Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 931; Obermeier, Erbfolge, S. 51; Spiegelberger, Möglichkeiten, 
S. 189. 
155  Vgl. Böbel, Testamente, S. 121; Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 931; Flick/Piltz, Erbfall, S. 15; 
Hollender/Kussmann, Erbfall, S. 2; Looman, Vermögensübertragung, S. 19. 
156  Die bereits in der Antike gebräuchliche Grundformel „suum cuique tribuere“ beschreibt ein abstraktes 
Verteilungsprinzip, das darauf abzielt, „jedem das Seine“ zu gewähren. 
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objektiver Maßstäbe feststellbar, sondern entspricht einem subjektiven Empfinden der 
Beteiligten angesichts eines bestimmten Nachfolgeergebnisses. Die häufig anzutreffende 
Zielformulierung, nach der die Nachfolgeplanung allgemein für einen „fairen 
Interessenausgleich zwischen allen Beteiligten“ zu sorgen hat,157 läßt deshalb im Grundsatz 
außer acht, daß die Aufgabe, das abstrakte Ziel der Erbgerechtigkeit für den Einzelfall mit 
konkreten Inhalten zu versehen, ausschließlich dem Erblasser selbst obliegt, so daß die 
Regelung der Nachfolge vornehmlich seinem höchstpersönlichen Gerechtigkeitsempfinden 
Rechnung tragen wird.158 Ob eine nach individuellen Maßstäben des Erblassers 
herbeigeführte Erbgerechtigkeit auch von allen anderen Beteiligten tatsächlich als gerecht 
empfunden wird, ist dagegen grundsätzlich als nachrangig zu betrachten,159 zumal das 
subjektive Empfinden der Nachfolger im Einzelfall auch gezielt seitens des Erblassers 
instrumentalisierbar160 ist.  
Als Oberziel mit hohem Abstraktionsgrad manifestiert sich eine erblasserindividuelle 
Erbgerechtigkeit grundsätzlich in der Art und im Umfang der Berücksichtigung der einzelnen 
Nachfolger im Rahmen der Vermögensübertragungen. Die detaillierte Ausgestaltung der 
Nachfolgeregelung orientiert sich dabei wiederum an einer Vielzahl unterschiedlicher 
personenbezogener Subziele, die z.B. in Form der im folgenden dargestellten Versorgungs-, 
Abgeltungs- und Streitvermeidungsziele letztlich das Oberziel der Herbeiführung von 
Erbgerechtigkeit inhaltlich konkretisieren. 
Die Sicherstellung der wirtschaftlichen Versorgung Hinterbliebener ist ein verbreitetes 
Anliegen von Erblassern bei der Nachfolgeregelung.161 Dies gilt in besonderem Maße für 
Erbfälle, bei denen einzelne Nachfolger über nur geringes oder überhaupt kein eigenes 
Einkommen verfügen, wie dies z.B. bei nichtberufstätigen Ehegatten oder bei noch in 
Ausbildung befindlichen Kindern regelmäßig der Fall ist. Da Versorgungsziele unter 
Berücksichtigung der gegebenen wirtschaftlichen Situation der Beteiligten letztlich die 
Sicherung eines spezifischen Lebensstandards – im Extremfall ggf. nur des 
Existenzminimums – des Vermögenserwerbers betreffen, ist in diesem Zusammenhang 
                                                 
157  Vgl. z.B. Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 18. 
158  Diese Schlußfolgerung ergibt sich unweigerlich aus dem erbrechtlichen Anerkenntnis des Privaterbrechts, 
das die Verfügungsfreiheit über das Privateigentum grundsätzlich auch nach dem Tode des Eigentümers 
sicherstellt. Vgl. Däubler, Einleitung, S. 10. 
159  Dennoch ist es natürlich grundsätzlich möglich, daß ein Erblasser – z.B. um Streitigkeiten nach dem 
Erbfall zu vermeiden – sich um eine Nachfolgelösung bemüht, die im Idealfall von allen Beteiligten als 
gerecht empfunden wird. 
160  Zu denken ist hierbei z.B. an Verfügungsinhalte im Sinne einer Sanktionierung unerwünschten Verhaltens 
der Erben, die naturgemäß von den betroffenen Erben häufig nicht in gleicher Weise wie vom Erblasser als 
gerecht beurteilt werden dürften.  
161  Vgl. Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 931. 
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vornehmlich der Absolutbetrag der erbfallbedingten Zuwendung von entscheidender 
Bedeutung für den Zielerreichungsgrad. 
Neben Versorgungsaspekten sind vor allem Abgeltungsziele des Erblassers von 
hervorragender Bedeutung bei der Regelung der Nachfolge, wobei in diesem Zusammenhang 
weniger der absoluten Höhe der jeweiligen Zuwendung als vielmehr den Relationen der 
Einzelzuwendungen untereinander eine entscheidende Schlüsselstellung zukommt. Durch den 
direkten Vergleich der jeweiligen Erwerbsumfänge können die in die Erbfolge einbezogenen 
Nachfolger den Grad individueller Bevorzugung oder Benachteiligung unmittelbar ablesen. 
Damit bietet sich dem Erblasser im Rahmen der Nachfolgeregelung ein wirkungsvolles 
Instrument zur letztmaligen Sanktionierung unerwünschten Verhaltens bzw. zur Entgeltung 
besonderen „Wohlverhaltens“ zu Lebzeiten des Erblassers.162 Entsprechend wären 
Nachlaßzuwendungen an sämtliche Erwerber in jeweils einheitlichem Umfang als deutliches 
Signal für das Bemühen eines Erblassers aufzufassen, eine grundsätzliche Gleichbehandlung 
seiner Nachfolger zu gewährleisten.  
Die Streitvermeidung unter den vorgesehenen Nachfolgern ist ein weiteres 
personenbezogenes Subziel, das im Rahmen der Nachfolgeplanung eine besondere 
Gewichtung aufweisen kann.163 So nachvollziehbar diese Zielsetzung angesichts drohender 
kosten- und zeitintensiver Rechtsstreitigkeiten164 oder gar einer dauerhaften Zerschlagung 
von Familienbanden erscheint, so problembehaftet kann sich jedoch dessen Umsetzung im 
Einzelfall erweisen. Zwar erscheint es grundsätzlich möglich, das Risiko auftretender 
Streitigkeiten durch eindeutige und rechtsverbindlich festgelegte Nachfolgeregelungen165 
sowie durch Verzicht auf einzelne Nachfolgemodelle, die bereits ihrem Wesen nach als 
besonders konfliktträchtig gelten,166 beträchtlich zu vermindern. Jedoch ist zu 
berücksichtigen, daß für in praxi auftretende Streitigkeiten regelmäßig die im Rahmen der 
Nachfolgeregelung unerfüllt gebliebenen Erwartungshaltungen einzelner Nachfolger als 
                                                 
162  Somit ist ein Zusammenhang zwischen dem Verhalten potentieller Nachfolger und ihrer Berücksichtigung 
bei der Nachfolge zu vermuten. Flick weist vor diesem Hintergrund auch auf den Umkehrfall hin, bei dem 
das Wohlverhalten potentieller Nachfolger regelmäßig durch die Tatsache, daß „noch etwas zu 
verschenken oder zu vererben ist“, verstärkt wird. Vgl. Flick, Erbfolgeplanung, 1992, S. 15. 
163  Vgl. Angerer, Übergang, S. 1; Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 931; Flick/Piltz, Erbfall, S. 15. 
164  Vgl. hier z.B. Grube, Erbschaftsprozeß, S. 313 ff. 
165  Insbesondere ist im Zweifelsfall die Überprüfung der im Rahmen eines Testaments oder eines Erbvertrags 
verfügten Nachfolgeregelung durch externe Berater zu empfehlen. 
166  In diesem Zusammenhang sind grundsätzlich Übertragungen des Gesamtvermögens auf mitgliederstarke 
Erbengemeinschaften zu erwähnen, weil hinsichtlich der späteren Auseinandersetzung die Einigung 
sämtlicher Mitglieder notwendig ist. Gleichermaßen als problematisch anzusehen sind Fälle der 
gemeinschaftlichen Unternehmensfortführung durch mehrere Erwerber oder auch Übertragungen im Wege 
der vorweggenommenen Erbfolge, bei denen sich der bisherige Vermögensinhaber neben dem Nachfolger 
weitgehende Entscheidungsrechte vorbehält. Vgl. auch Costede, Vermögenskontinuität, S. 67. 
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ursächlich zu betrachten sind. Entsprechend können derartige Streitigkeiten weder pauschal 
durch Zuwendung gleichwertiger Vermögensteile noch durch die Zuwendung eines nach 
objektiven Gesichtspunkten jedenfalls zur Sicherung des Lebensstandards ausreichenden 
Absolutbetrags ausgeschlossen werden. Vielmehr erfordert die latente Konfliktgefahr ein 
hohes Maß an Einfühlungsvermögen seitens des Erblassers und ggf. eine frühzeitige 
Einbeziehung der Nachfolger in den Prozeß der Nachfolgeplanung, so daß Diskrepanzen 
zwischen Zielvorstellungen des Erblassers und den Erwartungen der Nachfolger identifiziert 
und im Bedarfsfall beseitigt werden können. 
2.1212 Vermögensbezogene Ziele 
Ein im Zeitpunkt des Erbfalles konkretisierter Nachlaß kann sich aus heterogenen 
Vermögenseinheiten zusammensetzen, mit denen im Einzelfall möglicherweise spezifische 
Zielvorstellungen des Erblassers verknüpft sind. Im Rahmen vermögensbezogener 
Zielsetzungen wird dabei Aspekten der Vermögenserhaltung im Rahmen der 
Nachfolgeplanung in der Regel besondere Aufmerksamkeit zuteil, so daß der 
Gestaltungsschwerpunkt in der Minimierung unerwünschter erbfallbedingter 
Vermögensschmälerungen zu sehen ist. Obwohl der Erblasser selbst regelmäßig nicht 
wirtschaftlicher Nutznießer vermögenserhaltender Bestrebungen ist,167 konzentriert zumeist 
bereits die Vorstellung, daß das Ergebnis eines lebenslangen Wirtschaftens im Erbfall 
weitgehend durch unerwünschte Effekte aufgezehrt wird, die Gestaltungsbemühungen auf die 
grundsätzliche Erhaltung des gegebenen Vermögensbestandes.168 Von einem erbfallbedingten 
Vermögensübergang auf die jeweiligen Rechtsnachfolger können dabei sowohl Gefährdungen 
des quantitativen als auch des qualitativen Vermögensbestandes ausgehen. 
Gestaltungsaspekte der quantitativen Vermögenserhaltung sind traditionell wesentlicher 
Bestandteil der Nachfolgeplanung.169 Das allgemein zu unterstellende Bestreben eines 
Vermögensinhabers, sein Vermögen zu mehren und auftretende Belastungen möglichst gering 
zu halten, setzt sich insoweit auch über den Tod hinaus fort. Entsprechend bilden 
Gestaltungsansätze, durch die den vorgesehenen Nachfolgern das erwirtschaftete Vermögen 
weitgehend ungeschmälert übertragen wird, den Mittelpunkt einer Vielzahl vornehmlich 
steuerrechtlich ausgerichteter Publikationen. Es ist jedoch zu berücksichtigen, daß 
Steuerzahlungen nur eine – wenn auch möglicherweise besonders intensiv wahrnehmbare – 
Variante möglicher Nachlaßbelastungen darstellen. Quantitative Beeinflussungen der an die 
                                                 
167  Eine Ausnahme wäre in Fällen der vorweggenommenen Erbfolge zu sehen, falls die resultierende 
Erbschaftsteuer Bestandteil der Schenkung ist und der Erblasser als Schenker letztlich wirtschaftlicher 
Steuerträger ist.  
168  Vgl. Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 931. 
169  Vgl. z.B. Costede, Vermögenskontinuität, S. 53; Herzig, Vermögenskontinuität, S. 71. 
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Rechtsnachfolger übertragbaren Vermögenssubstanz können sich jedoch letztlich aus 
sämtlichen Vermögenswirkungen ergeben, die nicht auf einer expliziten Nachfolgeregelung 
des Erblassers beruhen, sondern vielmehr dem Verfügungsrecht des Erblassers ausdrücklich 
entzogen sind.170 Insofern sind auch in gesetzlich vorgesehenen Ausgleichsansprüchen des 
Güterrechts oder des Pflichtteilsrechts Belastungen des Nachlasses zu sehen,171 die das auf 
die vorgesehenen Nachfolger übergehende Vermögen im Einzelfall nachhaltig mindern 
können.172 
Durch den Erbfall ausgelöste quantitative Änderungen des Nachlasses entfalten darüber 
hinaus regelmäßig auch Wirkungen auf den qualitativen Vermögensbestand (d.h. dessen 
gegenständliche Zusammensetzung), weil Belastungen des Vermögens, soweit diese aus dem 
Erbvermögen bedient werden,173 zwangsläufig ein Ausscheiden entsprechender 
Vermögenswerte aus dem Nachlaß begründen. Dieser Umstand kann im Einzelfall 
Zielsetzungen des qualitativen Vermögenserhalts entgegenstehen, falls der Erblasser sein 
Vermögen oder zumindest einzelne Vermögensteile in der bestehenden Form unverändert auf 
Nachfolger zu übertragen beabsichtigt.174 Eine konkrete Gefährdung ist vornehmlich dann 
gegeben, wenn ein Erwerber quantitative Belastungen des Nachlasses nicht aus gleichfalls 
erbfallbedingt zugehenden frei disponiblen Vermögenswerten175 oder aus liquiden Teilen 
seines Privatvermögens bedienen kann. In derartigen Fällen besteht häufig nur die 
Möglichkeit, die erforderlichen Finanzmittel durch die Veräußerung der erhaltenen 
Vermögenseinheiten bereitzustellen176 und damit den qualitativen Vermögensbestand – 
letztlich zielwidrig – zu modifizieren. 
Dennoch müssen qualitative Gefährdungen des Erbvermögens nicht notwendigerweise immer 
im vorstehend beschriebenen Zusammenwirken mit quantitativen Gefährdungen des 
                                                 
170  Entscheidend ist dabei, daß sich der Erblasser dem Auftreten der Vermögensabflüsse nicht entziehen kann. 
Die auftretenden Wirkungen sind demnach letztlich fremdbestimmt. Zu Einzelheiten des Begriffs der 
Fremdbestimmtheit im Anwendungsfall steuerlicher Wirkungen bei Personengesellschaften vgl. Rabald, 
Steuerwirkungen, S. 1. 
171  Dabei wird stets unterstellt, daß die Empfänger der Ausgleichsansprüche vom Erblasser ohne gesetzliche 
Verpflichtung nicht oder nicht in dem betreffenden Umfang mit Vermögenszuweisungen bedacht worden 
wären.  
172  Vgl. Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 929. 
173  Daneben scheint es möglich, daß das Erbvermögen grundsätzlich unverändert auf den Nachfolger 
übergeht, weil auftretende Belastungen aus dem Privatvermögen des Erwerbers bedient werden. Vgl. 
Wacker, Erbschaften, S. 445. 
174  Zu denken ist in diesen Fällen z.B. an die Übertragung des Familienbetriebes, des Elternhauses, des 
Familienschmucks etc. 
175  Als frei disponible Vermögenswerte sollen in diesem Zusammenhang Vermögensbestandteile aufgefaßt 
werden, die nicht in die Zielsetzung der qualitativen Vermögenserhaltung einbezogen sind. 
176  Vgl. auch Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 23. 
31 
Vermögensbestandes auftreten. Vielmehr können bereits unmittelbar nach dem Erbfall 
unerwünschte qualitative Änderungen der Vermögenssubstanz eintreten, falls entsprechende 
Vermögenswerte auf Nachfolger, die nicht gleichermaßen wie der Erblasser am qualitativen 
Erhalt des Vermögens interessiert sind, übertragen werden und es zudem versäumt wurde, 
geeignete erhaltsichernde Verfügungen in die Nachfolgeregelung aufzunehmen.177 Darüber 
hinaus können im Einzelfall auch aus den vom Erblasser selbst getroffenen 
Nachfolgeregelungen unmittelbar Verpflichtungen einzelner Nachfolger zur Leistung von 
Ausgleichs- und Abfindungszahlungen resultieren.178 Die Notwendigkeit derartiger 
Verfügungen ergibt sich insbesondere dann, wenn eine spezifische Aufteilung des Nachlasses 
auf mehrere Erwerber vorgesehen ist und der Nachlaß seinem Wesen nach nicht im Sinne der 
vom Erblasser vorgesehenen Zuweisungen teilbar ist. In diesen Fällen sind im Rahmen der 
Nachfolgeregelung regelmäßig Ausgleichszahlungen zwischen den Erwerbern zum Ausgleich 
bestehender Wertdifferenzen erforderlich.179 Vom Erblasser ist dabei zu berücksichtigen, ob 
entsprechend belastete Nachfolger den resultierenden Verpflichtungen – ggf. im 
Zusammenwirken mit den bereits vorstehend angeführten gesetzlich verursachten 
Belastungen – im Einzelfall nachkommen können, ohne daß zu diesem Zweck Teile des 
Nachlaßvermögens liquidiert werden müssen und dadurch möglicherweise Zielsetzungen des 
Erblassers hinsichtlich der qualitativen Vermögenserhaltung verfehlt werden.180 
Zielsetzungen der qualitativen Vermögenserhaltung kann insbesondere im Zusammenhang 
mit der Unternehmensnachfolge eine besondere Bedeutung zukommen, da der Wunsch nach 
einem weitgehenden Erhalt des Unternehmens bei Erblassern, die zu Lebzeiten ein 
unternehmerisches Engagement betrieben haben, oftmals besonders stark ausgeprägt zu sein 
scheint.181 Vornehmlich im Bereich mittelständischer Familienunternehmen182 bildet das 
                                                 
177  Ist sich ein Erblasser nicht sicher, daß z.B. der für den Familienbetrieb vorgesehene Nachfolger diesen 
nach Erhalt nicht doch veräußert (z.B. um kurzfristige Konsumbedürfnisse zu befriedigen), empfiehlt sich 
eine entsprechende Absicherung des qualitativen Vermögenserhalts innerhalb der Nachfolgeregelung. In 
Betracht kommen in diesem Zusammenhang z.B. besondere Auflagen oder das Rechtsinstitut des 
Nacherben (vgl. § 2100 BGB). 
178  Im Gegensatz zu gesetzlich verursachten Belastungen des Nachlasses berühren Belastungen des 
Nachlasses, die vom Erblasser selbst im Rahmen der Nachfolgeregelung begründet werden, nicht 
unmittelbar die Zielsetzung des quantitativen Vermögenserhalts, weil sich lediglich die Aufteilung des 
Vermögens auf die vorgesehenen Nachfolger, nicht jedoch der Umfang des insgesamt willentlich 
übertragbaren Erbvermögens ändert. 
179  Die erforderlichen Ausgleichszahlungen können dabei sowohl unmittelbar Bestandteil der 
Nachfolgeregelung sein als auch mittelbar infolge einer Erbauseinandersetzung von den beteiligten 
Miterben verhandelt werden.  
180  Gerade auch im Zusammenhang mit der Unternehmensnachfolge stellt der Aspekt des 
Unternehmenserhalts ein zentrales Gestaltungsanliegen dar. Vgl. hierzu Crezelius, Sicherung, S. 137. 
181  Vgl. Ehlers, Unternehmensnachfolge, S. 13. Diesem allgemeinen Bestreben von Unternehmensinhabern ist 
nicht zuletzt durch zahlreiche Regelungen zur „Sonderbehandlung“ von Betriebsvermögen im Erbfall bzw. 
bei Schenkungen innerhalb der Erbschaftsteuergesetzes Vorschub geleistet worden. Vgl. Crezelius, 
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unternehmerisch gebundene Vermögen häufig die finanzielle Basis und die hauptsächliche 
Ertragsquelle zur Bestreitung des Lebensunterhaltes183 nicht nur der Unternehmerfamilie, 
sondern auch der im Unternehmen beschäftigten Dritten. Unabhängig von der 
Grundsatzentscheidung, ob das Unternehmen bereits zu Lebzeiten des Erblassers oder erst 
nach seinem Tode auf die Nachfolgegeneration übergehen soll, wird daher allgemein die 
Erhaltung des Unternehmens als Ganzes184 nach erfolgter Übertragung durch den Erblasser 
als wesentliches Gestaltungsziel der Nachfolgeplanung angesehen,185 das die wirtschaftliche 
Existenz der Erbengeneration, der Mitarbeiter und möglicherweise auch des Erblassers selbst 
(z.B. bei lebzeitigen Übertragungen mit Nießbrauchsberechtigung des Übertragenden) sichern 
soll. Besondere Aufmerksamkeit ist dabei dem zumeist umfangreichen Abfluß von Liquidität 
zu widmen,186 der durch den Erbfall und die daraus resultierenden finanziellen Belastungen187 
ausgelöst wird und der häufig sämtliche betriebswirtschaftliche Planungen, insbesondere auch 
die Investitionsplanung,188 nachhaltig durcheinander bringen kann.189 Neben den vorstehend 
angeführten existenziellen Notwendigkeiten sind es jedoch oftmals auch sentimentale 
Gründe, die das Bestreben eines Unternehmer-Erblassers darauf richten, daß „sein 
                                                 
Sicherung, S. 136; Hollender/Kussmann, Erbfall, S. 3; Spitzbart, Betriebsvermögen, S. 28; 
Waldner/Rausch, Testament, S. 4. 
182  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 104. Nach einer Erhebung des „3i European Enterprise 
Centre“ aus dem Jahre 1997 legen 46% der Inhaber kleiner und mittlerer Unternehmen Wert darauf, daß 
das Unternehmen in der Familie bleibt, wobei sich der Prozentsatz bei bereits ererbten Unternehmen auf 
60% erhöht. Vgl. Böbel, Familiennachfolge, S. 85. 
183  Vgl. Ehlers, Unternehmensnachfolge, S. 13; Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 931; Spitzbart, 
Betriebsvermögen, S. 185. 
184  In der Literatur ist diese Zielsetzung auch unter den Begriffen „Unternehmensperpetuierung“ bzw. 
„Unternehmenskontinuität“ verbreitet. Vgl. Albach/Freund, Unternehmenskontinuität; Crezelius, 
Sicherung, S. 136; Spitzbart, Betriebsvermögen, S. 182. 
185  Vgl. Fasselt, Nachfolge, S. 11; Fromm, Unternehmensnachfolge, S. 59; Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 
24; Michalski, Familiengesellschaft, S. 3; Reuter, Bestandssicherung, S. 1. 
186  Vgl. Dautzenberg/Brüggemann, Erbschaftsteuer, S. 124; Haas, Erbschaftsteuerrecht, S. 2. 
187  Dabei sind nicht nur steuerliche Belastungen zu berücksichtigen, sondern sämtliche erbfallbedingten 
materiellen Belastungen, wie z.B. auch Pflichtteilsforderungen und sonstige 
Ausgleichungsverpflichtungen. Zum Stellenwert der Minimierung steuerlicher Belastungen vgl. 
Hollender/Kussmann, Erbfall, S. 4. 
188  Vgl. Amsler, Belastung, S. 33. Dieser hat im Rahmen einer Studie bereits 1990 allgemein auf die besondere 
Problematik der Erbschaftsteuer bei der Unternehmenskontinuität mittelständischer Unternehmen 
hingewiesen. 
189  Vgl. Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 930. 
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Lebenswerk“190 auch nach dem Tode, sozusagen „in memoriam“,191 erhalten bleibt und im 
Andenken an den Erblasser fortgeführt wird.192 
Die bisherigen Überlegungen im Sinne einer Unternehmensperpetuierung sind dem Grunde 
nach auch auf einzelne Bestandteile des Privatvermögens übertragbar. So entspricht es häufig 
dem ausdrücklichen Erblasserwunsch, z.B. familieneigene Immobilien, Kunst-Sammlungen, 
einzelne Gegenstände des Gebrauchsvermögens oder z.B. auch den Familienschmuck 
unverändert der Nachfolgegeneration zu übertragen und im Familienbesitz zu halten. 
Möglicherweise ergibt sich jedoch in diesem Zusammenhang zumindest bei nicht 
ertragbringenden Vermögenseinheiten eine Akzentverschiebung zu Gunsten sentimentaler 
Motive, die Zielsetzungen der qualitativen Vermögenserhaltung begründen. Soweit jedoch 
ertragbringendes Privatvermögen193 übertragen wird, können im Einzelfall dem Erhalt 
durchaus auch existenzielle Beweggründe zugrundeliegen.  
2.122 Rechtliche Rahmenbedingungen 
Die bedeutsamen Änderungen, die der Tod einer natürlichen Person für das gesamte Umfeld 
des Verstorbenen hervorruft, haben im Interesse des Rechtsverkehrs und zum Schutz von 
Einzelinteressen zu besonderen gesetzlichen Regelungen geführt. Die Gesamtheit aller in 
diesem Zusammenhang relevanten gesetzlichen Bestimmungen bildet gleichsam den 
rechtlichen Rahmen für die Nachfolgeplanung. 
Obwohl in besonderer Weise das Erbrecht mit seinen umfangreichen Regelungen als 
rechtliches Grundgerüst der Nachfolgeplanung anzusehen ist, finden sich auch in anderen 
Rechtsbereichen Gesetzesnormen, die inhaltlich mit dem Untergang eines Rechtsträgers 
durch den Erbfall verknüpft sind.194 Neben einem Kurzüberblick über zivil- und insbesondere 
erbrechtliche Regelungen sowie über elementare gesellschaftsrechtliche Bestimmungen wird 
im folgenden vor allem auch auf relevante steuerrechtliche Aspekte eingegangen.195 
                                                 
190  Vgl. Stehle, Familienunternehmen, S. 87. 
191  Das „Denkmal des Unternehmers soll Ewigkeitswert erhalten“. Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 932. 
192  Zur Bedeutung von Stiftungselementen im Bereich der Unternehmensnachfolge vgl. z.B. Berndt, 
Unternehmensnachfolge, S. 3505; Götz, Familienstiftung, S. 7379; ders., Stiftung, S. 619 ff; 
Groos/Stepp/Wolf, Stiftung, S. 208; Schmitt/Götz, Familienstiftung, S. 11; Verstl, Rechtsinstitut, S. 674. 
193  Hier kommen z.B. vermietete Immobilien in Betracht. 
194  Vgl. Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 929. 
195  Zur Relevanz dieser Rechtsbereiche im Rahmen der Vermögensnachfolge vgl. auch Luckey, 
Unternehmensnachfolge, S. 1 ff.; Sommer, Nachfolgeberatung, S. 95. 
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2.1221 Zivilrecht 
Vermögensrechtliche Aspekte im Nachfeld des Todes einer natürlichen Person sind 
vornehmlich dem Regelungsinhalt des Erbrechts zuzuordnen, das die §§ 1922 - 2385 im 
fünften Buch des BGB umfaßt. Im Rahmen des Erbrechts erfahren insbesondere 
Fragestellungen nach dem postmortalen Verbleib des Nachlasses, d.h. danach, wem das 
Vermögen einer natürlichen Person nach ihrem Tode zufällt, wie es verteilt wird und wer ggf. 
letztlich für im Einzelfall vorhandene Nachlaßverbindlichkeiten haftet, eine umfassende 
Regelung.196 Dabei ist das Erbrecht in weiten Teilen dispositiver Natur,197 so daß aus der 
Sicht der Nachfolgeplanung Freiräume für individuelle Gestaltungsanliegen bestehen. 
Zwingend zu beachten sind jedoch die erbrechtlich explizit fixierten Gestaltungsgrenzen, 
insbesondere das Pflichtteilsrecht,198 sowie die Einhaltung einzelner erbrechtlicher 
Formvorschriften.199 
Demgegenüber stellen Vermögensübertragungen im Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge200 Rechtsgeschäfte unter Lebenden dar. Diese sind entsprechend nicht dem 
Regelungsbereich des Erbrechts zugeordnet, auch wenn der Erblasser damit letztlich sein 
Vermögen bzw. Vermögensteile im Vorgriff auf eine zukünftige erbfallbedingte Erbfolge 
überträgt.201 Vielmehr sind im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge die allgemeinen 
Rechtsvorschriften des BGB zu beachten, wobei im Anwendungsfall unentgeltlicher 
Übertragungen insbesondere das Schenkungsrecht im Rahmen der §§ 516 - 534 BGB 
einschlägig ist.  
Einzelne, möglicherweise im Zusammenhang mit der Nachfolgeplanung gestaltungsrelevante 
Vorschriften finden sich außerdem im vierten Buch des BGB, dem Familienrecht.202 So wird 
die Höhe des gesetzlichen Erbteils bzw. der Pflichtteilsansprüche auf der Grundlage des 
Familienrechts bestimmt, wodurch z.B. Aspekte der Familienstandsänderung oder möglicher 
Einflußnahme auf das Verwandtschaftsverhältnis203 zwischen Erblasser und Erben mittelbar 
                                                 
196  Vgl. Köhler, Einführung, S. XX; Moench, Erbfall, S. 92. 
197  Vgl. Däubler, Einleitung, S. 11. 
198  Vgl. hierzu die §§ 2303 ff. BGB, welche die Freiheit des Erblassers, sein Vermögen willkürlich auf 
beliebige Erben zu verteilen, vor allem bei beabsichtigten Enterbungen einschränken. 
199  Insbesondere sind bei internationalen Schenkungs- und Erbfällen auch das internationale Privatrecht und 
ggf. auch ausländische Zivilrechtsnormen zwingend zu beachten, vgl. Martiny, Erbfälle, S. 56 ff. 
200  Der Begriff der vorweggenommenen Erbfolge ist kein originär zivil- oder steuerrechtlicher Begriff. Er 
entwickelte sich vielmehr aus der Rechtspraxis. Zur historischen Entwicklung der vorweggenommenen 
Erbfolge vgl. Olzen, Erbfolge. 
201  Vgl. Förster/Heyeres, Erbfolge, S. 1458 ff. 
202  Vgl. §§ 1297 - 1921 BGB. 
203  Hier kommen z.B. Regelungen des Adoptionsrechts in Betracht. 
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bei der Nachfolgeplanung zu berücksichtigen sind. Des weiteren können bei verheirateten 
Erblassern die zivilrechtlichen Vorschriften des Güterrechts204 den materiellen Umfang des 
dem Erblasser zuzurechnenden Nachlaßvermögens sowie den Umfang der Erbansprüche des 
überlebenden Ehegatten205 determinieren. Zudem ist das Güterrecht206 auch bei der 
Bestimmung erbrechtlicher Definitiv-Ansprüche in Form von Pflichtteilsansprüchen 
zwingend zu beachten, da sich diese wiederum aus den gesetzlich vorgesehenen 
Erbfolgeansprüchen ergeben. Erst unter Berücksichtigung aller zivilrechtlichen Ansprüche 
kann der Umfang des im Rahmen gewillkürter Nachfolgeregelungen zur Verfügung 
stehenden Erbvermögens festgestellt werden. 
2.1222 Gesellschaftsrecht 
Zu Lebzeiten des Erblassers betriebene unternehmerische Engagements erfordern im Rahmen 
der Nachfolgeplanung eine besondere Aufmerksamkeit aufgrund der gegebenenfalls zu 
berücksichtigenden gesellschaftsrechtlichen Vorschriften.207 Die Komplexität der im 
Einzelfall zu berücksichtigenden Rechtsnormen hängt dabei maßgeblich von der Form des 
zuvor betriebenen Engagements ab.208  
Bei der erbfallbedingten Nachfolge in ein Einzelunternehmen fällt grundsätzlich das gesamte 
Betriebsvermögen in den Nachlaß und kann durch den Erwerber bzw. eine Mehrheit von 
Erwerbern209 nach Maßgabe des § 22 HGB fortgeführt werden. Vergleichsweise 
                                                 
204  Zu unterscheiden ist hierbei im Grundsatz zwischen dem gesetzlichen Güterstand der 
Zugewinngemeinschaft (§§ 1363 - 1390 BGB) und den alternativ wählbaren Güterstandsvereinbarungen 
der Gütertrennung (§ 1414 BGB) bzw. der Gütergemeinschaft (§ 1415 BGB). Daneben sind in der Praxis 
ehevertragliche Regelungen verbreitet, die durch  einzelfallbezogene Ergänzungen der 
Zugewinngemeinschaft durch Zusatzvereinbarung zur sog. modifizierten Zugewinngemeinschaft führen. 
205  Im Falle der Zugewinngemeinschaft erfolgt der Zugewinnausgleich im Erbfall durch den sog. „großen 
Erbteil“ des Ehegatten, wodurch sich der gesetzliche Erbteil des Ehegatten pauschal um ein Viertel der 
Erbschaft erhöht (vgl. §§ 1372 Abs. 1 u. 1931 BGB). Bei der Gütertrennung erbt der Ehegatte unabhängig 
von der Anzahl erbberechtigter Kinder mindestens zu einem Drittel (vgl. § 1931 Abs. 4 BGB). Bei der 
Gütergemeinschaft fällt der Anteil des Erblassers am Gemeinschaftsvermögen grundsätzlich in den 
Nachlaß und ist unter den Erbberechtigten nach den allgemeinen Vorschriften der §§ 1922 ff. BGB 
aufzuteilen, sofern nicht die Vereinbarung einer sog. fortgesetzten Gütergemeinschaft getroffen wurde, bei 
der die Gesamtheit der Erben zur gesamten Hand in das vorhandene Gemeinschaftsvermögen des 
Erblassers nachfolgt. 
206  Zu vertraglichen Güterstandsvereinbarungen vgl. auch Carle, Verträge, S. 11029 ff. 
207  Vgl. Costede, Vermögenskontinuität, S. 54 ff. 
208  Zu den gesellschaftsrechtlichen Aspekten einzelner Rechtsformen bei der Unternehmensnachfolge vgl. 
Luckey, Unternehmensnachfolge, S. 17 ff. 
209  Vgl. Schröder, Nachfolge, S. 19. Bei der Fortführung durch eine Mehrheit von Erben ist die 
Erbengemeinschaft nach § 31 HGB unter Angabe aller Mitglieder in das Handelsregister einzutragen. Es 
entsteht dadurch nicht zwangsläufig eine OHG oder eine BGB-Gesellschaft, sondern ein Handelsgeschäft 
mit mehreren Inhabern, wobei nach höchstrichterlicher Rechtsprechung die Geschäfte des 
Einzelunternehmens in Gesamtrechtsnachfolge ohne zeitliche Beschränkung fortgeführt werden können. 
Vgl. BGHZ 1992, S. 259. 
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unproblematisch ist die Nachfolgeregelung auch bei Kapitalgesellschaften, da die Anteile 
eines Gesellschafters in der Regel210 frei übertragbar sind,211 so daß bei Eintritt des Erbfalls 
vorhandene Anteile in den Gesamtnachlaß fallen und ggf. unter mehreren beteiligten 
Erwerbern aufzuteilen sind.  
Besondere Abstimmungserfordernisse zwischen der individuellen Regelung der Nachfolge 
und Bestimmungen des Gesellschaftsrechts bestehen regelmäßig dann,212 wenn der Erblasser 
zu Lebzeiten Gesellschafter einer Personengesellschaft war. Grundsätzlich sind Anteile an 
Gesellschaften bürgerlichen Rechts unvererblich,213 während bei 
Personenhandelsgesellschaften ein Gesellschafter mit dem Tode aus dem Gesellschafterkreis 
ausscheidet214 und die Gesellschaft im Anschluß mit den verbleibenden Gesellschaftern 
fortgeführt wird.215 Abweichend von diesen gesellschaftsrechtlichen Grundsätzen steht es den 
Gesellschaftern einer Personengesellschaft jedoch weitgehend frei, für den Fall des 
erbfallbedingten Ausscheidens eines Gesellschafters im Rahmen des Gesellschaftsvertrags die 
Fortsetzung der Gesellschaft mit den Erben des ausscheidenden Gesellschafters zu 
vereinbaren.216 Als Gestaltungsgrundformen sind für diese Zwecke die einfache 
Nachfolgeklausel,217 die qualifizierte Nachfolgeklausel218 und die Eintrittsklausel 
                                                 
210  Eine andere Situation würde sich bei ausdrücklichen gesellschaftsvertraglichen Beschränkungen 
hinsichtlich der Übertragbarkeit der Unternehmensanteile ergeben. 
211  Vgl. § 15 GmbHG und § 10 AktG. Im Zusammenhang mit gesellschaftsrechtlichen Aspekten bei der 
Nachfolge in GmbH-Anteile vgl. Nagler, Nachfolgeregelung, S.25 ff. 
212  Zu besonderen gesellschaftsrechtlichen Vereinbarungen vgl. Schild, Erbschaftsteuer, S. 75 ff. 
213  In der Folge endet die GbR mit dem Tode eines Gesellschafters und wird aufgelöst. Die Nachfolger des 
Erblassers treten in die Abwicklungsgesellschaft ein und erhalten ein Auseinandersetzungsguthaben. Vgl. 
Scherer, Erbrecht, Rz. 19. 
214  Dies gilt nicht für Kommanditisten. Hier hat der Gesetzgeber die Fortsetzung der Gesellschaft mit den 
Erben des Kommanditisten vorgesehen (§ 177 HGB). Auch der Tod eines stillen Gesellschafters ist gem. § 
234 Abs. 2 HGB kein Auflösungsgrund für die Gesellschaft. 
215  Vgl. § 131 Abs. 3 Nr. 1 HGB, § 161 HGB; Halaczinsky, Änderungen, S. 2287. 
216  Vgl. Märkle, Erbauseinandersetzung, S. 1616; Randenborgh/Seidenfuß, Nachfolge, S. 466. 
217  Die einfache Nachfolgeklausel bewirkt, daß die Gesellschaft mit allen Erben des Erblassers fortgeführt 
wird. Das Einrücken der Erben in die Gesellschafterstellung vollzieht sich dabei nach dem Umfang der 
individuellen Erbquoten und grundsätzlich am Gesamthandsvermögen der Erbengemeinschaft vorbei. Die 
gesellschaftsrechtliche Nachfolge im Wege einer Sonderrechtsnachfolge ergibt sich aus dem Umstand, daß 
eine Erbengemeinschaft nicht Gesellschafter einer werbend tätigen Personengesellschaft werden kann. Vgl. 
BGH-Urteil v. 4.5.1983, NJW 1983, S. 2376 und BFH-Urteil v. 29.10.1991, BStBl. II 1992, S. 512. 
Ebenso Daragan/Zacher-Röder, Nachfolge, S. 89; Lange/Kuchinke, Erbrecht, S. 100; Schmidt, 
Gesellschaftsrecht, S. 1077 ff.; Schulze zur Wiesche, Erbauseinandersetzung, S. 282. 
218  Bei der qualifizierten Nachfolgeklausel können nur ein oder mehrere im voraus bestimmte Erben als 
Gesellschafter in die Stellung des Erblassers nachrücken. Die Nachfolge vollzieht sich im Wege der 
Sonderrechtsnachfolge. Der Gesellschaftsanteil fällt zu keinem Zeitpunkt in den gesamthänderisch 
gebundenen Nachlaß, wobei den nicht qualifizierten Erben jedoch ein Wertausgleich zusteht. Vgl. 
Pietsch/Tehler, Unternehmensnachfolge, S. 123; Schmidt, Gesellschaftsrecht, S. 1106; Schulze zur 
Wiesche, Nachfolgeklausel, S. 695. 
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voneinander zu unterscheiden.219 Je nach den im Einzelfall bestehenden 
gesellschaftsvertraglichen Vereinbarungen können sich aus der Sicht der Nachfolgeplanung 
nachhaltige Einschränkungen hinsichtlich der Gestaltungsmöglichkeiten durch den 
Gesellschafter-Erblasser ergeben.220 
2.1223 Steuerrecht 
Wenngleich Gestaltungsentscheidungen im Rahmen der Nachfolgeplanung grundsätzlich 
steuerartenübergreifende221 Relevanz aufweisen können,222 ergeben sich unmittelbare 
Wirkungsverknüpfungen vornehmlich zwischen dem erbrechtlich begründeten 
Vermögensübergang und dem Erbschaftsteuerrecht.223 Aus diesem Grund steht die 
Erbschaftsteuer regelmäßig im Zentrum planerischer Überlegungen zur Nachfolgeregelung, 
wozu auch die Höhe der im Einzelfall auftretenden erbschaftsteuerlichen Belastungen224 
sowie die bestehenden Freiräume zur steuerlichen Gestaltbarkeit beitragen.225 Darüber hinaus 
können einzelne Gestaltungsmaßnahmen jedoch zeitlich auch im Vor- und Nachfeld des 
eigentlichen erbfallbedingten Vermögensübergangs steuerliche Belastungswirkungen 
auslösen, die bei der Nachfolgeplanung Berücksichtigung finden und im Hinblick auf 
mögliche Auswirkungen auf die Zielerreichung überprüft werden sollten. Im folgenden ist 
daher neben der Erbschaft- und Schenkungsteuer vor allem auch kurz auf 
einkommensteuerliche Aspekte226 einzugehen.227 Dagegen wird auf im Einzelfall 
                                                 
219  Durch Vereinbarung der Eintrittsklausel erwirbt ein Erbe oder sonstiger Dritter bei Ausscheiden des 
Erblassers das Recht, als Gesellschafter in die Gesellschaft einzutreten. Die Entscheidung des Berechtigten 
kann an bestimmte Fristen geknüpft sein. Entscheidet sich der Berechtigte, das Eintrittsrecht nicht 
auszuüben, steht ihm ein Ausgleichsanspruch gegenüber den verbleibenden Gesellschaftern zu. Vgl. 
Pietsch/Tehler, Unternehmensnachfolge, S. 123; Schmidt, Gesellschaftsrecht, S. 1108. 
220  Vgl. Märkle, Erbauseinandersetzung, S. 1616, der eine grundsätzliche Subsidiarität des Erbrechts 
gegenüber gesellschaftsrechtlichen Regelungen feststellt. 
221  Vgl. hierzu die steuerartenübergreifende Untersuchung von Troll, Steuerrecht, S. 1 ff. 
222  Einschränkungen allgemeiner Art ergeben sich vornehmlich durch den Grundsatz der wirtschaftlichen 
Betrachtungsweise z.B. im Sinne von § 39 AO oder allgemeine Mißbrauchsvorschriften i.S.v. § 42 AO, so 
daß nicht jede Gestaltung tatsächlich auch steuerliche Wirkungen entfaltet. 
223  Vgl. Meincke, Kommentar, Einf., Tz. 7. Aufgrund der engen Verbindung zwischen Erbschaftsteuerrecht 
und Zivilrecht wird auch von einem Prinzip der Maßgeblichkeit des Zivilrechtes für das 
Erbschaftsteuerrecht gesprochen. Vgl. Crezelius, Erbschaft- und Schenkungsteuer, S. 37.  
224  Die Belastungswirkung der Erbschaftsteuer wurde schon von Reuter als unangenehmste „zentrifugale 
Kraft“ bezeichnet, die durch den Erbfall entfesselt wird. Vgl. Reuter, Perpetuierung, S. 353. 
225  Vgl. hierzu Crezelius, Sicherung, S. 144; Gohlisch, Überblick, S. 2. 
226  Zur grundsätzlichen Relevanz von Ertragsteuern im Rahmen eines Erbfalles vgl. stellvertretend Crezelius, 
Verhältnis, S. 74 ff.; Gebel, Verzahnung, S. 2611 ff.; Herzig, Vermögenskontinuität, S. 71 ff.; Heyeres, 
Zusammenwirken, S. 6; Mellinghoff, Verhältnis, S. 129.  
227  Zur Relevanz sonstiger Steuern im Zusammenhang mit der Nachfolgeplanung vgl. Mensching, 
Umsatzsteuer, S. 75 ff.; Troll, Steuerrecht, S. 85 ff.  
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möglicherweise relevante grunderwerbsteuerliche228 oder auch umsatzsteuerliche229 Aspekte 
nicht weiter eingegangen.230 
Die steuerbegründenden Kerntatbestände des Erbschaftsteuergesetzes sind Vorgänge der 
unentgeltlichen Übertragung von Vermögen, woraus die besondere Bedeutung 
erbschaftsteuerlicher Aspekte für die Nachfolgeplanung unmittelbar abzuleiten ist. Nach dem 
Willen des Gesetzgebers ist die Erbschaftsteuer als Erbanfallsteuer231 ausgestaltet, d.h. sie 
erfaßt nicht das Nachlaßvermögen des Erblassers in Form einer letztmaligen 
Vermögensabgabe,232 sondern sie besteuert den jeweiligen Erbanfall bei den beteiligten 
Erwerbern in Form der jeweils erfahrenen individuellen Bereicherung. Somit handelt es sich 
dem Grundgedanken nach um eine abgabenökonomische Erfassung der durch den 
Erbvermögenszufluß gesteigerten Leistungsfähigkeit eines Nachfolgers im Vergleich zu 
einem nichtbereicherten Dritten. Dieses Bereicherungsprinzip liegt auch der Besteuerung von 
lebzeitigen Zuwendungen zugrunde, die als eigenständiger Besteuerungstatbestand im 
Rahmen des Erbschaftsteuergesetzes erfaßt sind. Die Ergänzung der erbschaftsteuerbaren 
Erwerbstatbestände von Todes wegen um Schenkungen unter Lebenden verhindert vor allem 
auch eine andernfalls unproblematisch zu erwirkende Steuerumgehung durch lebzeitige 
Vorabübertragungen im Sinne der vorweggenommenen Erbfolge, durch die der 
Besteuerungsansatz einer Erbschaftsteuer annahmegemäß ins Leere laufen würde. 
Im Rahmen der Nachfolgeplanung wird durch die gezielte Ausgestaltung der 
Vermögensübergänge auf die jeweils beteiligten Erwerber unmittelbar auch die im Nachfeld 
des Vermögensübergangs entstehende individuelle Steuerbelastungshöhe determiniert.233 Die 
resultierenden Steuerzahlungen mindern entsprechend die Bereicherung auf Seiten der 
Erwerber, wodurch sie der ursprünglichen Bereicherungsabsicht des Erblassers zwangsläufig 
                                                 
228  Grundsätzlich ist der Grundstückserwerb von Todes wegen sowie die Schenkung von Grundstücken 
angesichts der Belastung im Rahmen des Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes tatbestandlich von der 
Grunderwerbsteuer ausgenommen (§ 3 Nr. 2 GrEStG). Jedoch können im Einzelfall z.B. im Rahmen einer 
Erbauseinandersetzung steuerauslösende Tatbestände erfüllt werden, sofern z.B. Anteilsvereinigungen in 
einer Hand (§ 1 Abs. 3 GrEStG) oder eine entgeltliche Übertragung vorliegen. 
229  Während der Erwerb von Todes wegen im Grundsatz keinen steuerbaren Tatbestand des UStG bildet, 
können vornehmlich im Zusammenhang mit der vorweggenommenen Erbfolge auch umsatzsteuerliche 
Aspekte zu berücksichtigen sein. Zur umsatzsteuerlichen Beurteilung im Detail vgl. Mensching, 
Umsatzsteuer, S. 5 ff. 
230  Die Nichtberücksichtigung folgt hier aus der in der Praxis nur untergeordneten Bedeutung derartiger 
Steuerbelastungen bei Erbvermögensübergängen. 
231  Zu weiteren, neben der Anfallbesteuerung denkbaren Besteuerungssystematiken vgl. Crezelius, Erbschafts- 
und Schenkungsteuer, S. 136; Tipke, Steuerrechtsordnung, S. 751 ff.; Zehetmair, Steuerrecht, S. 127. 
232  Diese Form der Nachlaßbesteuerung wurde in Deutschland nur kurzzeitig in den Jahren 1919 bis 1922 
erhoben, wobei diese Steuer zusätzlich zur Erbanfallsteuer erhoben wurde. Vgl. Frank, Erbschaftsteuer, S. 
3 ff.; Hofmann, Steuerrechtsfolgen, S. 181 ff. 
233  Vgl. Flick, Vermögenskontinuität, S. 105. 
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entgegenstehen. Der Erblasser hat demnach die hervorgerufenen erbschaftsteuerlichen 
Wirkungen notwendigerweise in die Nachfolgeplanung zu integrieren, damit das letztlich 
eintretende Nachfolgeergebnis nicht ein unbeabsichtigtes Produkt ist, das sich aufgrund 
gesetzlich determinierter Belastungsintensitäten ergibt.234  
Im Gegensatz zur Erbschaft- und Schenkungsteuer bildet der Vermögenszufluß durch 
Erbanfall oder Schenkung keinen steuerbaren Tatbestand im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 EStG). Aus diesem Umstand jedoch auf 
eine grundsätzliche Irrelevanz der Einkommensteuer bei der Nachfolgeplanung zu schließen, 
erscheint dennoch als sachlich unzutreffend,235 weil eine Vielzahl von Nachfolgeregelungen, 
die ggf. in mittelbarem Zusammenhang mit einer unentgeltlichen Vermögensübertragung 
stehen, in der Folge beträchtliche einkommensteuerliche Folgen auslösen.236 So ergeben sich 
im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge möglicherweise einkommensteuerliche 
Wirkungen, falls im Zusammenhang mit der lebzeitigen Vermögensübertragung 
wiederkehrende Leistungen des Erwerbers an den Erblasser vorgesehen sind.237 Zudem ist 
ggf. zu berücksichtigen, daß aus Übertragungen ertragbringenden Vermögens durch den 
interpersonellen Übergang der Ertragsquelle in der Folge regelmäßig auch entsprechende 
Ertragsteuereffekte resultieren.238 Die Relevanz einkommensteuerlicher Aspekte bei der 
Nachfolgeplanung ist darüber hinaus insbesondere durch die Beschlüsse des Großen Senats 
des BFH vom 05.07.1990239 erheblich gesteigert worden.240 Seit der darin vollzogenen 
                                                 
234  In diesen Fällen wäre eine detaillierte Nachfolgeplanung entbehrlich und der Erblasser könnte bereits 
hinsichtlich der erbrechtlichen Nachfolgegestaltung die Standardlösung des Gesetzgebers in Form der 
gesetzlichen Erbfolgebestimmungen übernehmen. 
235  In diesem Zusammenhang soll insbesondere auch auf den mit dem StEntlG 1999/2000/2002 vom 
24.3.1999 (BGBl. I, 1999, S. 402) ersatzlos aufgehobenen § 35 EStG a.F. hingewiesen werden, der − als 
Vorschrift zur Anrechnung der Erbschaftsteuer auf die Einkommensteuer zur Vermeidung von 
Doppelbelastungen − die inhaltliche Verknüpfung zwischen Erbschaft- und Einkommensteuer unmittelbar 
widerspiegelte. Vgl. z.B. Dautzenberg/Heyeres, Doppelbelastung, S. 302 ff.; Kroschel/Wellisch, 
Überlegungen, S. 2533; Maßbaum, Doppelbelastung, S. 606 ff.; Wendt, Ermäßigung, S. 10151. 
236  Zu Einzelaspekten vgl. z.B. Gebel, Wirkungszusammenhänge, S. 2069 ff.; Herzig, Anschaffungskosten, S. 
85 ff.; Paus, Vermächtnisse, S. 586 ff.; Trompeter, Anschaffungskosten, S. 2494 ff. 
237  Vgl. BMF-Schreiben vom 23.12.1996, BStBl I, 1996, S. 1508, geändert durch BMF-Schreiben vom 
30.10.1998, BStBl I, 1998, S. 1417. Vgl. zur Grundproblematik ebenfalls Auler, Betrachtung, S. 2248 ff.; 
Carle, Leistungen, S. 11569 ff.; Hofer, Vermögensübergabe, S. 350 ff.; Korn, Erkenntnisse, S. 137 ff.; 
Lieber/Steffens, Erbfolge, S. 132 ff.; Paus, Vermögensübertragung, S. 193 ff.; Spiegelberger, Erbfolge, S. 
86 ff.; Strahl, Renten, S. 11575 ff.; Vorwold, Versorgungsleistungen, S. 586 ff. 
238  Vgl. Stobbe, Erbfolge, S. 522. 
239  Vgl. GrS-Beschluß 2/89 v. 05.07.1990, BStBl. II, 1990, S. 837 und GrS-Beschluß 4-6/89 v. 05.07.1990, 
BStBl. II, 1990, S. 847. 
240  Vgl. Obermeier, Erbfolge, S. 214 ff. 
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Rechtsprechungsänderung241 ist die Auseinandersetzung einer Erbengemeinschaft als 
eigenständiges Rechtsgeschäft unter den Mitgliedern der Gemeinschaft aufzufassen und nicht 
mehr lediglich als gegenständliche Konkretisierung des bereits durch den Erblasser 
zugewendeten Erbanspruchs.242 Damit können im Nachfeld des erbfallbedingten 
Vermögensübergangs durchaus beträchtliche einkommensteuerliche Belastungen auftreten,243 
die folglich ggf. im Rahmen der Nachfolgeplanung zu berücksichtigen sind.  
3 Grundformen des erbfallbedingten Vermögensübergangs 
Der erbfallbedingte Vermögensübergang von einer natürlichen Person auf dessen 
Rechtsnachfolger läßt sich weitgehend anhand einzelfallbezogener Ausprägungen der 
zugrundeliegenden Sachverhaltsmerkmale beschreiben, die im weiteren in ihrer Summe als 
die der Erbteilung zugrundeliegende Nachfolgesituation bezeichnet wird.244 Die Vielzahl 
potentiell differenzierbarer Sachverhaltsmerkmale245 und Nachfolgesituationen bedarf einer 
zweckbezogenen246 Systematisierung, so daß nach Maßgabe ausgewählter Kriterien 
Grundformen der Vermögensnachfolge voneinander abgrenzbar werden,247 denen 
charakteristische Gestaltungsschwerpunkte248 im Rahmen der Nachfolgeplanung zuzuordnen 
sind.  
Eine für den hier angestrebten Untersuchungsverlauf geeignete Differenzierung setzt zunächst 
die Identifikation elementarer Sachverhaltsmerkmale voraus, welche geeignet sind, die 
jeweils zugrundeliegende Nachfolgesituation in wesentlichen Zügen zu charakterisieren. Die 
Identifikation entsprechender Determinanten umfaßt notwendigerweise auch eine 
grundsätzliche Analyse ihrer möglichen Merkmalsausprägungen, innerhalb der zugleich die 
für die Untersuchung erforderliche Erläuterung erbrechtlicher Grundbegriffe erfolgt. 
                                                 
241  Zur Kritik der Rechtsprechung, die zuvor die Erbteilung als unentgeltlichen Vorgang angesehen hat, vgl. 
Groh, Folgen, S. 142. 
242  Diese Unterscheidung führt letztlich dazu, daß z.B. bei der Erbauseinandersetzung über 
Unternehmensvermögen regelmäßig ein Betriebsveräußerungsgewinn zu versteuern ist, weil die 
Veräußerung durch die weichenden Mitglieder erfolgt, die durch den erbrechtlichen Übergang 
zwischenzeitlich zu Mitunternehmern geworden sind. 
243  Vgl. Sarres, Erbengemeinschaft, S. 161 ff. 
244  Zur Nachfolgesituation als Ausgangspunkt für die Regelung der Nachfolge vgl. Hofmann, 
Nachfolgeplanung, S. 31. 
245  Vgl. Hofmann, Nachfolgeplanung, S. 8; Trompeter, Betriebsübertragung, S. 2017. 
246  Vgl. z.B. Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 39, der im Zusammenhang mit grundsätzlichen 
Gestaltungstypen unterschiedliche Nachfolgesituationen in Form von Fallgruppen systematisiert.  
247  Zur Abgrenzung von Fallgruppen bei der Nachfolgeregelung vgl. Trompeter, Betriebsübertragung, S. 
2017. 
248  Vgl. z.B. Waldner/Rausch, Testament, S. 4. 
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3.1 Determinanten der Nachfolgesituation 
Im Mittelpunkt der Nachfolgeplanung stehen spezifizierte Einzelanordnungen zur Regelung 
der Rechtsnachfolge in bestehende Einzelrechte im Hinblick auf den Erbfalleintritt.249 Sie 
betrifft somit den zielgerichteten250 interpersonellen Übergang einzelner Rechte oder 
Verpflichtungen von einem untergehenden Rechtsträger auf entsprechend nachfolgende 
Rechtsträger.251 Die demnach im Hinblick auf Nachfolgeregelungen vornehmlich zu 
behandelnde Grundsatzproblematik kann in reduzierter Form252 als erblasserindividuelle 
Klärung der Fragestellung aufgefaßt werden, wer aus dem Nachlaß des Verstorbenen was 
wann erhalten soll.253 Folglich erscheint es naheliegend, im weiteren zwecks einer 
grundsätzlichen Kennzeichnung und Differenzierung der jeweils zugrundeliegenden 
Nachfolgesituation im wesentlichen zwischen den elementaren Determinanten 
„Nachfolgesubjekt“, „Nachfolgeobjekt“ und „Nachfolgezeitpunkt“ mit ihren jeweils 
potentiell auftretenden situativen Merkmalsausprägungen zu unterscheiden.  
3.11 Nachfolgesubjekt 
Angesichts des erbrechtlichen Kerngedankens, der Substitution des untergehenden 
Rechtsträgers durch entsprechende Rechtsnachfolger,254 ist die Identifikation der jeweiligen 
Empfänger des vorhandenen Erbvermögens entsprechend als vordringlichste Aufgabe im 
Rahmen einer Nachfolgeregelung anzusehen.255 Die zur Nachfolge bestimmten Empfänger 
werden dabei im weiteren – ungeachtet der im Einzelfall tatsächlich zugrundeliegenden 
                                                 
249  Vgl. Moench, Erbfall, S. 92, der auf die besondere Bedeutung der Frage hinweist, wem letztlich das 
Vermögen im Erbfall zufällt, und die Klärung dieser Frage als den vornehmlichen zivilrechtlichen 
Regelungszweck auffaßt. 
250  Die Identifikation der Rechtsnachfolger vollzieht sich dabei stets nach Maßgabe übergeordneter 
Zielsetzungen. Dies gilt grundsätzlich unabhängig davon, auf welcher rechtlichen Grundlage die 
Aufteilung des Vermögens erfolgt. Auch die gesetzlichen Erbfolgeregelungen sind ihrem Wesen nach 
zielgerichtet, da sie der Umsetzung spezifischer Erbrechtsprinzipien dienen und nur dann zur Anwendung 
gelangen, wenn der Erblasser keine anderslautende Willensäußerungen getätigt hat.  
251  Zur Änderung der dinglichen Rechtszuständigkeit bei der Rechtsnachfolge vgl. Piltz, 
Einzelrechtsnachfolge, S. 707. 
252  Dabei handelt es sich letztlich um eine vereinfachende Reduktion auf die wesentlichen 
Bestimmungsgrößen einer Nachfolgeregelung, wobei zudem im Detail weitere Probleme wie z.B. die Art 
und Weise des erbrechtlichen Übergangs zu klären sind. Letztere Nachfolgeaspekte unterscheiden sich 
jedoch insoweit von den vorgenannten elementaren Nachfolgeentscheidungen, als sie erst im Nachfeld der 
elementaren Nachfolgeentscheidungen vornehmlich die Auswahl eines geeigneten Instrumentariums zu 
deren tatsächlicher Umsetzung betreffen. 
253  Zum grundsätzlichen Regelungsgehalt von Verfügungen von Todes wegen vgl. auch Friedrich, Testament, 
S. 1. Die Erweiterung auf den Zeitpunkt des Rechtsübergangs ergibt sich aus der grundsätzlichen 
Nachfolgealternative der vorweggenommenen Erbfolge. Vgl. z.B. Herzig/Heyeres/Watrin, Sicherung, S. 7; 
Obermeier, Erbfolge, S. 50; Winnesberg, Unternehmertestament, S. 456. 
254  Zum Wesensgehalt des Erbrechts, vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 1. 
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zivilrechtlichen Form der Erbvermögenszuwendung256 – übergreifend und einheitlich als 
Erwerber257 des Erbvermögens bzw. entsprechender Teile des Erbvermögens bezeichnet.258 Je 
nach Ausgangslage kann für Zwecke der Nachfolge die Zahl potentieller Erwerber, die für 
Zuwendungen aus dem Vermögen des Erblassers in Betracht kommen, unterschiedlich groß 
sein. Entsprechend kommt ein Vermögensübergang sowohl auf einen Einzelerwerber 
(Alleinerbe)259 in Betracht als auch auf eine Gruppe unterschiedlicher Erwerber,260 wobei in 
letztgenannten Fällen ein spezifischer Aufteilungsschlüssel erforderlich ist, nach dem die 
jeweiligen Mit-Erwerber an dem übergehenden Vermögen zu beteiligen sind.261 
An die Fähigkeit, Erwerber einer Erbschaft zu sein, knüpft das BGB im Rahmen des 
Erbrechts – in gleicher Weise wie an die Fähigkeit, Erwerber einer Schenkung zu sein262 – 
keine qualifizierenden Voraussetzungen,263 so daß als Erwerber des Erbvermögens 
grundsätzlich sämtliche zum Zeitpunkt der Übertragung existierenden264 natürlichen und 
juristischen Personen265 sowie Zusammenschlüsse derselben266 in Betracht kommen. 
Notwendigerweise ist dabei im Rahmen der Nachfolgeregelung stets mindestens ein Erwerber 
                                                 
255  Vgl. z.B. auch Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 71; Moench, Erbfall, S. 92. 
256  Bei einer entsprechenden Unterscheidung wäre im folgenden jeweils begrifflich zwischen Erben, 
Vermächtnisnehmern, Auflagenbegünstigten, Beschenkten etc. zu differenzieren. 
257  Ungeachtet einer möglicherweise inhaltsverschiedenen Verwendung des Erwerbsbegriffs im allgemeinen 
Sprachgebrauch soll vor dem hier betrachteten Hintergrund jeweils von einem unentgeltlichen Erwerb 
durch den Erwerber ausgegangen werden. 
258  Sofern sich aus der Sache heraus die Notwendigkeit einer Differenzierung ergibt, wird im folgenden 
ausdrücklich darauf hinzuweisen sein. 
259  Vgl. Felix, Erbfall, S. 11064; Gohlisch, Überblick, S. 2. 
260  Eine Gruppe von Erwerbern im hier verstandenen Sinne muß nicht notwendigerweise in Form einer 
Erbengemeinschaft auftreten. Vielmehr würde z.B. eine Nachfolgeregelung unter Bestimmung nur eines 
Erben und mehrerer Vermächtnisnehmer den Übergang auf eine Erwerbergruppe bewirken, die jedoch 
nicht zugleich dem Rechtsinstitut der Erbengemeinschaft entspricht. 
261  Vgl. Schuhmann, Erben, S. 2. 
262  Vgl. §§ 516 ff. BGB. 
263  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 63. 
264  Eine Ausnahme von diesem Grundsatz ergibt sich erbrechtlich für Stiftungen, die erst in der Zeit nach dem 
Erbfall zu gründen sind (vgl. § 84 BGB), und Nachkommen, die zum Zeitpunkt des Erbfalls bereits 
gezeugt sind und lebend geboren werden (vgl. § 1923 Abs. 2 BGB). Vgl. Osthues, Vermögensübertragung, 
S. 9. 
265  Vgl. § 2101 Abs. 2 BGB. 
266  Vgl. Palandt, BGB, Anm. 1 zu § 1923. Auch Zusammenschlüsse natürlicher Personen kommen 
grundsätzlich als Erben in Betracht, so z.B. OHG und KG, die nach § 124 Abs. 1 bzw. § 161 Abs. 2 HGB 
als gesamthänderische Gemeinschaft oder Teilhaber erben können. Vgl. Gohlisch, 1997, S. 2. Zur 
Gesamthandsgesellschaft als Erwerber im Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht vgl. Ebeling, 
Gesamthandsgesellschaft, S. 1865 ff.; Reiter, Gesamthandsgesellschaften, S. 2159; Schmitz, Übertragung, 
S. 500. 
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zu bestimmen,267 der rechtlich an die Stelle des Erblassers tritt, während die maximale Anzahl 
von Erwerbern, die ein Erblasser an seinem Nachlaß beteiligen kann, gesetzlich grundsätzlich 
nicht reglementiert ist.268 Dabei ist es im Hinblick auf die jeweiligen Nachfolgesubjekte nicht 
zwingend erforderlich, daß der Vermögensinhaber sämtliche Erwerber einzeln und eindeutig 
im voraus, d.h. vor Eintritt des Erbfalles, identifiziert.269 Vielmehr können grundsätzlich auch 
anonyme Erwerbergruppen, z.B. im Sonderfall der Zweckzuwendung,270 oder ggf. auch 
Erwerber, die erst nach Erbfalleintritt durch vom Erblasser bestimmte Dritte auszuwählen 
sind,271 als Nachfolgesubjekte an einem Nachlaß beteiligt werden. 
In der Mehrzahl der in der Praxis auftretenden Erbfälle272 ist davon auszugehen, daß eine 
Aufteilung des Erbvermögens im wesentlichen unter den jeweils vorhandenen 
Familienmitgliedern des Erblassers angestrebt wird.273 Die Konzentration des Kreises 
möglicher Nachfolgesubjekte auf die engeren Verwandten des Erblassers entspricht im 
Ergebnis dem Gedanken einer grundsätzlichen Familiengebundenheit des Vermögens274 und 
dem Bestreben nach einem generationenübergreifenden Vermögenserhalt.275  
                                                 
267  Sollte kein Erwerber explizit bestimmt worden sein, erfolgt der Übergang des Erbvermögens nach 
Maßgabe der gesetzlichen Erbfolgeregelungen. 
268  Auch im Rahmen der gesetzlichen Erbfolgeregelung bleibt es durch den Rückbezug auf 
verwandtschaftliche Gruppen letztlich offen, wieviele Rechtsnachfolger im Einzelfall als Erben eines 
Nachlasses in Betracht kommen. 
269  Die Verfügung von Todes wegen stellt rechtlich eine Willenserklärung dar. Bei unklaren 
Verfügungsinhalten, die unterschiedliche Interpretationen des Gewollten zulassen, gilt die allgemeine 
Auslegungsregel nach § 133 BGB, wonach grundsätzlich der wirkliche Wille des Verfügenden zu 
erforschen und nicht auf den Wortlaut der Verfügung abzustellen ist. Vgl. auch die besonderen 
erbrechtlichen Auslegungsregeln der §§ 2087 BGB.  
270  Zuwendungen, bei denen ein Vermögensteil einem bestimmten Zweck (z.B. Unterstützung der Armen, 
Versorgung des Familienkaters, Förderung der Kunst etc.) zuzuführen ist, werden steuerrechtlich auch als 
„Zweckzuwendung“ bezeichnet. Zweckzuwendungen liegen vor, wenn eine Zuwendung weder dem Geber 
selbst noch bestimmten dritten Personen zugute kommen soll, sondern nach dem Willen des Erblasers eine 
getrennte Vermögensmasse entstehen soll, die nur zweckgebunden verwendet werden darf. Vgl. 
Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 1, S. 3. Die Umsetzung der Anordnung einer Zweckzuwendung erfolgt 
daraufhin in der Regel durch einen „Zwischen-“Erwerber und nicht durch den Erblasser selbst. 
271  Hierbei ist vor allem an Aufteilungsbefugnisse zu denken, die der Erblasser einem Testamentsvollstrecker 
einräumt. 
272  Vgl. Däubler, Einleitung, S. 8, der in diesem Zusammenhang von dem „statistischen Normalfall der 
Beerbung durch Abkömmlinge“ spricht.  
273  Vgl. Heyeres, Zusammenwirken, S. 32, der auf das Allgemeininteresse am Schutz der Familie hinweist. 
Vgl. in diesem Zusammenhang auch die empirische Untersuchung von Albach und Freund zur Auswahl 
des Nachfolgers bei Familienunternehmen, vgl. Albach/Freund, Unternehmenskontinuität, S. 187. 
274  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 176. 
275  Zum generationenübergreifenden Übergang auf Familienmitglieder vgl. Meincke, 
Gestaltungsmöglichkeiten, S. 121. 
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3.12 Nachfolgeobjekt 
Gegenstand der erbrechtlichen Vermögensnachfolge ist stets das Vermögen des Erblassers in 
seiner Gesamtheit.276 Als Nachfolgeobjekt kommen damit sämtliche zum Zeitpunkt des 
Erbfalles vorhandenen vermögenswerten Rechte277 und sämtliche bestehenden Pflichten des 
Erblassers in Betracht,278 wodurch letztlich im Rahmen des Erbvermögens bereichernde 
Erwerbskomponenten regelmäßig untrennbar mit entreichernden Erwerbskomponenten 
verknüpft sind.279  
Weil die zu übertragenden Nachfolgeobjekte sich erst zum Zeitpunkt des Erblassertodes als 
Nachlaßvermögen280 in Art und Umfang konkretisieren, bergen sämtliche Überlegungen zur 
Regelung der Nachfolge, sofern diese vom Erblasser selbst zu seinen Lebzeiten durchgeführt 
werden, die Gefahr, daß falsche Annahmen hinsichtlich des Vermögensbestandes zum 
grundsätzlich ungewissen Todeszeitpunkt281 getroffen werden.282 Da jedoch das 
stichtagsbezogene Vermögen die rechnerische Ausgangsgröße283 für Zwecke der 
erbrechtlichen Vermögensnachfolge wie auch – in der Folge – für Zwecke des 
Erbschaftsteuerrechts bildet,284 führen unzutreffende Annahmen über den zu übertragenden 
Vermögensbestand zu einem korrespondierenden Fehler bei der Erbteilung.285  
                                                 
276  Vgl. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 8. 
277  Der Begriff „vermögenswerte Rechte“ bedingt, daß nur solche Rechte erbfallbedingt übergehen, die 
letztlich dem Vermögen des Erblassers zuzurechnen sind. Dagegen sind regelmäßig höchstpersönliche 
Rechte des Erblassers, z.B. personenbezogene Anteilsrechte, Familienrechte (z.B. Unterhaltsansprüche) 
etc., im Grundsatz nicht vererbbar. Vgl. Schuhmann, Erben, S. 1.  
278  Vgl. Scherer, Erbrecht, S. 3. 
279  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 70. 
280  Innerhalb des Zivilrechtes finden die Begriffe „Erbschaft“ und „Nachlaßvermögen“ nebeneinander 
Verwendung (vgl. § 1958 BGB), wobei eine Unterscheidung nach Literaturmeinung nicht eindeutig 
möglich und zudem inhaltlich unwesentlich ist. Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 68; Sudhoff, 
Unternehmensnachfolge, S. 3. Entsprechend werden diese Begriffe im Rahmen dieser Arbeit grundsätzlich 
synonym verwendet. 
281  Vgl. Bauer, Erbschaftsteuerberatung, S. 8 f. Auch der Umstand, daß der Todeszeitpunkt anhand objektiver 
Wahrscheinlichkeiten (vgl. z.B. Sterbetafeln) geschätzt werden kann, ändert an diesem grundsätzlichen 
Unsicherheitselement nichts. Vgl. Heyeres, Zusammenwirken, S. 127. Mit der Unsicherheit des 
Todeszeitpunkts gehen in der Folge naturgemäß weitere Prognoseprobleme bezüglich der Entwicklung 
sonstiger Umfeldbedingungen einher.  
282  Dabei ist die Ermittlung des voraussichtlichen künftigen Erbvermögens als wesentliche Voraussetzung für 
eine sachgerechte Nachfolgegestaltung anzusehen. Vgl. Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 25. 
283  Vgl. z.B. zur Pflichtteilsberechnung Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 90. 
284  Vgl. § 11 ErbStG. 
285  Zu diesem Zweck käme z.B. die Installation eines geeigneten Nachfolge-Controlling in Betracht. (Zum 
Begriff des Controlling vgl. die Übersicht in Reichmann, Controlling, S. 1 ff.). Indem eine einmal fixierte 
Erbfolgeregelung in regelmäßigen Zeitabständen einer Kontrolle unterzogen wird, kann diese hinsichtlich 
zwischenzeitlich unerwartet eingetretener Änderungen an die jeweils aktuelle Situation angepaßt werden, 
so daß das prognostizierte Nachfolgeobjekt dem tatsächlichen Nachfolgeobjekt sukzessive angenähert 
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Die grundsätzliche Prognoseproblematik bei der Regelung der Nachfolge betrifft regelmäßig 
sowohl quantitative als auch qualitative Merkmale des im Erbfall übergehenden Vermögens. 
Diese sind in ihren möglichen Ausprägungen kennzeichnend für das übergehende Vermögen, 
so daß eine entsprechende Abgrenzung des jeweiligen Nachfolgeobjektes möglich ist. 
3.121 Quantitative Merkmale 
Der quantitative Umfang des im Erbfall zu übertragenden Vermögens ist prinzipiell durch die 
Einzelbewertung der vorhandenen Vermögensbestandteile in Geldeinheiten und durch eine 
anschließende Saldierung der positiven und negativen Einzelwerte feststellbar.286  
Der Bewertung bzw. Feststellung des Wertes der Einzelbestandteile des Erbvermögens 
können dabei von den Beteiligten durchaus unterschiedliche Bewertungskonzeptionen 
zugrundegelegt werden,287 die in der Folge ggf. auch zu voneinander abweichenden 
Feststellungen des Nachlaßwertes führen.288 Für Zwecke der Bewertung des übergehenden 
Vermögens ist regelmäßig eine Verkehrswertermittlung naheliegend.289 Die exakte 
Wertermittlung ist jedoch im Einzelfall mit beträchtlichen Problemen behaftet, so daß oftmals 
Konflikte bezüglich des tatsächlichen Umfangs des Verkehrswertes eines Nachlaßobjekts 
zwischen einzelnen an der Nachfolge beteiligten Interessengruppen auftreten.290  
                                                 
wird. Vgl. auch die Überlegungen von Hofmann zum Nachfolge-Controlling, Hofmann, Nachfolgeplanung, 
S. 283 ff. 
286  Zur im Grundsatz analogen Vorgehensweise für Zwecke der Besteuerung bzw. den korrespondierenden 
bewertungsrechtlichen Grundsatz der Einzelbewertung und die Abgrenzung wirtschaftlicher Einheiten vgl. 
auch § 2 BewG. 
287  Zur allgemeinen Problematik bzw. Bewertungskonzeptionen im spezifischen Anwendungsfall der 
Unternehmensbewertung vgl. z.B. Helbling, Unternehmensbewertung; Moxter, Grundsätze; Sieben, 
Funktionenlehre. Zum Sonderproblem der Bewertung für steuerliche Zwecke z.B. Raupach, 
Wertermittlung, S. 1 ff. 
288  So wird z.B. der Steuerwert eines Erbvermögens infolge notwendiger Standardisierungen in einem 
Massenverfahren häufig vom entsprechenden Zeitwert im Sinne einer Verkehrswertbetrachtung 
abweichen. Vgl. dazu auch die stetige Diskussion im Zusammenhang mit der steuerlichen Benachteiligung 
einzelner Vermögensarten durch besonders verkehrswertnahe Bewertungsverfahren, z. B. Siegemund, 
Erbschaftsteuer, S. 55. 
289  Demgegenüber würde die Einbeziehung subjektiver Wertkomponenten stets die Gefahr bergen, daß 
unterschiedliche Bewertungssubjekte abweichende Wertvorstellungen aufweisen. Angesichts einer 
Vielzahl möglicher und jeweils subjektiv zutreffender Werte muß jedoch eine Einigung auf einen jeweils 
für Zwecke der Nachfolge zugrunde zu legenden Wert als hoffnungsloses Unterfangen erscheinen.  
290  Insbesondere bei der Auseinandersetzung einer Erbengemeinschaft bergen unterschiedliche 
Wertauffassungen oft erhebliches Konfliktpotential, wenn es dabei z.B. um die Ermittlung von 
Ausgleichszahlungen oder die gegenständliche Zusammenstellung gleichwertiger Erbanteile geht. Aber 
auch zwischen Steuerpflichtigen und den Finanzbehörden sind regelmäßig auftretende Differenzen 
bezüglich des Wertansatzes einzelner Vermögenswerte letztlich durch zahlreiche Finanzgerichtsverfahren 
dokumentiert. Vgl. zuletzt BFH-Beschluß v. 24.10.2001, BStBl. II, 2001, S. 834 ff. 
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Neben dem Gesamtumfang des Erbvermögens sind auch die einzelnen Wertumfänge seiner 
Bestandteile als quantitatives Merkmal kennzeichnend für das Nachfolgeobjekt. Lassen die 
abgrenzbaren Einzelbestandteile des Erbvermögens keine den Erblasserzielen entsprechende 
gegenständliche Zuteilung auf die Nachfolgesubjekte zu, ergeben sind im Rahmen der 
Nachfolgeplanung besondere Gestaltungsschwerpunkte im Sinne von Ausgleichs- und 
Abfindungszahlungen.  
3.122 Qualitative Merkmale 
Neben den vorgenannten quantitativen Merkmalen eines Nachlasses ist auch die Art des 
übergehenden Vermögens im Rahmen der Nachfolgeregelung von grundsätzlicher 
Bedeutung. Aus den qualitativen Merkmalen des Nachfolgeobjektes können sich z.B. 
Beschränkungen hinsichtlich der Übertragbarkeit einzelner Bestandteile des Erbvermögens 
auf bestimmte Rechtsnachfolger ergeben, wodurch diese nicht als Nachfolgeobjekt im 
Rahmen einer Nachfolgeregelung in Betracht kommen. Der erbrechtliche Grundsatz, daß der 
gesamte Eigentumsbestand sowie auch der Besitz291 des Erblassers292 zur Rechtsnachfolge 
vorgesehen ist, ist hinsichtlich höchstpersönlicher Rechte des Erblassers, z.B. des allgemeinen 
Persönlichkeitsrechts,293 Nießbrauchsrechten (§§ 1061 ff. BGB) oder beschränkt persönlichen 
Dienstbarkeiten (§ 1092 Abs. 2 BGB), eingeschränkt, sofern im Einzelfall derartige Rechte 
nicht ausdrücklich aufgrund positiver Regelungen vererblich sind.294 Des weiteren können 
sich bei der Nachfolge in bestimmte Vermögensformen besondere tatsächliche295 oder auch 
rechtliche296 Nebenbedingungen hinsichtlich der Übertragbarkeit auf Dritte ergeben, die bei 
der Nachfolgeplanung gesondert zu beachten sind.  
                                                 
291  Zivilrechtlich ist zwischen dem Eigentum (vgl. §§ 903 ff. BGB) und dem Besitz (§§ 854 ff. BGB) zu 
unterscheiden. Während das Eigentum das umfassende Herrschaftsrecht über eine Sache voraussetzt, ist für 
den Besitz bereits die tatsächliche Verfügungsgewalt ausreichend. In der Praxis fallen Besitz und Eigentum 
häufig in einer Person zusammen. Zur Übertragung und Vererblichkeit von Besitz vgl. § 854 Abs. 2 und § 
857 BGB. 
292  Vgl. Sudhoff, Unternehmensnachfolge, S. 3. 
293  Allerdings besteht ein postmortaler Persönlichkeitsschutz (vgl. BVerfG, NJW 1971, S. 1645). 
294  Ausnahmen bilden hier kraft Gesetz z.B. das Urheberrecht (§§ 28, 64 UrhG), Patente und Lizenzen (§ 15 
PatG) oder Marken (§ 27 MarkenG). Zur Vererblichkeit von steuerlichen Verlustvorträgen vgl. das BFH-
Urteil v. 16.5.2001, BStBl. II, 2002, S. 487 ff., BMF v. 26.07.2002, BStBl. I, 2002, S. 667, BFH v. 
28.07.2004, BStBl. II, 2005, S. 262 ff. sowie z.B. Paus, Verlustabzug, S. 2584 ff.; Strnad, Vererblichkeit, 
S. 935 ff. 
295  Z.B. ist es denkbar, daß ein bestimmtes Nachfolgeobjekt sinnvollerweise nur einem ganz bestimmten 
Nachfolgesubjekt zugeordnet werden kann, weil nur ein Erwerber die persönlichen oder beruflichen 
Qualifikationen zur Weiterführung besitzt. 
296  So z.B. bei der Unternehmensnachfolge, sofern bestimmte gesellschaftsvertragliche Regelungen für das 
Ausscheiden durch den Tod eines Gesellschafters getroffen wurden. 
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Die qualitative Zusammensetzung des Nachlasses weist jeweils eine einzelfallspezifische 
Vielfalt auf und kann unterschiedliche Gebrauchsgegenstände, Kapitalanlageformen, 
Nutzungen und Rechte oder auch Grundvermögen und Betriebsvermögen umfassen. Im 
Rahmen übergeordneter Objektkategorien ist für Zwecke der qualitativen Zuordnung nicht 
zwangsläufig auf die einzelne abgrenzbare Vermögenseinheit abzustellen.297 Vielmehr ist 
dem Umstand Rechnung zu tragen, daß möglicherweise auch qualitativ unterschiedliche 
Vermögensgegenstände nach Verkehrsanschauung einer einheitlichen übergeordneten 
Vermögenskategorie zuzurechnen sind, sofern diese eine inhaltliche Verknüpfung aufweisen. 
So besteht ein erbfallbedingt übergehendes Unternehmen regelmäßig aus einer Vielzahl 
unterschiedlichster Vermögenseinheiten (Grund und Boden, Vorratsvermögen, Rechte), die in 
ihrer funktionalen Verknüpfung insgesamt als Betriebsvermögen zu qualifizieren sind.298 
Dagegen würde jedoch z.B. ein Grundstück, sofern ein inhaltlicher Bezug zu einem 
Unternehmen nicht gegeben ist, der Vermögenskategorie des Grundvermögens zuzurechnen 
sein.299  
Je heterogener die im Erbfall zu übertragenden Vermögensbestandteile sind, desto 
vielschichtiger sind i.d.R. die Aspekte, die im Rahmen der Regelung einer Nachfolge 
insbesondere für Zwecke einer geeigneten Zuordnung zwischen Nachfolgeobjekten und -
subjekten zu berücksichtigen sind. In diesem Zusammenhang ist auch auf die Übertragung 
von Vermögensteilen hinzuweisen, die bestimmte persönliche Merkmale oder Qualifikationen 
des jeweiligen Nachfolgers voraussetzen.300 
                                                 
297  Insoweit besteht somit ein Unterschied zur Quantifizierung des Nachlaßobjektes, das grundsätzlich auf 
dem Einzelbewertungsgrundsatz fußt. 
298  Bereits an dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, daß die Qualifikation einzelner Vermögenswerte des 
Nachlasses im Sinne übergeordneter Vermögenskategorien ggf. auch für Zwecke der Besteuerung von 
nachhaltiger Bedeutung sind. So ist z.B. im Rahmen der steuerlichen Bewertung des Erbvermögens eine 
Qualifikation einzelner Bewertungseinheiten als Betriebsvermögen mit besonderen Bewertungsvorteilen 
verbunden, die denselben Vermögenseinheiten als Einzelbestandteile des Privatvermögens nicht zuteil wird 
(vgl. § 13a ErbStG). 
299  Dem Aspekt der inhaltlichen Verknüpfung von Einzelvermögenseinheiten zu übergeordneten 
Vermögenskategorien kann im Einzelfall – vor allem aus steuerrechtlicher Perspektive – eine beträchtliche 
Gestaltungsrelevanz beizumessen sein. Zur Umqualifizierung von Privat- in Betriebsvermögen vgl. 
Günkel/Hörger/Thömmes, Gestaltungsüberlegungen, S. 1882. Zu ausgewählten Aspekten zur Thematik 
gewillkürten Betriebsvermögens vgl. Flies, Betriebsvermögen, S. 17 ff. 
300  Als Anwendungsfall kommt die Unternehmensnachfolge in Betracht, da die Fortführung zumeist die 
persönliche Eignung des Nachfolgers voraussetzt. Dieser Aspekt ist in besonderer Weise auch bei 
Freiberuflern zu beachten, da eine Unternehmensnachfolge regelmäßig eine entsprechende berufliche 
Qualifikation des Nachfolgers voraussetzt. Vgl. BFH v. 5.7.1990, BStBl. II, 1990, S. 837; 
Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 532. 
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3.13 Zeitpunkt der Nachfolge 
Unter Berücksichtigung des Zeitpunktes des tatsächlichen dinglichen Vermögensübergangs 
können bei der Regelung der Nachfolge mit der vorweggenommenen Erbfolge und der 
Erbfolge von Todes wegen im wesentlichen zwei Grundformen von Nachfolgesituationen 
unterschieden werden.  
Übertragungen im Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge301 betreffen regelmäßig eine 
zeitlich vorgezogene Umsetzung einzelner Vermögensübertragungen, die andernfalls bei 
Eintritt des Erbfalls vorzunehmen gewesen wären.302 Weil im Rahmen der 
vorweggenommenen Erbfolge im Grundsatz keine vollständige Übertragung des Vermögens 
des zukünftigen Erblassers erfolgt bzw. erfolgen kann,303 ergibt sich zwangsläufig ein 
Übergang evtl. vorhandenen Restvermögens bei Eintritt des Erbfalls. Die vorweggenommene 
Erbfolge und die erbfallbedingte Erbfolge sind daher nicht als sich gegenseitig 
ausschließende Übertragungsalternativen zu betrachten. Vielmehr stellen vorweggenommene 
Erbfolgemaßnahmen stets eine Sonderform der erbrechtlichen Nachfolgeregelung dar, welche 
die zwangsläufigen Übertragungsvorgänge zum Erbfallzeitpunkt fakultativ ergänzen. Bei 
einer geplanten Vermögensnachfolge, der trotz der zeitlich auseinanderfallenden 
Übertragungsvorgänge regelmäßig eine konzeptionell einheitliche Nachfolgeregelung 
zugrundeliegt, finden bereits lebzeitig zugewendete Vermögenswerte bei weiteren 
Übertragungen im Erbfallzeitpunkt oftmals durch Anrechnung auf den Zuwendungsanteil 
Berücksichtigung. 
Die Gründe für frühzeitige Übertragungsmaßnahmen zu Lebzeiten des Erblassers sind 
vielfältig und können sowohl Sachzwänge304 als auch eine gezielte Ausnutzung steuerlicher 
                                                 
301  Der Begriff der vorweggenommenen Erbfolge ist kein gesetzlich definierter Rechtsbegriff. Jedoch 
entspricht es der verbreiteten Begriffsinterpretation, daß die vorweggenommene Erbfolge Übertragungen 
von Vermögen oder eines wesentlichen Vermögensteils durch den künftigen Erblasser auf einen oder 
mehrere als künftige Erben in Aussicht genommene Empfänger meint (vgl. Palandt, § 2274 BGB, Tz. 11; 
BFH v. 5.7.1990, BStBl. II, 1990 S. 847).  
302  In dieser Hinsicht unterscheiden sich per definitionem Übertragungen im Wege vorweggenommener 
Erbfolge von reinen Schenkungen an Erwerber, die nicht notwendigerweise als spätere Erben des 
Erblassers in Betracht kommen. 
303  Dies liegt an dem bereits erwähnten Umstand, daß mangels endgültiger Konkretisierung des Vermögens 
bei lebzeitigen Übertragungen eine vollständige Übertragung im Grundsatz bereits denklogisch nicht 
möglich scheint. 
304  So wird z.B. der Inhaber eines Unternehmens bei Erreichen einer bestimmten Altersgrenze bestrebt sein, 
das Unternehmen und dessen Führung in die Hände eines geeigneten Nachfolgers zu geben. 
Gleichermaßen ist es denkbar, daß eine vorweggenommene Übertragung vorgenommen wird, um den 
Nachfolger in einer wirtschaftlichen Notlage zu unterstützen. 
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Gestaltungsfreiräume305 betreffen. In jedem Fall erfordert eine Nachfolgesituation im Sinne 
der vorweggenommen Erbfolge regelmäßig die besondere Berücksichtigung der lebzeitigen 
wirtschaftlichen Absicherung des um Teile seines Vermögens entreicherten Erblassers,306 die 
bei ausschließlich erbfallbedingten Nachfolgesituationen naturgemäß nicht erforderlich ist. 
Ergänzend sei im Zusammenhang mit zeitlichen Gestaltungsmerkmalen einer 
Nachfolgeregelung darauf hingewiesen, daß ein Erblasser – gewissermaßen als Umkehrfall 
der vorweggenommenen Erbfolge – den tatsächlichen Vermögensübergang auf vorgesehene 
Nachfolger grundsätzlich auch über den Erbfallzeitpunkt hinaus durch besondere 
Verfügungen aufschieben kann. Dies kann z.B. bei Übertragungen an zum Zeitpunkt des 
Erbfalles noch minderjährige Nachfolger wünschenswert sein, bei denen bis zum Eintritt der 
Volljährigkeit Vermögensteile von einem Treuhänder verwaltet werden.307 Ungeachtet des 
verlagerten dinglichen Übergangs des zugewiesenen Vermögens auf die vorgesehenen 
Enderwerber kommt es jedoch auch in diesen Fällen bereits zum Erbfallzeitpunkt 
notwendigerweise zum Übergang des Vermögens auf einen entsprechenden 
Zwischenerwerber. 
3.2 Grundformen der Nachfolge 
Nachdem mit dem Nachfolgesubjekt, dem Nachfolgeobjekt sowie dem Zeitpunkt der 
Nachfolge wesentliche Bestimmungsgrößen einer Nachfolgesituation identifiziert wurden, 
können nunmehr unter Berücksichtigung ausgewählter Merkmalsausprägungen für den 
Einzelfall Grundformen der erbfallbedingten Nachfolge unterschieden werden. Die 
Differenzierung der jeweiligen Grundformen ist dabei abhängig von dem jeweils gewählten 
Unterscheidungskriterium und damit letztlich zweckbezogen. Eine mögliche und in der 
Literatur weit verbreitete Differenzierung könnte beispielsweise anhand der qualitativen 
Merkmale des Nachfolgeobjektes erfolgen, so daß eine Unterscheidung der Grundformen 
„Unternehmensnachfolge“308 und „Privatvermögensnachfolge“ möglich ist.309  
                                                 
305  Hier ist vor allem die Eigenart des Erbschaftsteuerrechts anzuführen, nach der bestimmte Freigrenzen und 
Freibeträge 10 Jahre nach einer Übertragung wiederaufleben und somit erneut zu Steuervorteilen führen 
können. Denkbar sind aber auch einkommensteuerliche Gründe, vgl. Wien, Gestaltung, S. 132. 
306  Vgl. z.B. Dehmer/Schmitt, Gestaltungsinstrument, S. 538. Daneben kann bei Übertragungen von 
Unternehmen oder Gesellschaftsanteilen aber auch z.B. der Erhalt der Gesellschafterstellung des 
Übertragenden eine primäre Zielsetzung sein, vgl. Brandi/Mühlmeier, Übertragung, S. 734. 
307  Häufig sind derartige Verfügungen zusätzlich mit bestimmten Bedingungen oder mit dem Eintritt von 
Ereignissen verknüpft, z.B. dem erfolgreichen Abschluß eines Studiums oder dem Ableben eines 
Vorerben. 
308  Vgl. Gebel, Gesellschafternachfolge, S. 21, der des weiteren im Rahmen der Unternehmensnachfolge 
zusätzlich die Gesellschafternachfolge als Sonderform einer Nachfolgesituation identifiziert. 
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Der vornehmlichen Zielsetzung dieses Untersuchungsabschnitts folgend werden zum Zweck 
der inhaltlichen Abgrenzung der Erbteilung als Untersuchungsgegenstand im weiteren mit der 
„ungeteilten Nachfolge“ und der „anteiligen Nachfolge“ zwei Grundformalternativen 
möglicher Nachfolgesituationen unterschieden. Die Differenzierung erfolgt dabei 
ausschließlich unter Berücksichtigung unterschiedlicher Merkmalsausprägungen des 
Nachfolgesubjektes. Demgegenüber sind Merkmale des Nachfolgeobjektes und des 
Nachfolgezeitpunktes für die hier vorgenommene Differenzierung nicht relevant; 
insbesondere kommt es auf die gegenständliche Teilbarkeit des Nachfolgeobjektes nicht an. 
3.21 Ungeteilte Nachfolge 
Von einer ungeteilten Nachfolgesituation wird im folgenden stets dann ausgegangen, wenn 
nach dem Willen des Erblassers nur ein Erwerber310 zur Nachfolge in das Vermögen des 
Erblassers in Betracht kommt, so daß das zum Zeitpunkt des Erbfalles vorhandene 
Erbvermögen in seiner Gesamtheit auf diesen übergeht. Dabei bleibt unbeachtet, ob im 
Einzelfall neben dem vorgesehenen Einzelerwerber tatsächlich noch weitere Beteiligte 
vorhanden sind, die aufgrund gesetzlicher Bestimmungen, z.B. durch ihre 
verwandtschaftliche Beziehung zum Erblasser oder als Gläubiger der Erbschaftsteuer, de 
facto Teile des Erbvermögens erwerben. Zur Abgrenzung der ungeteilten Erbfolge ist 
vielmehr ausschließlich auf den Zuwendungswillen des Erblassers abzustellen, so daß zum 
Zweck der hier angestrebten Differenzierung nur Erwerber zu berücksichtigen sind, deren 
Beteiligung am Nachlaß ausdrücklich vom Willen des Erblassers gedeckt ist. Von einer 
ungeteilten Nachfolge ist demnach auch dann auszugehen, wenn z.B. aufgrund des 
Pflichtteilsrechts neben dem vom Erblasser letztwillig begünstigten Alleinerwerber einzelne 
Pflichtteilsberechtigte am Nachlaß partizipieren und der Erblasser dieses Erbteilungsergebnis 
bei hiervon abweichenden Erbteilungszielen nicht verhindern kann.311 
Ist als Nachfolgesubjekt nur ein Einzelerwerber vorgesehen, so bedarf es naturgemäß keiner 
gestalterischen Grundsatzüberlegungen hinsichtlich der interpersonellen Aufteilung des 
Erbvermögens. Im Vordergrund der Erblasserbetrachtungen steht für diesen Fall vielmehr 
                                                 
309  Beide Nachfolgesituationen weisen hinsichtlich der jeweils zu behandelnden Gestaltungsaspekte 
regelmäßig erhebliche Unterschiede auf, weil die Regelungen der Nachfolge in Privatvermögen besondere 
gesellschaftsrechtliche oder betriebswirtschaftliche Aspekte überwiegend vernachlässigen lassen können. 
310  Analog zum allgemeinen Sprachgebrauch (Allein- bzw. Universalerbe) soll dieser als Allein-Erwerber 
bezeichnet werden. Er ist jedoch keinesfalls begrifflich dem Allein-Erben gleichzustellen, da neben dem 
Allein-Erben im Einzelfall auch Vermächtnisnehmer oder Auflagenbegünstigte am Erbvermögen 
partizipieren können. 
311  Die Aufteilung des Erbvermögens aufgrund gesetzlicher Bestimmungen muß nicht zwangsläufig dem 
Zuwendungswillen des Erblassers widersprechen. Vielmehr erscheint es möglich, daß z.B. die gesetzlich 
vorgesehenen Pflichtteilsanteile dem Erbanteil entsprechen, den der Erblasser den betreffenden Erwerbern 
zugewendet hätte, wenn eine gesetzliche Bestimmung nicht existent gewesen wäre. 
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regelmäßig ein möglichst ungeschmälerter Vermögensübergang auf den vorgesehenen 
Nachfolger, so daß die Gestaltungsbemühungen sich vornehmlich auf 
Übertragungsalternativen richten, die im Ergebnis eine möglichst geringe Belastung des 
Erbvermögens, z.B. durch Steuern oder bestehende Pflichtteilsansprüche, verursachen. 
Daneben kann die zeitliche Gestaltung des Vermögensübergangs regelmäßig einen weiteren 
Gestaltungsschwerpunkt bei der Regelung einer ungeteilten Nachfolge bilden, wobei sich in 
diesem Zusammenhang oftmals eine enge inhaltliche Verknüpfung mit 
belastungsminimierenden Gestaltungsüberlegungen ergibt.312 
3.22 Anteilige Nachfolge  
In Abgrenzung zu der ungeteilten Nachfolge ist demgegenüber immer dann, wenn ein 
Erblasser letztwillentlich mehr als nur einen Nachfolger im Hinblick auf den Erbfall mit 
Teilen seines Vermögens bedenken will, von einer anteiligen Nachfolgesituation auszugehen. 
Das Nachfolgesubjekt ist in diesem Fall nicht ein Alleinerwerber, sondern eine beliebige 
Anzahl von Mit-Erwerbern. Wenngleich die Systematik des Erbrechts den 
Vermögensübergang auf eine Mehrheit von Erwerbern gleichsam als „Sonderfall“ des 
Vermögensübergangs behandelt,313 ist in der Praxis davon auszugehen, daß Anwendungsfälle 
der Nachfolge auf eine Mehrheit von Erwerbern häufiger auftreten als die Nachfolge durch 
einen Alleinerwerber.314 
Naturgemäß werden bei der anteiligen Nachfolge vornehmlich Aspekte des jeweiligen 
individuellen Erwerbsumfangs sowie der unmittelbaren dinglichen Zuordnung einzelner 
Vermögensteile auf ausgewählte Erwerber im Vordergrund der Überlegungen stehen, weil die 
Anordnung einer Vermögensnachfolge durch eine Mehrheit von Erwerbern zwangsläufig 
detaillierter Regelungen zum Zwecke der Zurechenbarkeit315 bestimmter Nachlaßanteile zu 
den jeweiligen Einzelerwerber bedarf. Aussagen über entsprechende Aufteilungsschlüssel 
sind einerseits in Form der gesetzlich vorgesehenen Standardaufteilung innerhalb der 
                                                 
312  Ein häufig anzutreffendes Gestaltungsinstrument bildet in diesem Zusammenhang die zeitlich gestaffelte 
Übertragung, die über eine mehrfache Ausnutzung erbschaftsteuerlicher Freibeträge und ggf. über 
Progressionseffekte zu einer Steuereinsparung gegenüber einer einmaligen Übertragung des 
Gesamtvermögens führt. 
313  Dies ergibt sich aus dem Umstand, daß die Sondervorschriften zum Erwerb durch eine Mehrheit von Erben 
(vgl. §§ 2032 ff. BGB) die allgemeinen Vorschriften zum Erbübergang auf einen Alleinerben lediglich 
ergänzen. Vgl. Pardey, § 2032, S. 377. 
314  Vgl. Schulz, Erbschaftsteuer, S. 76. 
315  Mit dem Begriff „Zurechenbarkeit“ soll auf den Umstand hingewiesen werden, daß der 
Aufteilungsschlüssel nicht zwangsläufig durch den Erblasser selbst festgelegt werden muß; erforderlich ist 
vielmehr das Vorhandensein eines verbindlichen Schlüssels, der das wirtschaftliche Erbteilungsergebnis 
festlegt. Dieser Aufteilungsschlüssel kann auch durch Rückgriff auf grundsätzlich erbrechtliche 
Aufteilungsbestimmungen ermittelt werden, wie es z.B. der Fall bei der Auslegung unklarer 
Erblasserbestimmungen regelmäßig der Fall ist.  
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gesetzlichen Erbfolge enthalten, während ein Erblasser bei abweichenden Zielvorstellungen 
im Rahmen der Willkürung der Erbfolge sein besonderes Aufteilungsanliegen dokumentieren 
kann. 
Dennoch ist auch für den Anwendungsfall der anteiligen Nachfolge davon auszugehen, daß 
ein Erblasser neben der Bestimmung der jeweiligen Nachfolger und ihrer jeweiligen 
Erwerbsanteile gleichermaßen ein Interesse daran hat, den Vermögensübergang sowohl 
möglichst frei von externen Belastungen als auch seinen zeitlichen Vorstellungen 
entsprechend zu gestalten. Demnach sind derartige Gestaltungsüberlegungen nicht auf den 
Anwendungsbereich der ungeteilten Nachfolge beschränkt. Gleichwohl ist jedoch bei der 
anteiligen Nachfolge davon auszugehen, daß Aspekte der Zuordnung des Erbvermögens auf 
die vorgesehenen Erwerber regelmäßig vorrangig vor sonstigen Gestaltungsaspekten der 
Erbteilungsregelung getroffen werden,316 so daß letztgenannte entsprechend als 
Gestaltungsoptimierungen unter Beachtung bereits im Grundsatz317 festgelegter 
Nebenbedingungen zu betrachten sind. 
4 Merkmale der Erbteilung 
Die vorstehend entwickelten Grundformen der erbfallbedingten Vermögensnachfolge bilden 
den Anknüpfungspunkt für eine inhaltliche Abgrenzung der Erbteilung als besonderes 
Gestaltungselement der Nachfolgeplanung. Demnach setzt eine Erbteilung stets eine anteilige 
Nachlaßsituation voraus, bei der ein Übergang des Erbvermögens auf mindestens zwei 
Erwerber erfolgen soll. Für Zwecke der in diesem Zusammenhang erforderlichen Aufteilung 
des Erbvermögens sind im Rahmen der Erbteilung jeweils erwerberspezifische 
Zuwendungsanteile festzulegen. Das Erbrecht verwendet für den Anwendungsfall der 
Erbeneinsetzung den Begriff des Erbteils bzw. Erbanteils,318 der den jeweiligen Bruchteil 
erfaßt,319 mit dem einer von mehreren Miterben an einer Erbschaft beteiligt ist.320 Demnach 
                                                 
316  Dieser Annahme liegt die Überlegung zugrunde, daß z.B. steuerliche Überlegungen die Aufteilung des 
Erbvermögens auf ohnehin vorgesehene Erwerber durchaus beeinflussen können. Jedoch ist demgegenüber 
eine ausschließlich steuerlich motivierte Zuwendung an eine Person, die andernfalls nicht als Erwerber in 
Betracht gekommen wäre, als realitätsfern zu betrachten. 
317  Dabei wird regelmäßig auf die einzelfallabhängige Relation zwischen Steuerersparnis und erforderlichen 
Ergebnismodifikationen abzustellen sein, da nicht jeder Zuordnungswunsch eines Erblassers auftretende 
Mehrbelastungen in unbegrenztem Umfang rechtfertigen wird. 
318  Vgl. z.B. § 1922 Abs. 2 BGB. 
319  Sofern mehrere Erwerber an einem Erbfall beteiligt sind, kann jeder Erwerber naturgemäß nur zu einem 
spezifischen Bruchteil an dem Vermögensübergang partizipieren (vgl. Schuhmann, Erben, S. 2).  
320  Vgl. Winkler, Erbrecht, S. 99. 
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beschreibt ein spezifischer Erbteil321 im wesentlichen das Ergebnis der Aufteilung eines 
Erbvermögens aus der Sicht des betreffenden Erwerbers. 
In Abgrenzung zu dem ergebnisbezogenen Aussagegehalt des Erbteils, der letztlich eine 
statische Zustandsbeschreibung bildet, wird der Begriff der Erbteilung im Rahmen der 
vorliegenden Untersuchung vornehmlich prozessorientiert aufgefaßt. Erbteilung meint 
demnach einen Vorgang, bei dem die Summe aller zurechenbaren Maßnahmen das 
Zustandekommen bestimmter Erbteile und dadurch des eintretenden Erbteilungsergebnisses 
begründet. Im Rahmen des Erbteilungsprozesses werden demnach die erforderlichen 
Voraussetzungen dafür geschaffen, daß für sämtliche am Vermögenserwerb beteiligte 
Personen eine Beteiligung im Umfang eines erwerberspezifischen Erbanteils herbeigeführt 
wird. 
Die Einleitung eines Erbteilungsprozesses ist ursächlich stets dem Eintritt eines Erbfalles 
zuzuordnen, wodurch der Begriff der Erbteilung eine enge inhaltliche Verknüpfung mit dem 
Begriff des Erbfalls aufweist. Aus erbrechtlicher Perspektive bildet der Eintritt eines Erbfalls 
grundsätzlich den unverzichtbaren Auslöser für die erbrechtliche Nachfolge in 
Vermögenswerte des Erblassers, wodurch letztlich auch das Problem einer Aufteilung des 
übergehenden Erbes überhaupt erst entstehen kann. Unter diesem Blickwinkel wird somit in 
prozessualer Hinsicht eine bestimmte Reihenfolge der Ereignisse „Erbfall“ und „Erbteilung“ 
impliziert, wonach die Erbteilung dem eigentlichen Erbfall jeweils zeitlich nachgeordnet zu 
sein scheint. Jedoch ist zu berücksichtigen, daß ein Erblasser vorbereitende Maßnahmen zur 
Regelung der mit seinem Ableben eintretenden Erbteilung naturgemäß ausschließlich vor 
dem tatsächlichen Erbfalleintritt treffen kann. Darüber hinaus ist auch hinsichtlich der 
gegenständlichen Durchführung der Aufteilung mit der vorweggenommenen Erbfolge im 
Grundsatz322 eine prozessuale Umkehr der Reihenfolge möglich. Nach dem hier 
zugrundezulegenden Begriffsverständnis können demnach Teilprozesse der Erbteilung dem 
betreffenden Erbfalleintritt sowohl zeitlich vorgelagert sein, so daß entsprechende 
Maßnahmen prospektiv im Hinblick auf einen zukünftig zu erwartenden Erbfall erfolgen, als 
auch hinsichtlich der tatsächlichen gegenständlichen Durchführung der Teilung dem Erbfall 
                                                 
321  Obwohl sich aus zivilrechtlicher Perspektive der Begriff des Erbteils in Abgrenzung zu sonstigen 
Erwerbsanteilen (z.B. Vermächtnissen etc.) explizit nur auf Erwerbe durch Erbeneinsetzungen bezieht, soll 
im folgenden der Begriff des Erbteils bzw. des Bruchteils – ausdrücklich unabhängig von der jeweiligen 
Erwerbsform – den Umfang der wirtschaftlichen Partizipation eines Beteiligten am erbfallbedingt 
übergehenden Vermögen umfassen. 
322  Hierbei ist jedoch zu beachten, daß eine derart zeitlich vorgezogene Erbteilung in der Regel nur eine 
partielle Aufteilung des Erbes betrifft, weil der endgültige Vermögensbestand zum Todeszeitpunkt zu 
einem vorgezogenen Erbteilungszeitpunkt unbekannt ist. Hinsichtlich derjenigen Vermögenswerte, die 
nicht Bestandteil einer Vorabübertragung sind, kommt es demnach erst zum Zeitpunkt des Erbfalles zu 
einer endgültigen Erbteilung, so daß der gegenständliche Erbteilungsprozeß durch Vorabzuteilungen 
lediglich eine zeitliche Ausweitung erfährt. 
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zeitlich nachgeordnet sein. Die Erbteilung umfaßt damit einen unbestimmten Zeitraum,323 der 
von den ersten Vorbereitungshandlungen im Hinblick auf den Erbfall bis zum Abschluß der 
Aufteilung des Erbvermögens nach Eintritt des Erbfalles reicht. Die kausale Zuordnung der 
jeweiligen Teilprozesse erfolgt jedoch in jedem Fall im Hinblick auf einen bereits erfolgten 
oder einen zukünftig zu erwartenden Eintritt eines Erbfalles. 
5 Untersuchungsbeschränkungen 
Die vorstehend entwickelte Abgrenzung des Erbteilungsbegriffs ist inhaltlich sehr weitgefaßt. 
Der Umstand, daß nach Maßgabe der jeweils zugrundeliegenden Nachfolgesituation die 
Mehrzahl der in der Praxis auftretenden Erbfälle Maßnahmen der Erbteilung erforderlich 
werden läßt, spiegelt dabei die besondere Praxisrelevanz der angestrebten Untersuchung 
wider. Dennoch bedarf das Untersuchungsobjekt im folgenden weiterer punktueller 
Eingrenzungen, um eine Analyse zu ermöglichen, die der Aufgabenstellung und Zielsetzung 
dieser Untersuchung insgesamt gerecht wird. Entsprechend sollen die im folgenden 
formulierten Untersuchungsbeschränkungen zu einer inhaltlichen Konzentration auf die 
vornehmlich darzustellende erbschaftsteuerliche Grundsatzproblematik im Rahmen der 
Erbteilung beitragen. Inhaltlich auszugrenzen sind demnach Erbteilungsvorgänge, die im 
Kontext dieser Untersuchung als Sonderfälle zu betrachten sind, weil die ihnen 
innewohnenden Problemaspekte über die originär zu behandelnden Aufgabenstellung der 
Untersuchung hinausreichen. Eine Ausweitung der Analyse auf zusätzliche Problemaspekte 
würde angesichts der bereits vielschichtigen Kernproblematik den Rahmen dieser 
Untersuchung sprengen. Gleichwohl ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß die im 
folgenden dargelegten Erkenntnisse im Grundsatz auch auf die hier nicht betrachteten 
Erbteilungsfälle übertragbar sind. 
Die Untersuchungsgrundlage ist im weiteren das geltende deutsche Erbschaftsteuerrecht.324 
Ungeachtet der Tatsache, daß in mittelbarem Zusammenhang mit Erbteilungsvorgängen auch 
weitere Steuerarten grundsätzlich in Betracht zu ziehen sind,325 ist jedoch ein unmittelbarer 
Wirkungszusammenhang zwischen erbfallbedingten Vermögensübertragungen und 
                                                 
323  Da die Aufgabe „Regelung der Nachfolge“ von zukünftigen Erblassern oft zu ganz unterschiedlichen 
Lebenszeitpunkten wahrgenommen und angegangen wird, ist die tatsächliche Prozeßdauer grundsätzlich 
einzelfallabhängig und somit nicht allgemein bestimmbar. 
324  Hier das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.2.1997 
(BGBl. I S. 378), zuletzt geändert durch das Dritte Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher 
Vorschriften vom 21.8.2002 (BGBl. I, 2002, S. 3322). 
325  Hierbei ist vornehmlich an ertragsteuerliche Belastungswirkungen, z.B. im Nachfeld einer 
Erbauseinandersetzung, zu denken. Wie bereits gezeigt wurde, können im Einzelfall im mittelbaren 
Zusammenhang mit dem erbrechtlichen Vermögensübergang auch umsatzsteuerliche (vgl. Mensching, 
Umsatzsteuer, S. 21 ff.) sowie auch grunderwerbsteuerliche oder grundsteuerliche Tatbestände zu 
berücksichtigen sein.  
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steuerlichen Belastungen vornehmlich im Rahmen der Erbschaftsbesteuerung festzustellen. 
Weil jedoch die Unmittelbarkeit steuerlicher Belastungswirkungen im Rahmen der 
Nachfolgegestaltung der Anlaß für die vorliegenden Untersuchung ist, scheint im weiteren 
eine Konzentration auf erbschaftsteuerliche Aspekte geboten.  
Angesichts zunehmender Internationalisierungstendenzen,326 die sich nicht zuletzt auch in den 
Lebensumständen und bei der Vermögensbildung von Privatpersonen widerspiegelt, wäre 
eine Einbeziehung von Erbfällen mit Auslandsberührung327 in die Untersuchung 
grundsätzlich als wünschenswert zu erachten gewesen.328 Hierzu ist jedoch festzustellen, daß 
die Vielzahl potentiell zu berücksichtigender nationaler Regelungen329 eine angemessene 
Analyse unmöglich erscheinen läßt und zudem der Beschäftigung mit belastungsrelevanten 
Detailregelungen330 unterschiedlicher nationaler Steuersysteme lediglich ein untergeordneter 
Erkenntniswert in Bezug auf die zu behandelnde Grundsatzproblematik beizumessen ist.331 
Daher müssen entsprechende Ländervergleiche ggf. eigenständigen Forschungsarbeiten 
vorbehalten bleiben, die auf den Ergebnissen dieser Untersuchung aufbauen könnten. 
5.1 Zeitliche Eingrenzung der zu betrachtenden Erbteilungsvorgänge 
Das Interesse der Untersuchung gilt im weiteren Erbteilungsvorgängen, die in einem 
Kausalzusammenhang mit dem Vermögensübergang durch Erbanfall stehen. Die Erbteilung 
vollzieht sich dabei auf der Grundlage der im Erbfallzeitpunkt anzuwendenden 
Erbteilungsregelungen, die unabhängig von dem Zeitpunkt, zu dem sie ggf. festgelegt 
wurden, als letztlich den erbfallbedingten dinglichen Übergang des Vermögens vorbereitende 
Maßnahmen in die Betrachtung einzubeziehen sind. 
                                                 
326  Vgl. Depping, Nachfolgeplanung, S. 437; Fischer, Auslandsanlagen, S. 1033; Flick/Piltz, Erbfall, Vorwort; 
Lindner/Wayand, S. 122; Schaumburg, Erbfälle, S. 147; Schmitt/Götz, Familienstiftung, S. 11; Wacker, 
Erbschaften, S. 440; Zehetmair, Steuerrecht, S. 126. 
327  Eine Auslandsberührung würde in diesem Kontext vornehmlich die Belegenheit von Vermögen im 
Ausland oder den Wohnsitz eines am Erbfall Beteiligten im Ausland bedingen. Vgl. Boochs, 
Auslandsbeziehungen, S. 178; zu weiteren Formen potentieller Auslandsberührung vgl. Flick/Piltz, Erbfall, 
Rz. 2. 
328  Zu erbschaftsteuerlichen Aspekten bei Fällen mit Auslandberührung vgl. z.B. die Länderanalyse am 
Beispiel Deutschland - Frankreich vgl. Hechler, Besteuerung, S. 27 ff., bzw. Deutschland - Belgien vgl. 
Grote, Besteuerung, S. 165 ff.  
329  Vgl. Bärtels, Unternehmensnachfolge, S. 22; Piltz, Erbfälle, S. 282. 
330  Vgl. z.B. Klein, Zivilrechtsformen, S. 69 ff. 
331  Im weiteren Untersuchungsverlauf wird deutlich, daß es vielmehr darauf ankommt, daß überhaupt eine 
differenzierende Besteuerung des Vermögensübergangs erfolgt. In welchem Umfang die jeweiligen 
Individualbelastung letztlich eintreten, ist dabei für die zu behandelnde steuerliche Grundsatzproblematik 
zunächst unerheblich, so daß die vor dem Hintergrund des deutschen Erbschaftsteuerrechts gewonnenen 
Erkenntnisse bei Bedarf analog - unter Berücksichtigung nationaler Besteuerungsbesonderheiten - auch auf 
die Situation in anderen Ländern übertragen werden können. 
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Trotz der inhaltlichen Verknüpfung von lebzeitigen und erbfallbezogenen 
Übertragungsvorgängen im Rahmen der Erbteilung soll die vorweggenommene Erbfolge, 
durch die bereits zu Lebzeiten des Vermögensinhabers Teile des Vermögens auf die 
zukünftigen Erwerber übertragen werden, ausdrücklich nicht Gegenstand dieser 
Untersuchung sein. Zwar erscheinen Übertragungsvorgänge im Sinne der 
vorweggenommenen Erbfolge hinsichtlich der ggf. resultierenden erbschaftsteuerlichen 
Folgewirkungen grundsätzlich mit Vermögensübertragungen zum Todeszeitpunkt 
vergleichbar.332 Aufgrund der zeitlich vorverlegten Übertragungszeitpunkte von einzelnen 
Vermögensteilen ergibt sich jedoch regelmäßig eine Vielzahl zusätzlicher Probleme, die nicht 
vorrangig erbschaftsteuerlichen Ursprungs sind: 
Bsp. 1: Ein Erblasser bestimmt seine beiden Nachkommen zu Erwerbern des Nachlasses. 
Während seinem Sohn bereits zu Lebzeiten das Einzelunternehmen und 
festverzinsliche Wertpapiere im Gesamtwert von 5 Mio. EUR übertragen werden, 
erhält seine Tochter bei Eintritt des Erbfalles den verbleibenden Nachlaß 
(Barvermögen) im Gesamtwert von ebenfalls 5 Mio. EUR. Zwischen den beiden 
Teilübertragungen liegt ein Zeitraum von z.B. 10 Jahren. 
 Aus den festverzinslichen Wertpapieren erzielt der Sohn jährlich wiederkehrende 
Einnahmen von 50.000 EUR. Diese unterliegen bei ihm der Einkommensteuer 
ebenso wie die jährlich schwankenden Unternehmensgewinne. Gleichzeitig wird sein 
zu versteuerndes Einkommen im Anschluß an die Unternehmensnachfolge durch die 
Fortführung von bestimmten Sonderabschreibungsmöglichkeiten und die Realisation 
übernommener stiller Reserven beeinflußt. 
Im vorgenannten Fallbeispiel weichen die Übertragungszeitpunkte der Vermögensteile und 
damit letztlich auch die erbschaftsteuerlichen Besteuerungszeitpunkte in erheblichem Umfang 
voneinander ab.333 Ein Vergleich der individuellen Bereicherungs- und 
Steuerbelastungsvolumina wäre angesichts der abweichenden Realisierungszeitpunkte zwar 
z.B. unter Rückgriff auf das Kapitalwertmodell durchführbar.334 Notwendigerweise wären 
jedoch auch die im Nachfeld der zeitlich vorgezogenen Übertragung ausgelösten weiteren 
Vermögenszuflüsse und -abflüsse bis zum Eintritt des Erbfalls zu berücksichtigen, so daß eine 
realitätsgerechte Abbildung der tatsächlichen Erwerbswertverhältnisse als Grundlage ihrer 
Vergleichbarkeit die zeitraumbezogene Erfassung sämtlicher resultierender Zahlungsströme 
innerhalb eines Totalmodells erfordern würde. Zu diesem Zweck bedürfen jedoch zunächst 
die im Nachfeld der Übertragungen auftretenden Zahlungsströme einer eindeutigen 
                                                 
332  Dies resultiert aus dem Umstand, daß die Besteuerung im Rahmen der Erbschaftsteuer tatbestandlich 
sowohl Übertragungen von Todes wegen als auch Schenkungen unter Lebenden betrifft. 
333  Die Erbschaftsteuer entsteht bei Schenkungen unter Lebenden mit dem Zeitpunkt der Ausführung der 
Zuwendung (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG) und beim Erwerb von Todes wegen mit dem Tode des Erblassers (§ 
9 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG). 
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ursächlichen Zuordnung, woraus ein nahezu unlösbares Kausalitätsproblem erwächst. 
Während im vorgenannten Fallbeispiel eine entsprechende ursächliche Zuordnung der 
Zinserträge aus den festverzinslichen Wertpapieren noch vergleichsweise unproblematisch 
erscheint, dürfte die Ertragssituation des übertragenen Unternehmens zweifellos maßgeblich 
von der Eigenleistung des Erwerbers abhängen. Eine eindeutige Aufteilung der resultierenden 
Unternehmenserträge in solche, die ursächlich auf der Übertragung der Vermögenssubstanz 
beruhen, und solche, die auf die Leistung des Unternehmensnachfolgers zurückzuführen sind, 
erscheint aus diesem Grund nicht möglich. In gleicher Weise scheint die kausale Zuordnung 
der im Fallbeispiel aufgeführten einkommensteuerlichen Folgewirkungen problematisch, da 
diese maßgeblich von der steuerlichen Gesamtsituation des Sohnes beeinflußt werden. 
Die Vielzahl der hier nur ansatzweise aufgezeigten Abgrenzungsprobleme und 
Erfassungsschwierigkeiten würde den Rahmen der weiteren Untersuchung nachhaltig 
ausweiten, ohne daß im Hinblick auf die Untersuchungsziele ein korrespondierender 
Erkenntnisgewinn zu erwarten ist. Weil aus isoliert erbschaftsteuerlicher Sicht zudem von 
einer prinzipiellen Gleichartigkeit der hier zu behandelnden grundsätzlichen Problemaspekte 
bei erbfallbedingten und bei vorweggenommenen Vermögensübertragungen auszugehen ist, 
scheint im weiteren eine Untersuchungsbeschränkung auf Erbteilungen im Sinne der Erwerbe 
von Todes wegen vertretbar. 
5.2 Spezifizierung der zu betrachtenden Entscheidungsträger  
Der Vorgang der Erbteilung vollzieht sich auf der Grundlage von Einzelentscheidungen der 
an diesem Vorgang beteiligten Entscheidungsträger.335 Wie bereits dargelegt wurde, kommt 
aufgrund der dem Vermögensinhaber erbrechtlich eingeräumten Vorrangstellung vornehmlich 
der Erblasser selbst als Entscheidungsträger im Rahmen der Erbteilung in Betracht. Jedoch 
sind darüber hinaus im Grundsatz auch sämtliche anderen am Erbfall beteiligten Personen, 
denen aufgrund persönlicher Entscheidungen eine Einflußnahme auf das Ergebnis der 
Erbteilung möglich ist, als an der Erbteilung beteiligte Entscheidungsträger anzusehen. 
Der Kreis der an einer Erbteilung potentiell beteiligten Entscheidungsträger umfaßt neben 
dem Vermögensinhaber insbesondere auch die jeweils vorgesehenen Vermögenserwerber. 
Diesen ist eine grundsätzliche Einflußnahme auf das eintretende Erbteilungsergebnis, z.B. 
                                                 
334  Auf spezifische Problemaspekte des Kapitalwertmodells, z.B. die Festlegung geeigneter 
Kapitalisierungsfaktoren, wird dabei im weiteren nicht tiefergehend eingegangen werden.  
335  Dies gilt grundsätzlich auch dann, wenn sich die Erbteilung nach den gesetzlichen Erbfolgeregelungen 
richtet, da insoweit die Entscheidung des Erblasser offenbar wird, keine individuelle 
Erbteilungsregelungen festzulegen. 
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durch Erbausschlagung336 oder durch eine Nichtgeltendmachung von bestehenden Rechten,337 
möglich. In Fällen eines gemeinschaftlichen Erwerbs zur gesamten Hand im Rahmen einer 
Erbengemeinschaft338 können darüber hinaus die Mitglieder der Gemeinschaft die 
gegenständliche Konkretisierung der jeweiligen Erbanteile durch Abschluß eines 
entsprechenden Erbauseinandersetzungsvertrags gestalten. Zudem können auch Dritte, die 
nicht selbst Vermögenserwerber sind, vom Erblasser dazu bestimmt werden, die tatsächliche 
Erbteilung erst nach Eintritt des Erbfalles ganz oder teilweise aufgrund eigener 
Entscheidungsbefugnis durchführen. In diesem Zusammenhang kommt z.B. die Anordnung 
einer Testamentsvollstreckung oder die explizite Einräumung besonderer Wahlrechte339 im 
Rahmen der Erbteilung in Betracht. Im Ergebnis ist demnach festzustellen, daß im Einzelfall 
das eintretende Erbteilungsergebnis durch eine Vielzahl von unterschiedlichen 
Entscheidungsträgern beeinflußt worden sein kann. 
Ungeachtet der prinzipiell bestehenden Möglichkeiten zur Einflußnahme Dritter auf das 
eintretende Erbteilungsergebnis ist die folgende Analyse auf die Erbteilung aufgrund 
höchstpersönlicher Entscheidungen des Erblasser zu beschränken. Diese inhaltliche 
Schwerpunktsetzung entspricht dem erklärten Anliegen dieser Untersuchung, dem mit der 
Regelung der Nachfolge befaßten Vermögensinhaber besondere erbschaftsteuerliche 
Problemstellungen aufzuzeigen und für seine Gestaltungsaufgabe Entscheidungshilfen 
bereitzustellen. Demgegenüber sind postmortale Maßnahmen zur Beeinflussung der 
Erbteilung regelmäßig von Individualinteressen des agierenden Dritten geprägt und demnach 
konzeptionell im Grundsatz nicht auf das Gesamtergebnis der Erbteilung gerichtet.  
Für den Erblasser selbst sind postmortale Entscheidungen beteiligter Dritter weitgehend nicht 
absehbar und insoweit einer systematischen gestalterischen Berücksichtigung nicht 
zugänglich. Lediglich bei Erbfällen, in denen der Erblasser einen fremden Dritten befugt, 
Entscheidungen über die Erbteile anderer Personen zu treffen, wäre ggf. davon auszugehen, 
daß das eintretende Erbteilungsergebnis originär der Erbteilungsentscheidung des Erblassers 
zuzurechnen ist, die jedoch aufgrund der Entscheidungsdelegation eine besondere Form 
                                                 
336  Vgl. Tischer, Erbausschlagung, S. 557. 
337  In Betracht kommen hierbei z.B. Rechte, die dem Erwerber als Vermächtnisnehmer oder als 
Pflichtteilsberechtigtem zustehen. 
338  Dieselbe Problematik ergibt sich beim Erbschafts-Erwerb durch eine Personengesellschaft, bei der 
aufgrund der beschränkten Steuerrechtsfähigkeit ein anteiliger Erwerb der Gesellschafter unterstellt wird. 
Eine gegenständliche Konkretisierung der jeweiligen Erwerbsanteile vollzieht sich erst zu einem späteren 
Zeitpunkt (z.B. bei Betriebsaufgabe) durch Entscheidungen der Gesellschafter. 
339  Ein typisches Beispiel ist in diesem Zusammenhang die Anordnung eines Vermächtnisses, bei dem die 
Auswahl des Vermächtnisgegenstandes aus dem Nachlaßvermögen auf den Vermächtnisbelasteten oder 
den Vermächtnisnehmer delegiert wird. Gleiches gilt für Zweckzuwendungen, bei denen zwar der 
begünstigte Zweck vorgegeben, der tatsächliche Empfänger jedoch von zwischen-erwerbenden Dritten zu 
bestimmen ist. 
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aufweist. Werden demnach z.B. einem Testamentsvollstrecker für Zwecke der Erbteilung 
weitgehende Verfügungsrechte eingeräumt,340 erfolgt die Aufteilung des Erbes dennoch 
letztlich aufgrund der Erblasserentscheidung, den Testamentsvollstrecker ausdrücklich mit 
derartigen Befugnissen auszustatten. Durch die explizite Auswahl eines Vertreters für 
Zwecke der Erbteilungsentscheidung, die möglicherweise auch auf bestimmten Erwartungen 
des Erblassers hinsichtlich der Ausübung des zugewiesenen Rechtes durch den Dritten beruht, 
sowie ggf. durch gezielte Einschränkungen hinsichtlich der Entscheidungsfreiheit ist die 
Gestaltung des eintretenden Erbteilungsergebnisses in diesen Fällen letztlich dem Erblasser 
selbst zuzurechnen.  
Gegen eine Einbeziehung von Erbteilungsentscheidungen Dritter spricht im weiteren der 
erbschaftsteuerliche Analyseschwerpunkt der Untersuchung. Der Erbschaftsbesteuerung wird 
dabei regelmäßig die Erwerbssituation nach Maßgabe des steuerbegründenden Erbanfalls 
zugrundegelegt, so daß die Besteuerung zunächst die Bestimmungen der im Erbfall 
anzuwendenden Nachfolgeregelung berücksichtigt. Wenngleich in Ausnahmefällen eine 
nachträgliche Besteuerungsrelevanz gegeben ist,341 entfalten viele Maßnahmen, die erst im 
Anschluß an den Erbanfall zur Aufteilung des Erbvermögens ergriffen werden, regelmäßig 
keinen Einfluß auf die auftretenden erbschaftsteuerlichen Belastungswirkungen. Dies gilt in 
besonderem Maße für den Anwendungsfall der Erbauseinandersetzung im Anschluß an einen 
Erwerb durch mehrere Erwerber in Form einer Erbengemeinschaft, da sich nach den letzten 
Beschlüssen des BFH342 aus der Erbauseinandersetzung vornehmlich ertragsteuerliche Folgen 
ergeben können. Ausnahmsweise können in diesem Fall jedoch auch erbschaftsteuerliche 
Folgewirkungen ausgelöst werden, wenn z.B. ein Mitglied der Erbengemeinschaft nach 
Annahme der Erbschaft anschließend im Rahmen der Erbauseinandersetzung auf die 
Geltendmachung seiner Ansprüche verzichtet.343 Allerdings ist zu berücksichtigen, daß in 
diesem Fall in Übereinstimmung mit der erbschaftsteuerlichen Wertung ein eigenständiger 
Erbteilungsvorgang durch die Person des Erbengemeinschaftsmitglieds vorliegt. Die 
Entscheidung, das in Form des Erbteils bestehende Vermögensrecht zu Gunsten der 
Miterwerber abzutreten, ist folglich nicht mehr dem ursprünglichen Erblasser, sondern dem 
                                                 
340  Im Grundsatz nimmt der Testamentsvollstrecker den Nachlaß in seinen Besitz und kann bis auf das 
Schenkungsverbot des § 2205 Satz 3 BGB frei über den Nachlaß verfügen. Regelmäßig ist die Anordnung 
der Testamentsvollstreckung jedoch mit detaillierten letztwilligen Verfügungen des Erblassers versehen, 
denen der Testamentsvollstrecker verpflichtet ist (Abwicklungsvollstreckung). Vgl. § 2203 BGB. 
341  So z.B. für den Fall der Erbausschlagung, bei dem der Ausschlagende der zivilrechtlichen Handhabung 
folgend auch steuerlich so gestellt wird, als sei der Erbanfall zu keinem Zeitpunkt erfolgt. Vgl. 
Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 3, Tz. 18. 
342  Vgl. BFH v. 5.7.1990, BStBl. II, 1990, S. 837 ff.  
343  Würde ein Mitglied einer Erbengemeinschaft auf seinen Erbanteil unentgeltlich verzichten, wäre von einer 
Schenkung an die verbleibende Erbengemeinschaft auszugehen, die im Grundsatz eine entsprechende 
Schenkungsteuerbelastung auslöst. 
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verzichtenden (Zwischen-)Erwerber zuzurechnen und wird erbschaftsteuerlich als 
eigenständige Schenkung des Verzichtenden gewertet, die möglicherweise bei diesem 
wiederum eine Maßnahme im Sinne einer vorweggenommenen Erbfolge darstellt. 
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Teil II 
Die Erbteilung als steuersensibles Gestaltungsproblem 
Für den speziellen Anwendungsfall der Erbteilung bedarf vor allem das erbrechtlich 
vorgesehene Instrumentarium1 zur rechtsverbindlichen Umsetzung von 
Erbteilungsentscheidungen einer detaillierten Analyse, damit die bestehenden 
Gestaltungsalternativen identifiziert werden können. Angesichts einer grundsätzlichen 
Steuerbarkeit von erbfallbedingten Vermögensübertragungen im Rahmen der Erbschaftsteuer 
ist im weiteren zu untersuchen, ob zwischen einzelnen Gestaltungsentscheidungen der 
Erbteilung sowie den jeweils ausgelösten Steuerbelastungen Rückwirkungen zu erwarten 
sind. Soweit dabei eine spezifische Steuersensibilität von Erbteilungsentscheidungen 
festzustellen ist, besteht ein grundsätzliches steuerliches Planungsproblem,2 dessen Lösung in 
den Prozeß der Erbteilung zu integrieren ist.  
A Gestaltungselemente und zivilrechtliches Instrumentarium der Erbteilung 
Aus der inhaltlichen Begrenzung der vorliegenden Untersuchung auf Aspekte der Gestaltung 
der Erbteilung von Todes wegen resultiert eine Fixierung des Nachfolgezeitpunkts auf den 
Eintritt des Erbfalls. Sämtliche im weiteren zu berücksichtigenden gegenständlichen 
Übertragungsvorgänge finden somit erst und ausschließlich mit Eintritt des Todes des 
ursprünglichen Vermögensinhabers statt. Entsprechend ergeben sich die in diesem 
Zusammenhang relevanten rechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten und -beschränkungen der 
Erbteilung vornehmlich aus den erbrechtlichen Regelungen des Zivilrechts.3  
Inhaltlich konzentriert sich das Problem der Erbteilung angesichts der Indisponibilität des 
Erbfalleintritts4 auf Aspekte des erbfallbedingten Rechtsträgerwechsels, wobei zwischen den 
zum Erbfallzeitpunkt vorhandenen Nachfolgesubjekten und Nachfolgeobjekten neue 
                                                 
1  Zum Begriff des erbrechtlichen Instrumentariums vgl. Crezelius, Sicherung, S. 164 ff. 
2  Vgl. Klöne, Steuerplanung, S. 8, der die Steuerrelevanz von Entscheidungen als originären Ausgangspunkt 
der Steuerplanung ansieht. 
3  Daneben können jedoch im Einzelfall, z.B. im Rahmen des Familien- oder des Güterrechts, mittelbar auch 
im Rahmen der Erbteilung relevante Regelungen bestehen. Auf diese wird im weiteren noch gesondert 
einzugehen sein.  
4  Prinzipiell erscheint auch der Zeitpunkt des Erbfalleintritts beeinflußbar und damit naturgemäß 
gestalterischen Überlegungen zugänglich zu sein. Trotz ggf. auch steuerlicher Relevanz des 
Todeszeitpunktes des Erblassers können Gestaltungsmöglichkeiten zur Einflußnahme auf den 
Todeszeitpunkt natürlicher Personen regelmäßig nur eine zeitliche Vorverlegung des natürlichen 
Todeszeitpunktes betreffen, die jedoch überwiegend nicht dem primären Interesse des Erblassers 
entsprechen dürfte. Mangels praktischer Bedeutung für den Erblasser als Entscheidungsträger werden 
derartige Gestaltungsüberlegungen hier nicht weiter aufgegriffen.  
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Rechtszuständigkeiten herzustellen sind.5 Die Regelung der Erbteilung kann in diesem Sinne 
auch als System spezifizierter Zuordnungsaussagen aufgefaßt werden, welche die Aufteilung 
eines Nachlaßvermögens auf die vorgesehenen Nachfolger festlegen. Je nach Regelungsinhalt 
der Zuordnungsaussagen lassen sich unterschiedliche Gestaltungselemente der Erbteilung 
voneinander abgrenzen, die gleichermaßen im Rahmen des gegebenen erbrechtlichen 
Erbteilungsinstrumentariums ihre Entsprechung finden. 
1 Gestaltungselemente der Erbteilung 
Charakteristische Merkmale des im Nachfeld eines Erbfalls eintretenden 
Erbteilungsergebnisses sind der jeweilige Umfang und die Art des Vermögensübergangs auf 
die jeweils beteiligten Erwerber.6 Entsprechend bilden sowohl im Rahmen der gesetzlichen 
Erbfolge als auch in der Praxis der gewillkürten Erbfolge7 Aussagen zu erwerberbezogenen 
Nachlaßanteilen den wesentlichen Regelungsinhalt. 
Grundsätzlich kommen für Zwecke der interpersonellen Aufteilung eines Nachlasses 
alternativ Zuordnungsaussagen in Form von Absolutbeträgen bzw. gegenständlichen 
Vermögenszuweisungen8 oder in Form von proportionalen Anteilszuweisungen in Betracht. 
Unabhängig von der Form des Zuweisungsanteils kann jedoch das letztlich eintretende 
Erbteilungsergebnis unter Berücksichtigung des jeweils zugrundeliegenden 
Gesamtnachlaßvolumens mit Hilfe personenbezogener Erwerbsproportionen dargestellt 
werden. Anhand dieser ergebnisorientierten Erwerbsproportionen ist regelmäßig ein 
unmittelbarer9 interpersoneller Vergleich der jeweils zugeteilten Vermögenswerte möglich, 
der als wesentliche Grundlage für die Interpretation des im Rahmen der Nachfolgeregelung 
herbeigeführten Erbteilungsergebnisses anzusehen ist. Dies gilt gleichermaßen aus der 
Perspektive des Erblassers, der letztlich ein ausgewogenes, seinem individuellen 
Gerechtigkeitsempfinden entsprechendes Erbteilungsergebnis herbeiführen will, als auch aus 
                                                 
5  Durch einen Rechtsträgerwechsel erfolgt der Übergang spezifischer Rechte und Pflichten eines 
Rechtsträgers auf einen anderen Träger. Durch den Eigentumswechsel an Sachen, der Inhaberschaft an 
Rechten oder der Schuldnerschaft aus Verpflichtungen ändert sich damit letztlich die dingliche 
Rechtszuständigkeit. Vgl. Piltz, Einzelrechtsnachfolge, S. 707. 
6  Vgl. auch Bader, Optimierung, S. 46; Flick/Piltz, Erbteilung, S. 20. 
7  Vgl. zum Überblick z.B. Mustertestamente in Friedrich, Testament, S. 57; Kussmann, Schenken, S. 285 ff.; 
Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 81. 
8  In diesen Fällen würde der Erblasser der Erwerber einen konkreten Geldbetrag (z.B. 50.000 EUR) oder 
bestimmte Nachfolgeobjekte (z.B. eine Eigentumswohnung, den Familienschmuck etc.) zuweisen. 
9  Die Unmittelbarkeit des Vergleiches ist insbesondere in den Fällen gegeben, bei denen die 
Nachfolgeregelung eine Aufteilung des Nachlasses ausschließlich in Form individueller Erbquoten enthält, 
da hierbei eine „Umrechnung“ gegenständlicher Einzelzuwendungen in Erwerbsanteile nicht erforderlich 
ist. 
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der Perspektive der Erwerber, bei denen die persönliche Akzeptanz der Nachfolgeregelung 
maßgeblich vom Verhältnis der individuellen Erwerbswerte zueinander abhängt.10 
Die vergleichsweise Mehr- oder Wenigerberücksichtigung einzelner Nachfolger bei der 
Aufteilung des Nachlasses wird im weiteren in Form von Erbteilsrelationen erfaßt, die 
demnach als zentrales Gestaltungselement des Erblassers im Rahmen der Erbteilung 
anzusehen sind. Neben der Gestaltung der Erbteilsrelationen bieten sich dem Erblasser durch 
ergänzende Bestimmungen zudem besondere erbrechtliche Gestaltungsinstrumente, die eine 
Berücksichtigung weiterer individualisierter Zielsetzungen im Rahmen der Erbteilung 
ermöglichen.  
1.1 Erbteilsrelationen 
Eine Relation11 ist eine Aussageform, die eine Beziehung zwischen bestimmten 
Sachverhalten oder Größen widerspiegelt. In der Mathematik wird im weitesten Sinne jede 
Beziehung zwischen zwei Größen als eine Relation aufgefaßt. Im Mittelpunkt der 
vorliegenden Untersuchung steht die individuelle Beteiligung eines jeden Erwerbers an einem 
vorhandenen Gesamtnachlaßvermögen sowie der Einfluß, den die Erbschaftsbesteuerung auf 
die individuellen Beteiligungsumfänge hat. Vor diesem Hintergrund erscheint es naheliegend, 
das jeweils eintretende Erbteilungsergebnis mit Hilfe von Relationsaussagen abzubilden, die 
entsprechend als Erbteilsrelationen zu bezeichnen sind. 
1.11 Definition 
In der Praxis der Erbteilung12 erfolgt die Aufteilung eines Erbvermögens vornehmlich auf der 
Basis von Verhältniszahlen zur Bestimmung individueller Erbanteile im Rahmen der 
erbrechtlichen Erbeneinsetzung.13 Eine erwerberbezogene14 Erbteilsrelation (Ri) ermittelt sich 
demzufolge als Quotient aus dem jeweils in Geldeinheiten bewerteten individuellen 
Erwerbsumfang (Ei) des Erwerbers i (mit i = 1, 2, ... , n und n = Anzahl der Erwerber) und 
dem Gesamtumfang des im Erbfall vorhandenen Nachlaßvermögens (GE):  
                                                 
10  Auf diesen Aspekt wurde bereits bei der Darstellung personenbezogener Planungsziele eingegangen. Vgl. 
Abschnitt B, Kapitel 2.1211 in Teil I dieser Untersuchung. 
11  Der Begriff der Relation ist lateinischen Ursprungs („relatio“) und meint eine Beziehung bzw. ein 
Verhältnis. 
12  Zu Aufteilungsregeln in Form von Verhältniszahlen vgl. Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. X. Auch bei 
der gesetzlichen Erbfolgeregelung bewirkt die Relationsaussage „zu gleichen Teilen“ nach entsprechender 
Umrechnung letztlich eine Aufteilung des Nachlasses nach Verhältniszahlen. 
13  Vgl. §§ 2087 ff. BGB, wo entsprechende Erwerbsanteile als Bruchteile bezeichnet werden. 
14  Die Zuordnung der Erwerbsrelation (R) zu einem bestimmten Erwerber wird entsprechend durch den 
Laufindex i ausgedrückt. 
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Mit Hilfe derartiger Verhältniszahlen kann der Anteil eines jeden Erwerbers an einem 
Nachlaßvermögen eindeutig abgebildet und auch interpersonell verglichen werden. Aufgrund 
des quotalen Aussagegehaltes15 der Erbteilsrelation (Ri) liegt ihr Wertebereich naturgemäß 
zwischen 0 und 1, wobei die Summe der Relationswerte (Ri) sämtlicher beteiligter Erwerber 
entsprechend den Wert 1 ergibt.  
Wenngleich die so definierte Erbteilsrelation bereits aufgrund der Entlehnung aus der 
Erbteilungspraxis weitreichende Ähnlichkeiten mit der quotalen Erbeinsetzung aufweist, ist 
dennoch der Begriff der „Erbquote“, der zumeist als Synonym für den Bruchteil der 
erbrechtlichen Beteiligung eines Erben bei der Erbeinsetzung Verwendung findet,16 inhaltlich 
streng von der hier definierten Erbteilsrelation zu trennen. Dies ergibt sich aus dem Umstand, 
daß der Umfang eines erwerberbezogenen Erwerbswerts (Ei) regelmäßig nicht nur durch 
Anteilszuweisungen in Form von Erbquoten, sondern ggf. auch oder sogar ausschließlich 
durch Zuwendungen gegenständlicher Vermögenswerte außerhalb der erbquotalen Zuordnung 
bestimmt wird. Erst in der Summe aller Zuwendungstatbestände ergibt sich jedoch die hier zu 
betrachtende Erbteilsrelation. Dementsprechend sind im Rahmen der Relationsgestaltung als 
Grundformen quantitative und qualitative Erbteilungselemente zu unterscheiden, die in 
engem Zusammenhang mit den rechtlich bestehenden Möglichkeiten der 
Eigentumsübertragung stehen. 
1.12 Quantitative Vermögenszuwendungen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
Der interpersonelle Übergang von Rechtszuständigkeiten im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge ist als Grundelement der Relationsgestaltung im Rahmen der 
Erbteilung anzusehen. Das Zuwendungsobjekt bei einer Gesamtrechtsnachfolge ist dabei kein 
konkreter Vermögensgegenstand, sondern ein abstrakter Wertanteil an einer übergeordneten 
Vermögensgesamtheit, die wiederum ggf. aus einem ganzen Bündel von 
Einzelvermögenspositionen bestehen kann.17 Soweit – wie dies häufig in Anwendungsfällen 
der Erbteilung der Fall ist18 – mehrere Erwerber an einer Gesamtrechtsnachfolge beteiligt 
                                                 
15  Eine Quote bezeichnet einen Anteil, der bei der Aufteilung eines Ganzen auf eine bestimmte Einheit 
entfällt. Die Quote ist damit eine besondere Relation, bei der die Bezugsgröße stets eine übergeordnete 
Gesamtheit ist. 
16  Vgl. z.B. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 548; Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 369. 
17  Vgl. Piltz, Einzelrechtsnachfolge, S. 707. 
18  Nach der vorgenommenen Abgrenzung der Erbteilung scheint es aber grundsätzlich auch möglich, daß nur 
ein Erbe als Gesamtrechtsnachfolger benannt wird, während sich die Erbteilung selbst außerhalb der 
Gesamtrechtsnachfolge vollzieht. 
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sind, entfaltet die Zuwendung individueller Wertanteile grundsätzlich keinen Einfluß auf die 
gegenständliche Konkretisierung der Erwerbsanteile, so daß Zuwendungen im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge ausschließlich quantitativer Natur sind. 
Ein Vermögensübergang im Wege der Gesamtrechtsnachfolge stellt aus zivilrechtlicher 
Perspektive einen Ausnahmetatbestand dar, der ausschließlich in gesetzlich normierten 
Fällen,19 wie dem hier zu betrachtenden erbrechtlichen Vermögensübergang, möglich ist.20 
Der besondere Stellenwert der Gesamtrechtsnachfolge im Rahmen des Erbrechts erklärt sich 
zwangsläufig aus der Tatsache, daß der Umfang und die konkrete Zusammensetzung des zu 
übertragenden Nachlaßvermögens im Vorfeld der Übertragung letztlich noch unbestimmt 
sind.21 Um zu gewährleisten, daß das Vermögen nach dem Tode des Erblassers lückenlos und 
vollständig auf entsprechende Rechtsnachfolger übergeht, kommen daher naheliegenderweise 
gesonderte Vorabzuweisungen über sämtliche Einzelbestandteile des Nachlasses, der zum 
Zeitpunkt der Zuweisung in seiner Zusammensetzung zumindest partiell noch unbekannt ist, 
grundsätzlich nicht in Betracht. Vielmehr bedarf es einer einheitlichen Übertragung der noch 
nicht abschließend gegenständlich konkretisierten Vermögensgesamtheit unter Zuweisung 
abstrakter Wertanteile an die jeweils einbezogenen Erwerber. Dieses erbrechtliche 
Grundprinzip der Erbteilung liegt in gleicher Weise sowohl gewillkürten als auch den 
gesetzlichen Erbteilungsregelungen zugrunde. Denn insbesondere zur allgemeinen 
Anwendbarkeit der gesetzlichen Erbfolgeregelungen ist angesichts einer Vielzahl möglicher 
Erbteilungssituationen ein typisierender Regelungsinhalt und damit letztlich eine 
grundsätzliche Irrelevanz der im Einzelfall zu übertragenden Nachlaßwerte zwingend. 
1.121 Wirkungen der erbrechtlichen Gesamtrechtsnachfolge 
Die Rechtsnachfolge von Todes wegen vollzieht sich aufgrund gesetzlicher Anordnung 
zunächst zwingend im Wege der Gesamtrechtsnachfolge.22 Das Erblasservermögen geht dabei 
in seiner Gesamtheit auf den bzw. die Erben über,23 die dadurch unmittelbar in die 
                                                 
19  Neben dem Erbfall ist die Gesamtrechtsnachfolge vor allem im Bereich des Umwandlungsrechts 
vorgesehen (§§ 2 ff. UmwG), aber auch bei Begründung einer Gütergemeinschaft (§ 1416 BGB) oder der 
Anwachsung von Gesellschaftsvermögen (§ 738 BGB, § 142 HGB). Vgl. auch Piltz, 
Einzelrechtsnachfolge, S. 708. 
20  Vgl. Piltz, Einzelrechtsnachfolge, S. 707. 
21  Dabei ist davon auszugehen, daß die Unbestimmtheit des Nachfolgeobjektes mit zunehmender Dauer des 
Zeitraums zwischen der Verfügung und dem Eintritt des Erbfalls tendenziell wächst, wobei zusätzlich zu 
berücksichtigen ist, daß der Zeitpunkt des Erbfalleintritts im Vorfeld in gleicher Weise unsicher ist. Vor 
dem Hintergrund sich ändernder Umfeldbedingungen der Nachfolge stellen Flick/Hannes für die Praxis der 
Erbteilung grundsätzlich fest, daß viele Nachfolgeregelungen bei Eintritt des Erbfalls hinsichtlich ihres 
Regelungsinhaltes bereits „veraltet“ sind. Vgl. Flick/Hannes, Testamente, S. 20.  
22  Vgl. § 1922 BGB. 
23  Vgl. Piltz, Einzelrechtsnachfolge, S. 707. 
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Rechtsstellung des Erblassers eintreten und die jeweils vorhandenen Vermögenspositionen 
zunächst grundsätzlich unverändert fortführen.24 Gegenstand des erbfallbedingten 
Vermögensübergangs ist somit die Gesamtheit der Rechte und Pflichten, die sich zum 
Todeszeitpunkt im Eigentum des Erblassers befinden, jedoch mit Ausnahme bestimmter 
höchstpersönlicher Rechte des Erblassers. 
Der bereichernde Erwerb durch positive Vermögenswerte ist damit stets untrennbar25 mit der 
Haftung der Erben für die Schulden des Erblassers sowie für erbfallbedingte 
Nachlaßverbindlichkeiten26 verknüpft.27 Die Erbenhaftung erstreckt sich hierbei nicht allein 
auf die positiven Vermögenswerte des Nachlasses, die den Gläubigern bevorrechtigt zur 
Befriedigung ihrer Ansprüche zustehen, sondern grundsätzlich auch auf das eigene Vermögen 
des Erben.28 Um jedoch die Rechtsstellung der Erben insbesondere in Fällen überschuldeter 
Nachlässe zu stärken, wird diesen allerdings das Recht zur Ausschlagung der Erbschaft 
eingeräumt.29 Sofern der Erbe nicht zuvor ausdrücklich die Annahme der Erbschaft erklärt 
hat,30 kann er die Erbschaft innerhalb bestimmter Fristen31 durch formgebundene32 Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgericht ausschlagen, so daß der Erbanfall an den ausschlagenden 
Erben insgesamt als nicht erfolgt gilt.33 Ist die Erbschaft demgegenüber bereits wirksam auf 
den Erben übergegangen, so verbleibt durch Anordnung der Nachlaßverwaltung oder die 
Eröffnung des Nachlaßkonkursverfahrens lediglich die Möglichkeit, die Haftung des Erben 
für Verbindlichkeiten auf den Wert des Nachlasses zu beschränken, so daß zumindest das 
Vermögen des Erben in diesen Fällen vom Zugriff der Nachlaßgläubiger unberührt bleibt. 
                                                 
24  Dies gilt insbesondere für die Zuordnung des Vermögens zum Privat- bzw. zum Betriebsvermögen, die 
durch die erbrechtliche Rechtsnachfolge grundsätzlich unberührt bleibt. Erst durch Tätigwerden der Erben 
kommt im Einzelfall eine Umqualifizierung in Betracht. 
25  Eine Umgehung wäre ggf. durch die Ausschlagung der Erbschaft möglich, die jedoch nicht auf einzelne 
Teile des ererbten Vermögens beschränkt werden kann. Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 163. 
26  In Betracht kommen hierbei z.B. Pflichtteilsansprüche, Vermächtnisse, Auflagen oder Kosten der 
Beerdigung etc. 
27  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 936 ff. 
28  Vgl. Scherer, Erbrecht, S. 162. 
29  Vgl. § 1942 Abs. 1 BGB; IDW, Erbfolge, S. 42. 
30  Vgl. § 1943 BGB. 
31  Die Frist zur Ausschlagung des Erbanfalls beträgt gem. § 1944 BGB grundsätzlich sechs Wochen und 
verlängert sich auf sechs Monate, wenn bei Eintritt des Erbfalls der Erblasser seinen Wohnsitz oder der 
Erbe seinen Aufenthalt im Ausland gehabt hat. Der Fristlauf beginnt erst mit Erlangung der Kenntnis des 
Erbanfalls. 
32  Gemäß § 1945 Abs. 1 BGB ist die Erklärung zur Niederschrift beim Nachlaßgericht oder in öffentlich 
beglaubigter Form abzugeben. 
33  Vgl. § 1952 Abs. 1 BGB. 
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1.122 Besonderheiten der Gesamtrechtsnachfolge durch eine Mehrheit von Erben 
Bei der Gesamtrechtsnachfolge durch mehr als nur einen einzelnen Erben erwirbt die 
Gesamtheit der Erben den Nachlaß gemeinschaftlich in Form eines Gesamthandsvermögens. 
Damit entsteht von Gesetzes wegen34 eine Erbengemeinschaft, an deren Vermögen jeder Erbe 
im Umfang seiner Erbquote berechtigt ist, ohne jedoch als Einzelperson Verfügungsrechte 
über einzelne Vermögensgegenstände ausüben zu können.35 Obwohl damit das Vermögen des 
Erblassers in seinem Bestand bei Erbfalleintritt zunächst unverändert, aber bereits 
wertanteilig36 durch die Gemeinschaft der Miterben fortgeführt wird, ist die 
Erbengemeinschaft grundsätzlich ein temporäres, da letztlich auf Abwicklung angelegtes 
Rechtsgebilde,37 so daß im Rahmen einer Erbauseinandersetzung38 regelmäßig auch eine 
gegenständliche Aufteilung des Gemeinschaftsvermögens erfolgt.39 Aufgrund einer 
entsprechenden Auseinandersetzungsvereinbarung,40 die stets die Einigung sämtlicher 
Gemeinschaftsmitglieder voraussetzt,41 erlangen die einzelnen Mitglieder der Gemeinschaft 
                                                 
34  Hierzu bedarf es insbesondere keiner Gründungshandlungen der Erben. Vgl. § 2032 BGB. 
35  Vgl. § 2033 BGB. 
36  Dies gilt z.B. insbesondere bezüglich der im Rahmen der Erbengemeinschaft anfallenden Einkünfte. 
Ertragsteuerlich ist dabei von einer Mitunternehmerschaft auszugehen, die letztlich eine Aufteilung der 
Einkünfte auf die Miterben im Umfang ihres erbquotalen Anteils bewirkt (§ 15 EStG i.V.m. H 138 I EStR, 
Erbengemeinschaft). Vgl. hierzu auch Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 525. 
37  In der Praxis kann jedoch der Zeitraum zwischen Erbanfall und Auseinandersetzung einer 
Erbengemeinschaft von höchst unterschiedlicher Dauer sein. Obwohl jedes Mitglied der Gemeinschaft 
jederzeit die Auseinandersetzung verlangen kann (vgl. § 2042 BGB), ist der Bestand einer 
Erbengemeinschaft bei Interessengleichklang oder ggf. bei entsprechenden Verfügungen des Erblassers 
zeitlich grundsätzlich unbeschränkt. Bei einem angeordneten Auseinandersetzungsverbot gilt jedoch eine 
Maximalfrist von 30 Jahren. Vgl. auch § 2044 BGB; Sudhoff, Unternehmensnachfolge, S. 184. 
38  Zivilrechtlich betrachtet ist die Erbauseinandersetzung ein gegenseitiger obligatorischer Vertrag, der einen 
Rechtsgrund für den Erwerb einzelner Nachlaßbestandteile durch die betreffenden Miterben schafft. Vgl. 
Märkle, Erbauseinandersetzung, S. 11. 
39  Das geltende gesetzliche Teilungskonzept sieht in den §§ 2042 - 2057a BGB und § 749 ff. BGB 
grundsätzlich eine gegenständliche Aufteilung „in Natur“ vor. Ist diese jedoch ausgeschlossen, kommt es 
zur Liquidation des Vermögens der Erbengemeinschaft und zur anteiligen Aufteilung des 
Liquidationserlöses unter den Miterben.  
40  Hierbei muß nicht notwendigerweise im Rahmen einer Auseinandersetzungsvereinbarung stets zu einer 
vollständigen Aufteilung des Nachlaßvermögens kommen, da auch Vereinbarungen im Sinne von 
Teilauseinandersetzungen möglich sind. Vgl. Sarres, Erbengemeinschaft, S. 84 ff.; Zimmermann, 
Erbauseinandersetzung, S. 670. 
41  Andernfalls kommt eine gerichtliche Teilung oder eine Teilung nach Maßgabe gesetzlicher Teilungsregeln 
(hier z.B. § 725 BGB) in Betracht. Vgl. Sudhoff, Lehrbuch, S. 896. Zu Sonderfragen im Zusammenhang 
mit Auseinandersetzungsvereinbarungen, insbesondere zu Verfahrensweisen bei Interessenkonflikten 
zwischen den Miterben, vgl. Sarres, Erbengemeinschaft, S. 27 ff.  
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die unbeschränkte Verfügungsgewalt über einzelne Vermögensgegenstände und die 
Erbengemeinschaft erlischt.42 
1.13 Qualitative Zuweisungen im Wege der Einzelrechtsnachfolge 
Die zivilrechtliche Alternative zur Übertragung abstrakter Vermögensanteile im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge besteht in einer unmittelbaren Zuwendung isolierter Gegenstände des 
Nachlaßvermögens an einzelne Erwerber durch Übertragungen im Wege der 
Einzelrechtsnachfolge. Die Zuwendung von entsprechenden Einzelrechten ermöglicht 
insoweit Erbteilungsgestaltungen, bei denen die Übertragung eines bestimmten abgrenzbaren 
Vermögensbestandteils ausschließlich und verbindlich auf einen ganz bestimmten Nachfolger 
im Vordergrund des Erblasserinteresses steht.43 Durch die qualitative Relationsgestaltung 
erfährt ein im Hinblick auf den Erbfall zugewiesener Erwerb demnach eine Konkretisierung 
sowohl im Hinblick auf den Bereicherungsumfang als auch im Hinblick auf die Art des 
übergehenden Vermögens. 
Erbrechtlich wird dem Erblasser de facto ein Wahlrecht eingeräumt,44 
Vermögensübertragungen  auch im Wege der Einzelrechtsnachfolge vorzunehmen. Weil 
jedoch mit Eintritt des Erbfalls zugleich die Gesamtrechtsnachfolge erbrechtlich zwingend 
angeordnet ist,45 kommen Einzelrechtszuwendungen stets nur als Ergänzung der 
grundlegenden quantitativen Relationsgestaltung (d.h. der Gesamtrechtsnachfolgeregelungen) 
in Betracht. Qualitative Zuweisungen im Wege der Einzelrechtsnachfolge gewährleisten 
demnach die postmortale Fortführung der unbeschränkten Verfügungsgewalt eines 
Eigentümers über sein zu Lebzeiten erworbenes Eigentum, indem sie punktuelle 
Modifikationen der quantitativen Erbteilung (Gesamtrechtsnachfolge) ermöglichen.  
Bsp. 2: Das Erbrecht weist den beiden einzigen Erben eines Erblassers in der 
Ausgangssituation das Erbvermögen (Aktien und Bargeld im Gesamtwert von 2 Mio. 
EUR sowie ein Grundstück im Wert von 1 Mio. EUR) im Rahmen einer 
Gesamtrechtsnachfolge hälftig zu (quantitative Relationsgestaltung). 
                                                 
42  Dies gilt naturgemäß nicht für Vereinbarungen, die lediglich eine Teilauseinandersetzung betreffen. Die 
nicht zugeteilten Vermögensteile verbleiben als Gesamthandseigentum bei der Erbengemeinschaft, die bis 
zur Totalauseinandersetzung fortbesteht. 
43  In Einzelfällen ist es auch denkbar, daß ein bestimmter Vermögensteil auf eine abgegrenzte Gruppe von 
Nachfolgern gemeinschaftlich übergeht. Der gestalterische Vorteil gegenüber der erbrechtlichen 
Gesamtrechtsnachfolge liegt darin, daß nicht zwangsläufig das Gesamtvermögen auf die 
Erwerbergemeinschaft übergeht, sondern nur ein beliebig abgrenzbarer Teil des Nachlasses auf bestimmte 
Nachfolger. 
44  Der Erblasser kann jeweils durch Anwendung geeigneter erbrechtlicher Erbteilungsinstrumente dieses 
faktische Wahlrecht ausüben oder durch Unterlassen die Erbteilung von Gesetzes wegen herbeiführen, 
wodurch wiederum ein Übergang durch Gesamtrechtsnachfolge ausgelöst würde. 
45  Vgl. § 1922 BGB. 
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 Aufgrund ergänzender Bestimmungen des Erblassers (z.B. in Form eines 
Vermächtnisses) soll jedoch das im Nachlaß befindliche Grundstück ausschließlich 
auf den als Erben bisher nicht bedachten Erwerber 3 übertragen werden (qualitative 
Relationsgestaltung).  
 In der Summe erhalten demnach alle drei Erwerber Erwerbsanteile zu gleichen 
Teilen zu je 1/3 (d.h. 1:1:1) bzw. mit einem Betrag von jeweils 1 Mio. EUR. 
Der vorstehende einfache Beispielfall zeigt, daß auch durch qualitative Zuweisungen im 
Wege der Einzelrechtsnachfolge spezifische Erbteilsrelationen, d.h. der Umfang des 
jeweiligen Individualerwerbs im Verhältnis zum vorhandenen Gesamtnachlaß, gestaltbar 
sind. Dabei ist ggf. zu beachten, daß aufgrund des Wesens des erbrechtlichen 
Vermögensübergangs qualitative Zuweisungen stets auch Komplementärwirkungen auf die 
Zusammensetzung der im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge übergehenden 
Vermögensgesamtheit entfalten.46 
Zugleich ist jedoch zu berücksichtigen, daß nicht jede qualitative Zuordnung zwischen 
Erwerbern und Vermögen zwangsläufig relationsgestaltende Wirkungen entfaltet. Wäre 
beispielsweise im vorstehenden Fallbeispiel das Grundstück nicht dem Erwerber 3, sondern 
einem der beiden Erben zugewiesen worden, so wäre darin nur dann eine Maßnahme der 
qualitativen Relationsgestaltung zu sehen, wenn die Zuweisung den betreffenden Erben über 
seine Erbquote hinaus bereichert (Vorausvermächtnis). Erfolgt demgegenüber eine 
Anrechnung des Grundstückswertes auf den erbquotal zugewiesenen Erwerbsteil, so liegt 
zwar eine qualitative Zuteilung vor; diese entfaltet jedoch grundsätzlich keinen unmittelbaren 
Einfluß auf die letztlich eintretenden Erbteilsrelationen. Im Rahmen qualitativer 
Zuteilungsentscheidungen sind demnach sowohl relationsgestaltende als auch 
relationsneutrale Wirkungen denkbar.  
Gleichermaßen als ihrer Wirkung nach relationsneutrale Gestaltungselemente sind auch 
Zusatzbestimmungen zur Erbteilungsgestaltung im engeren Sinn anzusehen, die unter 
Berücksichtigung der jeweiligen zivilrechtlichen Möglichkeiten nachfolgend in wesentlichen 
Zügen darzustellen sind. 
                                                 
46  Jede qualitative Zuweisung spezifiziert gewissermaßen die Zusammensetzung der verbleibenden 
Vermögenswerte der Gesamtrechtsnachfolge. Sind entsprechend an einem Erbübergang von zwei 
Vermögenseinheiten zwei Erwerber zu beteiligen, so wäre es für ein eindeutiges Erbteilungsergebnis 
ausreichend, wenn ein Erwerber als Gesamtrechtsnachfolger benannt wird (quantitative 
Relationsgestaltung) und der andere eine gegenständliche Zuweisung erhält (qualitative 
Relationsgestaltung). Im Ergebnis hat sich für beide Erwerber bereits der Erwerb in Art und Umfang 
konkretisiert, ohne daß es für jeden Erwerber bzw. jede Vermögenseinheit einer eigenständigen 
qualitativen Zuweisung bedarf. 
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1.2 Zusatzbestimmungen 
Um die Regelung der Erbteilung über die elementare Gestaltung erwerberbezogener 
Erbteilsrelationen hinaus ggf. weitergehenden Vorstellungen des Erblassers einzelfallbezogen 
anzupassen, stehen dem Erblasser im Rahmen spezifisch erbrechtlicher, aber auch allgemein 
zivilrechtlicher Regelungen weitere Instrumente mit unterschiedlichen Regelungsinhalten zur 
Verfügung. Obwohl deren Einsatz im Einzelfall nachhaltigen Einfluß auf den Übergang des 
Erbvermögens haben kann, regeln derartige Verfügungen jedoch vornehmlich Einzelheiten 
des Zustandekommens eines bestimmten Erbteilungsergebnisses, das jedoch letztlich durch 
die vorstehend dargestellten quantitativen und qualitativen Verfügungselemente (bzw. die 
diesen jeweils zuzuordnenden zivilrechtlichen Gestaltungsinstrumente)47 determiniert wird. 
Entsprechende Zusatzbestimmungen erfüllen demnach im Rahmen der hier zu betrachtenden 
Relationsgestaltung vornehmlich Hilfsfunktionen.48 Im folgenden werden anhand von 
Bedingungen, Wahlrechten und Abwicklungsverfügungen besonders wesentliche und im 
Zusammenhang mit der Erbteilung verbreitete Gestaltungselemente in ihren Wirkungen und 
ihren jeweiligen Rechtsgrundlagen dargestellt. 
1.21 Bedingungen 
Die Verknüpfung einer Erbteilungsregelung mit einer Bedingung kann als 
Universalinstrument des Erblassers angesehen werden, um Vorsorge gegen unvermutet 
auftretende Änderungen der Nachfolgesituation zu treffen oder um über den Zeitpunkt des 
Erbfalles hinaus postmortal Einfluß auf das Verhalten der vorgesehenen Nachfolger zu 
nehmen.49 Obwohl die Bedingung50 kein originär erbrechtliches Gestaltungsinstrument ist,51 
kann die Wirksamkeit einzelner Regelungen im Rahmen der Erbteilung nachhaltig durch die 
Kombination mit Bedingungsklauseln beeinflußt werden. 
Inhaltlich kann eine Bedingung sowohl eine einfache zeitliche Befristung als auch die 
Festlegung eines bestimmten Tuns oder Unterlassens eines oder mehrerer Nachfolger 
                                                 
47  Vgl. Kapitel 2 dieses Abschnitts. 
48  Dies ergibt sich aus der Überlegung, daß z.B. im Anwendungsfall eines Wahlrechtes, mit dem ein 
Erblasser einem Erwerber die Auswahl zwischen zwei Vermögenswerten zubilligt, der Übergang des 
gewählten Vermögenswertes letztlich aufgrund einer qualitativen Zuweisung erfolgt. Die 
Wahlrechtseinräumung kann demnach zwar grundsätzlich das tatsächlich eintretende Erbteilungsergebnis 
beeinflussen; inhaltlich liegen dem eintretenden Ergebnis jedoch zwei – vom Erblasser offensichtlich in 
gleicher Weise als zielkonform erachtete – qualitative Zuweisungen zugrunde. Das Wahlrecht erfüllt in 
diesem Zusammenhang demnach die Hilfsfunktion der Entscheidungsdelegation.  
49  Zur Bedeutung der Bedingung für Zwecke der Besteuerung vgl. z.B. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, 
Handbuch, S. 627 ff.; Fromm/Vogt, Richtig, S. 256; Sudhoff, Unternehmensnachfolge, S. 834. 
50  Vgl. §§ 158 ff. BGB. 
71 
umfassen.52 Wenngleich strenggenommen jede Verfügung von Todes wegen bereits ihrem 
Wesen nach als aufschiebend bedingtes Rechtsgeschäft anzusehen ist,53 kann durch eine 
Erbteilung unter einer aufschiebenden Bedingung die Wirksamkeit einer Übertragung ggf. 
auch über den Todeszeitpunkt des Erblassers hinausgezögert werden. Im Umkehrfall ist bei 
einer auflösend bedingten Übertragung der Erwerb nur für den Zeitraum bis zum 
tatsächlichen Eintritt der Bedingung wirksam. 
In der Praxis erfüllen Bedingungen häufig den Zweck einer allgemeinen Absicherung von 
Vermächtnis- und Auflagenzuwendungen, indem der jeweils Beschwerte z.B. nur dann 
Erwerber des entsprechend belasteten Vermögens wird, wenn er die Erfüllung eines 
Vermächtnisses oder einer Auflage bewirkt hat.54 Bedingungen können jedoch auch den 
Charakter von Straf- oder Verwirkungsklauseln besitzen, wenn sie z.B. in Form einer 
Pflichtteilsstrafklausel, einer Wiederverheiratungsklausel oder einer 
Veräußerungsverbotsklausel Anwendung finden.55 
Als Sonderform einer bedingten Vermögenszuwendung ist das Rechtsinstitut der Vor- und 
Nacherbschaft56 anzusehen.57 Neben einem Vorerben, der das Erblasservermögen zum 
Zeitpunkt des Erbfalleintritts erwirbt, kann der Erblasser zusätzlich einen oder mehrere 
Nacherben bestimmen, auf die das Vermögen nach dem Tode des Vorerben oder bei Eintritt 
einer sonstigen Bedingung übergehen soll. Die jeweiligen Nacherben beerben bei Eintritt des 
                                                 
51  Zu inhaltlichen Auslegungsfragen im Zusammenhang mit Bedingungen bei Nachfolgeregelungen vgl. auch 
die §§ 2074 ff. BGB, denen jedoch insoweit nur klarstellende Funktion zukommt. 
52  Vgl. IDW, Erbfolge, S. 70. Der charakteristische Unterschied zwischen einer Bedingung und einer 
Befristung besteht darin, daß die Befristung stets auf den Eintritt eines sicheren Ereignisses abstellt 
(Zeitablauf), während die Bedingung demgegenüber den Eintritt eines grundsätzlich unsicheren Ereignisses 
(z.B. erfolgreicher Abschluß einer Ausbildung) betrifft. 
53  Die Wirksamkeit einer Verfügung von Todes wegen ist automatisch an den Todeszeitpunkt des Erblasser 
geknüpft. 
54  Vgl. z.B. Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 150. 
55  Die Pflichtteilsstrafklausel ist in der Praxis bei Ehegattentestamenten sehr verbreitet und dient der 
„Abschreckung“ pflichtteilsberechtigter Nachfolger. Sie sieht regelmäßig eine Nichtberücksichtigung als 
Schlußerbe vor, wenn bei Tode des erstversterbenden Ehegatten der Pflichtteil durch einen Erbberechtigten 
geltend gemacht wird. Gleichermaßen kann durch die Aufnahme von Wiederverheiratungsklauseln der 
Erbteil eines heiratenden Erben im Umfang begrenzt werden, um die Ansprüche des neuen Ehegatten 
gering zu halten. Dagegen soll durch Verfügung eines Veräußerungsverbots regelmäßig unter Androhung 
des Erbteilsentzugs erreicht werden, daß bestimmte Vermögensteile innerhalb der Familie verbleiben. Zu 
den Bedingungsformen in der Praxis vgl. Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 187 ff. 
56  Vgl. § 2100 BGB. 
57  Die Möglichkeit, den bedingten Vermögensübergang innerhalb einer Nachfolgerreihe festzulegen, besteht 
grundsätzlich auch im Rahmen einer Nachvermächtnisanordnung (§ 2191 BGB). Zu den zivilrechtlichen 
Unterschieden zwischen der Erbenstellung und der Rechtsstellung eines Vermächtnisnehmers vgl. die 
Ausführungen in Abschnitt A, Kapitel 2.2 des vorliegenden Untersuchungsteils. 
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Nacherbfalles unmittelbar den ursprünglich verfügenden Erblasser,58 so daß der Vorerbe 
strenggenommen nur als „Erbe auf Zeit“ anzusehen ist,59 dessen Verfügungsrechte über das 
vom Erblasser zugewendete Sondervermögen aufgrund gesetzlicher Regelungen partiell 
beschränkt sind.60 Da im Grundsatz auch mehrere Nacherbfälle mithilfe von 
Zusatzbestimmungen zur Vor- und Nacherbschaft angeordnet werden können, kann der 
Verbleib des Erblasservermögens somit ggf. auch über mehrere Erbengenerationen hinweg 
durch den Erblasser gestaltet werden.61  
1.22 Wahlrechte 
Neben spezifischen Wahlrechten, die den Erwerbern eines Nachlasses faktisch bereits von 
Gesetzes wegen zugebilligt werden,62 kann auch der Erblasser selbst die Erbteilung durch 
explizite Wahlrechtsverfügungen gestalten. Das vorrangige Ziel bei der Zuwendung eines 
Wahlrechtes ist letztlich die Verlagerung einer Erbteilungsentscheidung von der Person des 
Erblassers auf den jeweiligen Wahlberechtigten,63 wobei testamentarische Wahlrechte in 
Ergänzung der gesetzlichen Wahlrechte regelmäßig die gegenständliche Konkretisierung 
eines zugewiesenen Erbanspruchs betreffen.64  
Im Unterschied zur gegenständlichen Aufteilung des Gesamthandsvermögens einer 
Erbengemeinschaft, die im Rahmen der Auseinandersetzungsvereinbarung letztlich auch im 
Grundsatz eine Auswahl spezifischer Vermögenswerte durch die 
Erbengemeinschaftsmitglieder ermöglicht, setzen seitens des Erblassers eingeräumte 
Wahlrechte regelmäßig nicht die Einigung sämtlicher beteiligter Anteilserwerber über die 
                                                 
58  Vgl. § 2139 BGB. 
59  Vgl. zur zeitlich begrenzten Rechtsstellung des Vorerben Schaper, § 2100, S. 642.  
60  Vgl. §§ 2133 ff. BGB. Zu den Beschränkungen im einzelnen vgl. z.B. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 390; 
Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 87. 
61  Zwar kann der Erblasser auch mehrere Nacherbfälle anordnen, gem. § 2109 BGB ist jedoch der 
Zukunftsbindung des Nachlasses mit dem Ablauf einer 30-Jahresfrist ein endgültiges Ende gesetzt, sofern 
nicht die Ausnahmetatbestände des § 2109 Abs. 1 Nr. 1 u. 2 BGB vorliegen. Vgl. auch Langenfeld, 
Testamentsgestaltung, S. 83. 
62  Jeder Erwerber kann grundsätzlich frei darüber entscheiden, ob er die vom Erblasser angetragene 
Zuwendung annehmen will oder ob er die Erbschaft (§ 1942 BGB) bzw. das Vermächtnis (§ 2176 BGB) 
ausschlägt.  
63  Dies wird in vielen Fällen ein Erwerber des Erbvermögens sein, jedoch kommen grundsätzlich auch am 
Vermögen nicht beteiligte Dritte – z.B. ein Testamentsvollstrecker – als Wahlberechtigte in Betracht.  
64  Alternativ sind jedoch auch Wahlrechtszuwendungen vorstellbar, die einem Erwerber Entscheidungen über 
den Anteilsumfang einer Gesamtrechtsnachfolge ermöglichen. Wird ein Erbe z.B. in einem 
Ehegattentestament berechtigt, entweder beim Erstversterbenden ein Viertel des Nachlaßvermögens zu 
erhalten oder mit entsprechender Erbausschlagung erst beim Zuletztversterbenden zur Hälfte als Erbe 
eingesetzt zu sein, so ist hierin letztlich ein Wahlrecht mit Einfluß auf den Erwerbsumfang zu sehen.  
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Aufteilungsmodalitäten voraus. Sie berechtigen vielmehr als konkretes Übernahmerecht65 den 
jeweils begünstigten Wahlberechtigten, z.B. als Erwerber bevorrechtigt vor anderen 
Miterwerbern Entscheidungen hinsichtlich einzelner qualitativer Merkmale seines 
persönlichen Erbteils zu treffen.  
Wahlrechte können in der Praxis in vielfältigen Gestaltungsvariationen auftreten,66 wobei 
zudem die Reichweite der jeweils eingeräumten Entscheidungsfreiheit im Einzelfall sehr 
unterschiedlich ausfallen kann. In einfacher Ausgestaltung kann z.B. einem Erwerber das 
Recht eingeräumt werden, einen bestimmten Vermögenswert unter Anrechnung auf seinen 
Erbteil in sein Eigentum zu übernehmen oder diesen im allgemeinen Nachlaß zu belassen und 
eine anderslautende Aufteilung im Wege einer Auseinandersetzungsvereinbarung mit den 
Miterben vorzunehmen. Denkbar sind aber auch komplexere Wahlrechtsverfügungen, bei 
denen z.B. die Erwerber aus einer größeren Menge alternativer Vermögenspositionen – ggf. 
in Kombination mit der Festlegung einer bestimmten Reihenfolge – eine Auswahl treffen 
können, wobei zudem zwischen der tatsächlichen Wahlrechtsausübung durch die Miterben 
und der Ausgestaltung nachgeordneter Wahlrechte zusätzlich inhaltliche Verknüpfungen 
verfügt werden können:  
Bsp. 3: Um einem absehbaren Streit zwischen den Erben über die Aufteilung der begehrten 
Kunstsammlung des Erblassers vorzugreifen, verfügt dieser, daß seine Erben in 
aufsteigender Reihenfolge ihrer Geburtsjahre jeweils ein Objekt aus der 
Kunstsammlung – unter grundsätzlicher Anrechnung des Verkehrswertes auf den 
jeweiligen Erbteil – als persönliches Erinnerungsstück auswählen können.  
 Um einen möglichen Vorteil eines frühen Wahlrechts älterer Erben angemessen 
auszugleichen, soll der auf die Erbteile anzurechnende Wert der Kunstgegenstände 
bei den nachfolgenden Erben für jedes bereits vorangehend ausgeübte Wahlrecht um 
ein Zehntel gemindert werden.  
Die von einem Erblasser im Hinblick auf die Übernahme von Vermögenswerten 
eingeräumten Wahlrechte beziehen sich in der Regel auf Vermögenswerte, die beim Erbfall 
bereits Bestandteil des Nachlaßvermögens sind. Im Einzelfall können jedoch mit Hilfe 
besonderer Vermächtnisgestaltungen67 grundsätzlich auch Vermögenswerte in die 
Auswahlsituation einbezogen werden, die zum Zeitpunkt des Erbfalls noch nicht zum 
Nachlaß gehören und dementsprechend erst noch mit den Mitteln des Erbvermögens zu 
beschaffen sind. 
                                                 
65  Vgl. Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 145. 
66  Vgl. auch das Wahlvermächtnis gem. § 2154 BGB, dem grundsätzlich eine Auswahl zwischen mehreren 
bezeichneten Gegenständen zugrundeliegt, oder auch das Gattungsvermächtnis, das die Auswahl einer nur 
der Gattung nach bestimmten Sache ermöglicht. 
67  Vgl. hierzu insbesondere die Regelungen zum Verschaffungsvermächtnis (§ 2169 BGB) oder auch das 
Zweckvermächtnis. 
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1.23 Abwicklungsverfügungen 
Abwicklungsverfügungen regeln im wesentlichen Einzelheiten der Umsetzung der von einem 
Erblasser getroffenen Erbteilungsanweisungen. Sie sind damit im Gegensatz zu Wahlrechten 
und Bedingungen, die zumindest mittelbar auch Einfluß auf die Erbteilsrelationen entfalten 
können, für die im Ergebnis angestrebten Bereicherungsrelationen grundsätzlich irrelevant. 
1.231 Teilungsanordnungen 
Bei Vermögensübertragungen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf eine Mehrheit von 
Erben kann ein Erblasser seine Vorstellungen hinsichtlich der gegenständlichen 
Konkretisierung der jeweils zugewiesenen Erbanteile im Rahmen einer Teilungsanordnung68 
dokumentieren. Als Adressaten einer Teilungsanordnung kommen demnach ausschließlich 
die Mitglieder einer Erbengemeinschaft in Betracht.  
Demzufolge werden die eintretenden Erbteilsrelationen im Rahmen der quantitativen 
Zuweisung der individuellen Erbanteile determiniert. Bestimmungen des Erblassers im 
Rahmen einer Teilungsanordnung dienen demgegenüber im Rahmen der Abwicklung der 
gegenständlichen Erbteilung ausschließlich der Konkretisierung der abstrakten 
Gesamtrechtsanteile. Der Erblasser trifft dadurch letztlich Anordnungen zur Aufteilung des 
Gemeinschaftsvermögens im Vorgriff auf die andernfalls von den Mitgliedern der 
Erbengemeinschaft zu treffende Auseinandersetzungsvereinbarung. Da die im Rahmen der 
Teilungsanordnung den Erben zugewiesenen Vermögenswerte auf deren Erbteile 
angerechnet69 werden,70 haben sie grundsätzlich keinen Einfluß auf die tatsächlich 
                                                 
68  Vgl. § 2048 BGB. 
69  Hierin ist der elementare Unterschied zur Verfügung eines Vorausvermächtnisses zu sehen, bei dem der 
bedachte Erbe neben seinem Erbteil im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge einen weiteren 
Vermögensvorteil erhält.  
70  Die Anrechnung ist insbesondere deshalb erforderlich, weil im Rahmen einer Teilungsanordnung im 
Regelfall keine vollständige Aufteilung der vorhandenen Vermögenswerte erfolgen kann 
(Prognoseproblematik). Entsprechend ist der jedem Erben nach der Auseinandersetzung im Sinne der 
Teilungsanordnung verbleibende Anteil am Rest-Auseinandersetzungsguthaben als Differenz zwischen 
dem quantitativ zugewiesenen Vermögensanteil und den bei der Teilungsanordnung zugeordneten 
Vermögenswerten zu bestimmen. 
75 
eintretenden Erbteilsrelationen,71 so daß folglich die Teilungsanordnung isoliert betrachtet 
kein Instrument zur Gestaltung der Erbteilsrelationen darstellt.72 
Die im Rahmen einer Teilungsanordnung getroffenen Zuordnungen begründen zudem keine 
unmittelbare erbrechtliche Berechtigung des betreffenden Erben an den jeweils zugewiesenen 
Gegenständen,73 so daß der Erbfall selbst keine gegenständlichen Vermögensübergänge 
auslöst.74 Vielmehr besteht nach dem erbrechtlichen Übergang des Gesamtvermögens auf die 
entstehende Erbengemeinschaft lediglich eine schuldrechtliche Verpflichtung75 der 
Erbengemeinschaft zur Durchführung der Auseinandersetzung nach den Vorgaben des 
Erblassers. Dabei ist jeder Erbe im Zusammenhang mit einer Teilungsanordnung berechtigt, 
die Erfüllung der Anordnungen des Erblassers von seinen Miterben zu verlangen. Umgekehrt 
ist er jedoch den übrigen Miterben gegenüber auch zur Duldung der Teilungsanordnung 
verpflichtet, so daß ein Erbe die Zuteilung unerwünschter Vermögenswerte nicht einseitig 
ausschlagen kann.76 Die Rechtsposition eines Erben bei Vorliegen einer Teilungsanordnung 
unterscheidet sich dadurch ganz erheblich gegenüber der eines Wahlrechtsberechtigten.77 
Soweit jedoch kein Erbengemeinschaftsmitglied von seinen Miterben die Durchführung der 
Teilungsanordnung des Erblassers verlangt, kann sich die Erbengemeinschaft auch 
einvernehmlich über die Teilungsanordnung des Erblassers hinwegsetzen und eine 
demgegenüber abweichende Aufteilung nach den individuellen Vorstellungen ihrer 
Mitglieder im Rahmen einer Auseinandersetzung vereinbaren.78  
                                                 
71  Lediglich in Ausnahmefällen, bei denen der Erblasser – z.B. hinsichtlich der Erbteilsanrechnung – den 
jeweils anzurechnenden Wert der bei der Teilungsanordnung zugeteilten Vermögensgegenstände 
testamentarisch fixiert und diese Werte von den tatsächlichen Verkehrswerten abweichen, kann auch eine 
Teilungsanordnung (ggf. unbeabsichtigt) Auswirkungen auf die Erbteilsrelationen entfalten. In diesem Fall 
wäre es sogar denkbar, daß eine derart ausgestaltete Teilungsanordnung ggf. als Vermächtniszuwendung 
umzudeuten wäre. 
72  Die Beteiligung der Erwerber am Nachlaß bleibt demnach grundsätzlich unberührt, da eine 
Teilungsanordnung die wertmäßige Beteiligung der Miterben am Nachlaßvermögen nicht beeinflußt. Vgl. 
auch Crezelius, Sicherung, S. 167; Ehlers, Unternehmensnachfolge, S. 119. 
73  Entsprechend wird auch für Zwecke der Erbschaftsbesteuerung nicht der Wert der im Rahmen der 
Teilungsanordnung erworbenen Vermögenswerte zugrundegelegt, sondern der Wert des 
Gesamtrechtsnachfolgeanteils. Vgl. Korn/Strahl, Streifzug, S. 11935; Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 3, S. 
43. 
74  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 516. 
75  Vgl. BFH v. 5.7.1990, BStBl. II, 1990, S. 837. 
76  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 516. 
77  Der Wahlrechtsberechtigte ist dabei im Grundsatz niemandem gegenüber zur Ausübung seines 
Wahlrechtes verpflichtet. 
78  Vgl. Bader, Optimierung, S. 47; Pietsch/Tehler, Unternehmensnachfolge, S. 177. 
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1.232 Testamentsvollstreckung 
Je intensiver sich ein Erblasser mit dem Problem der Erbteilung auseinandersetzt und je 
komplexer die daraufhin von ihm dokumentierten Teilungsmodalitäten ausfallen, desto mehr 
wird ihm in der Regel an einer verfügungskonformen Durchführung der Erbteilung gelegen 
sein. Zur Sicherung seiner höchstpersönlichen Interessen auch über den Tod hinaus kann 
daher der Erblasser einen oder mehrere Testamentsvollstrecker mit der Abwicklung der 
Erbteilung79 nach seinen Vorgaben beauftragen.80  
Ein Testamentsvollstrecker erhält aufgrund ausdrücklicher Ernennung durch den Erblasser 
die nahezu unbeschränkte Verfügungsgewalt81 über den Nachlaß, um die letztwilligen 
Verfügungen des Verstorbenen zur Ausführung zu bringen.82 Er hat den Nachlaß nach 
bestehenden Vorgaben weisungsgemäß abzuwickeln, indem er Nachlaßverbindlichkeiten 
erfüllt, Vermächtnisse und Auflagen ausführt und unter den Miterben die Auseinandersetzung 
ggf. unter Erfüllung weiterer Vorgaben des Erblassers betreibt. Während die Erben im 
Rahmen der Testamentsvollstreckung83 regelmäßig84 von jeder Verfügung über den Nachlaß 
ausgeschlossen sind,85 kann der Testamentsvollstrecker durch ausdrückliche Bestimmungen 
des Erblassers im Einzelfall sogar ermächtigt werden, bestimmte Zuteilungsentscheidungen 
nach eigenem Ermessen zu treffen. 
Die Testamentsvollstreckung endet nach vollständiger Erfüllung der Nachlaßabwicklung, 
durch Fristsetzung des Erblassers oder durch Kündigung bzw. den Tod86 des 
Testamentsvollstreckers selbst. Die Entlassung einer zur Vollstreckung bestimmten Person 
                                                 
79  Denkbar sind neben der sog. Abwicklungsvollstreckung (§§ 2203, 2204 BGB) auch die Sonderformen der 
Nacherbenvollstreckung (§ 2222 BGB), bei der die Sicherung der Rechtsposition des Nacherben im 
Vordergrund steht, und der Verwaltungsvollstreckung (§ 2209 BGB), die vor allem der befristeten 
Verwaltung des Nachlasses unter Ausschluß der Erben dient. Die Verwaltungsvollstreckung tritt in der 
Praxis häufig bei minderjährigen Erben auf oder beim Übergang auf verschuldete Erben, wodurch der 
Zugriff der Erbengläubiger auf den Nachlaß verhindert und die Vermögenssubstanz für die Erfüllung der 
Nachlaßverbindlichkeiten gesichert wird. 
80  Vgl. §§ 2197 ff. BGB; Gohlisch, Überblick, S. 6; Meincke, Testamentsvollstrecker, S. 225. 
81  Eine Ausnahme besteht hinsichtlich unentgeltlicher Vermögensverfügungen nach Maßgabe des § 2005 S. 3 
BGB. 
82  Vgl. § 2203 BGB; Schuhmann, Erben, S. 27. 
83  Die Testamentsvollstreckung endet nach den Bestimmungen des Erblassers, bei Dauervollstreckung jedoch 
spätestens nach 30 Jahren (§ 2210 BGB). Daneben kann der Testamentsvollstrecker jederzeit sein Amt 
kündigen (§ 2226 BGB). 
84  Der Umfang der den Beteiligten zustehenden Rechte ist grundsätzlich dispositiv. Entsprechend können die 
dem Testamentsvollstrecker eingeräumten Rechte die Rechtsstellung der Erben nachhaltig beschneiden. 
85  Vgl. Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 155. Der Testamentsvollstrecker haftet jedoch den Erben bei 
Pflichtverletzung und Verschulden für den entstandenen Schaden (vgl. § 2219 BGB). 
86  Für diese Fälle werden in der Praxis regelmäßig Ersatzvollstrecker durch den Erblasser benannt. 
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durch Dritte, insbesondere die Erben, ist demgegenüber nur ausnahmsweise bei wichtigen 
Gründen, z.B. beim Nachweis grober Pflichtverletzungen oder persönlicher Unfähigkeit zur 
ordnungsmäßigen Geschäftsführung vorgesehen,87 und muß beim jeweils zuständigen 
Nachlaßgericht beantragt werden.  
2 Zivilrechtliches Instrumentarium zur Gestaltung von Erbteilsrelationen 
Das für Zwecke der hier vornehmlich zu betrachtenden Erbteilsrelationsgestaltung geeignete 
erbrechtliche Instrumentarium bedarf im folgenden einer detaillierteren Analyse. Neben der 
Identifikation bestehender Erbteilungsinstrumente innerhalb des Erbrechts umfaßt die 
Analyse insbesondere auch eine Zuordnung der einzelnen Instrumente im Hinblick auf die 
jeweils einsatzbedingt ausgelösten Rechtsfolgen, wodurch nicht zuletzt wesentliche 
Grundlagen für den im weiteren vornehmlich steuerlich ausgerichteten Untersuchungsverlauf 
gelegt werden.88  
Im Rahmen der Erbteilung ergeben sich mit der gesetzlichen und der gewillkürten Erbfolge 
zwei zivilrechtliche Anknüpfungspunkte, die dem Erblasser jeweils durch konkludentes 
Verhalten eine entsprechende Gestaltung der von ihm angestrebten Erbteilsrelationen 
ermöglichen. Der Gesetzgeber hat dabei mit den Vorschriften zur gesetzlichen Erbteilung89 
ein Rechtsinstitut geschaffen, aus dem sich für die Vielgestaltigkeit der in der Praxis 
auftretenden Erbfälle klare und eindeutige Anweisungen zur Aufteilung eines Nachlasses auf 
vorhandene Erwerber ergeben. Um Regelungslücken bei der erbrechtlichen 
Vermögensnachfolge zu vermeiden, liegen die gesetzlichen Erbfolgeregelungen in der 
Ausgangssituation zwingend jeder Erbteilung von Todes wegen zugrunde, so daß die nach 
einzelnen Erwerbergruppen differenzierten gesetzlichen Erbteilsrelationen immer dann 
eintreten, wenn oder soweit der Erblasser nicht explizit von seinem Recht der Willkürung der 
Erbfolge Gebrauch gemacht und anderslautende Willensäußerungen für den Erbübergang von 
Todes wegen rechtswirksam dokumentiert hat.90  
                                                 
87  Vgl. § 2227 BGB. 
88  Dies gilt insbesondere angesichts der vornehmlich für das Erbschaftsteuerrecht festzustellenden engen 
inhaltlichen Verknüpfung mit zivilrechtlichen Regelungen. Vgl. auch Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, Einf., 
S. 6. 
89  Vgl. §§ 1924 - 1936 BGB. 
90  Die gesetzliche und die gewillkürte Erbfolge stehen demnach als Gestaltungsalternativen nicht 
unverbunden nebeneinander. Vielmehr kann die gewillkürte Erbfolge als individuelle 
Ergänzungsverfügung zur gesetzlichen Erbfolgeregelung aufgefaßt werden. Inhaltlich kann die gewillkürte 
Erbfolgeverfügung auf eine punktuelle Modifikation der gesetzlichen Aufteilung beschränkt sein oder aber 
eine von dieser vollständig abweichende Erbteilungsanordnung treffen. Bei bewußten oder unbewußten 
Regelungslücken der gewillkürten Verfügungen treten stets die gesetzlichen Erbfolgeregelungen ergänzend 
in Kraft. 
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2.1 Erbteilungsinstrumentarium der gesetzlichen Erbfolge  
Die gesetzliche Erbfolge basiert auf einem hypothetischen Erblasserwillen, dem der 
Gesetzgeber bei der Festlegung detaillierter Erbteilungsregeln in typisierender Form 
Rechnung getragen hat. Für die Gesamtheit der in der Praxis auftretenden Erbfälle sollen 
damit eindeutige und unter der Annahme standardisierter Zielsetzungen letztlich allgemein 
akzeptierte Erbteilungsergebnisse herbeigeführt werden. Im Rahmen einer typisierenden 
Betrachtungsweise kann jedoch Einzelfallmerkmalen des zugrundeliegenden Erbfalls, z.B. 
insbesondere der jeweiligen gegenständlichen Zusammensetzung des Nachfolgeobjektes oder 
den persönlichen Beziehungen des Erblassers zu den Nachfolgesubjekten, naturgemäß keine 
befriedigende Berücksichtigung zuteil werden. Demnach bilden Vorschriften zur 
quantitativen Erbteilung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge den Mittelpunkt der 
gesetzlichen Erbfolge, wenngleich für besondere Regelungszwecke auch qualitative 
Erbteilungselemente vorgesehen sind. 
2.11 Quantitative Erbteilungselemente 
Die gesetzlichen Erbfolgeregelungen beruhen im wesentlichen auf einer gesetzlichen 
Erbeneinsetzung mit der Folge einer anteiligen Gesamtrechtsnachfolge durch die Erben. Bei 
der Bestimmung erwerberspezifischer Erbanteile an einem Nachlaßvermögen bildet die 
Annahme, daß in der überwiegenden Zahl der Erbfälle der Verstorbene in der Hauptsache 
seinen engsten Familienangehörigen Teile seines Vermögens zuzuwenden beabsichtigt, den 
Ausgangspunkt der gesetzlichen Erbfolgeregelungen. Entsprechend berücksichtigen die 
gesetzlichen Zuordnungsregeln weitgehend91 das Grundprinzip der Familiengebundenheit des 
Nachlaßvermögens,92 so daß als gesetzliche Erben demnach sowohl die nächsten Verwandten 
des Erblassers als auch, neben diesen, der überlebende Ehegatte vorgesehen sind.93 
2.111 Erbanteile der Verwandten 
Der Kreis der Verwandten eines Erblassers ergibt sich aus den Vorschriften des 
Familienrechts und umfaßt sämtliche Personen, die durch Geburt94 voneinander oder von 
                                                 
91  Dies setzt naturgemäß voraus, daß bei einem Erbfall überhaupt erbberechtigte Familienmitglieder 
vorhanden sind; andernfalls ist ein Vermögensübergang auf den Fiskus als Ersatzerbe angeordnet (vgl. § 
1936 BGB). Gleiches gilt grundsätzlich auch, falls zwar Familienmitglieder vorhanden sind, diese jedoch 
allesamt die Erbschaft rechtswirksam ausschlagen. 
92  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 176. 
93   Vgl. Schuhmann, Erben, S. 2. 
94  Dabei ist es grundsätzlich unerheblich, ob es sich um eine eheliche oder eine nichteheliche Geburt handelt. 
Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 182. 
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einem gemeinsamen Eltern- bzw. Vorelternteil abstammen.95 Ob einzelnen Verwandten ein 
Erbanspruch zusteht und welchen Umfang dieser im Einzelfall aufweist, ergibt sich auf der 
Grundlage des Parentelsystems,96 bei dem der Erblasser, seine Eltern, seine Großeltern usw. 
jeweils mit seinen/ihren Abkömmlingen aufsteigend zu Ordnungsgruppen zusammengefaßt 
werden. Solange Angehörige einer geringeren Ordnungsstufe vorhanden sind, entfällt der 
Erbanspruch jeweils höherer Ordnungen. Innerhalb einer Ordnungsstufe schließt wiederum 
jeder Erbe des Erblassers seine eigenen Abkömmlinge grundsätzlich von der unmittelbaren97 
Erbberechtigung aus. 
Soweit in einem Erbfall Erben der ersten Ordnung vorhanden sind, erben diese grundsätzlich 
nach Kopfteilen,98 wobei der Erbanspruch eines bereits verstorbenen Erben auf dessen 
Nachkommen übergeht.99 Analog gilt für Erbansprüche der zweiten oder dritten Ordnung,100 
daß der Nachlaß zunächst zu gleichen Teilen den betreffenden beiden bzw. vier Elternteilen 
zufällt, wobei die jeweiligen Abkömmlinge die Erbansprüche bereits verstorbener Elternteile 
übernehmen. Erst bei Erben noch höherer Ordnungen erfolgt die Festsetzung der 
Erbansprüche auf der Grundlage des Gradualsystems.101 Der Erbenkreis beschränkt sich 
danach auf die Erben, die mit dem Erblasser dem Grade nach jeweils am nächsten verwandt 
sind. Sind mehrere Erben desselben Verwandtschaftsgrades vorhanden, so erben diese 
wiederum zu gleich Teilen. Abkömmlinge bereits verstorbener Erben bleiben jedoch 
innerhalb des Gradualsystems grundsätzlich erbrechtlich unberücksichtigt. 
                                                 
95  Vgl. § 1589 BGB. 
96  Das Parentelsystem ist ein einheitliches Ordnungssystem für die Verwandtenerbfolge, das jeweils 
Elternteile mit ihren Abkömmlingen zu einem Stamm zusammenfaßt. Das erste Parentel bildet demnach 
der Erblasser mit seinen Nachkommen, die zweite Parentel seine Eltern mit ihren Nachkommen usw. Vgl. 
Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 186. 
97  Den Nachkommen entsprechender Erben steht demnach nur dann ein unmittelbarer Erbanspruch zu, wenn 
der Erbe selbst zum Zeitpunkt des Erblassertodes bereits verstorben ist. Jedoch ergibt sich eine mittelbare 
Beteiligung der Erben eines Erben der ersten und zweiten Ordnungsstufe möglicherweise zum Zeitpunkt 
des Erbfalles des erbberechtigten Vorfahren selbst.  
98  Je mehr Erben demnach im Einzelfall vorhanden sind, desto geringer ist naturgemäß die jeweilige 
Erbquote des einzelnen. 
99  In diesem Zusammenhang sprechen Lange und Kuchinke auch von einem „Repräsentationssystem mit 
Stammesfolge“. Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 189. 
100  Derartige Ansprüche würden entsprechend voraussetzen, daß keine Erben der ersten bzw. der ersten und 
zweiten Ordnung vorhanden sind. 
101  Als Ordnungsprinzip des Gradualprinzips dient der Verwandtschaftsgrad zwischen dem Erblasser und dem 
Erben. Dieser richtet sich im Einzelfall nach der Zahl der die Verwandtschaft vermittelnden Geburten (vgl. 
§ 1589 S. 3 BGB). 
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2.112 Erbanteile des überlebenden Ehegatten 
Neben den Blutsverwandten ist auch der überlebende Ehegatte am Nachlaß eines 
Verstorbenen im Rahmen der anteiligen Gesamtrechtsnachfolge beteiligt. Die Höhe seines 
Erbteils ist dabei vom Umfang der bestehenden Erbberechtigungen der daneben vorhandenen 
Verwandten abhängig und kann grundsätzlich auch von der Art des lebzeitig vereinbarten 
Güterstandes der Eheleute beeinflußt werden. 
Neben erbberechtigten Verwandten der ersten Ordnung beträgt die Erbquote eines Ehegatten 
ein Viertel des Erbvermögens.102 Dies gilt grundsätzlich unabhängig von der Anzahl der 
tatsächlich vorhandenen Erben. Eine Ausnahme ergibt sich jedoch, falls zwischen den 
Ehegatten der Güterstand der Gütertrennung vereinbart worden ist. Sind in einer 
entsprechenden Nachfolgesituation neben dem Ehegatten ausschließlich ein oder zwei Kinder 
als gesetzliche Erben vorhanden, erben der Ehegatte und die Kinder stets zu gleichen 
Teilen.103  
Besitzt der Erblasser keine eigenen Nachkommen, so daß ausschließlich gesetzliche Erben 
der zweiten Ordnung vorhanden sind, so erbt der überlebende Ehegatte unabhängig von der 
Zahl seiner Miterben stets die Hälfte des Nachlasses. Zusätzlich gehen Erbanteile der 
Abkömmlinge eines bereits verstorbenen Erben zweiter Ordnung grundsätzlich auf den 
Ehegatten über. 
In sämtlichen vorstehend beschriebenen Erbfällen würde demgegenüber der gesetzliche 
Güterstand der Zugewinngemeinschaft104 stets zu einer Erhöhung der vorgenannten 
Ehegatten-Erbteile führen, soweit die Ehegatten gesetzlicher Miterbe des Erblassers sind.105 
Neben die erbrechtlich fixierten Erbquoten tritt gem. § 1371 BGB ein zusätzlicher Erbanteil 
in Höhe eines Viertels des Nachlasses, wodurch letztlich ein pauschalisierter 
Zugewinnausgleich von Todes wegen herbeigeführt wird.106  
                                                 
102  Vgl. Schuhmann, Erben, S. 5. 
103  Vgl. § 1931 Abs. 4 BGB. 
104  Vgl. Carle, Verträge, S. 11029 ff. 
105  Dies gilt entsprechend nicht für Ehegatten, die aufgrund einer Erbausschlagung nicht zu Erben des 
Erblassers werden. Zu Einzelheiten der in diesen Fällen eintretenden güterrechtlichen Folgewirkungen vgl. 
§§ 1363 ff. BGB und insbesondere § 1371 Abs. 2 BGB. 
106  Der Ehegatte kann jedoch durch Ausschlagung der Erbschaft auch einen nach familienrechtlichen 
Regelungen zu ermittelnden Zugewinnausgleich geltend machen, wodurch ihm entgegen erbrechtlichen 
Bestimmungen der gesetzliche Pflichtteil nicht verlorengeht.  
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Sind in einer Nachfolgesituation weder Verwandte der ersten oder der zweiten Ordnung 
vorhanden, wird der Ehegatte von Gesetzes wegen zum Alleinerben des Nachlasses 
bestimmt.107 
2.12 Qualitative Erbteilungselemente 
Elemente der qualitativen Erbteilung bilden im Rahmen der gesetzlichen Erbfolge den 
Ausnahmefall und resultieren in den besonderen Erscheinungsformen des Ehegattenvoraus108 
und des sogenannten Dreißigsten109 aus einem besonderen Schutzbedürfnis betreffender 
Erwerber. 
2.121 Ehegattenvoraus 
Der Ehegattenvoraus ist eine vermächtnisgleiche110 Einzelrechtszuwendung,111 die sämtliche 
zum gemeinschaftlichen Haushalt gehörenden Gegenstände112 sowie die einstmals 
zugewendeten Hochzeitsgeschenke113 umfaßt.114 Neben Erben der ersten Ordnung ist der 
Voraus des Ehegatten jedoch auf Gegenstände begrenzt, die zur „Führung eines 
angemessenen Haushalts“115 benötigt werden.116 Der überlebende Ehegatte erhält gem. § 
2174 BGB einen gesetzlichen Anspruch auf Übertragung des Eigentums an den betreffenden 
Gegenständen, der nicht auf seine Erbquote anzurechnen ist.117 Als Sonderrecht tritt der 
                                                 
107  Vgl. § 1931 Abs. 2 BGB. 
108  Vgl. § 1932 BGB. 
109  Vgl. § 1969 BGB. 
110  Vgl. § 1932 Abs. 2 BGB. Rechtstechnisch stellt der Ehegattenvoraus ein Vorausvermächtnis dar. 
111  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 210. 
112  Dies gilt nicht für Gegenstände, die Zubehör eines Grundstücks sind. Zubehör sind bewegliche Sachen, 
die, ohne Bestandteile der Hauptsache zu sein, dem wirtschaftlichen Zweck der Hauptsache zu dienen 
bestimmt sind und zu ihr in einem Verhältnis wirtschaftlicher Unterordnung stehen. Vgl. § 97 BGB. 
113  Diese Zuwendung erklärt sich überwiegend historisch (Aussteuer) und soll vermeiden, daß das 
Gebrauchsvermögen als Basis der ehelichen Gemeinschaft im Erbfall zerschlagen und dem überlebenden 
Ehegatten entzogen wird. 
114  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 211. 
115  Insbesondere die Abgrenzung nach dem Kriterium „angemessene Haushaltsführung“ macht deutlich, daß 
der Umfang der Begünstigung nach § 1932 BGB im Einzelfall sehr unterschiedlich sein kann, je nachdem, 
welcher Lebensstandard der gemeinsamen Lebensführung zugrundegelegen hat. In vergleichsweise 
bescheidenen Verhältnissen kann der Ehegattenvoraus daher bereits den wesentlichen Teil des Nachlasses 
ausmachen. 
116  Vgl. § 1932 Abs. 1 S. 2 BGB. 
117  Dies ist ausschlaggebend für die funktionale Einordnung des Ehegattenvoraus als relationsgestaltendes 
Erbteilungselement, da bei einer Anrechnung auf den Erbteil die eintretenden Erbteilsrelationen durch den 
Ehegattenvoraus grundsätzlich unberührt blieben. 
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Ehegattenvoraus demnach grundsätzlich neben die sonstigen Erbberechtigungen,118 setzt 
jedoch zugleich zwingend die Erbenstellung des Ehegatten voraus.119  
Durch die gesetzliche Einzelrechtszuwendung des Ehegattenvoraus soll der überlebende 
Ehegatte grundsätzlich in die Lage versetzt werden, sein bisheriges Leben ungeachtet des 
Erbfalles in der gewohnten Weise und der bisherigen Umgebung fortzuführen. Diese 
Zielsetzung wird, wenn auch in vergleichsweise beschränktem Umfang, ebenfalls mit dem 
Anspruch auf den sogenannten Dreißigsten verfolgt, der ggf. zusätzlich neben den 
Ehegattenvoraus tritt. 
2.122 Dreißigster 
Im Rahmen des sogenannten Dreißigsten werden Familienangehörige des Erblassers 
begünstigt, die bei Eintritt des Erbfalls zu seinem Hausstand gehörten und die von ihm 
Unterhalt bezogen haben. Als gesetzliches Vermächtnis zugunsten von Haushaltsangehörigen 
des Erblassers umfaßt er für die ersten dreißig Tage nach dem Erbfalleintritt die 
Weitergewährung von Wohnung und Unterhalt in bisherigem Umfang, so daß 
Haushaltsangehörige zumindest innerhalb dieser Frist vor unmittelbarer wirtschaftlicher Not 
geschützt werden. Die entsprechenden Vermögenswirkungen gehen jeweils zu Lasten des 
Nachlasses. 
2.2 Erbteilung im Rahmen der gewillkürten Erbfolge 
Der Hauptzweck gewillkürter Erbfolgeregelungen liegt in der Gewährung von 
Gestaltungsrechten zugunsten des Erblassers insbesondere in den Fällen, in denen das 
gesetzliche Erbteilungsergebnis nicht vom Erblasserwillen gedeckt ist.120 Die zur Verfügung 
stehenden zivilrechtlichen Instrumente zur qualitativen und quantitativen 
Erbteilsrelationsgestaltung ermöglichen dem Erblasser eine weitgehende Berücksichtigung 
der einzelfallspezifischen Besonderheiten der jeweiligen Erbteilungssituation, so daß 
letztwillentlich ein mit den Erblasserzielen konformes Erbteilungsergebnis herbeigeführt 
werden kann. 
                                                 
118  Hier insbesondere die Erbanteile, die aus einer Erbeneinsetzung resultieren. 
119  Vgl. § 1932 Abs. 1 BGB, entsprechend geht bei einer Ausschlagung des Erbes der Anspruch auf den 
Ehegattenvoraus zwangsläufig verloren. 
120  Gleichwohl ist dies keine zwingende Voraussetzung für Verfügungen in Form der gewillkürten Erbfolge, 
so daß z.B. auch in Unkenntnis der gesetzlichen Erbteilungsregelungen testamentarische Verfügungen 
auftreten können, die letztlich zu demselben Erbteilungsergebnis führen wie die gesetzliche Erbfolge (z.B. 
wenn ein verwitweter Erblasser seine beiden einzigen Nachkommen zu gleichen Teilen als Erben einsetzt). 
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2.21 Formale und inhaltliche Beschränkungen 
Das Recht zur Willkürung der Erbfolge als Element des Privaterbrechts und als Grundprinzip 
der Gestaltungsfreiheit räumt den lebzeitig vom Erblasser getroffenen Verfügungen von 
Todes wegen grundsätzlich Vorrang vor gesetzlichen Regulierungen des erbfallbedingten 
Vermögensübergangs ein, wobei sich jedoch aufgrund einzelner Rechtsvorschriften, die 
gleichermaßen Form und Inhalt der Willkürung betreffen, punktuelle Beschränkungen 
ergeben können. Von sonstigen Rechtsgeschäften unter Lebenden unterscheidet sich die 
Verfügung von Todes wegen dadurch, daß sie zu Lebzeiten des Verfügenden für dessen 
Vermögen weder eine Verpflichtungs- noch eine Verfügungswirkung entfaltet.121 Zugleich 
entfällt bei Verfügungen von Todes wegen naturgemäß die Möglichkeit, unerwünschte 
Rechtswirkungen zum Zeitpunkt ihres Offenbarwerdens durch Verbessern oder Nachholen 
aufzuheben. Um dem Erblasser die Bedeutsamkeit des Rechtsaktes einer Verfügung von 
Todes wegen zu verdeutlichen, weisen die einzelnen erbrechtlich vorgesehenen 
Verfügungsarten jeweils eine strenge Formgebundenheit auf,122 wobei Verstöße gegen die 
Formvorschriften regelmäßig zur unheilbaren Nichtigkeit führen.123 Neben spezifischen 
Formalbeschränkungen sind der gewillkürten Erbfolgeregelung zum Zwecke der 
Berücksichtigung von Sonderinteressen auch inhaltliche Schranken gesetzt. 
2.211 Formen der gewillkürten Erbfolge 
Die Willenserklärung eines Erblassers, die Erbteilung individuell im Wege der gewillkürten 
Erbfolge zu gestalten, bedarf einer geeigneten Dokumentation, damit sich die gewünschten 
Rechtswirkungen bei Eintritt des Erbfalles einstellen können. Die formale Hülle dieses 
Vorgangs bildet die Verfügung von Todes wegen, welche materiell betrachtet den letzten 
Willen des Erblassers in Form von Einzelanordnungen enthält. Eine Verfügung von Todes 
wegen kann vom Erblasser nur höchstpersönlich errichtet werden und setzt in jedem Fall eine 
uneingeschränkte Testierfähigkeit124 voraus.125 Als Grundformen lassen sich die einseitige 
Niederlegung des letzten Willens durch den Erblasser in Form eines Testaments sowie 
mehrseitig bindende erbrechtliche Verfügungen in Form eines Erbvertrages unterscheiden.126  
                                                 
121  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 554. 
122  Mithilfe von Formvorschriften, die vordergründig den Rechtsakt behindern, erstrebt der Gesetzgeber einen 
Selbstschutz des Erblassers, der zumindest zum Überdenken angehalten wird oder ggf. zwangsläufig die 
Beratung Dritter in Anspruch nehmen muß. Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 282.  
123  Vgl. § 125 BGB. 
124  Die Testierfähigkeit setzt mit Vollendung des 16. Lebensjahres ein und muß während des gesamten 
Zeitraums der Errichtung der Verfügungen bestehen. Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 290.  
125  Vgl. § 2064 BGB. Vgl. auch Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 289. 
126  Vgl. auch Christoffel/Weinmann, Erbschaft, S. 25. 
84 
2.2111 Testament 
Ein Testament ist eine einseitige, nicht empfangsbedürftige Willenserklärung des Erblassers. 
Entsprechend ist der Widerruf eines Testaments jederzeit durch Vernichtung, Änderung oder 
durch Errichtung eines neuen Testaments möglich.127 Testamente bilden in der Praxis die am 
häufigsten auftretende Form einer Verfügung von Todes wegen,128 wobei sich deren 
vielfältigen Erscheinungsformen ggf. nach unterschiedlichen Kriterien systematisieren 
lassen.129 Das Erbrecht unterscheidet insbesondere zwischen dem eigenhändigen,130 dem 
öffentlichen131 und dem gemeinschaftlichen132 Testament.133 
Das eigenhändige134 Testament muß vom Erblasser selbst verfaßt und auch unterschrieben 
sein. Es soll weiterhin Angaben zum Erstellungsdatum und -ort, sowie den Vor- und 
Familiennamen des Testierenden enthalten, wobei diese Angaben jedoch kein unverzichtbares 
Wirksamkeitserfordernis darstellen.135 Zur Sicherung der Rechtswirkung kann ein 
eigenhändiges Testament ggf. beim zuständigen Amtsgericht in amtliche Verwahrung 
gegeben werden.136 
Die Errichtung eines öffentlichen Testaments erfolgt demgegenüber vor einem beliebigen 
Notar durch mündliche Erklärung des letzten Willens zur Niederschrift oder durch Übergabe 
                                                 
127  Vgl. §§ 2253 ff. BGB. 
128  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 287. 
129  Das Erbrecht differenziert grundsätzlich in § 2231 BGB zwischen sog. außerordentlichen Testamenten 
(z.B. Bürgermeistertestament, Drei-Zeugen-Testament oder Seetestament) und ordentlichen Testamenten, 
denen in der Praxis eine wesentlich höhere Bedeutung beizumessen ist. Vgl. Gohlisch, Überblick, S. 4. 
130  Vgl. § 2247 BGB. 
131  Vgl. § 2232 BGB. 
132  Vgl. § 2265 BGB. 
133  Darüber hinaus besteht noch in gesetzlich ausdrücklich vorgesehenen Ausnahmefällen die Möglichkeit, ein 
sog. Nottestament zu errichten (vgl. §§ 2249 ff. BGB). Die Errichtung unterliegt besonderen 
Formvorschriften, auf die angesichts des beschränkten Anwendungsbereichs jedoch hier nicht näher 
eingegangen wird. 
134  Eigenhändig bedeutet expressis verbis „mit der eigenen Hand“ geschrieben. Die Verwendung einer 
Schreibmaschine oder eines Computer führt ebenso zur Unwirksamkeit wie das Schreiben durch eine dritte 
Person – auch wenn der Erblasser die Willenserklärung anschließend unterschrieben hat. Erblasser, die 
aufgrund von Krankheit oder Ausbildung nicht in der Lage sind, ein Testament handschriftlich zu 
verfassen, können daher nicht wirksam ein eigenhändiges Testament verfassen. 
135  Dennoch sind diese Angaben und insbesondere das Datum der Verfügung hilfreich, wenn z.B. bei 
mehreren vorhandenen Testamentsversionen festzustellen ist, welche Verfügung die aktuellste und damit 
die letztlich rechtswirksame ist. 
136  Die Verfügungen eines eigenhändigen Testaments können naturgemäß nur dann Rechtswirksamkeit 
entfalten, wenn es bei Eintritt des Erbfalles auch gefunden und dem Nachlaßgericht vorgelegt wird. Die 
amtliche Verwahrung schützt also vor zufälligem Untergang des Testaments oder vor dessen Vernichtung 
durch Dritte. 
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einer offenen bzw. verschlossenen Schrift.137 Soweit es die jeweils gewählte Form zuläßt, hat 
der Notar den Erblasser zu beraten und bereits bei der Testamentserrichtung Feststellungen 
zur Testierfähigkeit und zur Einhaltung der Formvorschriften zu treffen, die zugleich in das 
öffentliche Testament aufgenommen werden. Die Aufbewahrung eines öffentlichen 
Testaments obliegt stets dem zuständigen Amtsgericht.  
Als Sonderform einer testamentarischen Verfügung kann das gemeinschaftliche Testament 
angesehen werden, das ausschließlich von Ehegatten gemeinschaftlich errichtet werden 
kann.138 Inhaltlich betrachtet liegen dabei letztlich zwei Einzel-Testamente vor, die innerlich 
zusammengehören und äußerlich in einem Schreiben zusammengefaßt sind. Trotzdem handelt 
es sich jedoch rechtlich um zwei einseitige, nicht empfangsbedürftige Willenserklärungen, die 
grundsätzlich auch voneinander unabhängige, regelmäßig jedoch wechselbezügliche 
Verfügungen139 beinhalten. Ein gemeinschaftliches Testament kann wahlweise mit den 
bereits vorgenannten Wesensunterschieden als eigenhändiges oder als öffentliches Testament 
errichtet werden. Auch gemeinschaftliche Testamente können durch einseitige oder 
gemeinschaftliche Willenserklärungen widerrufen werden, wodurch sie, wie auch bei 
Auflösung der Ehe, insgesamt unwirksam werden. Soweit sich ein einseitiger Widerruf auf 
inhaltlich wechselseitige testamentarische Bestimmungen bezieht, muß jedoch der jeweils 
andere Ehegatte darüber in Kenntnis gesetzt werden.140 Das Widerrufsrecht endet daher in 
diesen Fällen entsprechend mit dem Tode eines der beiden Eheleute. 
2.2112 Erbvertrag 
Im Rahmen eines Erbvertrages141 kann ein Erblasser die Einsetzung eines Erben oder die 
Anordnung von Vermächtnissen und Auflagen zum inhaltlichen Vertragsbestandteil machen, 
so daß gleichermaßen ein Vertrag sowie auch eine Verfügung von Todes wegen vorliegt.142 
Die Verfügungen von Todes wegen können dabei vertraglicher Bestandteil sowohl der 
Leistung als auch der Gegenleistung sein und im Austausch mit sonstigen Leistungen 
errichtet werden, die beliebige lebzeitige Vorgänge betreffen.143 Durch Abschluß eines 
                                                 
137  Der dem Notar übergebene Schriftsatz muß im Unterschied zum eigenhändigen Testament nicht vom 
Erblasser eigenhändig erstellt sein. 
138  Vgl. § 2265 BGB. 
139  Sehr große Verbreitung hat in der Praxis das sog. Berliner Testament (§ 2269 BGB), in dem sich die 
Ehegatten jeweils gegenseitig als Erben einsetzen. 
140  Der Widerruf erfolgt hierbei formgebunden nach Maßgabe des § 2296 BGB und ist grundsätzlich vor 
einem Notar zu erklären. 
141  Vgl. § 1941 BGB. 
142  Vgl. Langenfeld, Testamentsgestaltung S. 7. 
143  Vgl. z.B. Paus, Grundbesitz, S. 618 ff. 
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Erbvertrages werden entgegenstehende frühere letztwillige Verfügungen des Erblassers 
aufgehoben und spätere Verfügungsmöglichkeiten des Erblassers hinsichtlich des 
Vertragsinhaltes beschränkt.144  
Ein Erbvertrag kann zwischen beliebigen Personen abgeschlossen werden, sofern diese 
unbeschränkt geschäftsfähig sind.145 Er bedarf grundsätzlich der notariellen Beurkundung 
unter Anwesenheit der beteiligten Vertragsparteien.146 Eine spätere Aufhebung des 
Erbvertrags kann nur zu Lebzeiten beider Vertragsparteien und nur einvernehmlich erfolgen, 
sofern der Erblasser sich nicht im Einzelfall ein einseitiges Rücktrittsrecht vom Vertrag 
explizit vorbehalten hat.147  
2.212 Grenzen der Willkürung 
Neben den dargestellten formalen Beschränkungen findet das Recht zur Willkürung der 
Erbfolge grundsätzlich dort Grenzen, wo letztwillige Anordnungen unmittelbar gegen die 
Gesetze148 oder die guten Sitten149 verstoßen.150 Insbesondere die in Art. 6 Abs. 1 GG 
hervorgehobene Schutzbedürftigkeit von Ehe und Familie führt im Rahmen des Erbrechts zu 
einer Pflichtbindung des Erblassers und seines Vermögens gegenüber seinen nächsten 
Angehörigen.  
Obwohl das aus dem Grundsatz der Testierfreiheit resultierende Recht des Erblassers, 
einzelne Angehörige zu enterben oder weniger umfangreich zu bedenken als andere, in 
seinem Kern unangetastet bleibt, hat der Gesetzgeber im Rahmen des Pflichtteilsrechts151 die 
jeweils erbberechtigten Angehörigen mit einer wirtschaftlichen Mindestbeteiligung am Erbe 
ausgestattet.152 Pflichtteilsberechtigte partizipieren dadurch zwar nicht in Erbenstellung153 
                                                 
144  Vgl. § 2289 BGB. 
145  Hieraus ergibt sich ein bedeutender Unterschied zur allgemeinen Testierfähigkeit, da die unbeschränkte 
Geschäftsfähigkeit die Vollendung des 18. Lebensjahres voraussetzt. Vgl. §§ 104 ff. BGB. 
146  Vgl. Strahl, Testamente, S. 11833. 
147  Vgl. § 2293 BGB. 
148  Vgl. § 134 BGB. 
149  Vgl. § 138 BGB. Zur Beurteilung der Frage, ob in einer letztwilligen Verfügung ein Verstoß gegen die 
guten Sitten zu sehen ist, sind stets alle Ursachen und Motive des Erblassers zu berücksichtigen. Nach 
ständiger Rechtsprechung reicht das sog. „Maitressen-Testament“ zugunsten einer Geliebten oder die 
testamentarische Zurücksetzung naher Angehöriger nicht zur Annahme einer Sittenwidrigkeit aus, wenn 
nicht weitere mißbilligenswerte Umstände hinzutreten. Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 600.  
150  Ein Verstoß gegen diese zivilrechtlichen Generalnormen hat stets die Nichtigkeit der zugrundliegenden 
Willenserklärung zur Folge, so daß die Verfügung von Anfang an (ex tunc) unwirksam ist. 
151  Vgl. §§ 2303 ff. BGB. 
152  Zu einzelnen Funktionen des Pflichtteilsrechts vgl. Crezelius, Sicherung, S. 143 ff. 
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unmittelbar am erbfallbedingt übergehenden Nachlaß des Erblassers, ihnen steht jedoch bei 
Erbausschluß oder übermäßiger Zurücksetzung bei der Erbfolge ein ausgleichender 
Geldanspruch zu, der sie, erbrechtlich betrachtet, zu Gläubigern gegenüber den unmittelbaren 
Nachlaßerben macht. Ein vollständiger Ausschluß naher Angehöriger von der Erbteilung ist 
demnach nur ausnahmsweise bei besonderen Tatbestandsverwirklichungen154 des 
Pflichtteilsentziehungsrechts155 des Erblassers oder durch ausdrücklichen vertraglichen 
Erbverzicht156 der betreffenden Angehörigen157 selbst gegeben.158 
Pflichtteilsberechtigt sind Abkömmlinge des Erblassers sowie der überlebende Ehegatte, 
wenn diese im Rahmen der gesetzlichen Erbfolgeregelung zum Zeitpunkt des Erbfalls 
erbberechtigt wären. Sind keine Abkömmlinge vorhanden, so steht ferner den Eltern des 
Erblassers neben dem erbberechtigten Ehegatten ein Pflichtteilsanspruch zu.159 Der Umfang 
des Pflichtteils beträgt stets die Hälfte des Wertes des gesetzlichen Erbteils und richtet sich 
damit im Grundsatz nach den familiären und wirtschaftlichen Gegebenheiten des Einzelfalls.  
Der erbrechtliche Pflichtteil soll eine Mindestbeteiligung der berechtigten Angehörigen an 
den Vermögenswerten des Erblassers sicherstellen. Dementsprechend entsteht eine 
Pflichtteilsberechtigung nur dann, wenn die betreffenden Personen vom Erblasser enterbt 
wurden oder die vom Erblasser zugewiesenen Erbanteile den jeweiligen Pflichtteilswert 
unterschreiten.160 In besonderen Fällen161 können auch Angehörige, die als Erben oder 
                                                 
153  Das Pflichtteilsrecht verbrieft damit kein „Noterbrecht“ für die vom Erblasser übergangenen Angehörigen, 
sondern weist ihnen aus einem Schutzgedanken heraus lediglich eine Art Entschädigungszahlung zu. 
154  Der Pflichtteilsentzug ist dabei nur bei besonders schweren Verfehlungen der Angehörigen, insbesondere 
gegen Leib und Leben des Erblassers, möglich. Der Entzug muß entsprechend begründet und 
nachgewiesen werden  
155   Vgl. §§ 2333 - 2335 BGB. 
156  Vgl. §§ 2346 ff. BGB. 
157  Da eine Verzichtserklärung Pflichtteilsberechtigter im Regelfall durch eine lebzeitige 
Ausgleichszuwendung „erkauft“ wird, partizipieren die Enterbten wirtschaftlich betrachtet letztlich 
dennoch regelmäßig am Vermögen des Erblassers. 
158  Darüber hinaus kann die Pflichtteilsberechtigung auch nachträglich unter den Bedingungen der 
Erbunwürdigkeit (§§ 2339 ff. BGB) entfallen, die im wesentlichen denen des Pflichtteilsentziehungsrechts 
entsprechen. 
159  Vgl. § 2309 BGB. 
160  In diesen Fällen entsteht der sogenannte Rest-Pflichtteil (§ 2305 BGB), der die entsprechende 
Wertdifferenz umfaßt. 
161  Voraussetzung ist gem. §§ 2306 u. 2307 BGB, daß der Erbteil der Erwerber mit Beschränkungen oder 
Beschwerungen belastet ist (z.B. durch Vor- und Nacherbfolge, Testamentsvollstreckung, 
Teilungsanordnung, Vermächtnis oder Auflage) und das zugewiesene Vermögen den Wert des Pflichtteils 
übersteigt. Bei Zuwendungen unterhalb des Pflichtteilsanspruchs fallen die Belastungen von Gesetzes 
wegen fort, und es entsteht ggf. der Anspruch auf einen Restpflichtteil. 
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Vermächtnisnehmer vom Erblasser bedacht wurden, durch Ausschlagung162 der Erbschaft 
pflichtteilsberechtigt werden. 
2.22 Quantitatives Erbteilungsinstrument der Erbeinsetzung 
Im Rahmen einer gewillkürten Erbfolgeregelung stellt das Recht zur Erbeinsetzung163 für den 
Erblasser das zentrale Instrumentarium zur quantitativen Erbteilung dar. Der Erblasser kann 
durch höchstpersönliche Verfügungen beliebige Personen zu seinen Erben berufen, auf die 
bei Eintritt des Erbfalls der Nachlaß im Wege der Gesamtrechtsnachfolge von Todes wegen 
übergeht. Die Erbeinsetzung eines Erwerbers bezieht sich entweder auf den gesamten 
Nachlaß164 oder auf einen frei bestimmbaren Bruchteil165 am Nachlaßvermögen. Soweit die 
Erbeinsetzungsverfügung uneindeutig ist, wird im Zweifelsfall auf die gesetzlichen 
Erbfolgeregelungen oder einzelne erbrechtlich fixierte Auslegungsregeln zurückzugreifen 
sein.166  
Wird entsprechend ein Nachlaß im Einzelfall z.B. nicht durch die Summe der einzelnen 
Bruchteilszuweisungen restlos aufgeteilt, so tritt bezüglich des verbleibenden Restwertes die 
gesetzliche Erbfolgeregelung in Kraft:  
Bsp. 4: Ein Erblasser verfügt testamentarisch, daß sein Enkel die Hälfte seines Vermögens 
erben soll. Weitere Verfügungen liegen nicht vor. 
 Hinsichtlich der nicht im Rahmen der Willkürung aufgeteilten verbleibenden 
Vermögenshälfte erfolgt die Erbteilung nach der gesetzlichen Erbfolge. Wäre der 
Erblasser z.B. verwitwet und hätte er zwei Töchter, so erben diese neben dem Enkel 
zu jeweils einem Viertel das Nachlaßvermögen. 
In Umkehrfällen, bei denen die Bruchteilszuwendungen an die ausdrücklich benannten Erben 
rechnerisch den Nachlaß über- oder unterschreiten, erfolgt demgegenüber eine proportionale 
Anpassung der Erbanteile. Soweit ein Erblasser dagegen im Rahmen der Erbeinsetzung eine 
explizite Bruchteilsbestimmung ganz unterläßt, so erwerben sämtliche berufenen Erben zu 
gleichen Teilen.167  
                                                 
162  Demgegenüber führt die Ausschlagung einer Erbschaft in allen übrigen Fällen regelmäßig zu einem 
Wegfall sämtlicher erbrechtlicher Ansprüche, d.h. auch der Pflichtteilsberechtigung. 
163  Vgl. § 1937 BGB. 
164  Dies ist der Fall bei Bestimmung eines Alleinerben. Trotzdem kann auch in diesen Fällen, wie bereits 
weiter oben nachgewiesen, durchaus eine Erbteilung im Sinne der vorliegenden Untersuchung stattfinden. 
165  Vgl. §§ 2088 ff. BGB. 
166  Vgl. §§ 2087 ff. BGB, aber auch §§ 2071 ff. BGB. 
167  Vgl. § 2091 BGB. 
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Aufgrund der Komplementärfunktion der gesetzlichen Erbfolge168 kann der Erblasser das 
Recht zur Erbeinsetzung auch in negativierter Form wahrnehmen, indem er ausschließlich 
enterbende Verfügungen169 trifft. Personen, die andernfalls als gesetzliche Erben 
erbberechtigt gewesen wären, werden dadurch von der Erbfolge ausgeschlossen, ihr Anteil 
geht ebenso wie die Anteile nachträglich weggefallener Erben170 im Wege der Anwachsung 
auf die verbleibenden Erben über.171 Für den Fall, daß als Erben eingesetzte Abkömmlinge 
des Erblassers vor Eintritt des Erbfalls versterben, wächst deren Anteil ausnahmsweise nicht 
automatisch den verbleibenden Erben an, sondern die Abkömmlinge des verstorbenen Erben 
werden aufgrund gesetzlicher Fiktion172 zu Ersatzerben.173 In beiden Fällen kann ein 
Erblasser bei widerstreitenden Interessen entweder die Anwachsung im Rahmen der 
gewillkürten Erbfolge für einzelne Erben ausschließen oder durch explizite Benennung 
entsprechender Ersatzerben modifizieren. Zudem kann er durch das Rechtsinstitut der Vor- 
und Nacherbfolge seine Vermögensverhältnisse auch postmortal nach seinen Vorstellungen 
gestalten. Da die Anordnung der Vor- und Nacherbfolge jedoch keine Auswirkungen auf die 
unmittelbar nach dem Erblassertod eintretenden Erbteilsrelationen entfaltet, ist sie im Rahmen 
dieser Untersuchung nicht als Instrument zur quantitativen Erbteilung, sondern als 
Zusatzbestimmung zur Erbteilung aufzufassen.174 
2.23  Qualitative Erbteilungsinstrumente 
Der erbrechtliche Nachlaßübergang auf die im Erbfall vorgesehenen Erben im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge kann als Grundprinzip der Rechtsnachfolge von Todes wegen175 
durch Maßnahmen zur qualitativen Erbteilung nicht außer Kraft gesetzt werden. Möglich sind 
jedoch Modifikationen des gesetzlich angeordneten Primärerwerbs der Erben durch 
Verfügungen des Erblassers, die in Form von Nachlaßverbindlichkeiten zu Lasten der 
Beschwerten einen schuldrechtlichen Anspruch des Berechtigten begründen. Wenngleich sich 
der Erfüllungsanspruch eines Nachlaßgläubigers regelmäßig gegen den Erben oder die 
                                                 
168  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 370. 
169  Vgl. § 1938 BGB. 
170  Von einem nachträglichen Wegfall ist auszugehen, wenn ein Erbe die Erbschaft ausschlägt oder vor Eintritt 
des Erbfalls selbst verstirbt. Im Gegensatz zur gesetzlichen Erbfolge gehen damit Anteile von gewillkürten 
Erben, die zum Zeitpunkt des Erbfalls selbst nicht mehr leben, nicht automatisch auf deren Erben über.  
171  Vgl. § 2094 Abs. 1 BGB. 
172  Vgl. § 2069 BGB. 
173  Ggf. nach Maßgabe der gesetzlichen Erbfolgeregelungen. 
174  Vgl. Ausführungen in Abschnitt A, Kapitel 1.21. 
175  Vgl. hierzu auch die Generalnorm des § 1922 BGB. 
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Erbengemeinschaft als Interimserwerber richtet,176 liegt aus erbrechtlicher Perspektive ein 
Erwerb von Todes wegen vor, so daß der Erwerb des Nachlaßgläubigers als durch die 
erbfallbedingten Zuweisungen des Erblassers begründet anzusehen ist.177 
In Abgrenzung zu den vielfältigen Formen der in der Praxis auftretenden Nachlaßbelastungen 
kommen als Instrumente zur qualitativen Erbteilung ausschließlich Belastungen des 
Nachlasses in Betracht, die aufgrund letztwilliger Anordnungen des Erblassers erst zum 
Zeitpunkt des Erbfalles entstehen.178 In diesem Zusammenhang sind die beiden Grundformen 
der Vermächtnis- bzw. der Auflagenzuwendung zu unterscheiden. 
2.231 Vermächtniszuwendungen 
Im Rahmen letztwilliger Verfügungen ist ein Erblasser berechtigt, beliebigen Personen einen 
Vermögensvorteil zuzuwenden,179 ohne daß der Erwerber dadurch zugleich Erbe des 
Erblassers wird.180 Mit der Anordnung eines Vermächtnisses wird vielmehr mit dem Eintritt 
des Erbfalls eine explizite Vermächtnisforderung begründet, die den jeweils bedachten 
Erwerber unmittelbar berechtigt, als Gläubiger gegenüber dem Nachlaß181 die Übertragung 
betreffender Vermögenswerte zu verlangen.182 Soweit der Vermächtniserwerb nicht im 
Interesse des Vermächtnisnehmers liegt, kann dieser durch das ihm ebenfalls zugehende 
Ausschlagungsrecht183 den vom Erblasser verfügten Vermögensübergang einseitig 
verhindern. 
Gegenstand eines Vermächtnisses kann jede Zuwendung eines Vermögenswertes sein, der im 
Regelfall zum Zeitpunkt des Erbfalls bereits Bestandteil des übergehenden Nachlasses ist. 
                                                 
176  Neben diesem Grundfall ist es dem Erblasser jedoch auch möglich, Dritte, die nicht Erben, sondern 
Vermächtnisnehmer sind, mit einer Erwerbsbelastung zu belegen. 
177  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 432. 
178  Sämtliche, bereits zu Lebzeiten des Erblassers bestehende Belastungen bzw. Nachlaßbelastungen, die nicht 
explizit auf Verfügungen des Erblassers selbst, sondern z.B. von Gesetzes wegen (Pflichtteilsbelastungen) 
begründet werden, sind demnach mangels Kausalzusammenhang mit dem erblasserverfügten 
Erbteilungsergebnis im weiteren nicht als Instrumente der qualitativen Erbteilung zu betrachten. 
179  Die Zuwendung ist dabei ausschließlich im Rahmen eines Testaments oder eines Erbvertrages zulässig. 
Vgl. Gohlisch, Überblick, S. 5. 
180  Vgl. § 1939 BGB. 
181  Vgl. Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 426. Gegenüber sonstigen Nachlaßgläubigern, die nicht zugleich 
Nachlaßbeteiligte sind, ist der Vermächtnisnehmer jedoch grundsätzlich zurückgesetzt. Vgl. § 327 Abs. 1 
InsO. 
182  Grundsätzlich ähnelt die Vermächtnisanordnung hinsichtlich ihrer schuldrechtlichen Wirkungen der 
Teilungsanordnung. Der entscheidende Unterschied im Rahmen dieser Untersuchung ist jedoch darin zu 
sehen, daß mit Vermächtniszuwendungen regelmäßig auf die eintretenden Erbteilsrelationen Einfluß 
genommen werden kann. 
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Darüber hinaus kann jedoch im Sonderfall eines Verschaffungsvermächtnisses der Erblasser 
auch die Beschaffung184 und die anschließende Übergabe eines nicht bereits zum Nachlaß 
gehörenden Vermögenswertes durch einen von ihm bestimmten Beschwerten anordnen.185 
Demgegenüber sind Vermächtnisse, die zum Erbfallzeitpunkt nicht mehr im Nachlaß 
vorhandene Vermögenswerte betreffen, insoweit unwirksam.186 Auf einem 
Vermächtnisgegenstand ruhende Belastungen gehen im Zweifel ebenfalls auf den 
Vermächtnisnehmer über, so daß der Beschwerte in diesem Falle bei der Herausgabe des 
Vermächtnisgegenstandes nicht zum Ausgleich bestehender Belastungen verpflichtet ist.  
2.2311 Vermächtnisnehmer 
Vermächtnisnehmer können jede natürliche und juristische Person187 sowie Mehrheiten von 
Personen sein, die vom Erblasser eindeutig188 zu benennen sind. Vermächtnisse an Personen, 
die zum Zeitpunkt des Erbfalls nicht mehr leben, sind unwirksam.189 Wird mehreren 
Vermächtnisnehmern derselbe Vermächtnisgegenstand zugewiesen, so steht bei 
entsprechender Teilbarkeit jedem Bedachten der jeweils verfügte Teil der Leistung zu, 
während bei Unteilbarkeit sämtliche Erwerber zu Miteigentümern nach Bruchteilen 
werden.190 Die Anzahl der in einem Erbfall verfügten Vermächtniszuwendungen ist nicht 
begrenzt, so daß beliebig viele Vermächtnisnehmer berufen und damit auch mit 
gegenständlichen Zuwendungen seitens des Erblassers bedacht werden können. 
                                                 
183  Vgl. § 2176 BGB. Die Ausschlagung wie auch die Annahme erfolgt zeitlich unbefristet durch formlose 
Erklärung gegenüber dem Beschwerten (§ 2180 BGB). 
184  Kann der Beschwerte den Vermächtnisgegenstand nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Auswand 
beschaffen, so hat der Bedachte Anspruch auf eine Geldzahlung in Höhe des Vermächtniswertes. 
185  Neben diesen beiden Grundformen von Vermächtnissen, die hinsichtlich der Herkunft des 
Vermächtnisobjektes differenziert werden können, lassen sich noch weitere Unterarten unterscheiden. Weil 
diese sich jedoch ausschließlich hinsichtlich der Einzelheiten, auf welchem Wege eine angestrebte 
Erbteilsrelation herbeigeführt werden soll, unterscheiden, wird neben den bereits im Rahmen der 
Zusatzbestimmungen gemachten Darstellungen hier keine weitergehende Differenzierung erfolgen. Vgl. zu 
Einzelheiten §§ 2154 ff. BGB. 
186  So würde z.B. ein Vermächtnisnehmer, dem die goldene Uhr des Erblassers vermacht werden soll, 
sämtliche Ansprüche verlieren, wenn der Erblasser die Uhr vor seinem Tode verschenkt, verliert oder 
verkauft. Er hat insbesondere keinen Anspruch auf Zahlung eines entsprechenden Gegenwertes.  
187  Im unmittelbaren Vergleich mit der Fähigkeit, Erbe zu sein, ist es nicht zwangsläufig erforderlich, daß der 
mit einem Vermächtnis Bedachte bereits im Erbfallzeitpunkt existiert. Entsprechend können 
ausnahmsweise auch Personen als Vermächtnisnehmer in Betracht kommen, die zum Zeitpunkt des 
Erbfalles noch nicht gezeugt sind. 
188  Problematisch ist die Aussetzung eines Vermächtnisses zugunsten unbestimmter Erwerbergruppen, z.B. 
der „Armen“, der „Bedürftigen“ oder der „Hochbegabten“. In diesen Fällen wird regelmäßig von einer 
Auflage (s.u.) auszugehen sein. 
189  Vgl. § 2160 BGB. 
190  Sind keine Bruchteile bestimmt, so ergibt sich eine Aufteilung nach Kopfteilen. Die Rechtsstruktur 
entspricht in diesem Fall der einer Erbengemeinschaft. 
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Als Vermächtnisnehmer kommen auch Personen in Betracht, die zugleich als Erben des 
Erblassers berufen worden sind. In diesen Fällen liegt ein Vorausvermächtnis vor,191 bei dem 
der Forderungsanspruch aus der Vermächtniszuwendung dem jeweiligen Erben grundsätzlich 
unabhängig von weiteren Ansprüchen aus der Gesamtrechtszuwendung zufällt. Entsprechend 
unterbleibt bei Leistungserfüllung des Vermächtnisses eine Anrechnung auf den jeweiligen 
Erbteil, so daß bei einem Vorausvermächtnis die im Ergebnis eintretende erwerberbezogene 
Erbteilsrelation regelmäßig von dem im Rahmen der Erbeinsetzung verfügten Erbanteil 
abweicht.192 
2.2312 Vermächtnisbelasteter 
Mit einem Vermächtnis können ausschließlich Personen belastet werden, die als Erben oder 
Vermächtnisnehmer193 am Nachlaß beteiligt sind.194 Sind mehrere Personen durch eine 
Vermächtnisanordnung belastet, so sind sie im Zweifel nach dem Verhältnis ihrer Erbteile 
bzw. der Vermächtniswerte beschwert.  
Unterläßt der Erblasser eine explizite Benennung des Vermächtnisbelasteten, so sind 
grundsätzlich sämtliche Nachlaßerben anteilig in Höhe ihres Erbanteils mit 
Leistungsverpflichtungen aus dem Vermächtnis beschwert. Daraus ergibt sich, daß im Falle 
eines Vorausvermächtnisses der Vermächtnisnehmer zugleich auch in seiner Stellung als Erbe 
mit dem Vermächtnis belastet sein kann,195 wobei zivilrechtlich das Vermächtnis 
grundsätzlich auch insoweit gilt, als der Erbe selbst beschwert ist.196 Entsprechend besteht bei 
der Gestaltung der eintretenden Erbteilsrelation ggf. die Notwendigkeit einer 
Berücksichtigung und Saldierung der durch eine Vermächtnisverfügung ausgelösten 
Belastungen und Begünstigungen: 
Bsp. 5: Ein Erblasser bestimmt seine beiden Söhne jeweils hälftig zu den Erben seines 
Gesamtvermögens im Wert von 500.000 EUR. Zugleich setzt er zugunsten des 
                                                 
191  Die Abgrenzung zwischen einem Vorausvermächtnis und einer Teilungsanordnung kann in der Praxis 
Schwierigkeiten bereiten (vgl. BGH, NJW 1982, S. 43; Ebenroth, Erbrecht, Tz. 793; Loritz, 
Teilungsanordnung, S. 2697), so daß insbesondere aufgrund der abweichenden vermögensrechtlichen, aber 
auch wegen der erbschaftsteuerrechtlichen Folgen, in der Praxis auf eine ausdrückliche Klarstellung im 
Rahmen letztwilliger Verfügungen zu achten ist. Vgl. Crezelius, Sicherung, S. 167, 168. 
192  Bei Anrechnung der zugewiesenen Vermögensgegenstände läge vielmehr eine Teilungsanordnung vor. Zu 
möglichen Problemen der Abgrenzung zwischen Teilungsanordnungen und Vorausvermächtnissen vgl. 
Lange/Kuchinke, Lehrbuch, S. 516. 
193  In diesen Fällen liegt ein sogenanntes Untervermächtnis vor. Dieses ist grundsätzlich von einem 
Nachvermächtnis zu unterscheiden, das demgegenüber im wesentlichen dem Rechtsinstitut der Vor- und 
Nacherbfolge nachgebildet ist.  
194  Vgl. § 2147 BGB. 
195  Vgl. Gohlisch, Überblick, S. 5. 
196  Vgl. § 2150 BGB. 
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bevorzugten Sohnes 1 ein Geldvermächtnis von 50.000 EUR aus. (Weitere 
Anordnungen werden nicht getroffen.) 
 Sohn 1 ist zugleich Vermächtnisnehmer und -belasteter. Dem erbanteiligen Erwerb 
von zunächst 250.000 EUR ist bei der Erbrelationsbestimmung die 
Vermächtniszuwendung von 50.000 EUR hinzuzurechnen. Zugleich ist Sohn 1 als 
Erbe jedoch hälftig durch das Vermächtnis beschwert, so daß der Gesamterwerb der 
Erbteilung für ihn 275.000 EUR beträgt (Sohn 2 verbleiben entsprechend 225.000 
EUR). 
Die Erfüllung einer Vermächtnisbelastung kann ein Beschwerter nur abwenden, wenn er 
selbst die der Belastung zugrundeliegende Erbschaft bzw. das Vermächtnis insgesamt 
ausschlägt. 
2.232 Auflagenzuwendungen 
Als alternatives Instrument zur qualitativen Erbteilsrelationsgestaltung kommt weiterhin die 
Anordnung einer Auflage im Sinne des § 1940 BGB in Betracht.197 Mit einer Auflage können 
sowohl Erben als auch Vermächtnisnehmer gleichermaßen belastet werden, wobei der 
Verpflichtung der insoweit Belasteten nicht zwangsläufig ein korrespondierend Begünstigter 
gegenübersteht.198 Hinsichtlich des Auflageninhaltes besteht keine grundsätzliche gesetzliche 
Beschränkung auf Vermögenswerte, so daß im Gegensatz zum Vermächtnis auch jedes Tun 
oder Unterlassen zugunsten anderer oder zugunsten eines objektiven Zwecks Gegenstand 
einer Auflage sein kann.  
Wenngleich eine Auflage, die auf die Übertragung eines bestimmten Nachlaßgegenstandes 
gerichtet ist, vordergründig dieselben Gestaltungsfunktionen erfüllt wie ein Vermächtnis,199 
ergeben sich jedoch hinsichtlich der Rechtswirkungen gegenüber dem Vermächtnis 
signifikante Unterschiede. Im Gegensatz zum Vermächtnis stellt die Auflage 
rechtsdogmatisch betrachtet weniger eine Zuwendung, sondern vornehmlich eine 
Verpflichtung des Belasteten dar.200 Folglich geht dem Begünstigten auch kein konkretes 
Forderungsrecht auf die einem anderen auferlegte Leistung zu, sondern nur eine 
schuldrechtliche Anwartschaft, die er selbst jedoch rechtlich nicht unmittelbar gegenüber dem 
                                                 
197  Vgl. Daragan, Auflage, S. 393 ff. 
198  Selbst wenn ein Begünstigter vorhanden ist, so erhält dieser selbst mit der Auflage keinen unmittelbaren 
Anspruch auf Erfüllung gegenüber den Beschwerten. Vgl. Gohlisch, Überblick, S. 6. 
199  Auch sonst ergeben sich starke Ähnlichkeiten zwischen einem Vermächtnis und einer Auflage, die nicht 
zuletzt durch die Normenverweisung des § 2192 BGB auf Einzelvorschriften des Vermächtnisrechts 
widergespiegelt werden. 
200  Vgl. Daragan, Auflage, S. 394. 
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Belasteten geltend machen kann.201 Das Erbrecht sieht vielmehr ausdrücklich vor, daß die 
Vollziehung einer Auflage von einem Erben gegenüber dem belasteten Vermächtnisnehmer, 
von einem Miterben gegenüber dem belasteten Erben und von jedem, dem der Wegfall des 
Beschwerten unmittelbar zustatten202 kommen würde, verlangt werden kann.203 Darüber 
hinaus kann die Durchsetzung der Auflage auch durch Zusatzbestimmungen zur Erbteilung, 
z.B. die Ernennung eines Testamentsvollstreckers, abgesichert werden.  
Aufgrund der Rechtsnatur der Auflage ist es somit nicht erforderlich, daß im Rahmen der 
Auflage ein Begünstigter eindeutig bestimmbar ist, so daß auch eine Begünstigung von 
abstrakten Zwecken im Wege der Auflagenverfügung möglich ist.204  
B Steuerplanung und Erbteilung 
Im Rahmen der Erbteilungsgestaltung ist vom Erblasser unter Berücksichtigung der 
Erbteilungssituation eine Kombination zivilrechtlicher Erbteilungsinstrumente festzulegen, 
die eine höchstmögliche205 Übereinstimmung zwischen dem tatsächlich eintretenden 
Erbteilungsergebnis und den Erblasserzielsetzungen gewährleistet. Eine derart angelegte 
Gestaltungsaufgabe ist aufgrund der interdisziplinären Aspekte bei der Nachfolgeplanung 
jedoch bereits in einer Welt ohne Steuern als komplexer Problemlösungsprozeß zu betrachten. 
Angesichts der grundsätzlich vorgesehenen Besteuerung erbbedingter Vermögensübergänge 
im Rahmen der Erbschaftsteuer206 bedürfen steuerliche Aspekte im Rahmen von 
Erbteilungsentscheidungen einer grundsätzlichen Untersuchung im Hinblick auf ihre 
Gestaltungsrelevanz. Soweit die Ausgestaltung der Erbschaftsbesteuerung dabei 
Anhaltspunkte für eine Beeinflussung elementarer Erbteilungsziele durch einzelne 
Besteuerungswirkungen liefert, ergibt sich ein Steuerplanungsbedarf, der mit der 
Gewichtigkeit der zu erwartenden Zielabweichungen tendenziell zunimmt. Eine 
Vernachlässigung des Problems steuerinduzierter Zielabweichungen würde demgegenüber 
eine planerische Beschäftigung mit dem Problem der Erbteilung als weitgehend entbehrlich 
erscheinen lassen.  
                                                 
201  Diese beschränkte Rechtsposition ist auch für die steuerliche Einordnung der Auflagenzuwendung von 
Bedeutung. Vgl. § 3 ErbStG. 
202  Der Gesetzgeber instrumentalisiert insoweit letztlich die gegenseitige Mißgunst der Miterwerber im Erbfall 
dazu, den tatsächlichen Vollzug der Auflage sicherzustellen. 
203  Vgl. § 2194 BGB. 
204  Die Umsetzung bzw. die Leistung der Auflagenverpflichtung an bestimmte Personen kann grundsätzlich 
auch dem Auflagenbeschwerten oder Dritten überlassen werden. Vgl. § 2193 BGB. 
205  Wie bereits gezeigt wurde, lassen sich die originären Erblasserzielsetzungen aufgrund gesetzlicher 
Beschränkungen möglicherweise nicht in allen Fällen vollständig unmodifiziert umsetzen.  
206  Vgl. Teil I, Abschnitt B, Kapitel 2.1223 dieser Untersuchung. 
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1 Steuersensibilität von Erbteilungsentscheidungen 
Die Steuersensibilität als Eigenschaft von Erbteilungsentscheidungen setzt kumulativ voraus, 
daß ein unmittelbarer Wirkungszusammenhang zwischen konkreten 
Gestaltungsentscheidungen und den daraus resultierenden Steuerbelastungsfolgen besteht, 
und daß die auftretenden Steuerbelastungen für den Zielerreichungsgrad einer 
Erbteilungsgestaltung von Bedeutung sind. Angesichts der ausdrücklichen Beschränkung der 
Untersuchung auf Erbteilungen von Todes wegen sowie der engen inhaltlichen 
Verknüpfungen zwischen erbrechtlichen Übertragungsvorgängen einerseits und 
steuerbegründenden Tatbeständen andererseits ist in diesem Zusammenhang vornehmlich der 
Bereich der Erbschaftsteuer hinsichtlich möglicher Rückwirkungen auf Zielsetzungen der 
Erbteilung zu untersuchen. Zu diesem Zweck ist im folgenden zunächst die Systematik der 
Erbschaftsbesteuerung in ihren wesentlichen Grundzügen darzustellen, wodurch zugleich 
bereits grundlegende Rückschlüsse auf bei der Erbteilungsgestaltung als relevant zu 
erachtende Steuerbelastungswirkungen ermöglicht werden. 
1.1  Grundzüge der Erbschaftsbesteuerung 
Zentrale Rechtsgrundlage der Erbschaftsbesteuerung bildet das Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetz (ErbStG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.02.1997,207 
zuletzt geändert durch das Haushaltsbegleitgesetz 2004 vom 29.12.2003.208 Die 
Gesetzgebungskompetenz im Bereich der Erbschaftsteuer steht dem Bund zu,209 während das 
resultierende Steueraufkommen ausschließlich den Ländern zufällt.210 Aus 
steuersystematischer Perspektive ist die Erbschaftsteuer als aperiodische211 direkte 
Personensteuer212 anzusehen, deren Maßgröße das Vermögen213 bildet.214 Aufgrund der 
rechtstechnischen Ausgestaltung der Erbschaftsteuer als Erbanfallsteuer knüpft sie jedoch 
nicht als letztmalige Abgabe im Sinne einer Vermögensteuer unmittelbar an das Vermögen 
                                                 
207  Vgl. BGBl. I, 1997, S. 378. 
208  Vgl. BGBl. I, 2003, S. 3076. 
209  Hier besteht die konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis i.S.v. Art. 105 Abs. 2 Nr.2 GG, die der Bund 
entsprechend wahrgenommen hat. 
210  Vgl. Art. 106 Abs. 2 Nr. 2 GG. Vgl. auch Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, Einf., Tz. 10. 
211  Im Gegensatz zu periodisch (i.d.R. jährlich) veranlagten Steuern erfolgt eine Veranlagung im Rahmen der 
Erbschaftsteuer regelmäßig (vgl. Ersatzserbschaftsteuer) aperiodisch bei Verwirklichung spezifizierter 
Tatbestandsvoraussetzungen. 
212  Die Steuerbelastung trifft alle Personen nach Maßgabe ihrer persönlichen Verhältnisse, wobei der 
Steuerschuldner regelmäßig auch wirtschaftlicher Träger der Steuer ist. 
213  Andere elementare Maßgrößen, die regelmäßig als Leistungsfähigkeitsindikatoren der Besteuerung 
zugrundegelegt werden, sind neben dem Vermögen das Einkommen (Ertragsteuern) und der Konsum 
(Verkehrsteuern). 
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des Erblassers an, sondern an den Vorgang des Vermögensübergangs, soweit dieser zu einer 
individuellen Bereicherung auf der Seite der Erwerber von Todes wegen führt.215  
1.11 Steuerbarkeit  
Das Auftreten erbschaftsteuerlicher Belastungswirkungen setzt voraus, daß im Einzelfall 
sowohl bestimmte sachliche als auch persönliche Tatbestandsmerkmale kumulativ erfüllt 
sind, welche die Steuerbarkeit eines Erbteilungsvorgangs im Rahmen der Erbschaftsteuer 
begründen. Das isolierte Merkmal der persönlichen Steuerpflicht einzelner Personen ohne 
Realisierung eines entsprechenden steuerpflichtigen Tatbestandes führt demnach 
ebensowenig zu erbschaftsteuerlichen Belastungen wie die Realisierung einzelner 
steuerpflichtiger Tatbestandsmerkmale, soweit die Nachfolgebeteiligten selbst keiner 
steuerbegründenden persönlichen Steuerpflicht unterliegen. 
1.111 Sachliche Steuerpflicht 
Das Erbschaftsteuerrecht knüpft hinsichtlich der Definition einzelner steuerbarer Tatbestände 
unmittelbar auch an Rechtsbegriffe des Zivilrechts an216 und umfaßt unterschiedliche Formen 
des unentgeltlichen Vermögensübergangs zwischen Rechtssubjekten. Im Anwendungsfall 
erbfallbedingter Übertragungsvorgänge sind dies vor allem Erwerbsformen im Rahmen des 
Vermögensübergangs von Todes wegen, die gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG steuerbar sind. 
Der steuerbare Erwerb von Todes wegen erfährt dabei seine Legaldefinition im Rahmen des 
Tatbestandskatalogs des § 3 ErbStG, der umfassend und abschließend ist.217 Er betrifft mit 
den Grundformen des Erwerbs durch Erbanfall, durch Vermächtnis oder durch geltend 
gemachte Pflichtteilsansprüche insbesondere auch die vorstehend im Zusammenhang mit dem 
zivilrechtlichen Erbteilungsinstrumentarium identifizierten Übertragungsalternativen von 
Todes wegen. Zur Vermeidung von Regelungslücken finden zusätzlich diverse Ergänzungs- 
und Ersatztatbestände218 Berücksichtigung, aus denen sich letztlich, z.B. durch den 
tatsächlichen Vollzug einer Auflage, auch die Steuerbarkeit der Auflagenzuwendungen 
ergibt.219  
                                                 
214  Vgl. auch Gohlisch, Überblick, S. 8. 
215  Vgl. Haas, Erbschaftsteuerrecht, S. 10, der gegen eine alternativ denkbare Ausgestaltung der 
Erbschaftsteuer als Nachlaßsteuer sogar verfassungsrechtliche Bedenken äußert.  
216  Vgl. Haas, Erbschaftsteuerrecht, S. 16. 
217  Besondere Einschränkungen oder Ergänzungen können sich ausschließlich aus den §§ 4 - 6 ErbStG 
ergeben, die als Sonderfälle hier jedoch nicht weiter behandelt werden. 
218  Vgl. § 3 Abs. 2 ErbStG, Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 3, Tz. 2. 
219  Hier gem. § 3 Abs. 2 Nr. 2 ErbStG. 
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Ergänzend hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auf die grundsätzliche Ausweitung der 
steuerbegründenden Tatbestände auf Schenkungen unter Lebenden,220 Zweckzuwendungen 
sowie die sogenannte Ersatzerbschaftsteuer,221 wodurch andernfalls bestehenden 
Möglichkeiten zur legalen Steuerumgehung entgegengetreten werden soll.222  
1.112 Persönliche Steuerpflicht 
Die persönliche Steuerpflicht im Rahmen des Erbschaftsteuergesetzes umfaßt im Gegensatz 
zu anderen Steuergesetzen223 natürliche und juristische Personen gleichermaßen.224 Als 
Besteuerungsmerkmal regelt sie unter Anknüpfung an den jeweiligen Inlandsbezug225 des 
steuerpflichtigen Übertragungsvorgangs den Umfang der in die Besteuerung 
einzubeziehenden Erwerbsbestandteile.226 Je nachdem, ob zumindest eine der beteiligten 
Personen Inländer227 ist, oder ob der betreffende Vermögensanfall (auch) Inlandsvermögen 
betrifft,228 werden mit der unbeschränkten Steuerpflicht229 und der beschränkten 
Steuerpflicht230 im Grundsatz zwei Kategorien von Besteuerungsfolgen unterschieden.231 
                                                 
220  Vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG. 
221  Vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG. Zweckzuwendungen (vgl. § 8 ErbStG) entbehren ihrer Natur nach 
regelmäßig eines eindeutig identifizierbaren Begünstigten, so daß die Besteuerung verfahrenstechnisch auf 
den mit der Durchführung der Zuwendung belasteten Erwerber verlagert wird. Die Ersatzerbschaftsteuer (§ 
1 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG) trifft in Zeitabständen von 30 Jahren das Vermögen von Stiftungen, die im 
Interesse einer oder mehrerer Familien errichtet worden sind. Da die Vermögenssubstanz bei rechtsfähigen 
Zweckvermögen (vgl. § 80 BGB) dauerhaft dem Steuerzugriff entzogen wäre, wird durch die periodische 
Besteuerung im Rahmen der Ersatzerbschaftsteuer ein steuerbarer Generationenwechsel fingiert. 
222  Insbesondere die tatbestandliche Ergänzung um Schenkungen unter Lebenden erscheint als eine zwingende 
Konsequenz der Erbschaftsteuersystematik, da andernfalls durch zeitlich vorgezogene 
Vermögensübertragungen die Erbschaftsteuer vermutlich ohne Aufkommen bliebe. 
223  Vgl. § 1 EStG, der die Gruppe der Steuerpflichtigen auf natürliche Personen beschränkt, und vor allem § 1 
KStG, der die steuerpflichtigen juristischen Personen abschließend aufzählt (anders jedoch z.B. § 2 UStG). 
224  Vgl. § 2 Abs. 1 ErbStG. 
225  Vgl. Klarner, Bereicherungsprinzip, S. 8; Streck/Schwedhelm/Olbing, Problemfelder, S. 1441. 
226  Hier ergibt sich insbesondere ein Regelungsbedarf für steuerbare Vorgänge mit Auslandsberührung, weil 
angesichts internationaler Steuerzugriffskonkurrenzen Abgrenzungen notwendig sind, um steuerliche 
Mehrfachbelastungen ggf. zu vermeiden (vgl. Bellstedt, Doppelbesteuerung, S. 91 ff.; Meinke, § 2, Anm. 
1). Dabei kommt unilateralen Maßnahmen besondere Bedeutung zu, da das „Netz“ bilateraler 
Doppelbesteuerungsabkommen auf dem Gebiet der Erbschaft- und Schenkungsteuer vergleichsweise (z.B. 
im Hinblick auf Ertragsteuern) wenig ausgebaut ist, vgl. Wacker, Besteuerung, S. 40 (z. Zt. existieren 8 
Abkommen mit: Griechenland, Österreich, Schweiz, Israel, USA, Frankreich, Schweden und Dänemark). 
Zu einzelnen DBA vgl. z.B. Eimermann, Erbschaftsteuerabkommen, S. 237 ff.; Hild, Schweiz, S. 770 ff. 
227  Der Begriff „Inländer“ wird in § 2 I Nr.1 Buchst. a-d ErbStG definiert. Dabei kommt es zu einer 
Vermischung der sachlichen Anknüpfungspunkte „Wohnsitz/gewöhnlicher Aufenthalt“ bzw. 
„Geschäftsleitung/Sitz“ und „Staatsangehörigkeit“. 
228  Zur Abgrenzung des Begriffs „Inlandsvermögen“ greift das ErbStG grundsätzlich auf die Regelungen des 
§ 121 BewG zurück. 
229  Anwendungsfälle des § 2 Abs. 1 Nr. 1 u. 2 ErbStG. 
230  Anwendungsfälle des § 2 Abs. 1 Nr. 3 ErbStG. 
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Die unbeschränkte Steuerpflicht führt im Rahmen der Erbschaftsbesteuerung zu einer 
Einbeziehung des gesamten Vermögensanfalls, ggf. einschließlich der im Ausland belegenen 
Teile des übertragenen Vermögens.232 Voraussetzung für die unbeschränkte Steuerpflicht ist, 
daß der Erblasser bzw. Schenker und/oder der Erwerber des Vermögens zum 
Entstehungszeitpunkt233 der Erbschaftsteuer 
— entweder natürliche Personen sind, die im Inland einen Wohnsitz234 oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt235 haben, bzw. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen sind, die ihre Geschäftsleitung236 oder ihren Sitz237 im Inland haben 
(Wohnsitzprinzip),238  
oder 
— deutsche Staatsangehörige sind, die sich entweder nicht länger als fünf Jahre dauernd im 
Ausland aufgehalten haben, ohne im Inland einen Wohnsitz zu haben,239 bzw. die 
unabhängig von der Fünfjahresfrist die besonderen Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. c ErbStG erfüllen240 (Staatsangehörigkeitsprinzip). 
Demgegenüber setzt die beschränkte Erbschaftsteuerpflicht voraus, daß weder der Erblasser 
bzw. Schenker noch der Erwerber zum Entstehungszeitpunkt der Steuer als Inländer i.S.d. § 2 
Abs. 1 Nr.1 S. 2 ErbStG anzusehen sind. In der Folge unterliegen ausschließlich die Teile des 
                                                 
231  Ergänzend sei auf § 4 AStG hingewiesen, der den Sonderfall der erweiterten beschränkten 
Erbschaftsteuerpflicht betrifft (vgl. stellvertretend Hartmann, Struktur, S. 565; Meincke, Kommentar, § 2, 
Tz. 12). Der Zugriff der Besteuerung wird dabei über den Umfang der beschränkten Steuerpflicht hinaus 
erweitert (hier: insbesondere auf inländische Vermögenspositionen wie Kapitalforderungen gegen 
Schuldner im Inland oder inländische Bankguthaben), wenn unter den sonstigen Voraussetzungen der 
beschränkten Steuerpflicht der Erblasser/Schenker mindestens 5 Jahre lang als Deutscher im Inland 
unbeschränkt einkommensteuerpflichtig war, noch wesentliche wirtschaftliche Interessen im Inland hat, 
und vor längstens 10 Jahren seinen Wohnsitz/dauernden Aufenthalt in ein Niedrigsteuerland (die 
ausländische Erbschaftsteuer beträgt weniger als 30% der deutschen Erbschaftsteuer) verlegt hat. Eine 
Beschränkung des nationalen Steuerzugriffs in Form der Anrechnungsmethode gem. § 21 ErbStG erfolgt in 
diesen Fällen nicht (vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 18).  
232  So z.B. auch der Erwerb ausländischer Immobilien durch Inländer, vgl. Bortloff/Mutti, Erwerb, S. 920. 
Jedoch können sich Beschränkungen des Steuerzugriffs aus der nationalen Regelung des § 21 ErbStG bzw. 
aus Doppelbesteuerungsabkommen ergeben, die bei internationalen Zugriffskonflikten die Freistellungs- 
oder die Anrechnungsmethode vorsehen. Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 17. 
233  Zum Entstehungszeitpunkt der Erbschaftsteuer vgl. § 9 ErbStG. 
234  Vgl. § 8 AO. 
235  Vgl. § 9 AO. 
236  Vgl. § 10 AO. 
237  Vgl. § 11 AO. 
238  Vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a und d ErbStG. 
239  Vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b ErbStG. 
240  Hierbei handelt es sich im weitesten Sinne um Auslandsbeamte und ihre Angehörigen mit deutscher 
Staatsbürgerschaft. (Vgl. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 422.) 
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Vermögensanfalls der deutschen Erbschaftsbesteuerung, die abschließend im § 121 BewG 
aufgeführt sind und dadurch bewertungsrechtlich als Inlandsvermögen gelten.241  
1.12 Besteuerungsgrundlagen 
Der erklärten Absicht des Gesetzgebers entspricht es,242 im Rahmen der Erbschafts-
besteuerung den Zuwachs wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit243 auf Seiten der Empfänger 
unentgeltlicher Vermögensübertragungen zu erfassen.244 Eine steuerliche Belastung 
erbfallbedingter Erwerbsvorgänge setzt demnach im Grundsatz voraus, daß der Erwerber 
durch den Vermögensanfall wirtschaftlich bereichert ist.245  
1.121 Merkmale des erbschaftsteuerlichen Bereicherungsbegriffs 
Bei einem Erbfall besteht der unentgeltliche Vermögensanfall zumeist aus einer Vielzahl 
wirtschaftlich begünstigender, regelmäßig aber auch belastender Rechtspositionen.246 
Hinsichtlich der Frage, ob im Ergebnis eine Bereicherung des Erwerbers vorliegt, sind 
zunächst die einem Empfänger anfallenden wirtschaftlichen Be- und Entreicherungen zu 
saldieren.247 Für Zwecke der Besteuerung ist demnach jeweils die nach Abzug sämtlicher 
Belastungen verbleibende Vermögenssubstanz als maßgebliche Bereicherung des Erwerbers 
zugrundezulegen.  
Die Bereicherung eines Erwerbers als wesentlicher Anknüpfungspunkt und 
Besteuerungsgrundlage der Erbschaftsbesteuerung bedarf für die Praxis jedoch einer 
weitergehenden inhaltlichen Festlegung, um eine möglichst objektive Maßgröße für den 
                                                 
241  Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 18. Zu beachten ist, daß das bewertungsrechtliche Inlandsvermögen 
nicht mit „im Inland befindlichem Vermögen“ gleichgesetzt werden kann. So gelten z.B. Anteile an 
inländischen Kapitalgesellschaften stets dann nicht als Inlandsvermögen, wenn der in § 121 Nr. 4 BewG 
geforderte Mindestbeteiligungsumfang nicht erreicht wird. Zur Qualifikation inländischer Bankguthaben 
ausländischer Erblasser vgl. Löber, Erblasser, S. 60. 
242  Vgl. Meincke, Kommentar, § 1, Tz. 9. Verweis auf Breitenbach, Erbschaftsteuer, S. 27 ff. 
243  Zu ökonomischen und verfassungsrechtlichen Dimensionen des Leistungsfähigkeitsprinzips vgl. 
Jachmann, Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 293 ff. Zum Leistungsfähigkeitsprinzip im Rahmen des 
Erbschaftsteuerrechts vgl. Crezelius, Erbschaftsteuerrecht, S. 403; Schneider, Rechtfertigung, S. 39 ff.; 
Seer, Schenkungsteuer, S. 283; Tipke, Steuerrechtsordnung, S. 746; Tischer, Anteilsbewertung, S. 1287. 
244  Vgl. Klein, Zivilrechtsformen, S. 23. 
245  Vgl. auch Haas, Erbschaftsteuerrecht, S. 6, der das Merkmal der Bereicherung als Anknüpfungspunkt der 
Erbschaftsbesteuerung daher treffend als „systemtragendes Prinzip“ im Rahmen des 
Erbschaftsteuergesetzes identifiziert. Vgl. ebenso Meincke, Kommentar, § 10, Tz. 5. Im Umkehrschluß 
kann jedoch allein aus der Tatsache der Bereicherung nicht bereits auf die Steuerpflicht des Vorgangs 
geschlossen werden, vgl. Klein, Erbschaftsteuerbarkeit, S. 623. 
246  Dies gilt insbesondere für Nachfolgevorgänge im Wege der Gesamtrechtsnachfolge, da hierbei stets 
Übertragungen von Gesamtvermögens-Vielheiten vorliegen. 
247  Vgl. z.B. Esch/Baumann/Schulze zur Wiesche, Handbuch, S. 430.  
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resultierenden steuerlichen Belastungsumfang zu bilden. Das Erbschaftsteuerrecht regelt zu 
diesem Zweck in den §§ 10 ff. ErbStG Detailfragen zur Ermittlung des jeweiligen 
Bereicherungsumfangs, die im folgenden kurz darzustellen sind. Da zudem die Feststellung 
einer Bereicherung für Erwerbe von Todes wegen gegenüber derjenigen bei Schenkungen 
unter Lebenden eine grundsätzlich abweichende Rechtsfolgequalität besitzt,248 ist zur 
inhaltlichen Abgrenzung des Bereicherungsbegriffs bei Übertragungen von Todes wegen 
ergänzend auf diesbezüglich bestehende Unterschiede einzugehen.  
1.1211 Bereicherungsumfang bei Erwerben von Todes wegen 
Die dem Steuerzugriff unterfallende Bereicherung bei Erwerben von Todes wegen (hier im 
Sinne von § 1 Abs. 1 Nr.1 i.V.m. § 3 ErbStG) umfaßt nach der ausdrücklichen Bestimmung 
des § 10 Abs. 1 S. 1, 2 ErbStG jeweils den gesamten Vermögensanfall249 bei Erbfalleintritt,250 
soweit dieser nicht steuerfrei ist. Demnach liegt dem Bereicherungsumfang grundsätzlich eine 
stichtagsbezogene Betrachtung auf den Zeitpunkt des Vermögensübergangs zugrunde.251 Die 
steuerpflichtigen Vermögensbestandteile sind zur Berücksichtigung des objektiven 
Nettoprinzips252 um verschiedene Nachlaßverbindlichkeiten253 im Sinne der Absätze 3 bis 9 
des § 10 ErbStG zu mindern, wobei die positiven und negativen Erwerbsbestandteile jeweils 
einzeln254 nach Maßgabe des § 12 ErbStG zu bewerten und gegenüberzustellen sind. Für 
unterschiedliche Bewertungsobjekte finden dabei entsprechend unterschiedliche 
                                                 
248  Vgl. z.B. Handzik, Schenkungsteuer, S. 67. 
249  Unter Berücksichtigung der bereits dargestellten Regelungen zur sachlichen und persönlichen Steuerpflicht 
ist mit dem „gesamten Vermögensanfall“ natürlich nur der Anfall gemeint, der der Besteuerung nach dem 
deutschen ErbStG unterliegt. Vgl. auch § 10 Abs. 1 S. 2 ErbStG. 
250  Aufgrund der Stichtagsbetrachtung ist die Bereicherung grundsätzlich unabhängig von in der Folge 
eintretenden Änderungen der Situation, insbesondere Wertschwankungen, festzustellen (vgl. Haas, 
Erbschaftsteuerrecht, S. 15). Dadurch kann es im Extremfall dazu kommen, daß ein Erbe zum Zeitpunkt 
der fälligen Erbschaftsteuerzahlung tatsächlich nicht mehr als bereichert anzusehen ist. 
251  Vgl. Kapp/Ebeling, Kommentar, § 9, S. 67; Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 9, S. 2 ff. Zu möglichen 
Problemen aufgrund von Wertänderungen, die ggf. bis zum Zeitpunkt der tatsächlichen 
Verfügungsmöglichkeit durch den Erwerber eintreten, vgl. Klein-Blenkers, Steuerentstehung, S. 1549 ff. 
252  Vgl. Moench, Schulden, S. 1185. Das objektive Nettoprinzip ist notwendiger Bestandteil einer Besteuerung 
nach Leistungsfähigkeitsgesichtspunkten. Es ist gleichermaßen fester Bestandteil bei der Ermittlung der 
steuerlichen Bemessungsgrundlagen auch im Rahmen der Ertragsbesteuerung, bei der den positiven 
Einkünften stets die zur Erzielung der Einkünfte notwendigen Aufwendungen in Form von 
Betriebsausgaben oder Werbungskosten gegenübergestellt werden. 
253  Nach bürgerlich-rechtlicher Begriffsauffassung fallen hierunter nur Schulden des Erblassers, die eine 
Vollstreckung in den Nachlaß erlauben. Die in § 10 ErbStG aufgezählten Nachlaßverbindlichkeiten sind 
demgegenüber jedoch umfassender. 
254  Der bewertungsrechtliche Grundsatz der Einzelbewertung ist zwingend zu berücksichtigen, soweit nicht 
gem. § 2 BewG die Bewertung einer übergeordneten wirtschaftlichen Einheit vorgesehen ist. Vgl. auch 
Schulz, Erbschaftsteuer, S. 303. 
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Bewertungsverfahren Anwendung, die sich im Detail aus den Bestimmungen des 
Bewertungsgesetzes (BewG)255 ergeben.256 
Nach dem Willen des Gesetzgebers muß stets eine eindeutige Verknüpfung zwischen den 
steuerpflichtigen positiven Vermögensbestandteilen und den jeweils abzugsfähigen 
Erwerbsschmälerungen bestehen. Insbesondere dürfen daher Nachlaßverbindlichkeiten, die 
im Zusammenhang mit steuerbefreiten Vermögensgegenständen257 oder mit nicht unter den 
Anwendungsbereich des ErbStG fallenden Tatbeständen258 in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen, nicht zum Abzug gebracht werden. Ebenfalls grundsätzlich 
unberücksichtigt bleiben Nachlaßverbindlichkeiten, die dem Beschwerten selbst zugute 
kommen.259 Neben diesen Abzugsbeschränkungen dem Grunde nach enthält § 10 ErbStG 
zusätzlich Sondervorschriften zur Begrenzung des Abzugs von Nachlaßverbindlichkeiten der 
Höhe nach.260 Schulden und Lasten im Zusammenhang mit teilweise durch das ErbStG 
steuerbefreiten Vermögensgegenständen261 sollen danach nur in Höhe des jeweils 
steuerpflichtigen Anteils Berücksichtigung finden. Davon explizit ausgenommen sind 
Verbindlichkeiten, die im Zusammenhang mit einem Gewerbebetrieb stehen,262 der durch die 
Regelung in § 13a ErbStG teilweise von der Besteuerung befreit ist. Allerdings umfaßt diese 
Ausnahmeregelung keine Verbindlichkeiten, die mit Anteilen an Kapitalgesellschaften oder 
mit land- und forstwirtschaftlichem Vermögen in Verbindung stehen, so daß demnach in 
diesen Fällen auch nur ein anteiliger Abzug von Schulden und Lasten vorgesehen ist.263 
                                                 
255  BewG in der Fassung der Bekanntmachung v. 1.2.1991 (BGBl. I, 1991, S. 230), zuletzt geändert durch das 
Steueränderungsgesetz 2001 v. 20.12.2001 (BGBl. I, 2001, S. 3794). 
256  Vgl. Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 12, S. 3a. 
257  In Betracht kommen hier insbesondere die Steuerbefreiungen des § 13 ErbStG, z.B. Gegenstände des 
Hausrats (hier: § 13 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG). 
258  Vgl. hierzu die Ausführungen zum Umfang der Steuerbarkeit bei beschränkter Erbschaftsteuerpflicht. 
259  Vgl. § 10 Abs. 9 ErbStG. In Fällen der vorweggenommenen Erbfolge ergibt sich eine analoge Behandlung 
von Belastungen, die dem Schenker oder dessen Ehegatten zustehen, aus § 25 ErbStG. Dabei ist jedoch zur 
Vermeidung von Härten eine zinslose Stundung der auf diese Belastungen entfallenden Erbschaftsteuer bis 
zum Zeitpunkt ihres Erlöschens (z.B. durch Zeitablauf oder durch Tod des Schenkers/Ehegatten) 
vorgesehen. Im Ergebnis hat ein Erwerber entsprechend belasteten Vermögens wirtschaftlich erst dann 
Erbschaftsteuerzahlungen zu leisten, wenn ihm die tatsächliche unbeschränkte Verfügungsgewalt über das 
betreffende Vermögen, d.h. ohne die Einschränkung durch Belastungen zugunsten des Schenkers oder 
dessen Ehegatten, zufällt. 
260  Vgl. § 10 Abs. 6 ErbStG. 
261  Hier z.B. Vermögensgegenstände nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG. 
262  Vgl. § 10 Abs. 5 Nr. 1 ErbStG. Betriebsschulden werden bei der Bewertung des Betriebsvermögens 
ungeschmälert den positiven Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens gegenübergestellt; ein separater 
Abzug als Nachlaßverbindlichkeit kann sich daher im Grundsatz nicht ergeben. Somit ist davon 
auszugehen, daß § 10 Abs. 6 S. 4 ErbStG insoweit nur klarstellende Bedeutung zukommt. Vgl. auch 
Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 10, S. 80. 
263  Zur Vermeidung von Besteuerungshärten wird dem betroffenen Steuerpflichtigen auf der Ebene des § 13a 
ErbStG jedoch das Wahlrecht eingeräumt, auf die partielle Steuerbefreiung von land- und 
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Die Berücksichtigung der resultierenden Erbschaftsteuer selbst als Nachlaßverbindlichkeit 
wird durch § 10 Abs. 8 ErbStG ausdrücklich ausgeschlossen.264 Die aus einem Erbanfall 
resultierende Erbschaftsteuer mindert daher nicht ihre eigene Bemessungsgrundlage. 
1.1212 Inhaltliche Abgrenzung zum Bereicherungsbegriff bei Schenkungen unter 
Lebenden 
Das in § 10 ErbStG festgeschriebene Wertermittlungsverfahren bezieht sich nach dem 
Gesetzeswortlaut ausschließlich auf Fälle des Erwerbs von Todes wegen.265 Obwohl eine 
analoge Regelung für Schenkungen unter Lebenden nicht existiert, kann diese vermeintliche 
Gesetzeslücke266 nach Ansicht des BFH267 nicht im Sinne des § 1 Abs. 2 ErbStG268 durch 
unmodifizierte Anwendung des vorgenannten Ermittlungsverfahrens für die 
Bereicherungsermittlung bei Schenkungen geschlossen werden. Denn aufgrund der 
konzeptionellen Wesensverschiedenheit der steuerbegründenden Tatbestände „Bereicherung 
aufgrund eines Erwerbs von Todes wegen“ und „Bereicherung aufgrund von Schenkungen 
unter Lebenden“ ergeben sich auch Unterschiede im Hinblick auf die Ermittlung des 
jeweiligen Bereicherungsumfangs.269  
Während im Rahmen der Erwerbe von Todes wegen jede Vermögensübertragung auf Dritte 
nach Maßgabe des § 3 ErbStG einen steuerpflichtigen Tatbestand verwirklicht und erst auf 
der Ebene der Ermittlung der Bemessungsgrundlage geprüft wird, in welchem Umfang 
tatsächlich eine Bereicherung des Erwerbers vorliegt und eine Besteuerung rechtfertigt, führt 
nicht jede Vermögensübertragung unter Lebenden analog zur Realisation einer nach dem 
ErbStG steuerbaren Schenkung im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 7 ErbStG. Das 
Vorliegen einer Bereicherung ist vielmehr bereits ein notwendiges Tatbestandsmerkmal für 
                                                 
forstwirtschaftlichem Vermögen bzw. Anteilen an Kapitalgesellschaften zu verzichten (vgl. § 13a Abs. 6 
ErbStG). Dadurch kann im Einzelfall die volle steuerliche Berücksichtigung der einhergehenden 
Nachlaßverbindlichkeiten gewährleistet werden, die naturgemäß immer dann vorteilhaft ist, wenn die 
Verbindlichkeiten den Ansatzwert des betreffenden positiven Vermögensgegenstandes übersteigen. 
264  Eine Berücksichtigung als Nachlaßverbindlichkeit wäre jedoch nach Auffassung von Meincke 
möglicherweise nicht ganz ungerechtfertigt (vgl. Meincke, Kommentar, § 10, Tz. 59), weil die Besteuerung 
andernfalls an eine gesteigerte Leistungsfähigkeit des Erwerbers anknüpft, die dieser aufgrund des Abzugs 
der Erbschaftsteuer letztlich gar nicht realisiert hat.  
265  Vgl. § 10 Abs. 1 S. 2 ErbStG: „In den Fällen des § 3 gilt als Bereicherung (...)“. 
266  Vgl. Meincke, Kommentar, § 10, Tz. 18, der in diesem Zusammenhang von einer Regelungslücke spricht. 
267  Vgl. BFH v. 21.10.1981, BStBl. II, 1982, S. 83 ff. 
268  Vgl. hierzu auch die vorstehenden Ausführungen zur sachlichen Steuerpflicht. 
269  Nach h.M. ist die weitgehend analoge Anwendung des § 10 Abs. 1 ErbStG auf Schenkungen jedoch 
unstrittig, weil das Problem der Wesensverschiedenheit von Erbschaften und Schenkungen bereits auf der 
Ebene der steuerpflichtigen Tatbestände gesehen wird. Dennoch wird diese Problematik hier thematisch 
bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlagen behandelt, um die Merkmale des Bereicherungsbegriffs bei 
Erwerben von Todes wegen deutlicher hervortreten zu lassen. 
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die Steuerbarkeit einer Schenkung, so daß unter Berücksichtigung sämtlicher 
Vermögensbewegungen nach der allgemeinen Verkehrsauffassung ein Vermögenszuwachs 
auf Seiten des Erwerbers270 gegeben sein muß.271 
Bsp. 6: Einem Erwerber soll eine Immobilie im Verkehrswert von 1 Mio. EUR (Steuerwert 
hier annahmegemäß 0,6 Mio. EUR) übertragen werden, wobei dieser im Gegenzug 
eine Zahlung von 0,7 Mio. EUR an den Ehegatten des Erblassers zu leisten hat. 
 Im Rahmen eines Erwerbs von Todes wegen würde gemäß der zugrundeliegenden 
Bereicherungskonzeption die Saldierung der steuerlichen Einzelwerte zunächst zu 
einer negativen Besteuerungsgrundlage von - 100.000 EUR führen und damit – 
soweit keine weiteren Erwerbsbestandteile hinzutreten – insgesamt keine 
Steuerbelastung auslösen. Demgegenüber würde im Rahmen einer 
vorweggenommenen Erbfolge eine entsprechende Schenkungsvereinbarung nach 
allgemeiner Verkehrsauffassung zu einer Bereicherung von 300.000 EUR (1.000.000 
- 700.000)  führen. 
 Nachdem der Steuertatbestand der Schenkung demnach in diesem Fall offensichtlich 
realisiert wird (Bereicherung), ist im Anschluß an diese steuerbegründende 
Feststellung der Umfang der Bereicherung für steuerliche Zwecke in einem 
gesonderten Verfahren zu bewerten (hier: als Sonderfall der gemischten Schenkung 
ergeben sich insgesamt 180.000 EUR).272 
Bei Erwerben von Todes wegen wird demnach stets der gesamte Vermögensanfall zunächst 
als Objekt der Bereicherung angesehen. Dieser ist nach Maßgabe des § 12 ErbStG zu 
bewerten, wobei im Ergebnis eine ggf. aus steuerlicher Sicht „negative Bereicherung“ – wie 
im Beispielfall – ohne steuerliche Belastung bleibt. Demgegenüber beschränkt sich bei 
Schenkungen unter Lebenden die steuerliche Bewertung auf die tatsächliche Bereicherung 
                                                 
270  Der erforderliche Vermögenszuwachs ist dabei ggf. in dem Mißverhältnis von Leistungs- und 
Gegenleistungskomponenten zu sehen. Wird ein Vermögensgegenstand z.B. im Wege eines Kaufvertrags 
übertragen, wobei der Wert der Gegenleistung des Erwerbers erkennbar hinter dem Wert des 
Schenkungsobjektes zurückbleibt, erfährt der Erwerber in Höhe des Differenzbetrages einen Zuwachs an 
Vermögen. 
271  Dieses Kriterium würde, isoliert betrachtet, nicht nur aufgrund zumeist erheblicher 
Bewertungsungenauigkeiten bei der Feststellung von Leistungs- und Gegenleistungskomponenten zu 
grundsätzlichen Abgrenzungsschwierigkeiten führen. Infolgedessen wären dann im Einzelfall auch 
allgemeine Handelsgeschäfte insoweit als Schenkung zu erfassen, als der Händler die Handelsware 
günstig, d.h. zu einem geringeren als dem späteren Wiederverkaufspreis, erwirbt – hierbei würde aus der 
Handelsspanne auf der Ebene des Händlers de facto ein Vermögenszuwachs erfolgen. Aus diesem Grund 
hat die Rechtsprechung als zweite wichtige Voraussetzung gefordert, daß sich beide Parteien über den 
Wertunterschied einig sein müssen und der Schenker den Erwerber tatsächlich zu seinen Lasten bereichern 
will (sog. Schenkungswille). Vgl. z.B. BFH v. 2.3.1994, BStBl. II, 1994, S. 366 ff. 
272  Für Zwecke einer Bewertung im Rahmen einer gemischten Schenkung, die sowohl Bereicherungs- als auch 
Entreicherungselemente enthält, ist die nach Verkehrsanschauung realisierte Bereicherung im Verhältnis 
des Steuerwertes zum gemeinen Wert zu berücksichtigen (hier: 300.000 x 600.000/1.000.000 = 180.000 
EUR). Vgl. R 17 Abs. 2 ErbStR; BFH v. 12.04.1989, BStBl. II, 1989, S. 524; Korn, Erbfolgen, S. 11589; 
Pietsch, Rechtsgeschäfte, S. 7; Schulze zur Wiesche, Übertragung, S. 344. 
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des Empfängers,273 die in der Folge in einem separaten Verfahren steuerlich zu bewerten ist. 
Denn erst nach einer positiven Prüfung der tatbestandlichen Verwirklichung eines 
Erwerbsvorgangs können Fragen der Bewertung und ggf. auch der Steuerbefreiung einzelner 
Vermögensgegenstände geprüft werden.274 Wenngleich demnach in beiden 
Anwendungsfällen eine Einzelbewertung des Schenkungsvermögens nach Maßgabe des 
§ 12 ErbStG vorzunehmen ist, kann die unterschiedliche Auslegung des 
Bereicherungsbegriffs im Zusammenhang mit der Anwendung besonderer steuerlicher 
Bewertungsverfahren jedoch bei identischen Übertragungsvorgängen im Ergebnis zu 
abweichenden Steuerbelastungen führen.275  
1.122 Übersicht zur Ermittlung der Besteuerungsgrundlage 
Der Abzug von Nachlaßverbindlichkeiten, die primär das objektive Nettoprinzip bei der 
Bereicherungsermittlung berücksichtigen, wird nach Maßgabe des § 10 Abs. 1 ErbStG um 
weitere spezifizierte Ermittlungsvorschriften ergänzt, die als enumerativ aufgeführte 
Abzugsbeträge (Freibeträge276 und Befreiungen277) zu Minderungen der 
Besteuerungsgrundlage führen. Mit Hilfe dieser Modifikationen soll den besonderen 
Einzelfallmerkmalen der Nachfolgesituation Rechnung getragen werden, wobei nach 
Auffassung des Gesetzgebers spezifische Nachfolgesubjekte und -objekte offensichtlich einer 
grundsätzlichen steuerlichen Entlastung bedürfen. Die Zielgröße „steuerpflichtiger Erwerb“ 
ermittelt sich demnach in einem mehrstufigen Verfahren, mit dem der maßgebliche 
besteuerungsrelevante Zuwachs an Nettovermögen beim jeweiligen Vermögenserwerber 
bestimmt wird.278 Für Erwerbe von Todes wegen ergibt sich somit folgendes vereinfachte 
Ermittlungsschema:279 
 
                                                 
273  Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 67; Troll, Ermittlung, S. 11. 
274  Vgl. Urteil des BFH v. 16.7.1975, BStBl. II, 1976, S. 17, 19. 
275  Aufgrund dieses Unterschiedes ist es also nicht möglich, daß z.B. Grundbesitz zu seinem steuerlichen 
Grundbesitzwert (BewG) veräußert wird und insoweit keine Schenkung vorliegt. Vielmehr liegt in Höhe 
der Differenz zwischen Verkehrswert des Grundbesitzes und der Gegenleistung ggf. eine Bereicherung des 
Erwerbers vor, die steuerlich separat zu bewerten ist.  
276  Vgl. vor allem die Freibeträge der §§ 13a, 16, 17 ErbStG. 
277  Hier kommen die Befreiung des Zugewinnausgleichs (§ 5 ErbStG), die sachlichen Steuerbefreiungen des § 
13 ErbStG und die echten Mitgliederbeiträge (§ 18 ErbStG) in Betracht. 
278  Vgl. § 10 Abs. 1 ErbStG. 
279  Vgl. z.B. auch Loy, Vererben, S. 3; Handzik, Schenkungsteuer, S. 67; Schulze zur Wiesche, 
Erbschaftsteuer, S. 109. 
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Stufe 1: Ausgangswert  
  * Bruttovermögenserwerb (Erbanfall) 
  * Bewertung gem. § 12 ErbStG und Saldierung be- und entreichernder 
 Erwerbsbestandteile 
Stufe 2: Abzüglich Nachlaßverbindlichkeiten  
  *  Vom Erblasser übernommene Verbindlichkeiten 
  * Verbindlichkeiten, die auf den Erbfalleintritt / die Erbfolgeregelung selbst 
     zurückzuführen sind 
Stufe 3: Abzüglich steuerlicher Abzugsbeträge  
  * Steuerbefreiungen 
  * Freibeträge 
⇒     Steuerpflichtiger Erwerb   
Abb. 1:  Ermittlungsstufen des erbschaftsteuerpflichtigen Erwerbs 
 
1.13 Besteuerungsintensität 
An der Bereicherung der Erwerber partizipiert der Fiskus grundsätzlich nicht in Höhe eines 
pauschalen Anteils,280 sondern in Form individualisierter Besteuerungsintensitäten nach 
Maßgabe eines zweifach differenzierten Tarifsystems.281 Die Ausgestaltung der 
erbschaftsteuerlichen Tarifbelastung berücksichtigt dabei sowohl quantitative Merkmale des 
Nachfolgeobjektes in Form des jeweiligen (steuerlichen) Bereicherungsumfangs als auch 
Merkmale des Nachfolgesubjektes in Form des verwandtschaftlichen Verhältnisses zwischen 
Erblasser und Erwerber282 oder auch des Lebensalters der Erwerber.283 Entsprechend werden 
derzeit insgesamt 21 unterschiedliche Tarifklassen mit einer Belastungsbandbreite von 7 bis 
50% differenziert.284 Damit im Hinblick auf das belastungsrelevante Merkmal des 
Bereicherungsumfangs eine andernfalls denkbare Tarifabsenkung durch Aufspaltung einer 
umfangreichen Vermögensübertragung in mehrere kleinere Vermögensübertragungen 
                                                 
280  Demnach ist auch vor dem Hintergrund der individualisierten Belastungsintensitäten das Bild des Staates 
als „gesetzlicher Erbe“ mit einem entsprechend fixem Erbanteil tendenziell irreführend.  
281  Vgl. § 19 ErbStG. 
282  Vgl. Christoffel/Weinmann, Erbschaft, S. 121. 
283  Hier sind insbesondere die nach Lebensalter gestaffelten Versorgungsfreibeträge nach § 17 ErbStG 
anzuführen. Vgl. auch Handzik, Schenkungsteuer, S. 130. 
284  Vgl. auch Thiel, Schenkungsteuer, S. 68. 
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unterbunden wird, erfolgt zum Zwecke der Tarifbestimmung eine Zusammenrechnung 
sämtlicher Erwerbe innerhalb eines Zeitraumes von 10 Jahren.285 
Darüber hinaus ist bei Übertragungen von Betriebsvermögen grundsätzlich auch eine 
Berücksichtigung qualitativer Merkmale des Nachfolgeobjektes vorgesehen, wodurch in 
bestimmten Fällen eine Tarifmodifikation gegenüber den Grundtarifzuordnungen des § 19 
ErbStG eintritt.286 
1.14 Sonstiges 
Der Schuldner der Erbschaftsteuer ist beim Erwerb von Todes wegen naturgemäß stets der 
Erwerber des Vermögens.287 Die Steuer entsteht dabei grundsätzlich zum Zeitpunkt der 
Realisierung des steuerbaren Tatbestandes.288 An den genauen Zeitpunkt der 
Steuerentstehung können im Einzelfall erhebliche materielle Folgewirkungen geknüpft 
sein,289 da sich nach den Verhältnissen im Zeitpunkt der Steuerentstehung auch die 
Entscheidung über die persönliche Steuerpflicht, die Wertermittlung der Bereicherung, die 
Beurteilung der Steuerklasse usw. richtet. Die Erhebung der Erbschaftsteuer obliegt den nach 
§ 35 ErbStG zuständigen Finanzämtern,290 wobei das Erhebungsverfahren durch zahlreiche 
Auskunfts- und Meldepflichten Dritter291 unterstützt wird. 
1.2 Steuerinduzierte Erbteilungswirkungen 
Bereits die Darstellungen zu den Grundlagen zur Besteuerungssystematik des 
Erbschaftsteuergesetzes verdeutlichen, daß aufgrund der inhaltlich umfassenden 
steuerauslösenden Tatbestände bei Vorgängen der Erbteilung – unabhängig von der im 
Einzelfall gewählten instrumentalen Ausgestaltung – vielfach ein Auftreten 
erbschaftsteuerlicher Belastungen zu erwarten ist. 
                                                 
285  Zudem ist für Erwerbsfälle mit Auslandsberührung grundsätzlich ein Progressionsvorbehalt vorgesehen, 
der sich aus der Regelung des § 19 Abs. 2 ErbStG ergibt. Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 132. 
286  Vgl. § 19a ErbStG. 
287  Demgegenüber haften in Fällen der Schenkung der Schenker und der Erwerber gesamtschuldnerisch für 
die Steuerschuld. Vgl. zur Gesamtschuldnerschaft § 44 AO; Gohlisch, Überblick, S. 18. 
288  Vgl. § 9 ErbStG; Klein-Blenkers, Steuerentstehung, S. 1549. 
289  Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 62. 
290  Im Regelfall ist dies das (letzte) Wohnsitzfinanzamt der Beteiligten (regelmäßig des Erblassers/Schenkers, 
falls dieser zum Steuerentstehungszeitpunkt Inländer war, sonst Wohnsitz des Erwerbers. Vgl. § 35 
ErbStG). 
291  So z.B. die Standesämter (§ 34 ErbStG i.V.m. § 9 ErbStDV), Versicherungsunternehmen (§ 33 ErbStG 
i.V.m. §§ 5 - 7 ErbStDV) oder Gerichte, Behörden, Beamte und Notare (§ 34 ErbStG, §§ 12, 14 ErbStDV).  
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Der wirtschaftliche Träger der resultierenden Steuerbelastungen ist im Regelfall der 
Vermögensempfänger,292 dessen Vermögen durch Steuerzahlungen entsprechend gemindert 
wird. Der jeweilige Umfang der im Einzelfall auftretenden Steuerbelastung richtet sich dabei 
erkennbar nach einer Vielzahl besteuerungsrelevanter Einzelfallmerkmale der 
zugrundeliegenden Erbteilungssituation,293 so daß auch innerhalb eines einheitlichen 
Erbteilungsprozesses294 erwerberbezogen unterschiedliche Belastungsintensitäten auftreten 
können. 
Zwar entspringt eine in dieser Hinsicht differenzierte Steuerbelastung dem Gedanken einer 
Belastung nach individuellen Leistungsfähigkeitsmerkmalen, der anerkanntermaßen als ein 
systemtragendes Prinzip des Steuerrechts295 anzusehen ist.296 Dennoch wird dadurch für die 
praktische Gestaltung der Erbteilung durch den jeweiligen Erblasser eine steuerliche 
Grundsatzproblematik begründet, die im folgenden mit dem Oberbegriff „steuerinduzierte 
Erbteilungswirkungen“ bezeichnet wird.  
1.21  Merkmale und Ursachen 
In Ausübung seiner originären Eigentumsrechte obliegt es einem Erblasser, in der Summe der 
von ihm veranlaßten Erbteilungsmaßnahmen spezifische Bereicherungsrelationen auf Seiten 
der Erwerber herzustellen, die Ausdruck seiner persönlichen Vorstellungen zur 
Gewährleistung individueller Erbgerechtigkeit sind. Die praktische Umsetzung der in diesem 
Zusammenhang angestrebten Einzelzielsetzungen erfolgt auf der Grundlage geeigneter 
zivilrechtlicher Erbteilungsinstrumente, wodurch entsprechende Zuordnungen zwischen 
Vermögensgegenständen bzw. Anteilen an einer Vermögensgesamtheit und Erwerbern 
rechtsverbindlich festgelegt werden. Diese Zuordnungen vollziehen sich dabei im Grundsatz 
                                                 
292  Grundsätzlich sind die Begriffe „Steuerschuldner“ (dem die tatsächliche Entrichtung der Steuer obliegt) 
und wirtschaftlicher „Steuerträger“ voneinander zu unterscheiden (so z.B. insbesondere für Zwecke der 
Umsatzsteuer). Gleichwohl fallen im Rahmen der Erbschaftsbesteuerung zumeist beide Merkmale in einer 
Person zusammen (Ausnahme jedoch z.B. der Sonderfall der Zweckzuwendung, vgl. § 20 Abs. 1 ErbStG; 
Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 20, S. 12). 
293  Hier wie bereits dargelegt z.B. nach den persönlichen Verhältnissen zwischen Erblasser und Erwerbern 
oder der tatsächlichen Gestaltung des Übertragungsvorgangs. 
294  Als einheitlicher Erbteilungsprozeß soll nach Maßgabe der Begriffsabgrenzung in Teil I, Kapitel B, die 
Summe aller zur Übertragung eines Erblasservermögens in seiner Gesamtheit notwendigen Maßnahmen 
bis zum Zeitpunkt des Todes des Erblassers aufgefaßt werden. 
295  Vgl. Tipke/Lang, Steuerrecht, S. 74 ff. 
296  Trotz möglicherweise diskussionswürdiger Aspekte bezüglich der jeweiligen praktischen Umsetzung des 
Leistungsfähigkeitsprinzips im Rahmen des ErbStG ist eine solche Erörterung nicht Kernaufgabe der 
vorliegenden Untersuchung. Stattdessen ist an dieser Stelle zu verweisen auf: Jachmann, 
Leistungsfähigkeitsprinzip, S. 293 ff.; Klarner, Bereicherungsprinzip, S. 6 ff.; Schneider, Rechtfertigung, 
S. 39 ff.; Tipke, Steuerrechtsordnung, S. 745 ff. 
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auf der Basis von Brutto-Vermögensgrößen,297 d.h. sie betreffen die Bereicherungsanteile der 
vorgesehenen Erwerber vor Abzug der resultierenden individuellen Steuerbelastungen.  
Zu berücksichtigen ist dabei naturgemäß der Umstand, daß ausschließlich der jeweilige 
Netto-Vermögenszufluß bei den vorgesehenen Erwerbern vermögenswirksam ist und 
entsprechenden Einfluß auf die wirtschaftliche Situation der Erwerber entfaltet. Damit scheint 
es aus der Perspektive sämtlicher Erbfallbeteiligter und insbesondere des Erblassers 
naheliegend, daß weniger das zugeordnete Brutto-Vermögen, sondern in der Hauptsache das 
nach Steuerabzug verbleibende Netto-Vermögen bzw. – bei dem hier relevanten 
interpersonellen Vergleich der Erwerbswerte – die eintretenden Netto-Vermögensrelationen 
den Mittelpunkt des Interesses bilden. Dies verdeutlicht z.B. das folgende Beispiel mit einem 
einfachen Gestaltungsziel auf der Basis absoluter Bereicherungsvolumina: 
Bsp. 7: Ein Erblasser beabsichtigt, seinen Neffen in einer finanziellen Notlage zu 
unterstützen und will ihm deshalb den zur vollständigen Tilgung bestehender 
Verbindlichkeiten notwendigen Betrag von 100.000 EUR erbfallbedingt zuwenden. 
 Das Gestaltungsinteresse der beiden Beteiligten wird unter diesen 
Rahmenbedingungen weniger auf eine Brutto-Zuwendung von 100.000 EUR 
gerichtet sein, sondern vielmehr darauf, daß dem Erwerber ein ausreichender Netto-
Betrag zur Verfügung steht, der zur Erfüllung des ursprünglich beabsichtigten 
Zwecks der Zuwendung geeignet ist. 
In gleicher Weise gilt das vorstehende für die in der Praxis bedeutsamen relationsorientierten 
Gestaltungsanliegen des Erblassers, wie z.B. die gleichwertige Aufteilung des Erbvermögens 
unter Familienangehörigen. Auch in diesen Anwendungsfällen erfolgt die Zielbildung des 
Erblassers regelmäßig auf der Grundlage der letztlich eintretenden Netto-Bereicherungen, 
während entsprechenden Brutto-Vermögenszuwendungen, mangels Nachhaltigkeit ihrer 
Vermögenswirkungen auf Seiten der Erwerber, bei der Umsetzung der Erbteilung 
überwiegend Hilfscharakter beizumessen ist.298 Zur tatsächlichen wirtschaftlichen Bereich-
erung eines Erwerbers trägt daher – in strenger Unterscheidung des für Zwecke der Erbschaft-
steuer zugrundegelegten Bereicherungsbegriffs – ausschließlich die nach Abzug sämtlicher 
Belastungen, einschließlich der Erbschaftsteuer, verbleibende Vermögenssubstanz bei. 
                                                 
297  So insbesondere die vorgesehenen Bruchteils-Bestimmungen im Rahmen der gesetzlichen 
Erbfolgeregelung. Aber auch in der Praxis der gewillkürten Erbfolge werden entsprechende 
Anteilszuwendungen bzw. Vermächtniszuwendungen vornehmlich auf der Basis von Brutto-
Vermögensgrößen festgesetzt. Vgl. Langenfeld, Testamentsgestaltung, S. 81 ff. 
298  Dies schließt jedoch nicht grundsätzlich aus, daß die Festlegung der Brutto-Vermögensanteile von einem 
Erblasser instrumentalisiert wird, indem z.B. vordergründig gleichwertige Erbanteile testamentarisch in 
dem Bewußtsein festgelegt werden, daß tatsächlich nach Abzug der Steuerbelastungen im Ergebnis auf 
Seiten der Erwerber abweichende Bereicherungen eintreten. 
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Die Erbschaftsbesteuerung selbst vollzieht sich in der gegenwärtigen rechtlichen 
Ausgestaltung auf der Ebene der jeweiligen Erbteilsempfänger und tritt dadurch erst im 
Nachfeld und vor allem auf der Grundlage der vom Erblasser zuvor verfügten 
Erbteilungsregelungen im Sinne der Brutto-Vermögenszuwendungen auf. Sofern der 
zugrundeliegende Erbteilungsprozeß nicht ausnahmsweise überhaupt keine 
erbschaftsteuerlichen Belastungen auslöst,299 werden im Nachfeld der 
Gestaltungsentscheidungen unweigerlich steuerliche Beeinflussungen des 
Erbteilungsergebnisses hervorgerufen. Finden diese nicht bereits bei der Auswahl des 
erbrechtlichen Erbteilungsinstrumentariums angemessen Berücksichtigung, ergibt sich eine 
Rückwirkungsproblematik, die ursprünglichen Zielsetzungen des Erblassers möglicherweise 
zuwiderläuft, und die wie folgt schematisch dargestellt werden kann: 
 
Vom Erblasser nach 
Zielbildung angestrebtes 
Erbteilungsergebnis 
 
Zielgerichtete Auswahl des 
geeigneten  
Erbteilungsinstrumentariums 
 
Resultierende 
Steuerbelastung 
 
 
 
Abb. 2:  Wirkungsmechanismus steuerinduzierter Erbteilungswirkungen 
 
Aus Sicht des verfügenden Erblassers sind steuerinduzierte Erbteilungswirkungen vor dem 
Hintergrund des Grundsatzes der Testierfreiheit und den erbrechtlich dem Erblasser explizit 
eingeräumten Gestaltungsmöglichkeiten zur individuellen Bestimmung des eintretenden 
Erbteilungsergebnisses zwangsläufig als unbefriedigend anzusehen. Zugleich sind jedoch 
Beeinflussungen des Erbteilungsergebnisses durch erbteilungsbedingte Steuerbelastungen 
regelmäßig nicht vermeidbar. Folglich bildet eine detaillierte Analyse der angesichts einer 
spezifischen Erbteilungsgestaltung zu erwartenden Steuerbelastungen eine unverzichtbare 
Voraussetzung, um den Erblasser in die Lage zu versetzen, im Rahmen bestehender 
Möglichkeiten unerwünschten steuerinduzierten Erbteilungswirkungen prospektiv zu 
begegnen. 
                                                 
299 Möglich ist dies z.B. bei Erbfällen, bei denen die vorgesehenen steuerlichen Freibeträge die jeweiligen 
erwerberbezogenen Bereicherungen überschreiten oder bei denen das Nachfolgeobjekt im Rahmen des 
ErbStG explizit aufgrund einer sachlichen Befreiungsvorschrift steuerfrei gestellt ist. 
 
Steuerinduzierte 
Erbteilungswirkungen 
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1.22 Grundtypen steuerinduzierter Erbteilungswirkungen 
Steuerzahlungen sind ihrem Wesen nach grundsätzlich den Steuerträger entreichernde 
Vorgänge.300 Das Steuerrecht ist ein staatliches Eingriffsrecht, das den Steuerpflichtigen im 
übergeordneten Interesse des Allgemeinwohls in seinen individuellen Grundrechten, 
insbesondere seinen Eigentums- und Verfügungsrechten, beschränkt. Da der Staat über die 
Steuererhebung an der Prosperität seiner Steuerbürger partizipiert und diese mindert, kann 
allgemein unterstellt werden, daß die Entrichtung von Steuern nicht im vornehmlichen 
Interesse eines Steuerpflichtigen liegt. Für den Anwendungsfall der Erbteilung erleiden die 
beteiligten Miterwerber durch die Zahlung der anfallenden Erbschaftsteuer individuelle 
Vermögensminderungen, wodurch unmittelbar auch ein grundlegender Einfluß auf den 
Zielerreichungsgrad der vom Erblasser verfolgten Erbteilungsziele gegeben sein kann.  
Die Erbschaftsbesteuerung knüpft in ihrer gegenwärtigen Ausgestaltung an die 
wirtschaftliche Brutto-Bereicherung,301 d.h. den Vermögenszufluß vor Steuern (Eibrutto) auf 
Seiten des betreffenden Erwerbers i (i = 1, 2, ..., n mit n = Anzahl der Erwerber) an, so daß 
die daraus resultierenden individuellen Steuerbelastungen (Si) folglich die dem Erwerber 
tatsächlich zugehende Netto-Bereicherung (Einetto) gemindert haben. Aus der Sicht eines 
Einzelerwerbers gilt demnach formal: 
[2]  ibruttoinettoi SEE −=   . 
Mit den Vermögensminderungen auf Seiten der Einzelerwerber geht die Minderung des 
insgesamt im Erbfall übergehenden Nachlaßvermögens (GEbrutto; hier als E1brutto + E2brutto + ... 
+ Enbrutto) einher, wobei die Gesamtsteuerbelastung (Sgesamt) eines Erbteilungsprozesses sich – 
in Ermangelung von Kombinationswirkungen – wiederum als Summe der steuerlichen 
Einzelbelastungen der Erwerber (Si) ergibt:  
[3]  ∑
=
=
n
i
igesamt SS
1
  . 
                                                 
300  Dieser Feststellung liegt gedanklich zugrunde, daß Steuern nach § 3 AO Geldleistungen sind, die nicht eine 
Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und vornehmlich der Finanzierung des öffentlich-
rechtlichen Gemeinwesens dienen. Der Steuerträger erfährt demnach durch Steuerzahlungen eine 
Entreicherung. Dem entreichernden Charakter der Steuerzahlung steht auch nicht grundsätzlich entgegen, 
daß es aufgrund der spezifischen Steuererhebungstechnik gelegentlich zu Steuererstattungen für eine 
bestimmte Steuerentrichtungsperiode kommt. 
301  Der grundsätzlichen Anknüpfung an die Brutto-Bereicherung steht nicht entgegen, daß bei der Ermittlung 
dieser Ausgangsgröße grundsätzlich bereits eine Saldierung be- und entreichernder Erwerbsbestandteile als 
Ausprägung des „objektiven Nettoprinzips“ (vgl. Meincke, Kommentar, § 10, Tz. 5) stattgefunden hat (vgl. 
auch Abb. 1). Der Begriff der „Brutto-Bereicherung“ stellt demnach im weiteren Kontext stets auf den 
saldierten Vermögenszugang vor Abzug von erbschaftsteuerlichen Belastungen ab. 
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Formal läßt sich demnach aus [2] und [3] für das nach Erbschaftsteuern verbleibende Netto-
Erbvermögen (GEnetto) allgemein feststellen: 
[4]  gesamtbruttonetto SGEGE −=   . 
Die aus einem Erbteilungsvorgang resultierenden Steuerbelastungswirkungen schmälern 
somit erkennbar die zur Bereicherung der Erwerber geeignete Vermögenssubstanz des 
Nachlasses und stehen insoweit den allgemeinen vermögensbezogenen Nachfolgezielen 
(Vermögenserhaltung) unmittelbar und grundsätzlich entgegen. Dies gilt nicht nur für 
Zielsetzungen der quantitativen Vermögenserhaltung, sondern – aufgrund der zwangsläufig 
ausgelösten negativen Liquiditätswirkungen – ggf. in gleicher Weise auch für Zielsetzungen 
der qualitativen Vermögenserhaltung.  
Betroffen sind aber daneben möglicherweise auch personenbezogene Zielsetzungen eines 
Erblassers, soweit z.B. die individuell auftretenden Besteuerungsintensitäten dazu führen, daß 
die originär vom Erblasser angestrebten Erbteilsrelationen nach Abzug der Erbschaftsteuern 
tatsächlich nicht eintreten. Des weiteren steht durch das steuerbedingt verminderte 
Bereicherungspotential des Nachlasses insgesamt weniger Vermögenssubstanz zur 
Verfügung, die nach dem Erbfall zur wirtschaftlichen Versorgung der Erwerber (insbesondere 
der Angehörigen) beitragen kann. Entsprechend können demnach im Einzelfall auch 
elementare Versorgungsanliegen des Erblassers durch erbschaftsteuerliche Belastungen 
beeinträchtigt werden.  
Das eintretende Erbteilungsergebnis ist demnach in hohem Maße steuersensibel, wobei 
unterschiedliche Erblasser-Zielsetzungen von den auftretenden Steuerbelastungen berührt 
werden können. Im Vordergrund der weiteren Erörterungen stehen die letztlich nach 
Steuerabzug eintretenden individuellen Erbteilsrelationen (vgl. Formel [1]), d.h. die 
individuellen Anteile der beteiligten Erwerber am übergehenden Erbvermögen. Unter 
Berücksichtigung der vom Erblasser auf der Basis von Brutto-Vermögensgrößen (vor 
Steuern) verfügten Erbteilungsregeln/-relationen wird im folgenden speziell zwischen 
Steuerwirkungen, die keine Änderung der vom Erblasser festgelegten Erbteilsrelationen 
verursachen, sowie Steuerwirkungen, die eine Modifikation der angestrebten 
Erbteilsrelationen auslösen, differenziert. 
1.221 Relationsneutrale Steuerwirkungen 
Die Entscheidung, zu welchem Anteil die vorgesehenen Erwerber am erbfallbedingt 
übergehenden Erbvermögen partizipieren sollen, bildet den zentralen Ausgangspunkt der 
Überlegungen zur Erbteilungsgestaltung. Unter Berücksichtigung der vom Erblasser originär 
angestrebten Erbteilsrelationen soll im folgenden immer dann von „relationsneutralen 
Steuerwirkungen“ auszugehen sein, wenn sich der Vermögensanteil eines Erwerbers (i) nach 
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Berücksichtigung sämtlicher auftretenden Steuerbelastungen nicht geändert hat. Wird 
entsprechend zwischen (den ggf. verfügten) Brutto- und (den nach Steuern eintretenden) 
Netto-Vermögensgrößen (Eibrutto bzw. Einetto, GEbrutto bzw. GEnetto sowie den Relationen Ribrutto 
bzw. Rinetto) unterschieden, so sollen sich relationsneutrale Steuerwirkungen aus der Sicht des 
Einzelerwerbers (i) durch das Erfüllen der folgend dargestellten 
Relationsneutralitätsbedingung auszeichnen: 
[5] 
netto
netto
i
brutto
brutto
i
GE
E
GE
E !=    bzw. nettoibruttoi RR
!
=  .302 
Das Merkmal der Relationsneutralität setzt im Sinne der Formel [5] demnach voraus, daß 
nach dem Abzug der Erbschaftsteuer, die gleichsam die beiden Größen Einetto und GEnetto (vgl. 
Formeln [2] und [4]) beeinflußt, das Verhältnis der Netto-Größen zueinander nach wie vor 
dem der Brutto-Größen zueinander entspricht. Wird die Gleichung [5] von sämtlichen an dem 
Erbfall beteiligten Erwerbern erfüllt (d.h. es gilt: Ribrutto = Rinetto  für alle i (i = 1, 2, ..., n)), 
dann sind die Steuerwirkungen für den Erbteilungsvorgang insgesamt relationsneutral. In der 
Folge bleiben die vom Erblasser angestrebten Erbteilsrelationen als elementares 
personenbezogenes Gestaltungsziel der Erbteilung, wenngleich regelmäßig auf einem 
insgesamt niedrigeren Bereicherungsniveau, im Grundsatz unberührt.  
Unter Berücksichtigung der bereits formal beschriebenen Wirkungszusammenhänge zwischen 
den Netto- und Bruttogrößen (Ei, GE und Ri - vgl. Formeln [2] bis [4]) sowie entsprechender 
Äquivalenzumformungen303 kann die Relationsneutralitätsbedingung [5] für einen 
Erbteilungsvorgang insgesamt auch dargestellt werden als: 
[6]  
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    für alle i (i = 1, 2, ... ,n ). 
In der alternativen Darstellung der Relationsneutralität im Rahmen der Formel [6] wird 
unmittelbar erkennbar, daß relationsneutrale Steuerwirkungen stets dann vorliegen, wenn der 
Anteil eines Erwerbers an der Gesamtsteuerbelastung eines Erbteilungsvorgangs mit seinem 
individuellen Erwerbsanteil am Gesamterbvermögen übereinstimmt. Relationsneutralität wäre 
somit bei Anwendung eines einheitlichen Erbschaftsteuertarifs und einem folglich linearen 
Steuerbelastungsverlauf stets gewährleistet, da Erwerbsvorgänge mit identischem 
Bereicherungsvolumen zu identischen Steuerbelastungen bzw. abweichende Erwerbsumfänge 
                                                 
302  Vgl. auch Formel [1] hier mit 
brutto
brutto
ibrutto
i GE
ER =  bzw. netto
netto
inetto
i GE
ER = . 
303  Vgl. auch die Darstellung im Formelanhang. 
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zu entsprechend proportionalen Steuerbelastungsvolumina führen würden. Da ebendiese 
Voraussetzung jedoch im Rahmen der Erbschaftsbesteuerung grundsätzlich nicht erfüllt ist, 
sind bei vielen Erbteilungsfällen im Ergebnis relationsverlagernde Besteuerungswirkungen zu 
erwarten. 
1.222 Relationsverlagernde Steuerwirkungen 
Relationsverlagernde Steuerwirkungen unterscheiden sich von relationsneutralen 
Steuerwirkungen aufgrund der Tatsache, daß sie neben den grundsätzlichen Minderungen der 
übergehenden Vermögenssubstanz zusätzlich die individuellen Erbteilsrelationen, die 
wesentliche Gestaltungsziele des Erblassers abbilden, verändern. Entsprechend ist formal 
festzustellen, daß relationsverlagernde Steuerwirkungen stets dann vorliegen, soweit in 
Umkehrung der Relationsneutralitätsbedingung (vgl. Formel [5]) aus der Sicht mindestens 
eines Erwerbers (i) die folgende Ungleichung erfüllt ist: 
[7]     
!
  bzw.  
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E ≠≠  für mindestens ein i (i=1, 2, ..., n). 
Entspricht der individuelle Anteil eines Erwerbers am Netto-Erbvermögen demnach nicht 
dem ursprünglich für ihn vorgesehenen Anteil am Brutto-Erbvermögen, so ist letztlich 
steuerbedingt eine Änderung der Erbteilsrelationen eingetreten. Durch derartige 
Steuerwirkungen, die im folgenden als steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen304 bezeichnet 
werden sollen, werden wesentliche Gestaltungsziele der Erbteilung unmittelbar gefährdet. 
Das Ausmaß der Gefährdung bestimmt sich dabei nach dem Umfang der im Einzelfall 
auftretenden steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen, der wiederum von einer Vielzahl 
unterschiedlicher Einflußgrößen der individuellen Erbteilungssituation abhängig ist. Um die 
bestehenden Wirkungszusammenhänge im nachfolgenden Untersuchungsverlauf detailliert 
analysieren zu können, ist an dieser Stelle zunächst festzulegen, auf welche Weise 
steuerinduzierte Erbteilungsverlagerungen im weiteren zu quantifizieren sind.  
Während die Ermittlung des Umfangs relationsneutraler Steuerwirkungen, z.B. in Form des 
Absolutbetrags der jeweils auftretenden Steuerbelastung oder der jeweiligen 
Belastungsintensität,305 als relativ unproblematisch erscheint und keine weitere Darlegungen 
                                                 
304  Genaugenommen wäre in diesem Kontext der Begriff der Erbteilsrelationsverlagerungen zutreffend. Dies 
ergibt sich aus der Definition der Erbteilsrelation als Anteil an einer übergeordneten Gesamtheit. Jede 
Änderung der Erbteilsrelation eines Erwerbers ruft zwangsläufig korrespondierende Änderungen der 
Relationswerte beteiligter Miterwerber hervor, so daß insgesamt Verlagerungen von Erbteilsrelationen 
vorliegen. Der Begriff Erbteilsverlagerungen spiegelt diesen Vorgang in verkürzter Begriffsform wider. 
305  Etwa in Form des Verhältnisses zwischen Steuerbetrag und übertragener Vermögenssubstanz.  
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erfordert, bedarf die Quantifizierung der im folgenden vornehmlich zu behandelnden 
relationsverlagernden Steuerwirkungen demgegenüber grundsätzlicher Erörterungen. 
1.23 Quantifizierung steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen 
Der erklärten Aufgabenstellung der vorliegenden Untersuchung entspricht es, nicht nur die 
Wirkungsmechanismen steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen aufzuzeigen, sondern auch 
für unterschiedliche Kategorien von Erbteilungsfällen den Umfang der jeweils zu 
erwartenden Verlagerungswirkungen zu quantifizieren und damit einzelfallbezogen 
vergleichbar zu machen. Im Ergebnis wird eine Identifikation besonders vom Problem 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen betroffener Erbfälle ermöglicht, so daß vor dem 
Hintergrund konkreter Anwendungsfälle ein ggf. resultierender Problemlösungsbedarf 
eingeschätzt werden kann. Grundsätzlich ist in diesem Zusammenhang zu unterstellen, daß 
mit zunehmendem Umfang der jeweils diagnostizierten steuerinduzierten 
Erbteilsverlagerungen eine Einbeziehung von Steuerwirkungen in die Erbteilungsgestaltung 
angezeigt ist und der Bedarf nach einer Entwicklung von Lösungsansätzen im Sinne einer 
steuerorientierten Erbteilung entsprechend wächst. 
Steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen beruhen per definitionem auf Differenzen zwischen 
dem ursprünglich zugedachten Brutto-Vermögensanteil und dem letztlich eintretenden Netto-
Vermögensanteil eines Erwerbers.306 Demnach erscheint es naheliegend, das Volumen 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen zu ermitteln, indem dem tatsächlich eintretenden 
Netto-Bereicherungsvolumen seitens eines Erwerbers (Einetto) ein fiktiver Vermögensanteil 
gegenübergestellt wird, der ihm nach den Verfügungen des Erblassers und unter 
Berücksichtigung des steuergeminderten Netto-Gesamtvermögens prinzipiell zugedacht war. 
Die Differenz zwischen diesen beiden Größen ergibt den Absolutbetrag des Umfangs der 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen (ΔEi) aus der Sicht des betreffenden Erwerbers (i): 
[8]  )( nettobrutto
brutto
inetto
ii GEGE
EEE ×−=Δ  .   
Der rechnerisch „richtige“ Anteil eines Erwerbers ergibt sich im Rahmen der vorstehenden 
Formel erkennbar als erblasserverfügter Anteil (Eibrutto:GEbrutto) am nach Steuern 
verbleibenden Netto-Nachlaß (GEnetto). Diese vorstehend gewählte Vorgehensweise wird 
anhand eines vereinfachten Fallbeispiels kurz verdeutlicht: 
Bsp. 8: Ein Erblasser teilt seinen beiden Erben je die Hälfte seines Erbvermögens im 
Gesamtumfang von 2 Mio. EUR zu. Die Erbteile betragen damit je die Hälfte des 
Brutto-Erbvermögens, d.h. je 1 Mio. EUR. 
                                                 
306  Vgl. Formel [7]. 
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 Die Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung betrage 500.000 EUR, von denen auf die 
Einzelerben annahmegemäß 400.000 EUR (Erbe 1) bzw. 100.000 EUR (Erbe 2) 
entfallen sollen. 
Die Relationsneutralitätsbedingung (vgl. Formel [5]) ist damit offensichtlich nicht 
erfüllt, denn es gilt: 
.
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Folglich sind steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen aufgetreten, deren 
Absolutbetrag sich für die beiden Erben im Sinne der vorstehend beschriebenen 
Berechnungsmethode (vgl. Formel [8]) ermitteln soll: 
. EUR  000.150   000.500.1
000.000.2
000.000.1000.900
, EUR  000.150000.500.1
000.000.2
000.000.1000.600
2
1
=⎟⎠
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Infolge steuerlicher Belastungen kommt es in diesem Beispielfall zu einer 
Vermögensverlagerung im Absolutbetrag von 150.000 EUR vom Erben 1 auf den 
Erben 2, wenn man unterstellt, daß beide Erben im Sinne der vom Erblasser fixierten 
hälftigen Erbteilung jeweils in identischem Umfang hätten bereichert werden sollen. 
Unter Berücksichtigung des Netto-Erbvermögens nach Steuern hätten demnach 
beide Erben je 750.000 EUR (600.000 + 150.000 bzw. 900.000 - 150.000) erhalten 
müssen. 
Das vorstehend beschriebene einfache Fallbeispiel verdeutlicht zudem, daß steuerinduzierte 
Modifikationen der Bereicherungspositionen auf Seiten beteiligter Erwerber letztlich jeweils 
korrespondierend auftreten, so daß der überhöhte Anteil eines Erwerbers stets zu Lasten 
seines Miterwerbers bzw. seiner Miterwerber auftritt. Die Erbteilsverlagerung findet demnach 
grundsätzlich interpersonell innerhalb der Gruppe der Erwerber statt. Damit erscheint es 
wenig zweckmäßig, zur Bestimmung des Gesamtumfangs sämtlicher im Rahmen eines 
Erbteilungsprozesses ausgelösten steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen (hier ΔEgesamt) eine 
Addition der erwerberbezogenen Einzelverlagerungen durchzuführen, weil diese 
unweigerlich den Wert 0 ergibt. Unter Berücksichtigung der betraglichen Entsprechung 
positiver und negativer Verlagerungsvolumina bietet sich vielmehr eine Addition von 
Verlagerungswerten ausschließlich derselben Wirkungsrichtung an, um eine geeignete 
Maßgröße für die jeweilige Verlagerungsbetroffenheit des individuellen Erbfalls zu erhalten:  
Bsp. 9: Entspricht Ausgangsfall 8 mit dem Unterschied, daß nun fünf Erwerber zu jeweils 
1/5 des Gesamtvermögens, d.h. zu je 400.000 EUR, als Erben eingesetzt sind.  
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 Die Gesamtsteuerbelastung von 500.000 EUR soll sich wie folgt auf die Erwerber 
aufteilen und zu folgenden Vermögensverlagerungen i.S.v. Formel [8] führen: 
EUR  000.75000.300000.375mit  EUR  000.25   
EUR  000.50000.300000.350mit  EUR  000.50   
EUR  0    000.300000.300mit  EUR  000.100
EUR  000.25000.300000.275mit  EUR  000.125
EUR  000.100000.300000.200mit  EUR  000.200
55
44
33
22
11
+=−=Δ=
+=−=Δ=
=−=Δ=
−=−=Δ=
−=−=Δ=
ES
ES
ES
ES
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Innerhalb des gesamten Erbteilungsprozesses treten somit Vermögensverlagerungen 
im Umfang von insgesamt 125.000 EUR zu Lasten der Erben 1 (-100.000 EUR) bzw. 
2 (-25.000 EUR) und zu Gunsten der Erben 4 (+50.000 EUR) bzw. 5 (+75.000 EUR) 
auf. Lediglich Erbe 3 wird letztlich anteilig in dem Umfang bereichert, der vom 
Erblasser ursprünglich vorgesehen war. 
Demgegenüber würde bei einer Addition sämtlicher Verlagerungswerte (ΔE1 bis 
ΔE5) das Ergebnis erwartungsgemäß 0 betragen. 
Der im Rahmen eines einheitlichen Erbteilungsprozesses auftretende 
Gesamtverlagerungsumfang wird somit formal durch die Addition der Absolutbeträge (|ΔEi|) 
sämtlicher Verlagerungswerte beteiligter Erwerber ermittelt, wobei die Summe angesichts der 
betraglichen Entsprechung vormals negativer und positiver Verlagerungswirkungen 
entsprechend mit dem Faktor 1/2 zu multiplizieren ist: 
[9] ∑
=
Δ×=Δ
n
i
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1   . 
Für das oben angeführte Fallbeispiel 9 ergibt sich damit der Gesamtumfang der 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen als: 
[10] EUR 000.125
2
000.75000.50000.25000.100 =+++=Δ gesamtE . 
Um den Aussagegehalt der vorstehenden Maßgröße zur Erfassung steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen einer Erbteilung weiter zu steigern, erfolgt die Quantifizierung im 
folgenden nicht mehr als Absolutbetrag, sondern in Form einer Verhältniszahl. Der Bezug zu 
einer signifikanten Größe der zugrundeliegenden  Nachfolgesituation soll die 
fallübergreifende Vergleichbarkeit der jeweils ermittelten Verlagerungsumfänge 
gewährleisten und deren relative Bedeutung (im Sinne der materiellen Gewichtigkeit) im 
Einzelfall angemessen abbilden. Bei der Auswahl der Bezugsgröße ist jedoch zu 
berücksichtigen, daß im Hinblick auf die Eindeutigkeit der Ergebnisse die Bezugsgröße selbst 
nicht in einem unmittelbaren Kausalzusammenhang mit den abzubildenden Steuerwirkungen 
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stehen sollte.307 Im folgenden wird daher die Intensität einer fallspezifischen 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerung (ΔRgesamt), d.h. die Abweichung (Δ) zwischen der vom 
Erblaser angestrebten und der tatsächlich nach Steuern eintretenden Relation, als Verhältnis 
zwischen dem Absolutbetrag der Vermögensverlagerung und dem insgesamt übergehenden 
Erbvermögen vor Abzug von Steuerbelastungen dargestellt: 
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Die Bezugsgröße GEbrutto weist gegenüber alternativ verwendbaren Größen den Vorteil auf, 
daß das Gesamtvolumen des Nachlasses ein charakteristisches und unmittelbar eindeutig308 
feststellbares Erbfallmerkmal darstellt. Zudem ist diese Größe grundsätzlich unabhängig von 
der konkreten Ausgestaltung der jeweiligen Erbteilungsregelung, so daß insbesondere die 
Vergleichbarkeit der Gewichtigkeit steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen bei Variationen 
der Erbteilungsgestaltung in spezifischen Nachfolgesituationen gewährleistet ist.309 
Entsprechend ist der in der beschriebenen Form zu ermittelnde Erbteilsverlagerungsumfang 
ΔRgesamt als Anteil des Brutto-Nachlaßvermögens zu interpretieren, der letztlich nicht 
zielkonform auf die vorgesehenen Erwerber übergeht. Diese Maßgröße ermöglicht dem 
Erblasser im Einzelfall die Entscheidung, ob angesichts des zu erwartenden 
Erbteilsverlagerungsumfangs ggf. weiterer Gestaltungsbedarf besteht. 
Die vorstehend entwickelte Maßgröße zur Abbildung des Gesamtvolumens steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen bei einer Erbteilung erlaubt demgegenüber keine angemessenen 
Rückschlüsse auf die individuelle Bedeutung der steuerinduzierten Verlagerungen aus der 
                                                 
307  Letztlich ließe sich bei Auswahl einer solchen Bezugsgröße im unmittelbaren Vergleich steuerinduzierter 
Verlagerungswerte nicht mehr feststellen, ob abweichenden Werte ursächlich auf Änderungen der 
Verlagerungsvolumina oder auf Änderungen der mittelbar beeinflußten Bezugsgröße zurückzuführen sind. 
Ergibt sich z.B. in einem Anwendungsfall ein Verlagerungsvolumen im Absolutbetrag von 1.000 EUR bei 
einer Bezugsgröße Nettogesamtvermögen nach Steuern (GEnetto) von 100.000 EUR, so würde die anteilige 
Verlagerung 1% (1.000:100.000) betragen. Steigt die Größe GEnetto unter sonst identischen Verhältnissen 
durch Ausnutzung einer zuvor vernachlässigten steuerlichen Optimierungsmöglichkeit auf 150.000 EUR, 
während der Absolutbetrag des Verlagerungsvolumens zugleich auf 1.250 EUR steigt, so würde sich ein 
anteiliges Verlagerungsvolumen von nur noch 0,83% (1.250:150.000) ergeben. Bei einer unter Rückgriff 
auf die Bezugsgröße GEnetto ermittelten Verhältniszahl, die selbst wiederum von den auftretenden 
Steuerwirkungen beeinflußt wird, können daher Wirkungsüberlagerungen auftreten, welche die 
Interpretation der generierten Maßgrößen erschweren. 
308  Grundsätzlich bestehende Bewertungsprobleme bleiben an dieser Stelle außer Betracht . 
309  Wie bereits dargestellt, wäre demgegenüber in diesem Zusammenhang die Bezugsgröße GEnetto als 
problematisch zu erachten, weil diese Größe vom Steuerbelastungsumfang und damit nachhaltig von der 
konkreten Gestaltung der Vermögensübertragung beeinflußt wird. Damit bestünde eine Abhängigkeit 
zwischen dem zu messenden Erbteilsverlagerungsumfang und den jeweils gewählten 
Aufteilungsmodalitäten, die – entsprechend der bisherigen Ausführungen – im Hinblick auf die 
Vergleichbarkeit der ermittelten Verlagerungsintensitäten vermieden werden sollte.  
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Sicht der einzelnen Erwerber. Dieser Umstand sollte deshalb ggf. gesondert Berücksichtigung 
finden, weil unter Umständen bereits einem aufgrund der Gesamtbetrachtung vermeintlich 
geringwertigen Erbteilsverlagerungsumfang ΔRgesamt aus individueller Erwerberperspektive 
gravierende materielle Bedeutung beizumessen ist: 
Bsp. 10: Zwei Erwerber sollen von einem Brutto-Erbvermögen von 5 Mio. EUR Anteile von 
4.500.000 EUR (E1brutto) bzw. 500.000 EUR (E2brutto) erhalten. Der Gesamtumfang 
der dabei auftretenden steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen betrage 50.000 
EUR, so daß sich für diesen Erbteilungsfall gem. Formel [11] ein ΔRgesamt von „nur“ 
1% ergibt. 
 Aus Erwerbersicht ist zur Beurteilung der Situation auf den individuellen 
Erwerbsanteil abzustellen. Da die Vermögensverlagerung von 50.000 EUR zwischen 
den beiden beteiligten Erwerbern stattfindet, berührt die Verlagerung den Erben mit 
dem geringeren Erbteil materiell wesentlich intensiver als den Erben mit dem 
höheren Erbteil. Bezogen auf den individuellen Bereicherungsanteil von 4,5 bzw. 0,5 
Mio. EUR würden sich somit bedarfsweise individualisierte Verlagerungsumfänge 
von ΔR1 = 1,11%  bzw. ΔR2 = 10% ergeben.  
Dieses Beispiel zeigt, daß die materielle Bedeutung steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen 
bei abweichenden Erbanteilen aus der Sicht betroffener Erwerber unterschiedlich 
einzuschätzen ist. Diesen Umstand kann die Variable ΔRgesamt im Sinne der Formel [11] 
naturgemäß nur unzureichend erfassen.  
Dennoch muß eine explizite Ausweitung der Untersuchung auf individualisierte 
Verlagerungsintensitäten angesichts der gewählten Untersuchungsschwerpunkte unterbleiben. 
Dies ergibt sich einerseits aus dem Umstand, daß für gesicherte Rückschlüsse auf die 
individuelle wirtschaftliche Betroffenheit der Erwerber konsequenterweise auch das bei den 
vorgesehenen Erwerbern vorhandene Privatvermögen vor Zufluß des Erbvermögens sowie 
ggf. sonstige Faktoren ihrer individuellen wirtschaftlichen Situation einzubeziehen wären. 
Zudem ist anhand des vorstehenden Fallbeispiels ersichtlich, daß voneinander abweichende 
individualisierte Verlagerungswerte ausschließlich bei abweichenden Erbvermögensanteilen 
zu erwarten sind, wobei die Differenz der Verlagerungswerte mit zunehmendem Umfang der 
Erwerbswertdifferenz steigt. Daher scheint es darstellungstechnisch angebracht, im Rahmen 
des weiteren Untersuchungsverlaufs grundsätzlich auf den Gesamtverlagerungsumfang 
ΔRgesamt abzustellen und jeweils dabei zu berücksichtigen, daß aus Sicht der einzelnen 
Erwerber den auftretenden Verlagerungswirkungen ggf. eine entsprechend materiell 
wesentlich bedeutsamere Einschätzung zukommen kann. An gegebener Stelle wird zur 
Verdeutlichung der Gewichtigkeit steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen noch gesondert auf 
die jeweiligen individualisierten Erbteilsverlagerungsumfänge  (ΔRi) aus der Perspektive der 
Einzelerwerber einzugehen sein. 
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2 Steuerplanung 
Aus der Steuersensibilität als Eigenschaftsmerkmal von Erbteilungsentscheidungen resultiert 
ein gesonderter steuerlicher Planungsbedarf, soweit letztlich eine weitgehende Umsetzung der 
erblasserintendierten Erbteilungsziele gewährleistet werden soll.310 
Steuerplanungsüberlegungen sind daher als wichtiges Teilplanungssystem in die 
Nachfolgeplanung zu integrieren, so daß die der Nachfolgeplanung zugrundeliegenden 
steuerrechtlichen Rahmenbedingungen zusammen mit den daraus resultierenden 
Zielwirkungen angemessen bei Entscheidungen über die Erbteilung berücksichtigt werden 
können. 
Steuerlichen Teilplanungssystemen können innerhalb von Planungsprozessen 
unterschiedliche Aufgabeninhalte zugeordnet werden. Daher soll ausgehend von den 
allgemeinen Grundfunktionen der Steuerplanung für den konkreten Anwendungsfall der 
Erbteilungsplanung eine Formulierung entsprechender steuerlicher Zielsetzungen erfolgen, 
die in der Folge die inhaltliche Abgrenzung des im weiteren zu lösenden 
Steuerplanungsproblems ermöglicht. 
2.1 Grundfunktionen der Steuerplanung 
Der Steuerplanungslehre als Forschungsdisziplin sind allgemein die Wechselwirkungen 
zwischen Entscheidungen eines Steuersubjektes und den daraus resultierenden 
Besteuerungsfolgen als originärer Gegenstandsbereich zuzuordnen. Über die 
Grundfunktionen, welche die Steuerplanungslehre in diesem Zusammenhang zu erfüllen hat, 
besteht ungeachtet der im Detail auftretenden terminologischen Abgrenzungsdivergenzen311 
ein weitgehender Konsens in der Literatur.312 Entsprechend werden im wesentlichen mit den 
Funktionsbereichen der Steuereinplanung einerseits sowie der Steuergestaltung313 
andererseits regelmäßig zwei Kernaufgabenkomplexe identifiziert, die trotz grundsätzlicher 
Wesensunterschiede deutliche inhaltliche Interdependenzen aufweisen.  
2.11 Steuereinplanung 
Steuerliche Belastungswirkungen können aufgrund und in der Folge unterschiedlichster 
Dispositionen eines Steuerpflichtigen entstehen, soweit diese im Rahmen eines 
                                                 
310  Grundsätzlich sind sämtliche Entscheidungen, die steuerliche Folgewirkungen auslösen, für den Bereich 
der Steuerplanung relevant. Vgl. Klöne, Steuerplanung, S. 8. 
311  Vgl. Rödder, Gestaltungssuche, S. 4. 
312  Vgl. hier stellvertretend für viele z.B. Rose, Steuerlehre, S. 16 ff.; Herzig, Steuerplanung, S. 14 ff.; Siegel, 
Steuerwirkungen, S. 14 ff.; Wöhe/Bieg, Grundzüge, S. 1. 
313  Vgl. Siegel, Steuerwirkungen, S. 15; Rödder, Gestaltungssuche, S. 4. 
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Einzelsteuergesetzes tatbestandlicher Anknüpfungspunkt für unmittelbare Besteuerungsfolgen 
sind. Demnach ist es als vornehmliche Aufgabe der Steuereinplanung innerhalb der 
Steuerplanungslehre zu betrachten, die unmittelbar durch Einzeldispositionen ausgelösten 
steuerlichen Belastungswirkungen jeweils zu identifizieren und zu quantifizieren, damit diese 
einer Berücksichtigung im Rahmen von Dispositionskalkülen zugänglich werden.314 Den 
Ausgangspunkt der Steuereinplanung bildet demnach stets eine bereits realisierte oder 
zumindest geplante Sachverhaltsgestaltung, für die es jeweils die resultierenden steuerlichen 
Belastungswirkungen festzustellen gilt.  
Steuereinplanung ist folglich dem Wesen nach eine vornehmlich reagierende Tätigkeit,315 in 
deren Mittelpunkt die Ermittlung dispositionsbezogener Steuerwirkungen und somit 
allgemein die Analyse von bestehenden steuerlichen Wirkungszusammenhängen im Sinne 
von Ursache-Wirkungs-Beziehungen steht.316 Erst in der Summe entsprechender 
Beziehungsaussagen werden im Einzelfall steuerliche Zusammenhänge transparent, wodurch 
die Steuereinplanung letztlich als unverzichtbare Voraussetzung für eine angemessene 
Berücksichtigung von Steuerwirkungen im Entscheidungskalkül des Steuerpflichtigen 
anzusehen ist.317 
Im Zusammenhang mit dem Gestaltungsproblem der Erbteilung ist es als Aufgabe der 
Steuereinplanung anzusehen, Wirkungszusammenhänge zwischen einzelnen erbrechtlichen 
Erbteilungsverfügungen des Erblassers und den daraus resultierenden erbschaftsteuerlichen 
Belastungsfolgen aufzuzeigen. Neben der Quantifizierung des jeweils aufgrund einer ganz 
bestimmten Erbteilungsregelung zu erwartenden erbschaftsteuerlichen Belastungsvolumens 
sind insbesondere auch grundsätzliche Beziehungen zwischen einzelnen Merkmalen der 
Nachfolgesituation und spezifischen steuerlichen Belastungsdeterminanten offenzulegen. In 
diesem Sinne bildet die Steuereinplanung letztlich die Basis für die Beurteilung der 
potentiellen Auswirkungen der steuerlichen Belastungssituation auf den jeweiligen 
Zielerreichungsgrad unterschiedlicher Gestaltungsziele.  
2.12 Steuergestaltung 
Im Rahmen der Steuerplanungslehre ist die Steuergestaltung gegenüber der Steuereinplanung 
als eine eher agierende Tätigkeit318 anzusehen, die auf eine gezielte Lösung gegebener 
Problemstellungen unter steuerlichen Gesichtspunkten abzielt. In Umkehrung der im Rahmen 
                                                 
314  Vgl. z.B. Schiffers, Teilsysteme, S. 44 ff.; Wacker, Steuerplanung, S. 2. 
315  Vgl. Rödder, Gestaltungssuche, S. 5. 
316  Vgl. Rose, Steuerlehre, S. 19. 
317  Vgl. Rödder, Steuerplanungslehre, S. 3; Rose, Steuerlehre, S. 19. 
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der Steuereinplanung offengelegten Ursache-Wirkungs-Beziehungen und somit auf der 
Grundlage der im Rahmen der Steuereinplanung gewonnenen Erkenntnisse betrifft die 
Steuergestaltung vornehmlich die Fragestellung, welche Dispositionen zu treffen sind, um 
bestimmte steuerliche Wirkungen auszulösen (Ziel-Mittel-Beziehungen). Zu diesem Zweck 
bedarf die Steuergestaltung daher zunächst einer konkreten Zielformulierung. 
Überlegungen zur Steuergestaltung bilden somit im Grundsatz die logische Konsequenz aus 
den bei einer spezifischen Gestaltungsaufgabe im Rahmen der Steuereinplanung ggf. 
identifizierten steuerlichen Problembereichen. Entsprechend soll auch die Aufgabenstellung 
der Steuerplanung für den Anwendungsfall der Erbteilungsplanung nicht auf 
Steuereinplanungsfunktionen beschränkt bleiben. Dort, wo die jeweils ausgelösten 
Besteuerungsfolgen und die angestrebten Erbteilungsziele erkennbar in Widerspruch 
zueinander stehen (mögliches Ergebnis der Steuereinplanung), ist vielmehr nach 
weiterführenden Lösungsansätzen zu forschen, mit deren Hilfe sich die Besteuerungsfolgen 
im Sinne der ursprünglichen Zielsetzungen modifizieren lassen (Funktion der 
Steuergestaltung).  
Damit ein steuerliches Teilplanungssystem im Rahmen der Erbteilung neben 
Steuereinplanungsfunktionen grundsätzlich auch Funktionen der Steuergestaltung erfüllen 
kann, bedarf es im weiteren zunächst der Konkretisierung eines anwendungsbezogenen 
steuerorientierten Zielsystems319 für die steuerliche Erbteilungsgestaltung. 
2.2 Steuerliches Zielsystem der Erbteilung 
Die Steuerplanung erfüllt trotz ggf. eigenständiger Zielformulierungen im Rahmen der 
Steuergestaltungsfunktion regelmäßig keinen Selbstzweck, sondern ist integrativer 
Bestandteil eines übergeordneten Planungssystems.320 Die Steuereinplanungs- und 
insbesondere die Steuergestaltungsaufgaben vollziehen sich daher jeweils vor dem 
Hintergrund weiterer nichtsteuerlicher Planungsziele, wodurch zwischen steuerlichen und 
nichtsteuerlichen Zielen durchaus Zielkonflikte auftreten können. In der Literatur wird bei 
Konfliktfällen die Verfolgung steuerorientierter Zielsetzungen oftmals als nachrangig zu 
alternativen nichtsteuerlichen Zielverfolgungen eingestuft.321 Diese Einschätzung dürfte in 
besonderer Weise auch für den Anwendungsfall der Planung der Erbteilungsgestaltung 
                                                 
318  Vgl. Rödder, Gestaltungssuche, S. 5. 
319  Vgl. Wöhe/Bieg, Steuerlehre, S. 1. 
320  Im Rahmen dieser Untersuchung ist die Steuerplanung dabei letztlich in die Nachfolgeplanung eingebettet. 
Zum Wesen der Steuerplanung in der Betriebswirtschaftslehre allgemein vgl. Eisenach, Steuerplanung, S. 
69 ff. Zum Begriff der relativ-autonomen Steuerplanung, vgl. Marettek, Zielvorstellungen, S. 67. 
321  Vgl. Rose, Steuerlehre, S. 18. 
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zutreffen, bei dem der Verfolgung der bereits weiter oben beschriebenen Elementarziele322 im 
Falle von Zielkonflikten regelmäßig Vorrang vor steuerlichen Subzielen einzuräumen sein 
wird. Dennoch werden steuerliche Planungsaspekte dadurch im Rahmen der 
Nachfolgeplanung nicht zwangsläufig obsolet. Angesichts der bereits dargelegten 
Steuersensibilität von Erbteilungsentscheidungen, die elementare nichtsteuerliche 
Gestaltungsanliegen des Erblassers gefährdend kann, sind steuerliche Zielsetzungen vielmehr 
ein unverzichtbarer Bestandteil einer planerischen Auseinandersetzung mit der 
Erbteilungsgestaltung.  
2.21 Minimierung erbfallbedingter Steuerbelastungen 
Als etablierte Zielsetzung323 im Rahmen der steuerlichen Gestaltung einer 
Nachfolgeregelung324 ist die Minimierung der im Erbfall auftretenden Steuerbelastungen 
anzusehen. Das Ziel der Steuerbelastungsminimierung ist gleichbedeutend mit einer 
Maximierung des im Rahmen der Nachfolge auf die Erwerber übergehenden Vermögens nach 
Abzug sämtlicher resultierender Steuerbelastungen. Damit wird deutlich, daß das Ziel der 
Steuerminimierung den elementaren vermögensbezogenen Nachfolgezielen der quantitativen 
und qualitativen Vermögenserhaltung entspricht. 
In eine Nachfolgeregelung durch Erbteilung sind per definitionem stets mehrere Erwerber 
involviert, so daß erbfallbedingte Belastungen in Form der Erbschaftsteuer regelmäßig bei 
mehreren Steuersubjekten zugleich auftreten. Steuerminimierende Gestaltungen in Bezug auf 
einzelne Erwerber können dabei in der Folge durchaus steuerliche Mehrbelastungen bei den 
Miterwerbern auslösen, so daß eine für einen Einzelerwerber erzielte Steuereinsparung 
möglicherweise im Ergebnis dennoch zu einer Erhöhung der Gesamtsteuerbelastung der 
Erbteilung führt. Vor dem Hintergrund der Zielsetzung der Vermögenserhaltung ist daher zu 
folgern, daß das Gestaltungsobjekt bei der Steuerbelastungsminimierung stets die Summe der 
Steuerbelastungen sämtlicher Erwerber ist und nicht die isolierten 
Individualsteuerbelastungen der Erwerber. 
Die Zielverfolgung einer Minimierung erbfallbedingter Steuerbelastungen würde ihre 
optimale Entsprechung in denjenigen Erbfällen finden, bei denen in tatbestandlicher 
Ermangelung eines erbrechtlichen Vermögensübergangs überhaupt keine Steuerbelastungen 
auftreten. Dementsprechend würde sich ein Erblasser grundsätzlich steueroptimal verhalten, 
                                                 
322  Vgl. die Ausführungen zu den Zielsetzungen der Nachfolgeplanung allgemein in Teil I, Abschnitt B, 
Kapitel 2.121. 
323  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 105; Christoffel, Erbschaftsteuersparbuch, S. 5 ff.; 
Schäfer/Schlarb, Schenkungsteuer, S. 65 ff. 
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wenn er erst gar kein Vermögen bildet bzw. bereits vorhandenes Vermögen bis zu seinem 
Todeszeitpunkt restlos konsumiert.325 In grundsätzlicher Analogie zur Situation bei der 
Ertragsteuerplanung326 scheint jedoch eine Steuerbelastungsminimierung im Rahmen der 
Erbteilung nur sinnvoll als eine relative Minimierung der Steuerbelastung bei einem 
gegebenen Vermögensübergang. Dies ergibt sich aus dem Umstand, daß sich die 
Steuerplanung jeweils vor dem Hintergrund einer konkreten Erbteilungssituation vollzieht, 
die durch das Vorhandensein einer spezifischen Vermögenssubstanz gekennzeichnet ist, und 
mit deren Übertragung ein Erblasser überhaupt erst elementare personen- oder 
vermögensbezogene Zielsetzungen verfolgen kann.327 Steuerliche Zielsetzungen sind 
entsprechend in das Gesamtzielgefüge der jeweils zugrundeliegenden Planungsaufgabe 
einzubetten, sofern eine in der Praxis verwertbare Gestaltungsunterstützung durch ein 
steuerliches Teilplanungssystem erreicht werden soll. 
2.22 Relationsneutralität erbfallbedingter Steuerbelastungen 
Die steuerliche Zielsetzung der Relationsneutralität ergibt sich konsequenterweise aus dem 
elementaren personenbezogenen Nachfolgeziel der Herbeiführung individueller 
Erbgerechtigkeit bei der Aufteilung des Erbvermögens. Soweit die letztwilligen Verfügungen 
eines Erblassers, deren wesentlichstes Gestaltungselement die erwerberbezogenen 
Erbteilsrelationen darstellen, durch steuerinduzierte Verlagerungswirkungen unkontrolliert 
modifiziert werden, sind durch das tatsächlich eintretende Erbteilungsergebnis im Einzelfall 
wesentliche Nachfolgeziele des Erblassers gefährdet. 
Relationsneutralität als Zielsetzung hinsichtlich der bei einer Erbteilung auftretenden 
Besteuerungswirkungen ist stets dann gegeben, wenn nach Abzug sämtlicher erbfallbedingter 
Steuerbelastungen die eintretenden Erbteilsrelationen den ursprünglich erblasserintendierten 
Relationen entsprechen.328 Für eine formale Zielkonkretisierung kann daher auf die bereits 
vorstehend entwickelte allgemeine Relationsneutralitätsbedingung (vgl. Formel [5])329 
                                                 
324  Die steuerliche Gestaltung der Erbteilung bildet insoweit keine Ausnahme gegenüber den steuerlichen 
Planungsbestrebungen im Zusammenhang mit anderen Anwendungsgebieten. 
325  Dadurch würden allerdings zugleich auch weitere Überlegungen zur steuerorientierten 
Erbteilungsgestaltung naheliegenderweise überflüssig. 
326  Zur ertragsteuerlichen Zielsetzung einer relativen Steuerminimierung vgl. z.B. Paulus, Ziele, S. 40; Siegel, 
Konzepte, S. 76 ff. 
327  Dies schließt jedoch nicht grundsätzlich aus, daß es der Zielsetzung eines Erblassers möglicherweise auch 
entsprechen kann, tatsächlich sein Vermögen bis zum Erbfalleintritt vollständig zu konsumieren und seinen 
Nachfolgern keinerlei Vermögenswerte zu hinterlassen.  
328  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 107 
329  Wie in Kapitel 1.221 dieses Untersuchungsabschnitts nachgewiesen wurde, wirken die auftretenden 
Steuerwirkungen in diesen Fällen stets nicht relationsbeeinflussend. 
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zurückgegriffen werden, die anhand des Verhältnisses zwischen erwerberspezifischen 
Individualbelastungen und Gesamtsteuerbelastung einerseits sowie den verfügten 
Individualrelationen andererseits entsprechende Aussagen über das Auftreten 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen ermöglicht.  
Im Zusammenhang mit der Relationsneutralitätsgleichung wurde bisher stets stillschweigend 
unterstellt, daß die von einem Erblasser testamentarisch verfügten (Brutto-)Erbteilsrelationen 
mit den von ihm tatsächlich intendierten Erbteilsrelationen übereinstimmen. Grundsätzlich ist 
jedoch zu berücksichtigen, daß im Einzelfall eine Modifikation der vordergründig verfügten 
(Brutto-) Erbteilsrelationen erforderlich sein kann, um die intendierten Erbteilsrelationen 
(netto) zu erreichen. Zieht man jedoch die Möglichkeit eines derartigen Einsatzes der 
verfügten Erbteilsrelationen im Hinblick auf das Ziel der Relationsneutralität in Betracht, so 
sind die verfügten Erbteilsrelationen und die erblasserintendierten Erbteilsrelationen nicht 
zwangsläufig identisch. Vielmehr ist vor diesem Hintergrund im folgenden notwendigerweise 
eine Unterscheidung zwischen den erblasserintendierten Erbteilsrelationen und den 
erbrechtlich verfügten Erbteilsrelationen zu treffen:  
Bsp. 11: Damit die Erwerber 1 und 2 nach Abzug von Steuern hälftig durch den Nachlaß im 
Umfang von 5 Mio. EUR bereichert werden, verfügt der Erblasser eine 
testamentarische Erbeinsetzung zu 3/5 (d.h. E1brutto = 3 Mio. EUR) bzw. 2/5 (d.h. 
E2brutto = 2 Mio. EUR). 
 Weil – hier annahmegemäß – die resultierende Steuerbelastung des Erben 1 
aufgrund der steuerrelevanten Einzelfallumstände mit 1,2 Mio. EUR wesentlich 
höher ist als die Belastung des Erben 2 (hier: 0,2 Mio. EUR), stellt sich als 
Erbteilungsergebnis für beide Erwerber die ursprünglich angestrebte gleichwertige 
Bereicherung in Höhe von 1,8 Mio. EUR ein. 
 Die Steuerbelastungen wirken somit bezogen auf das erblasserintendierte 
Erbteilungsergebnis insgesamt relationsneutral. Demgegenüber würde die 
Relationsneutralitätsgleichung (vgl. Formel [5]) unter Zugrundelegung der 
testamentarisch verfügten Erbanteile (2/5 bzw. 3/5) ein Auftreten von 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen signalisieren.  
Das Fallbeispiel verdeutlicht, daß die steuerliche Zielsetzung der Relationsneutralität nicht 
zwangsläufig die formal erbrechtlich verfügten Erbteilsrelationen betrifft, sondern stets auf 
die originär erblasserintendierten Relationen abzustellen hat.330 Den dadurch bestehenden 
Möglichkeiten zur Anknüpfung an die erbrechtlich verfügten Erbteilsrelationen im Hinblick 
auf die Durchsetzung der tatsächlich angestrebten Erbteilungsrelationen wird im Rahmen 
einer steuerorientierten Erbteilung noch besondere Beachtung zu widmen sein.  
                                                 
330  Beide Relationswerte können jedoch auch im Einzelfall übereinstimmen. 
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In gleicher Weise wie das Planungsziel der Steuerbelastungsminimierung ist auch die 
Zielsetzung der Relationsneutralität gestalterisch grundsätzlich nicht isoliert aus der 
Perspektive der Einzelerwerber zu verfolgen. Da eine Erbteilsrelation definitorisch als der 
Anteil eines Erwerbers am insgesamt übergehenden Gesamtnachlaß definiert ist, beeinflußt 
die Modifikation einer individuellen Einzelrelation unmittelbar auch die Anteilsrelation 
mindestens eines weiteren Miterwerbers. Während dadurch für den Sonderfall einer 
Erbteilungssituation mit nur zwei Nachfolgesubjekten (Zweierwerberfall) aufgrund der 
unmittelbar miteinander verknüpften Individualrelationen331 bereits dann ein insgesamt 
relationsneutrales Erbteilungsergebnis vorliegt, wenn für nur einen der Erwerber die 
angestrebte Erbteilsrelation erreicht wird, bedürfen Erbfälle mit mehr als zwei Erwerbern 
demgegenüber grundsätzlich eines Gestaltungsansatzes, der die Erbteilsrelationen sämtlicher 
Erwerber einbezieht.332 
2.23 Ordnungsgefüge der steuerlichen Planungsziele 
Angesichts der dargestellten steuerlichen Mehrfachzielsetzung läßt sich das Gestaltungsziel 
der Steuerplanung bei der Erbteilung zusammenfassend als Herbeiführung einer 
relationsneutralen Steuerbelastungssituation bei zugleich minimiertem 
Gesamtsteuerbelastungsumfang umschreiben. Die simultane Verfolgung mehrerer 
Zielsetzungen stellt bei bestehender Zielkomplementarität333 kein grundsätzliches Problem 
dar, allerdings ist vornehmlich bei auftretenden Zielkonflikten eine Entscheidung darüber zu 
treffen, welcher Zielsetzung im Rahmen der konkreten Gestaltungsentscheidung Vorrang 
einzuräumen ist.334 
Bereits ein flüchtiger Blick auf die vorhandene Literatur zur steuerlichen Nachfolgeplanung 
verdeutlicht den hohen Stellenwert, der dem steuerlichen Gestaltungsziel der 
Steuerbelastungsminimierung allgemein beigemessen wird.335 Dabei sollte die Tatsache, daß 
der Erblasser selbst nicht Steuerschuldner der Erbschaftsteuer ist und damit als steuerlicher 
Gestalter somit zumindest nicht höchstpersönlich den unmittelbaren wirtschaftlichen 
                                                 
331  Die Erbteilsrelation jedes Erwerbers bildet in diesen Fällen gewissermaßen das Komplement des 
beteiligten Miterwerbers, weil vorhandene Nachlaßobjekte, die im Zweierwerberfall nicht dem einen 
Erwerber zugehen, zwangsläufig dem Erwerbsteil des Miterwerbers zuzurechnen sind. 
332  Auf diesen Umstand wird in der folgenden Analyse bei der Entwicklung steuerorientierter Lösungsansätze 
noch gesondert einzugehen sein. 
333  Bei einer bestehenden Zielkomplementarität begünstigt die Zielerreichung eines Zieles zugleich die 
Zielerreichung des anderen Zieles. In dieser Situation kann jedoch dennoch ausnahmsweise, z.B. bei 
begrenzten Planungsressourcen, eine „Zielkonkurrenz“ auftreten, so daß auch hier möglicherweise eine 
Entscheidung über das bevorrechtigt zu verfolgende Ziel zu treffen ist. 
334  Vgl. auch Eisenführ/Weber, Entscheiden, S. 60 ff. 
335  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 104. 
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Nutzen336 aus steueroptimierten Gestaltungsdispositionen ziehen kann,337 Anlaß geben, diese 
eindimensionale Zielorientierung kritisch zu hinterfragen.338 Wie das folgende Fallbeispiel 
verdeutlicht, kann aus der Perspektive eines Erblassers, der in Auseinandersetzung mit dem 
Problem der Erbteilungsgestaltung und unter gründlicher Abwägung sämtlicher 
Einzelfallinteressen eine Erbteilungsgestaltung entwickelt hat, eine konsequent 
steuerminimierende Steuerplanung konzeptionell nicht überzeugen. 
Bsp. 12: Im Rahmen einer Erbteilungsentscheidung sind für das Erbvermögen von 1 Mio. 
EUR zwei potentielle Erwerber 1 (Steuerklasse I; d.h. hier: Tarifbelastung = 7 bis 
15%) und 2 (Steuerklasse III; d.h. hier: Tarifbelastung = 17 bis 29%) vorhanden.  
 Unter konsequenter Zielverfolgung der Steuerbelastungsminimierung wäre jede 
Zuteilung an den Erwerber 2 unbedingt zu vermeiden, weil dieser stets einem 
ungünstigeren Steuertarif unterliegt als sein Miterwerber. Als Ergebnis der 
Steuerplanung wäre der Erwerber 1 daher aufgrund seiner stets geringeren 
Steuerbelastung unbedingt als Alleinerwerber zu bestimmen. 
 Unter der Annahme, daß der Erblasser ursprünglich eine gleichverteilte Zuwendung 
im Sinn gehabt hat, ist dieses steuerliche Planungsergebnis jedoch insgesamt nicht 
verwertbar. 
Angesichts der im Rahmen einer Erbteilung zu berücksichtigenden vielfältigen Aspekte ist 
typischerweise mit Gestaltungsrestriktionen durch nichtsteuerliche Zielsetzungen zu rechnen, 
die im Einzelfall nur in begrenztem Umfang Freiräume für belastungsminimierende 
Steuergestaltungen belassen. Je detaillierter die Vorstellungen eines Erblassers hinsichtlich 
des anzustrebenden Erbteilungsergebnisses sind, desto geringer erscheinen die 
steuerminimierenden Gestaltungsmöglichkeiten, so daß eine derartig ausgerichtete 
Steuerplanung im Extremfall auf Aspekte der Steuereinplanung beschränkt wäre.  
Demgegenüber erscheint es unter planerischen Gesichtspunkten naheliegender, das 
Hauptaugenmerk der Steuerplanung zunächst darauf zu richten, daß ein erblasserintendiertes 
Erbteilungsergebnis, als Konkretisierung elementarer (nichtsteuerlicher) Nachfolgeziele, nach 
Abzug der steuerlichen Belastungen auch tatsächlich eintritt. Erst wenn die Umsetzung der 
elementaren Erblasserzielsetzung in Form erwerberindividueller Erbteilsrelationen auch nach 
Abzug der Steuerbelastungen gewährleistet ist, bietet es sich in einem weiteren Schritt an, 
über steuerminimierende Gestaltungsfragen nachzudenken.  
                                                 
336  Gleichwohl kann bereits das Wissen, einem steueroptimierten Übergang seines Vermögens dem Weg 
geebnet zu haben, einen persönlichen Anreiz darstellen. 
337  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 113. 
338  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 107, der anmerkt, daß sich in der Praxis hinsichtlich der 
zugrundeliegenden Planungskonzeptionen durchaus alternative Zielsetzungen zur Belastungsminimierung 
finden lassen.  
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In Erbfällen, bei denen eine konfliktäre steuerliche Zielbeziehung besteht, kann das 
vorstehend beschriebene Ordnungsgefüge der Steuerplanungsziele jedoch nicht als starre 
Rangfolgeanordnung angesehen werden. Da die Korrektur einer nur marginalen 
Erbteilsrelationsabweichung regelmäßig keine umfangreichen steuerlichen Mehrbelastungen 
rechtfertigt, ist daher möglicherweise in Grenzbereichen von einer streng relationsorientierten 
Steuerplanung abzuweichen. Die Bedingungen, unter denen zugunsten der 
Steuerbelastungsminimierung auf einen Relationsausgleich zu verzichten ist, sind dabei von 
den jeweiligen Einzelfallumständen339 und insbesondere von der Interessenlage des 
Erblassers abhängig, so daß eine Entscheidung stets nur unter Würdigung aller Umstände und 
ausschließlich für den Einzelfall getroffen werden kann. 
Auch wenn der Zielsetzung der Relationsneutralität somit im Grundsatz Vorrang vor dem 
Gestaltungsziel der Steuerminimierung eingeräumt werden soll, kann dies keine bestimmte 
zeitliche Reihenfolge einzelner Planungsschritte implizieren. Den Ausgangspunkt einer 
relationsorientierten Steuerplanung bilden stets erwerberspezifische Erbteilsrelationen, die 
möglicherweise jedoch bereits unter dem Gesichtspunkt einer möglichst geringen 
Steuerbelastung verfügt worden sind. In diesen Fällen wäre z.B. eine relationsorientierte 
Steuerplanung zur Korrektur steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen der 
steuerminimierenden Steuerplanung zeitlich nachgelagert. Zugleich erscheint es jedoch auch 
möglich, daß durch alternative Gestaltungsmaßnahmen im Rahmen der relationsorientierten 
Steuerplanung jeweils steuerliche Mehrbelastungen ausgelöst werden, so daß eine 
Steuerminimierung durch Auswahl der steuergünstigsten Alternative zeitlich erst im Nachfeld 
des Relationsausgleichs erfolgt. 
Zwischen der relationsorientierten und der belastungsorientierten Steuerplanung bestehen 
somit vielfältige Wechselwirkungen, so daß jede steuerliche Gestaltungsmaßnahme im 
Hinblick auf die eine Zielsetzung ggf. Auswirkungen auf die jeweils andere Zielsetzung 
entfaltet, wodurch wiederum im Einzelfall weiterer steuerlicher Planungsbedarf resultiert. Das 
Verhältnis der steuerlichen Teilzielplanungen läßt sich daher am besten anhand der folgenden 
Abbildung darstellen: 
                                                 
339  So ist möglicherweise bei sehr großem Vermögen die Bereitschaft, eine begrenzte Steuermehrbelastung in 
Kauf zu nehmen, um die angestrebten Erbteilsrelationen herbeizuführen, möglicherweise ausgeprägter als 
bei geringen Vermögensvolumina oder bei grundsätzlich angespannter Liquiditätslage. 
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Abb. 3:  Beziehungsgefüge erbschaftsteuerlicher Planungsziele 
 
Angesichts dieser wechselseitigen Beeinflussungen ist für den weiteren Untersuchungsverlauf 
zunächst ein Ausgangspunkt festzulegen, der die Grundlage der jeweiligen 
Planungsüberlegungen darstellt. Entsprechend soll deshalb im folgenden stets davon 
ausgegangen werden, daß ein konkreter Erbteilungsplan existiert, der in Form 
erwerberindividuell testamentarisch festgelegter Erbteilsrelationen dem tatsächlichen 
erblasserintendierten Erbteilungsergebnis – ggf. bereits unter Einschluß steuerminimierender 
Gestaltungen, jedoch ohne Berücksichtigung eintretender steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen – entspricht. Auf der Grundlage des so fixierten angestrebten 
Erbteilungsergebnisses sind Gestaltungsüberlegungen zur Herbeiführung von 
Relationsneutralität anzustellen, die demnach als eigenständiges steuerliches 
Planungsproblem wie nachfolgend beschrieben zu charakterisieren sind. 
2.3 Relationsneutralität als Steuerplanungsproblem 
Soweit die Besteuerung der Erbteilung die vom Erblasser festgelegten 
Bereicherungsrelationen der Erwerber nicht vollständig unberührt läßt, darf die steuerliche 
Erbteilungsplanung nicht auf Aspekte der Steuerbelastungsplanung beschränkt sein. Im Sinne 
einer steuerorientierten Erbteilungsgestaltung stellt sich das aus der Besteuerungssystematik 
des Erbschaftsteuergesetzes resultierende Planungsproblem der Relationsneutralität vielmehr 
wie folgt dar.340 
                                                 
340  Zur grundsätzlichen Bedeutung der Problemdefinition im Rahmen des Problemlösungsprozesses vgl. 
Schlager, Steuergestaltung, S. 14  ff. 
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2.31 Formale Problembeschreibung 
Die Durchführung relationsorientierter Steuerplanungen soll sich im folgenden an der 
Grundstruktur wirtschaftlicher Entscheidungsprozesse orientieren.341 Ein solcher Prozeß 
umfaßt nach Brauchlin342 notwendigerweise die folgenden Komponenten: 
• Soll 
• Ist 
• Situation 
• Alternativen  
• Konsequenzen  
 
Für das dieser Untersuchung zugrundeliegende Problem der steuerinduzierten 
Erbteilsverlagerungen lassen sich die vorstehenden Komponenten jeweils im Sinne einer 
relationsorientierten Steuerplanung wie folgt konkretisieren. 
2.311 Soll 
Das „Soll“ bildet die Zielgröße des Problemlösungsprozesses und damit zugleich auch den 
Maßstab für den Zielerreichungsgrad einer ggf. im Ergebnis entwickelten Problemlösung.  
Im Rahmen der Erbteilung stellen die von einem Erblasser angestrebten Erbteilsrelationen die 
Soll-Größe des Problemlösungsprozesses dar, so daß die Kenntnis des jeweils angestrebten 
Aufteilungsverhältnisses als eine notwendige Voraussetzung für die Ingangsetzung des hier 
beschriebenen Problemlösungsprozesses anzusehen ist. Die rechtsverbindliche Umsetzung 
der vorgesehenen Aufteilungsmodalitäten erfolgt regelmäßig auf der Grundlage des 
bestehenden erbrechtlichen Instrumentariums, wobei die erblasserintendierten 
Erbteilsrelationen letztlich in der Summe der Zuwendungseinzeltatbestände dokumentiert 
sind und sich jeweils als Verhältnis der Individualerwerbe zum übergehenden 
Gesamtvermögen ermitteln lassen. Bei den folgenden Analyseschritten ist dabei stets 
vorauszusetzen, daß die vom Erblasser erbrechtlich dokumentierten Erbteilungsmodalitäten 
grundsätzlich seinen originären Zielvorstellungen entsprechen. Damit wird eine ggf. 
rechtsirrtümliche Auswahl für die eigentliche Zielerreichung ungeeigneter zivilrechtlicher 
                                                 
341  Die Strukturierung bzw. Zerlegung komplexer Problemstellungen in einzeln zu betrachtende 
Teilkomponenten unterstützt letztlich die Problemlösung. Vgl. auch Eisenführ/Weber, Entscheiden, S. 16; 
Schiffers, Teilsysteme, S. 42. 
342  Vgl. Brauchlin, Entscheidungsmethodik, S. 43 ff. 
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Erbteilungsinstrumente ebenso ausgeschlossen343 wie geplante Abweichungen344 zwischen 
den erblasserintendierten und den testamentarisch verfügten Aufteilungsverhältnissen.  
2.312 Ist 
Das „Ist“ bildet die Vergleichsgröße für das „Soll“. Eine Abweichung zwischen den beiden 
Größen signalisiert einen konkreten Gestaltungsbedarf, d.h. das Bestehen eines Problems mit 
der Notwendigkeit zur Einleitung eines geeigneten Problemlösungsprozesses.  
Für das Gestaltungsproblem der Erbteilung beschreibt das „Ist“ den Zustand, der nach den im 
Betrachtungszeitpunkt festgelegten Erbteilungsmodalitäten unter Berücksichtigung sämtlicher 
Steuerwirkungen im Erbfall eintritt bzw. eintreten würde. Die prospektive Ermittlung des zu 
erwartenden Ist-Zustandes ist demnach inhaltlich dem Funktionsbereich der Steuereinplanung 
zuzuordnen. Auch die Ist-Größe wird letztlich durch eine Relation dargestellt, welche die 
jeweils realisierten Individualbereicherungen nach Abzug der Erbschaftsteuerbelastung zum 
verbleibenden Netto-Gesamtvermögen ins Verhältnis setzt. 
Für den entscheidenden Vergleich zwischen der Soll- und der Ist-Größe kann auf die bereits 
vorstehend entwickelte Relationsneutralitätsgleichung (vgl. Formel [5]) zurückgegriffen 
werden. Wird die Neutralitätsbedingung der Erbteilung erfüllt, können relationsorientierte 
Gestaltungsanpassungen grundsätzlich unterbleiben. Wird demgegenüber aufgrund des 
Vergleichs ein Auftreten steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen identifiziert, ist der 
Problemlösungsprozeß grundsätzlich im Hinblick auf die Herbeiführung eines 
Relationsausgleichs fortzuführen. Dies gilt ausnahmsweise nicht für Erbteilungsfälle, in 
denen zwar steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen auftreten, diese jedoch in ihrem Umfang 
vom Erblasser für die von ihm verfolgten Zielsetzungen insgesamt als nicht wesentlich 
betrachtet werden.345 
2.313 Situation 
Die „Situation“ bildet die Summe aller Faktoren, die für den Problemlösungsprozeß relevant 
sind, aber vom Entscheidungsträger selbst nicht beeinflußt werden können (Umwelt). Je nach 
Ausprägung der Faktoren im Einzelfall ergeben sich für den Lösungsprozeß verschiedene 
Umweltzustände. 
                                                 
343  Aspekte einer rechtsirrtümlich erfolgten Gestaltungsauswahl sind nicht Gegenstand der vorliegenden 
Untersuchung. Damit es im Einzelfall nicht dazu kommt, sollte idealiter auf die Beratungsleistung eines 
qualifizierten Beraters zurückgegriffen werden. 
344  Hier insbesondere eine ggf. bereits im Hinblick auf eine relationsorientierte Steuergestaltung erfolgte 
„Anpassung“ der testamentarisch verfügten Erbteilsrelationen. 
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Als Problemsituation sind grundsätzlich sowohl Merkmale des Erbteilungsfalles selbst als 
auch die diesen umgebenden rechtlichen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. Dabei 
vollzieht sich der hier zu betrachtende Problemlösungsprozeß auf der Grundlage des 
geltenden Erbschaftsteuerrechts, wobei aufgrund bestehender Interdependenzen jedoch 
insbesondere auch zivilrechtliche sowie bewertungsrechtliche Umweltfaktoren zu 
berücksichtigen sind. Hinsichtlich des Erbteilungsfalls selbst sind sowohl die isolierten 
Merkmale der zugrundeliegenden Nachfolgesituation, z.B. die Anzahl und die persönlichen 
Merkmale der vorgesehen Erwerber sowie die Art und Zusammensetzung des Erbvermögens, 
als auch besondere Beziehungen zwischen Nachfolgesubjekten und Nachfolgeobjekten, z.B. 
in Form gegenständlicher Zuteilungswünsche des Erblassers, dem Problemlösungsprozeß als 
Situation zugrundezulegen.346  
2.314 Alternativen 
Als „Alternativen“ sind die dem Erblasser zur Verfügung stehenden 
Gestaltungsmöglichkeiten aufzufassen, die zur Herstellung des „Soll“-Zustandes unter 
Berücksichtigung der „Situation“ geeignet sind.  
Die Alternativengenerierung entspricht inhaltlich dem Problemlösungsbeitrag der 
Steuergestaltung. Unter Berücksichtigung der zugrundeliegenden Problemsituation können 
zunächst unmittelbar nicht zulässige Alternativen identifiziert werden, so daß diese im 
weiteren Prozeßverlauf außer Betracht bleiben. Da steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen 
tatbestandlich Bereicherungsverlagerungen zwischen den beteiligten Erwerbern darstellen, 
kommen als Alternativen sämtliche Handlungsoptionen des Erblassers in Betracht, mit denen 
die individuellen Vermögenspositionen der betroffenen Erben jeweils in einem Umfang 
modifiziert werden können, der – ggf. zumindest möglichst weitgehend – dem ursprünglich 
angestrebten Soll-Zustand entspricht.  
2.315 Konsequenzen 
Ein wichtiges Element innerhalb eines Problemlösungsprozesses ist die Analyse der durch die 
zur Auswahl stehenden Alternativen ausgelösten „Konsequenzen“, welche die im Vergleich 
zum ursprünglichen Ist-Zustand eintretenden Änderungen abbilden. In der Summe der durch 
eine Gestaltungsalternative ausgelösten Konsequenzen und deren Bewertung im Hinblick auf 
                                                 
345  Eine Entscheidung darüber ist naturgemäß nur individuell und unter Abwägung sämtlicher 
Einzelfallumstände zu treffen. 
346  Je präziser dabei die Vorstellungen eines Erblassers hinsichtlich der gegenständlichen Aufteilung seines 
Vermögens auf einzelne Erwerber sind, desto restriktiver sind die Bedingungen für einen 
Relationsausgleich im Sinne einer Gestaltung der Individualsteuerbelastungen. 
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die Erreichung des Soll-Zustandes wird im Ergebnis die Auswahl der im Einzelfall am besten 
geeigneten Alternative möglich.  
Da erst anhand der jeweils ausgelösten Konsequenzen deutlich wird, inwieweit die einzelnen 
Maßnahmen zur Herstellung der erblassergewünschten Erbteilsrelationen geeignet sind, bildet 
die Analyse der Konsequenzen einzelner Gestaltungsalternativen im Hinblick auf ihr 
jeweiliges Problemlösungspotential eine unverzichtbare Voraussetzung dafür, daß diese 
überhaupt als Alternativen im Sinne des Problemlösungsprozesses zu identifizieren sind. 
Dabei ist neben den Auswirkungen der einzelnen Gestaltungsalternativen auf die 
individuellen Vermögenspositionen der Erwerber insbesondere zu berücksichtigen, ob in der 
Summe der eingetretenen Änderungen die Bereicherungsrelationen herbeigeführt werden, die 
ursprünglich vom Erblasser intendiert waren.  
Die Analyse der auftretenden Konsequenzen ist jedoch nicht nur im Hinblick auf die 
Zielerreichung der Relationsneutralität durchzuführen. Auch der Einfluß der gegebenen 
Problemlösungsalternativen auf die sonstigen steuerlichen und nichtsteuerlichen 
Zielsetzungen347 eines Erblassers ist für den Einzelfall zu untersuchen.  
2.32 Steuerliche Implikationen der Problemlösung 
Wie vorstehend dargelegt, entsteht das Steuerplanungsproblem der Relationsneutralität 
aufgrund einer im Einzelfall festgestellten Soll-Ist-Abweichung, die ursächlich auf 
relationsverlagernde Steuerbelastungswirkungen348 zurückzuführen ist. Erbschaftsteuerliche 
Belastungswirkungen sind jedoch nicht nur der Auslöser eines konkreten 
Problemlösungsbedarfs; vielmehr entfaltet die Problemlösung selbst, d.h. die zur Verfügung 
stehenden Maßnahmen zur Neutralisierung unerwünschter steuerlicher 
Verlagerungswirkungen (Alternativen), regelmäßig ebenfalls Einfluß auf die im Ergebnis 
eintretenden Steuerbelastungen.349 
Aus diesem Umstand folgt, daß die Analyse der im Rahmen der vorstehenden allgemeinen 
Problembeschreibung als „Konsequenzen“ bezeichneten Gestaltungswirkungen im hier zu 
betrachtenden Anwendungsfall insbesondere auch auf die jeweils auftretenden steuerlichen 
Folgewirkungen zu richten ist. Erst dadurch kann gewährleistet werden, daß einerseits der 
                                                 
347  So kann vor allem auch die Zielsetzung der Steuerbelastungsminimierung aber auch Zielsetzungen wie die 
Klarheit der Erbteilungsanordnungen oder die Vermeidung von Erbstreitigkeiten im Einzelfall durch 
Gestaltungen zur Herbeiführung eines relationsneutralen Erbteilungsergebnisses berührt werden. 
348  Zum Begriff der relationsverlagernden Steuerwirkungen vgl. Abschnitt B, Kapitel 1.222 dieses 
Untersuchungsteils. 
349  Wäre dies nicht der Fall, so könnte bei einem zwischen zwei Erwerbern identifizierten 
Erbteilsverlagerungsvolumen von z.B. 10.000 EUR unproblematisch eine Problemlösung erfolgen, indem 
der Erbanteil des einen Erwerbs zu Lasten des Miterwerbers um 5.000 EUR erhöht würde. 
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Umfang der zur Problemlösung (Relationsausgleich) erforderlichen Gestaltungsmaßnahmen 
zutreffend kalkuliert wird und andererseits eine gegebenenfalls anstehende Auswahl zwischen 
mehreren Gestaltungsalternativen unter der bereits dargestellten Zielsetzung der Minimierung 
der erbfallbedingten Steuerbelastungen350 erfolgen kann. Die zu diesem Zwecke zu 
unterscheidenden problemlösungsbedingten Steuerwirkungen sollen im folgenden in Form 
der „individuellen Steuerbelastungsänderungen“ sowie der „Änderungen der 
Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung“ kurz erläutert werden.  
2.321 Individuelle Steuerbelastungsänderungen der Erwerber 
Gestaltungsmaßnahmen zur Neutralisierung steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen 
(Relationsausgleich), die auf einer ergebnisorientierten Modifikation der (Brutto-
)Bereicherungen betroffener Erwerber basieren, entfalten regelmäßig Einfluß auf die 
steuerliche Bemessungsgrundlage des Erwerbers und dadurch auch auf die resultierende 
erbschaftsteuerliche Individualbelastung. Beabsichtigt demnach ein Erblasser den Ausgleich 
unerwünschter Steuerwirkungen unmittelbar durch Minderung der Erbzuteilung an den 
verlagerungsbegünstigten Erwerber und korrespondierender Erhöhung der Erbzuteilung an 
den benachteiligten Erwerbers durchzuführen, so wird ohne Berücksichtigung der zusätzlich 
ausgelösten Steuerwirkungen das Gestaltungsziel der Relationsneutralität möglicherweise 
nicht erreicht. Zur Ermittlung des Umfangs der insgesamt für den Relationsausgleich 
erforderlichen Minderung/Erhöhung der Erbteile (Relationsausgleichsvolumen RA) kann 
folglich nicht unmittelbar auf den ursprünglich festgestellten Umfang der jeweils 
eingetretenen Erbteilsverlagerung (hier: ΔEi bzw. ΔRi; vgl. Formeln [8] ff.) abgestellt werden. 
Das im Einzelfall erforderliche Relationsausgleichsvolumen eines Erwerbers i (RAi) muß 
vielmehr die bei diesem ggf. ausgleichsbedingt auftretenden Steuerbelastungsänderungen 
(ΔSi) explizit berücksichtigen: 
Bsp. 13: Ein Erbvermögen im Umfang von 6 Mio. EUR soll gleichwertig an zwei Erwerber 
übertragen werden. Die Steuertarifbelastung betrage einheitlich 10%; zusätzlich 
sollen beim Erwerber 1 steuerliche Abzugsbeträge im Umfang von 1.000.000 EUR 
die steuerliche Bemessungsgrundlage mindern. Damit ergeben sich individuelle 
Netto-Bereicherungen von: 
 E1netto  = 2.800.000 EUR (3.000.000 - (3.000.000 - 1.000.000) x 0,1) und  
E2netto       =   2.700.000 EUR (3.000.000 - 3.000.000 x 0,1). 
 Bei einem Netto-Gesamtvermögen nach Steuern von somit 5.500.000 EUR 
entsprächen jedoch rechnerisch – entgegen der tatsächlich eingetretenen Situation 
(s.o.) – Netto-Erbteile von je 2.750.000 EUR der vom Erblasser ursprünglich 
angestrebten gleichwertigen Zuteilung.  
                                                 
350  Vgl. hierzu die Ausführungen in Kapitel 2.2. 
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Im Rahmen des Relationsausgleichs wäre folglich die Vermögensposition E1
netto zu 
Gunsten der Vermögensposition E2
netto
 um 50.000 EUR zu mindern. Da sich die 
angegebenen Beträge jedoch jeweils auf die Netto-Vermögenspositionen beziehen, 
ist bei der Bemessung entsprechend zu verfügender Brutto-Erbanteilsänderungen 
(RAi) eine Korrektur um die individuellen Steuerbelastungsänderungen (ΔSi) 
vorzunehmen (hier vereinfacht durch Multiplikation des Umfangs der 
ausgleichsbedingten Zuwendung mit dem individuellen Steuertarif des Erwerbers 
von einheitlich 10% berücksichtigt): 
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Um für den vorstehend betrachteten Erbfall einen Netto-Relationsausgleich von 
50.000 EUR herzustellen, wären seitens des Erblassers die Brutto-
Vermögenszuteilungen an die beiden Erwerber demnach um +/- 55.555 EUR zu 
modifizieren. Bei verfügten Brutto-Bereicherungen von 2.944.445 EUR (E1
brutto) bzw. 
3.055.555 EUR (E2
brutto) ergeben sich damit nach Abzug der Erbschaftsteuer die 
angestrebten gleichwertigen Netto-Bereicherungen von jeweils 2.750.000 EUR 
(E1
netto = 2.944.445 - (2.944.445 - 1.000.000) x 0,1) bzw. E2
netto = 3.055.555 - 
3.055.555 x 0,1). 
Das dargestellte Fallbeispiel zeichnet sich insbesondere durch den Umstand aus, daß die 
Ausgleichsmaßnahme zwar Änderungen der individuellen Steuerbelastungen der Erwerber 
verursacht, insgesamt jedoch keinen Einfluß auf die Gesamtsteuerbelastung des Erbfalls 
entfaltet. Da aufgrund der unterstellten einheitlichen Tarifbelastung von 10% die 
relationsausgleichsbedingte Steuerminderung des Erwerbers 1 betraglich mit der 
Steuermehrbelastung des Erwerbers 2 übereinstimmt, ergibt sich für die Erbteilung 
unverändert ein steuerliches Gesamtbelastungsvolumen von 500.000 EUR.351 In gleicher 
Weise, wie sich die Steuerbelastungsänderungen der individuellen Erwerber gegenseitig 
neutralisieren können, kommen im Nachfeld einer Ausgleichsgestaltung jedoch auch 
Änderungen der Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung in Betracht. 
2.322 Änderungen der Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung 
Die Gesamtsteuerbelastung einer Erbteilung ergibt sich als Summe der erbschaftsteuerlichen 
Individualbelastungen sämtlicher beteiligter Erwerber.352 Demnach sind 
                                                 
351  Aufgrund der einheitlichen Tarifbelastung beider Erwerber ermittelt sich sowohl für (2.000.000 + 
3.000.000) x 0,1 als auch für (1.944.445 + 3.055.555) x 0,1 jeweils ein Steuerbelastungswert von 500.000 
EUR. 
352  Vgl. auch Formel [3]. 
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Gestaltungsalternativen zur Herbeiführung der Relationsneutralität im Hinblick auf die 
Gesamtsteuerbelastung stets dann nicht belastungsneutral, wenn bei den betroffenen 
Erwerbern die jeweils durch Bereicherungsmodifikationen ausgelösten Steuerminderungen 
nicht der Summe der korrespondierenden Steuererhöhungen entsprechen.  
Bsp. 14: Entspricht Fallbeispiel 13. Jedoch sollen die Tarifbelastungen nunmehr 10% 
(Erwerber 1) bzw. 20% (Erwerber 2) betragen. Damit ergeben sich Netto-Erbteile 
von:  
 E1netto = 2.800.000 EUR (3.000.000 - (3.000.000 - 1.000.000) x 0,1) und 
E2netto       =   2.400.000 EUR (3.000.000 - 3.000.000 x 0,2). 
 Die Gesamtsteuerbelastung beträgt somit: Sgesamt = 800.000 EUR .   
 Die Umsetzung des originären Erblasserwillens würde eine Netto-
Vermögensverlagerung von 200.000 EUR von E1netto auf E2netto erfordern. Die hierzu 
notwendige Modifikationen des Brutto-Erbvermögens (RAi) von Erwerber 1 und 
Erwerber 2 würden dabei unter Einbeziehung der individuellen 
Steuerbelastungsänderungen (ΔSi - vgl. Bsp. 13 analog) betragen:  
 EUR 222.222
)1,01(
000.200
1 −=−
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 EUR 000.250
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Unter ausschließlicher Berücksichtigung der Individualsteuerbelastungsänderungen ergibt 
sich offensichtlich im vorstehenden Fallbeispiel keine unmittelbar verwertbare Lösung, da die 
berechneten Vermögenszugänge und -abgänge auf Seiten der Erwerber sich nicht betraglich 
entsprechen. Vielmehr kommt es aufgrund der voneinander abweichenden Tarifbelastungen 
beider Erwerber durch die Änderung der Brutto-Zuwendungen auch zu Änderungen der 
Gesamtsteuerbelastung: 
Forts. Bsp. 14:  Aus der Perspektive von Erwerber 1, d.h. mit einem 
Relationsausgleichsvolumen von 222.222 EUR, würde sich die 
Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung (Sgesamt) wie folgt ändern: 
Sgesamt= 1.777.778 x 0,1 + 3.222.222 x 0,2 = 822.222 EUR . 
 Bei einer Steuermehrbelastung von 22.222 EUR gegenüber der Ausgangssituation 
(hier: 800.000 EUR) beträgt das aufteilbare Netto-Gesamtvermögen jedoch nur noch 
5.177.778 EUR, so daß die Soll-Anteile der Erwerber nunmehr 2.588.888 EUR 
umfassen würden. 
 Bei einem Ist-Netto-Vermögensanteil von E1netto = 2.600.000 EUR ((3.000.000 - 
222.222) - 0,1 x 1.777.778) ergäbe sich folglich aufgrund der Steuerwirkungen ein 
zusätzlicher Netto-Ausgleichsbedarf von 11.111 EUR. Eine entsprechende 
Anpassung der Brutto-Erbanteile hätte jedoch wiederum Auswirkungen auf die 
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Gesamtsteuerbelastung des Erbfalls, so daß sich in der Folge auch der Umfang des 
Ausgleichsbetrages erneut ändert usw. 
 Für die Ermittlung der für den Relationsausgleich tatsächlich erforderlichen Brutto-
Vermögensverlagerung wären demnach ggf. weitere Iterationsschritte oder aber eine 
simultane Berechnung für die beteiligten Erwerber erforderlich. 
Das Beispiel macht deutlich, daß bei nicht in der Gesamtbelastung steuerneutralen 
Gestaltungsalternativen zwangsläufig die Notwendigkeit besteht, die durch sie selbst 
hervorgerufenen Steuerbelastungsänderungen in gleicher Weise wie die jeweiligen 
Individualsteuerbelastungsänderungen in den Problemlösungsprozeß einzubeziehen, damit im 
Ergebnis ein den Erblasserzielen entsprechendes Erbteilungsergebnis herbeigeführt werden 
kann. Zudem stellt die Höhe der resultierenden zusätzlichen Steuermehr- bzw. 
Steuerminderbelastungen ein wichtiges Kriterium zur Bewertung und zur Auswahl der 
durchzuführenden Gestaltungsalternative dar, soweit im Einzelfall unterschiedliche 
Ausgleichsgestaltungen zur Neutralisiation der steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen ggf. 
unterschiedliche Folgewirkungen auf den Gesamtsteuerbelastungsumfang entfalten.  
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Teil III 
Erbschaftsteuerliche Wirkungsanalyse 
 
Im vorhergehenden Untersuchungsabschnitt ist die Erbteilung als steuersensibles 
Gestaltungsproblem des Erblassers charakterisiert und das daraus hervorgehende steuerliche 
Planungsproblem unter Berücksichtigung des Gestaltungsziels der Relationsneutralität bei der 
Erbteilung beschrieben worden. Bevor jedoch im weiteren konkrete Lösungsansätze im Sinne 
einer steuerorientierten Erbteilung entwickelt werden können, bedarf das zugrundeliegende 
Steuerplanungsproblem zunächst einer umfassenden erbschaftsteuerlichen Wirkungsanalyse. 
Für den weiteren Untersuchungsverlauf werden dadurch einerseits elementare Wirkungs-
zusammenhänge transparent gemacht sowie andererseits das Auftreten steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen bei der Erbteilung anhand von Beispielrechnungen nachgewiesen. 
Darüber hinaus wird mit Hilfe vergleichender Quantifizierungen Rückschlüsse auf besonders 
verlagerungsanfällige Nachfolgesituationen ermöglicht. 
A Überblick 
Den inhaltlichen Ausgangspunkt einer Analyse steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungswirkungen bilden naturgemäß die Individualsteuerbelastungen der an 
einer Erbteilung beteiligten Erwerber. Erst wenn Klarheit über die im Nachfeld einer 
Erbteilungsgestaltung auf der Ebene der Einzelerwerber auftretenden 
Steuerbelastungsvolumina herrscht, läßt sich anhand der Auswirkungen auf die jeweiligen 
Bereicherungsanteile ermitteln, ob und in welchem Umfang der zugrundeliegende 
Erbteilungsprozeß vom Problem steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen betroffen ist.1  
In der Besteuerungspraxis erfolgt die Bestimmung einer individuellen Steuerschuld im 
Rahmen eines Steuerermittlungsverfahrens,2 das nach Realisierung eines erbschaftsteuerbaren 
Tatbestandes einzuleiten ist. Wesentliche Elemente des Verfahrens sind die Ermittlung der 
steuerlichen Bemessungsgrundlagen sowie die Feststellung des im Einzelfall anzuwendenden 
Steuertarifs, wodurch sich letztlich die Steuerbelastung3 eines steuerpflichtigen Erwerbers i 
                                                 
1  Zu diesem Zweck wird im folgenden auf die bereits vorstehend entwickelte Relationsneutralitätsbedingung 
der Erbteilung zurückgegriffen. Vgl. Formel [5]. 
2  Das Steuerermittlungsverfahren ist ein formaler Bestandteil des allgemeinen Besteuerungsverfahrens, das 
letztlich der Durchsetzung von Steueransprüchen des Staates gegenüber dem Steuerpflichtigen dient. 
Innerhalb des Besteuerungsverfahrens lassen sich allgemein die vier Phasen der Steuerermittlung, der 
Steuerfestsetzung, der Steuererhebung und der Steuervollstreckung unterscheiden. 
3 In Einzelfällen können sich aufgrund erbschaftsteuerlicher Besonderheiten bei der Steuererhebung 
Differenzen zwischen der festgesetzten Steuer und der unmittelbar zu zahlenden Steuer ergeben (vgl. in 
diesem Zusammenhang z.B. §§ 22, 25, 28 ErbStG). Sofern jedoch auf diesen Problemaspekt nicht explizit 
hingewiesen wird, ist im weiteren vereinfachend zu unterstellen, daß die festgesetzte Steuer unmittelbar der 
gezahlten Steuer und damit letztlich der wirtschaftlichen Steuerbelastung des Erwerbers entspricht. 
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(hier: Si) durch Multiplikation von individueller Bemessungsgrundlage (BMGi) und 
individuellem Steuertarif (si) konkretisiert.4 In formaler Betrachtungsweise gilt demnach:5   
[12] iii sBMGS ×=   . 
Die somit ermittelte Steuer wird im Rahmen des Festsetzungsverfahrens formal festgestellt 
und auf Grundlage eines rechtsbegründenden Steuerbescheides erhoben. 
Für die folgende Analyse bietet sich eine inhaltliche Orientierung an den grundlegenden 
Elementen des vorstehend beschriebenen Besteuerungsverfahrens an.6 Entsprechend ist 
anhand der prozessual zuzuordnenden Ursachen für das Auftreten von Erbteilsverlagerungen 
grundsätzlich zwischen den folgenden Grundtypen von Erbteilsverlagerungseffekten7 zu 
differenzieren: 
 
Abb. 4:  Elemente des Besteuerungsverfahrens und Erbteilsverlagerungseffekte 
Aufgrund ihrer elementaren Bedeutung für das Auftreten steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen bilden im folgenden die Bemessungsgrundlagen- und die Tarifeffekte 
den Schwerpunkt der Analyse. Um hierfür eindeutige Ursache-Wirkung-Beziehungen 
aufzeigen zu können, erfolgt die Untersuchung dieser Erbteilsverlagerungseffekte jeweils 
getrennt voneinander, wobei Analyse der Tarifeffekte ausschließlich aus Darstellungsgründen 
vorgezogen wird. Dessen ungeachtet lassen sich jedoch die materiellen Auswirkungen der 
                                                 
4  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 109. 
5  Zur Ermittlung der auftretenden Steuerbelastungen soll im folgenden die im Rahmen der 
Teilsteuerrechnung (vgl. z.B. Rose, Steuerlehre, S. 38 ff.) verwendete Formalschreibweise Anwendung 
finden. Im Unterschied zur originären Zielsetzung der Teilsteuerrechnung sind aufgrund der 
ausschließlichen Betrachtung der Erbschaftsteuer im Rahmen der vorliegenden Untersuchung jedoch keine 
Steuerarteninterdependenzen zu berücksichtigen (vgl. z.B. Kupsch/Achtert/Göckeritz, 
Unternehmungsbesteuerung, S. 8; Rose, Steuerlehre, S. 38 ff.; Siegel, Steuerwirkungen, S. 283), so daß die 
gewählte Vorgehensweise vornehmlich einer erleichterten Darstellung dient. 
6  Vgl. zur Struktur des Erbschaftsteuergesetzes auch Handzik, Schenkungsteuer, S. 15. 
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Einzeleffekte tatsächlich nur im jeweiligen Zusammenspiel von einzelnen 
Bemessungsgrundlagen- und Tarifmerkmalen feststellen:  
Bsp. 15: Soweit bei zwei Erwerbern – unter sonst identischen Bedingungen – ein fiktiver 
Freibetrag die steuerliche Bemessungsgrundlage des Erwerbers 1 um 100.000 EUR 
mindert, läßt sich der tatsächliche materielle Vorteil dieses 
Bemessungsgrundlageneffektes (in Form der resultierenden Steuerminderbelastung) 
erst unter Berücksichtigung des anzuwendenden Steuertarifs ermitteln. Bei einer 
angenommenen einheitlichen Tarifbelastung der Erwerber von 20% wäre demnach 
die Individualsteuerbelastung des Erwerbers 1 um 20.000 EUR geringer als bei 
seinem Miterwerber, während eine einheitliche Tarifbelastung von 7% 
demgegenüber nur einen materiellen Vorteil von 7.000 EUR begründen würde. 
Vor diesem Hintergrund sind im Rahmen der isolierten Untersuchung der 
Verlagerungseffekte notwendigerweise bezüglich der jeweils anderen Effektmerkmale 
entsprechende Modellannahmen zu treffen, die im Detail im Rahmen der betreffenden 
Untersuchungsabschnitte festgelegt werden. Da in der Erbteilungspraxis die unterschiedlichen 
Verlagerungseffekte jedoch nicht zwangsläufig in ihrer Reinform auftreten, scheint es 
grundsätzlich erforderlich, der isolierten Untersuchung der Verlagerungsgrundeffekte einen 
ergänzenden Analyseschritt folgen zu lassen, der unterschiedliche Kombinationsformen von 
Bemessungsgrundlagen- und Tarifeffekten einbezieht, um dadurch auch für entsprechende 
Nachfolgesituationen Aussagen über die letztlich resultierenden Verlagerungswirkungen zu 
ermöglichen. 
Soweit nicht ausdrücklich anders angegeben, ist den folgenden Betrachtungen stets ein 
Zweierwerberfall zugrundegelegt, d.h. die Nachfolgesituation ist durch zwei an dem 
betreffenden Erbteilungsvorgang wirtschaftlich beteiligte Nachfolgesubjekte gekennzeichnet. 
Durch diese Prämisse vereinfacht sich die Darstellung im folgenden nachhaltig, weil bei 
dieser speziellen Erbteilungssituation eine Erbteilsverlagerung zu Gunsten eines Erwerbers 
zwangsläufig dem Verlagerungsumfang zu Lasten seines Miterwerbers entspricht, so daß 
weitergehende erwerberbezogene Differenzierungen grundsätzlich unterbleiben können. 
Zugleich ergibt sich daraus für die Quantifizierung steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen, 
daß der Absolutbetrag des Gesamtverlagerungsumfangs der Erbteilung stets dem 
Absolutbetrag der Verlagerungen aus der Sicht eines der beteiligten Erwerber entspricht. In 
Anlehnung an das für Zwecke der Berechnung des erbfallspezifischen Verlagerungsumfang 
ΔRgesamt entwickelte Verfahren8 gilt dadurch vereinfachend im Zweierwerberfall (mit i = 1, 2): 
                                                 
7  Zu den im folgenden gewählten Bezeichnungen „Bemessungsgrundlageneffekte“, „Tarifeffekte“, 
„Festsetzungs- und Erhebungseffekte“ vgl. auch Wagner, Grundfragen, S. 211 ff. 
8  Vgl. Formel [11]; wegen ΔR1 = ΔR2 gilt damit für den Zweierwerberfall:   
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[13] 
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Die Fokussierung der Berechnungen auf den Zweierwerberfall läßt dabei keine 
grundsätzlichen Erkenntniseinschränkungen hinsichtlich der im weiteren vornehmlich 
erbfallbezogen zu ermittelnden erbschaftsteuerlichen Verlagerungswirkungen (ΔRgesamt) 
erwarten. Dies folgt aus der Tatsache, daß eine Mehrheit von Erwerbern gedanklich stets auch 
durch einen einzelnen fiktiven Erwerber dargestellt werden kann, der sämtliche 
steuerrelevante Merkmalsausprägungen der betreffenden Erwerbergruppe in sich vereint und 
dadurch dieselbe Steuerbelastung auslöst, wie die Erwerbermehrheit in der Summe der 
Einzelbelastungen:  
Bsp. 16: An einer Erbteilung mit einem Erbvermögensvolumen von 3 Mio. EUR sollen drei 
Erwerber zu gleichen Teilen partizipieren. Die individuellen Tarifbelastungen 
betragen annahmegemäß 15% (Erwerber 1), 25% (Erwerber 2) und 50% (Erwerber 
3). Es ergeben sich demnach bei Soll-Anteilen von je 700.000 EUR (1/3 x (3.000.000 
- 150.000 - 250.000 - 500.000)) Netto-Erbanteile bzw. Erbteilsverlagerungen von: 
E1netto = 850.000 EUR (1.000.000 - 150.000); d.h. ΔE1 = + 150.000 EUR , 
E2netto = 750.000 EUR (1.000.000 - 250.000); d.h. ΔE2 = +   50.000 EUR , 
E3netto = 500.000 EUR (1.000.000 - 500.000); d.h. ΔE3 = -  200.000 EUR . 
 Die steuerlichen Gesamtverlagerungswirkungen betragen gemäß Formel [11] (d.h. 
bezogen auf den Brutto-Gesamterwerb GEbrutto) demnach für diesen Erbfall 
200.000 : 3.000.000, d.h. ΔRgesamt = 0,067. 
 Bei gedanklicher Überführung der Situation in einen Zweierwerberfall, bei dem ein 
fiktiver Erwerber (E1,2) eine Durchschnitts-Tarifbelastung von 20 % sowie einen 
Erbanteil von 2/3 aufweist, ergibt sich bei Soll-Erbteilen von 1.400.000 EUR ( nettoE 2,1 ) 
bzw. 700.000 EUR (E3netto) das Ergebnis mit: 
nettoE 2,1  = 1.600.000 EUR; d.h. ΔE1,2 = +  200.000 EUR  
nettoE3  =   500.000 EUR;  d.h. ΔE3    =  -  200.000 EUR  
 und damit auch hier ein ΔRgesamt = 200.000 : 3.000.000 = 0,067. 
Aufgrund der engen inhaltlichen Verknüpfungen zwischen dem Erbschaftsteuerrecht und dem 
Zivilrecht sind des weiteren die bereits dargestellten Wesensverschiedenheiten von 
Zuwendungen im Wege der Einzel- bzw. Gesamtrechtsnachfolge auch im Rahmen des 
folgenden Untersuchungsabschnitts zu berücksichtigen. Entsprechend wird zwischen 
rechtsnachfolgeneutralen Verlagerungseffekten, die unabhängig von der Art der 
Rechtsnachfolge bei den entsprechenden Erbteilungsfällen als Grundwirkungen auftreten, und 
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besonderen Verlagerungseffekten9 zu unterscheiden sein, deren Auftreten ausschließlich auf 
Vermögensübertragungen im Wege der Einzelrechtsnachfolge beschränkt ist. Voraussetzung 
der besonderen Verlagerungseffekte ist somit die unmittelbare rechtsverbindliche Zuweisung 
eines ganz bestimmten Vermögensgegenstandes an einen bestimmten Erwerber durch den 
Erblasser.10  
B Erbteilsverlagerungen aufgrund erbschaftsteuerlicher Tarifeffekte 
Als erbschaftsteuerliche Tarifeffekte werden im folgenden diejenigen Formen von 
Anteilsverlagerungen zwischen den individuellen Erbteilen der Erwerber bezeichnet, die 
ursächlich auf die jeweils nach Einzelfallmerkmalen differenzierten, erbschaftsteuer-
tariflichen Belastungsintensitäten zurückzuführen sind. Aus diesem Grund muß eine 
detaillierte Analyse der Tarifzuordnung innerhalb des Erbschaftsteuergesetzes den 
Ausgangspunkt der Untersuchung tarifbedingter Verlagerungseffekte bilden. 
1 Merkmale der erbschaftsteuerlichen Tarifzuordnung 
Die gesetzlichen Regelungen zur Ausgestaltung des erbschaftsteuerlichen Tarifsystems finden 
sich in den §§ 19 und 19a ErbStG. Der Gesetzgeber hat dabei den erbschaftsteuerlichen 
Grundtarif11 in Form eines doppelt-progressiven Stufentarifsystems konzipiert,12 der neben 
den hier betrachteten Erwerben von Todes wegen auch auf alle übrigen steuertatbestandlichen 
Formen von unentgeltlichen Vermögensübertragungen Anwendung findet.13  
Die Zuordnung von Steuersätzen in Form eines Stufentarifsystems zeichnet sich durch die 
jeweils innerhalb einer Besteuerungsstufe konstante Tarifbelastung in Form eines 
prozentualen Anteils aus. Demnach kommt es im Rahmen der Progression nicht stets zu einer 
mit dem Bemessungsgrundlagenvolumen kontinuierlich ansteigenden 
Durchschnittsteuerbelastung, wie z.B. beim Einkommensteuertarif,14 sondern es treten im 
Rahmen der Erbschaftsbesteuerung bei Überschreiten spezifischer Erwerbsvolumina jeweils 
                                                 
9  Die Bezeichnung  als „besonderer Verlagerungseffekt“ soll darüber hinaus noch einmal explizit 
verdeutlichen, daß die Einzelrechtsnachfolge bei Vermögensübertragungen im Erbfall gegenüber der 
Gesamtrechtsnachfolge letztlich einen Sonderfall darstellt. 
10  Z.B. durch Vermächtnisse, Auflagen etc., vgl. Teil II der Untersuchung. 
11  Als Grundtarif werden allgemein die Zuordnungsregeln des § 19 ErbStG bezeichnet. 
12  Vgl. Barreis/Elser, Analyse, S. 560. 
13  Hier insbesondere auch auf die Schenkungen unter Lebenden (vgl. § 1 Abs. 2 ErbStG i.V.m. § 19 ErbStG).  
14  Bei der Einkommensteuer ermittelt sich die tarifliche Steuerbelastung über das sog. Horner-Schema gem. 
§ 32a EStG, wodurch sich ein mit dem zu versteuernden Einkommen kontinuierlich ansteigender 
Belastungsumfang ergibt. Eine stufenähnliche Tarifzuordnung könnte zwar strenggenommen in der 
Abrundungsvorschrift des § 32a Abs. 2 EStG gesehen werden, jedoch fällt bei einzelnen 
Stufenschrittweiten mit jeweils 36 EUR die de facto gegebene „Stufenbildung“ materiell nicht ins Gewicht.  
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sprunghaft Tariferhöhungen auf.15 Eine von diesen Grundtarifstufen16 abweichende 
Tarifbelastung ergibt sich ausschließlich in den gesetzlich vorgesehenen Sonderfällen,17 auf 
die im Anschluß an die Darstellung der Grundtarifzuordnungen noch gesondert einzugehen 
sein wird.  
1.1 Bestimmungsfaktoren des Grundtarifs  
Soweit die deutsche Besteuerungssystematik steuerartenübergreifend eine tariflich nach 
fallspezifischen Merkmalen abgestufte Belastungsintensität vorsieht, 18 erfolgt diese 
allgemein nach Maßgabe übergeordneter Besteuerungsprinzipien.19 Im Rahmen der 
Erbschaftsteuer berücksichtigt die vorgesehene doppelte Progressionsausrichtung des 
Grundtarifsystems sowohl die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen als 
auch das Grundprinzip des Verwandten- und Ehegattenerbrechts.20 Die maßgeblichen 
Anknüpfungspunkte der tariflichen Stufenbildung sind dementsprechend der den Erwerber 
bereichernde Erwerbswert sowie das verwandtschaftliche Verhältnis zwischen dem Erblasser 
und dem Erwerber. 
Der vom Gesetzgeber berücksichtigte Zusammenhang zwischen einer dem Steuersubjekt 
zugehenden Bereicherung und der daraus resultierenden gesteigerten steuerlichen 
Leistungsfähigkeit21 hat sich tariflich in Form einer mit zunehmendem Erwerbswert 
ansteigenden Belastungsintensität niedergeschlagen. Nach geltendem Erbschaftsteuerrecht 
werden dabei insgesamt sieben Erwerbswertstufen mit den folgenden 
Tarifbelastungsbandbreiten unterschieden:  
 
                                                 
15  Vgl. auch Bareis/Elser, Analyse, S. 558. 
16  Vgl. § 19 Abs. 1 ErbStG. 
17  In Betracht kommen hier ausschließlich die Anwendungsfälle der §§ 19 Abs. 3 und 19a ErbStG. 
18  Vgl. hier insbesondere auch die Einkommensteuer oder in Form der Steuermeßzahl auch die 
Gewerbesteuer bei natürliche Personen / Personengesellschaften. 
19  Traditionell bewirkt dabei das Sozialstaatsprinzip (vgl. z.B. Art. 14 Abs. 2, 20 GG) eine Orientierung an 
der individuellen steuerlichen Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen. Vgl. auch Tipke/Lang, Steuerrecht, 
S. 57 ff.  
20  Vgl. Gebel, Gesellschafternachfolge, S. 31. 
21  Die Erbschaftsbesteuerung knüpft damit an die durch den Vermögenszufluß gegenüber nichtbeteiligten 
Dritten erhöhte wirtschaftliche und somit im Ergebnis auch für Zwecke von Steuerzahlungen gesteigerte 
Leistungsfähigkeit des Vermögenserwerbers an. 
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Erwerbswertstufengrenzen Tarifbelastung 
1 0 - 52.000 EUR 7 - 17% 
2 > 52.000 - 256.000 EUR 11 - 23% 
3 > 256.000 - 512.000 EUR 15 - 29% 
4 > 512.000 - 5.113.000 EUR 19 - 35% 
5 > 5.113.000 - 12.783.000 EUR 23 - 41% 
6 > 12.783.000 - 25.565.000 EUR 27 - 47% E
rw
er
bs
w
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ts
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7 > 25.565.000 EUR 30 - 50% 
Abb. 5:  Erwerbswertstufen und Tarifbelastungen 
 
Ob der erbschaftsteuerliche Grundtarif in der bestehenden Form dem Gedanken der 
Besteuerung nach Leistungsfähigkeit in angemessener Weise Rechnung trägt, beruht auf der 
Perspektive des Betrachters22 und wird im Rahmen dieser Untersuchung schon aus Gründen 
der inhaltlichen Schwerpunktsetzung nicht weiter diskutiert. Grundsätzlich fällt jedoch auf, 
daß der Umfang der durch den Gesetzgeber abgegrenzten Erwerbswertstufen weder konstant 
ist noch einer erkennbaren Gesetzmäßigkeit unterliegt.23 Die Absolutbeträge der 
Stufenschrittweiten nehmen mit dem Erwerbswert zu und betragen zwischen 52.000 EUR und 
12.765.000 EUR innerhalb der Erwerbswertstufen 1 bis 6 bzw. sind in der Erwerbswertstufe 7 
nicht betraglich begrenzt. Damit erfolgt gerade bei geringen Erwerbswerten bis 512.000 EUR 
(Erwerbswertstufen 1 bis 3) eine starke Belastungsdifferenzierung, die jedoch mit der 
Erwerbswertstufe 4 abrupt aufgegeben wird, indem bei einem Stufenumfang von 4,601 Mio. 
EUR (in der vorhergehende Erwerbswertstufe 3: 256.000 EUR) Erwerbswerte, deren 
Bereicherungsvolumina fast bis um den Faktor zehn voneinander abweichen, einer 
identischen Tarifbelastung zugeordnet werden. Demgegenüber sind z.B. innerhalb der 
vorhergehende Stufe 3 Erwerbswerte zusammengefaßt, die maximal um den Faktor 2, bzw. in 
der nachfolgende Stufe 5 um den Faktor 2,5 voneinander abweichen können.  
Seit der Änderung durch das JStG 199724 sind die potentiell im Erbfall auftretenden 
Erblasser-Erwerber Konstellationen gemäß § 15 ErbStG nach dem Formalkriterium des 
Verwandtschaftsverhältnisses in drei unterschiedliche Steuerklassen unterteilt. Die 
Klassenzuteilung der Erwerber mit den dazugehörigen Tarifbelastungsbandbreiten gestaltet 
sich dabei wie folgt: 
                                                 
22  So könnte z.B. die Auffassung vertreten werden, daß eine Besteuerung nach Leistungs-
fähigkeitsgesichtspunkten bereits dann erreicht wäre, wenn alle Erwerbe einer einheitlichen Tarifbelastung 
unterlägen, weil die individuelle Steuerbelastung auch dann mit Zunahme der Bemessungsgrundlage steigt 
(z.B. doppelter Erwerbswert = doppelte Steuerbelastung).  
23  Vgl. auch Felix, Überblick, S. 10965, der beanstandet, daß der „willkürliche Wertstufenverlauf“ in der 
gegenwärtigen Ausgestaltung wohl nicht mehr vom gesetzgeberischen Ermessen gedeckt ist. 
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Anwendungsbereich: 
Erwerber ist/sind....  
Tarifbelastung  
Steuerklasse I - der Ehegatte 
- die Kinder oder Stiefkinder 
- die Abkömmlinge von Kindern und Stiefkindern 
- die Eltern und Voreltern bei Erwerben von Todes wegen 
7 - 30% 
Steuerklasse II - die Eltern und Voreltern (soweit nicht Steuerklasse I)25  
- die Geschwister 
- die Abkömmlinge ersten Grades von Geschwistern 
- die Stiefeltern 
- die Schwiegerkinder 
- die Schwiegereltern 
- der geschiedene Ehegatte 
12 - 40% 
Steuerklasse III - alle übrigen Erwerber 17 - 50% 
Abb. 6:  Steuerklassen und Tarifbelastungen 
Die Tatsache, daß bei identischen erbfallbedingten Zuwendungswerten beispielsweise den 
Schwiegereltern aus steuerlicher Sicht nicht zwangsläufig eine andere wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit zuzuordnen ist als den leiblichen Eltern des Erblassers,26 macht deutlich, 
daß der Kausalverknüpfung zwischen dem Verwandtschaftsverhältnis und der 
Belastungsintensität offensichtlich nicht das wirtschaftliche Leistungsfähigkeitsprinzip 
zugrundeliegt. Eine mit abnehmender verwandtschaftlicher Nähe steigende 
Belastungsintensität entspricht vielmehr dem Prinzip des Verwandten- und 
Ehegattenerbrechts, wodurch der postmortale Verbleib eines Erbvermögens überwiegend 
innerhalb der engsten Familie27 des Erblassers als allgemein anerkanntes erbrechtliches 
Grundprinzip demnach auch steuerlich Berücksichtigung findet.  
Eine nach dem Verwandtschaftsverhältnis abgestufte Belastungszuordnung trägt zugleich 
auch dem Aspekt der wirtschaftlichen Versorgungsbedürftigkeit bestimmter Erwerber 
                                                 
24  Zuvor wurden nach § 15 ErbStG a.F. insgesamt noch 4 Steuerklassen unterschieden. 
25  Nachdem die Eltern/Voreltern bei Erwerben von Todes wegen der Steuerklasse I zuzuordnen sind, 
verbleibt ihre Zuordnung zur Steuerklasse II nur in Fällen der Schenkungen unter Lebenden. Diese auf den 
ersten Blick widersprüchliche Regelung dient der Vermeidung von Steuerumgehungen, die andernfalls bei 
Schenkungen an Geschwister oder deren Abkömmlinge möglich wären: Bei einer Kettenschenkung über 
die Eltern läge demnach den beiden Steuertatbeständen die Steuerklasse I und nicht die Steuerklasse II 
zugrunde. Während ein Tarifvorteil zwar durch die zweifache steuerliche Erfassung auszuschließen ist, 
ergeben sich infolge dieser Gestaltung jedoch erheblich höhere abzugsfähige Freibetragsvolumina. Vgl. 
Meincke, Kommentar, § 15, Tz. 12.  
26  Diese Schlußfolgerung würde sich zumindest bei Berücksichtigung der jeweiligen 
Steuerklassenzugehörigkeit ergeben, wobei Schwiegereltern stets der Steuerklasse II und leibliche Eltern – 
zumindest bei Erwerben von Todes wegen – der im Vergleich günstigeren Steuerklasse I zugeordnet 
werden. 
145 
Rechnung, wenn man bedenkt, daß sich z.B. Unterhaltsansprüche zu Lebzeiten des Erblassers 
ebenfalls nach den Grundsätzen des Familienrechts ausgestalten. Entsprechend ist der 
Vermögensübergang auf nachfolgende Generationen (Kinder, Stiefkinder und deren 
Abkömmlinge) zwar aufgrund der engen verwandtschaftlichen Beziehung zum Erblasser 
zwangsläufig der günstigsten Steuerklasse I zuzuordnen, was wiederum – angesichts der 
Tatsache, daß die Ehefrau sowie die Eltern/Voreltern28 des Erblassers derselben Steuerklasse 
angehören – jedoch nicht als eine explizite steuerliche Begünstigung des Generationen-
wechsels im besonderen zu werten ist. 
In der Kombination der beiden dargestellten Progressionsmerkmale der erbschaftsteuerlichen 
Tarifzuordnung ergibt sich das in § 19 Abs. 1 ErbStG beschriebene doppelt-progressive 
Stufentarifsystem wie folgt: 
 
Tarifbelastung in der Steuerklasse 
  
Erwerbswert bis 
einschließlich 
I II III 
1 52.000 EUR 7% 12% 17% 
2 256.000 EUR 11% 17% 23% 
3 512.000 EUR 15%  22% 29% 
4 5.113.000 EUR 19% 27% 35% 
5 12.783.000 EUR 23% 32% 41% 
6 25.565.000 EUR 27% 37% 47% 
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7 > 25.565.000 EUR 30% 40% 50% 
Abb. 7:  Tarifstruktur des § 19 ErbStG 
 
Angesichts der erheblichen materiellen Bedeutung der einzelfallbezogenen  Zuordnung 
unterschiedlicher Belastungsintensitäten sollte die vorstehend dargestellte 
erbschaftsteuerliche Grundtarifzuordnung rechtspolitisch kontinuierlich überprüft und 
insbesondere aktuellen Entwicklungen29 angepaßt werden.  
                                                 
27  Vgl. hierzu auch die erbrechtlichen Regelungen zur gesetzlichen Erfolge, die sich auf der Grundlage von 
Familienstämmen vollzieht. 
28  Dies gilt hinsichtlich der Eltern/Voreltern nur bei Erwerben von Todes wegen. 
29  Zu denken ist hierbei an gesellschaftliche Entwicklungen, insbesondere z.B. der Zunahme nichtehelicher 
Lebensgemeinschaften (der Lebenspartner wäre gegenwärtig der ungünstigen Steuerklasse III zuzuordnen) 
oder aber ggf. auch wirtschaftliche Entwicklungstendenzen, z.B. Inflationsentwicklungen (durch die es 
letztlich zu verdeckten Steuererhöhungen kommen würde).  
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1.2 Sonderfälle erbschaftsteuerlicher Tarifzuordnungen 
Von der dargestellten Tarifzuordnung im Rahmen des erbschaftsteuerlichen Grundtarifs 
kommen Abweichungen nur in den beiden Sonderfällen des tariflichen Härteausgleichs nach 
§ 19 Abs. 3 ErbStG und der Tarifbegrenzung nach § 19a ErbStG in Betracht. Während der 
Härteausgleich aufgrund der stufentechnischen Ausgestaltung des Grundtarifs eher als ein 
Korrektiv als unbillig zu erachtender Belastungswirkungen fungiert, stellt die 
Tarifbegrenzung eine explizite erbschaftsteuerliche Begünstigung für die Übertragung 
bestimmter Vermögensformen dar, die im Nachfeld des BVerfG-Beschlusses vom 
22.6.199530 mit dem JStG 1997 in das Erbschaftsteuergesetz eingefügt wurde. 
1.21 Tariflicher Härteausgleich nach § 19 Abs. 3 ErbStG 
Der Härteausgleich nach § 19 Abs. 3 ErbStG resultiert aus der Zuordnung der  
erbschaftsteuerlichen Tarifbelastungen in Form eines Stufentarifsystems und stellt in diesem 
Zusammenhang eine tariftechnische Korrekturvorschrift dar.  
Tarifzuordnungen in Form eines Stufentarifsystems sind aus steuerrechtlicher Perspektive 
grundsätzlich als problembehaftet anzusehen. Da jeweils der Gesamterwerb des 
Steuerpflichtigen in vollem Umfang dem Steuertarif der jeweils zuzuordnenden 
Erwerbswertstufe unterliegt, ergeben sich bei Erwerbsfällen, die eine Stufenwertgrenze nur 
geringfügig überschreiten, überproportional hohe steuerliche Belastungsintensitäten im 
Hinblick auf die stufenüberschreitenden Erwerbsanteile.31 In Extremfällen verursacht die 
Anwendung des nächsthöheren Stufentarifs einen Steuerzugriff von mehr als 100% auf den 
die Stufengrenze überschreitenden Mehrerwerb. Einem in dieser Weise betroffenen Erwerber 
verbliebe also nach Abzug der resultierenden Erbschaftsteuer trotz eines ursprünglich höheren 
Bruttoerwerbs weniger, als dies bei einer geringeren Zuwendung unterhalb der Wertgrenze 
der Fall gewesen wäre. 
Bsp. 17: Ein Steuerpflichtiger (Stkl. I) realisiert einen Erwerb von 510.000 EUR. Ihm 
verbleibt bei einem hier anzuwendenden Steuertarif von 15% insgesamt ein Netto-
Erwerbswert (Einetto) von 433.500 EUR.  
 Bei einem Erwerb von 515.000 EUR unterläge der Gesamterwerb demgegenüber 
gem. § 19 Abs. 1 ErbStG einer Steuerbelastung von 19%. Trotz des „Mehrerwerbs“ 
von 5.000 EUR betrüge die Netto-Bereicherung (Einetto) bei Anwendung des 
Grundtarifs nur noch 417.150 EUR. Der zusätzliche Erwerb von 5.000 EUR würde 
also durch eine steuerliche Mehrbelastung von 16.350 EUR mehr als aufgezehrt. 
Um dieses sachlich allgemein als unbefriedigend zu empfindende Phänomen abzumildern, ist 
                                                 
30  Vgl. BVerfG v. 22.6.1995, BStBl. II, 1995, S. 671 u. 674. 
31  Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 132. 
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für derartige Grenzfälle eine Beschränkung des Steuerzugriffs durch den tariflichen 
Härteausgleich vorgesehen. Zu diesem Zweck wird die Differenz zwischen der Steuer, die 
sich bei Anwendung des höheren Wertstufentarifs ergibt, und derjenigen, die sich bei 
Nichtüberschreitung der letzten Wertstufe ergeben hätte, nur erhoben, soweit diese entweder 
— bei einem Steuersatz von bis zu 30% aus der Hälfte des Mehrerwerbs32 oder 
— bei einem Steuersatz von über 30% aus drei Vierteln des Mehrerwerbs gedeckt werden 
kann.33 
Durch diese Regelung wird demnach im Ergebnis eine tarifliche Entlastung bestimmter 
Vermögensteile gewährt.34 Dessen ungeachtet verbleibt es jedoch innerhalb des 
Anwendungsbereichs des tariflichen Härteausgleichs bei überproportional hohen 
Steuerbelastungen von hier 50% bzw. 75% des jeweiligen stufenüberschreitenden 
Mehrerwerbs, die als charakteristische Begleiterscheinung des erbschaftsteuerlichen 
Stufentarifsystems zu betrachten sind.  
Bsp. 18: Entspricht Fallbeispiel 17. Durch die Anwendung des Härteausgleichs beschränkt 
sich die tatsächliche Steuerbelastung auf:  
 0,15 x 512.000 + 0,5 x 3.000 = 78.300 EUR. 
 Die Durchschnittsbelastung des Erwerbers sinkt dadurch von 19% auf ca. 15,2% 
(78.300 : 515.000). Als Durchschnittsteuersatz wird der Grundtarif der 
nächsthöheren Wertstufe (19%) folglich erst bei dem folgenden rechnerischen 
Erwerbswert E* erreicht: 
.  064.578
5,019,0
000.5125,0000.51215,0*
.
*
)000.512*(5,0000.51215,019,0
=−
×−×=
−×+×=
E
bzw
E
E
 
Obwohl in dem angeführten Beispiel somit sämtliche Erwerbe mit einem zu versteuernden 
Erwerbsumfang von 512.100 EUR bis 578.000 EUR35 durch die Härteausgleichsregelung 
„nur“ mit einem gleitenden Durchschnittsteuersatz zwischen 15% und 19% belastet sind, darf 
nicht übersehen werden, daß der über die Stufengrenze hinausgehende Mehrerwerb dennoch 
                                                 
32  Diese Regelung ist damit bei Erwerbsvorgängen in der Steuerklasse I stets anzuwenden, bei 
Erwerbsvorgängen in der Steuerklasse II nur bis zu einem Erwerbswert von bis zu 5,113 Mio. EUR und in 
der Steuerklasse III nur bei einem Erwerbswert von bis zu bis 0,512 Mio. EUR. 
33  Vgl. § 19 Abs. 3 ErbStG. 
34  Hinsichtlich des Mehrerwerbs der Grenzwertüberschreitung kann es insbesondere nicht mehr zu einer mehr 
als 100%-igen steuerlichen Abschöpfung des Mehrerwerbs kommen. 
35  Diese Grenzwerte ergeben sich unter Berücksichtigung der Abrundungsvorschrift gem. § 10 Abs. 1 S. 4 
ErbStG, wonach der steuerpflichtige Erwerb jeweils auf volle 100 EUR abzurunden ist.  
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einem Grenzsteuersatz von 50% unterliegt. Von dem im vorhergehenden Fallbeispiel 
gegebenen Mehrerwerb von 3.000 EUR verbleibt dem Steuerpflichtigen nach der 
Besteuerung tatsächlich nur ein Nettobetrag von 1.500 EUR. Die folgende Übersicht 
ermöglicht eine Identifikation der von diesem Belastungseffekt betroffenen Erbteilungsfälle 
anhand der stufenspezifischen Anwendungsbereiche des Härteausgleichs:36 
 
Grenzwerte für die Anwendung des Härteausgleichs in der Steuerklasse 
 
I II III 
1 - - - 
2 52.100 - 57.300 EUR 52.100 - 59.800 EUR 52.100 - 63.500 EUR 
3 256.100 - 285.200 EUR 256.100 - 301.700 EUR 256.100 - 329.100 EUR 
4    512.100 - 578.000 EUR  512.100 - 623.300 EUR   512.100 - 588.700 EUR 
5 5.113.100 - 5.870.400 EUR 5.113.100 - 5.707.500 EUR 5.113.100 - 6.015.200 EUR 
6 12.785.100 - 15.006.100 EUR 12.785.100 - 14.464.900 EUR 12.785.100 - 15.522.200 EUR 
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7 25.565.100 - 29.399.700 EUR 25.565.100 - 27.756.200 EUR 25.565.100 - 28.632.700 EUR 
Abb. 8:  Grenzwerte für die Anwendung des tariflichen Härteausgleichs 
 
Das Sonderproblem des härteausgleichsbedingt überproportionalen Steuerzugriffs wird im 
weiteren bei der Quantifizierung steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen aufgrund von 
Tarifeffekten zunächst aus Darstellungsgründen ausgeklammert. Weil der Härteausgleich 
jedoch ein fester Bestandteil der tariflichen Besteuerungssystematik ist, werden die aus dem 
Härteausgleich resultierenden Verlagerungswirkungen anschließend noch gesondert 
untersucht. 
1.22 Tarifbegrenzung nach § 19a ErbStG 
Mit der gesetzlichen Tarifbegrenzung in Form des § 19a ErbStG kam der Gesetzgeber der 
Forderung des BVerfG nach, eine im Rahmen des Beschlusses vom 22.6.199537 festgestellte 
verminderte Leistungsfähigkeit38 von Erwerbern betrieblich gebundenen Vermögens bei der 
Zuordnung erbschaftsteuerlicher Belastungsintensitäten angemessen zu berücksichtigen, 
                                                 
36  Vgl. auch H 75 „Tabelle“ ErbStR. 
37  Vgl. Beschluß des BVerfG v. 22.6.1995, BStBl. II, 1996, S. 671. 
38  So auch Meincke, Rechtfertigung, S. 47, der darauf hinweist, daß durch die unternehmerische Bindung des 
Vermögenszuflusses der Erbe zwar nicht rechtlich, jedoch zumindest faktisch in einem gewissen Umfang 
in seinen Verfügungsmöglichkeiten beschränkt ist. Ebenso Piltz, Erbschaftsbesteuerung, S. 66. Kritisch 
dagegen Bareis/Elser, Analyse, S. 561. 
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damit der Bestand von Betriebsvermögen im Erbfall nicht durch die auftretenden 
Steuerbelastungen gefährdet ist.39  
Vor diesem Hintergrund ordnet die in § 19a ErbStG enthaltene Regelung an, daß die 
Tarifzuordnung bei der Übertragung begünstigten Vermögens unabhängig von der 
tatsächlichen verwandtschaftlichen Beziehung zwischen dem Erwerber und dem Erblasser 
stets unter weitreichender Entsprechung der Verhältnisse innerhalb der vergleichsweise 
belastungsgünstigen Steuerklasse I erfolgt.40 Aus besteuerungstechnischer Perspektive ist 
zum Zwecke der Tarifbegrenzung die Ermittlung eines individuellen Entlastungsbetrages 
nach den Regeln des § 19a Abs. 3 u. 4 ErbStG vorgesehen. Die Tarifbegrenzung nach § 19a 
ErbStG erfolgt dabei von Gesetzes wegen, so daß ein Anwendungsverzicht im Einzelfall 
folglich nicht möglich ist.41 
1.221 Anwendungsbereich 
Mangels gegenteiliger gesetzlicher Bestimmungen kommt eine Tarifbegrenzung nach 
§ 19a ErbStG gleichermaßen sowohl bei erbfallbedingten Vermögensübergängen als auch bei 
Schenkungen unter Lebenden in Betracht.42 Aus der bereits skizzierten Zielsetzung der 
Belastungsbegrenzung ergeben sich jedoch spezifische persönliche und sachliche 
Anwendungsbeschränkungen. 
Gemäß dem ausdrücklichen Gesetzeswortlaut43 beschränkt sich die Tarifbegrenzung auf 
Erwerber, die als natürliche Personen44 aufgrund ihres verwandtschaftlichen Verhältnisses 
zum Zuwendenden den Erbschaftsteuerklassen II oder III zuzuordnen sind.45 Dieser expliziten 
Steuerklassenbeschränkung ist dabei vornehmlich eine klarstellende Funktion beizumessen, 
weil aufgrund der konkreten Ausgestaltung der Begünstigung Erwerbern der Steuerklasse I 
im Ergebnis kein Tarifvorteil entstehen würde. 
                                                 
39  Vgl. Spitzbart, Betriebsvermögen, S. 15 ff. 
40  Daraus ist im Umkehrschluß zu folgern, daß der Gesetzgeber eine steuerbedingte Bestandsgefährdung des 
Betriebsvermögens zumindest angesichts des tariflichen Belastungsniveaus der Steuerklasse I 
offensichtlich ausschließt (zu den damit einhergehenden sonstigen Begünstigungen betrieblichen 
Vermögens s.u.). 
41  Da die Tarifbegrenzung den Steuerpflichtigen im ungünstigsten Fall wirtschaftlich nicht schlechter stellt 
als bei der Besteuerung nach dem Grundtarif, ist ein Optionsrecht jedoch auch im Grundsatz entbehrlich. 
42  Im Gegensatz dazu war bemerkenswerterweise die Anwendung des § 13a ErbStG, der für denselben 
sachlichen Anwendungsbereich wie § 19a ErbStG besondere Wertermittlungsvorschriften vorsieht, 
teilweise - bzgl. des Freibetrages von 256.000 EUR - auf Fälle der vorweggenommenen Erbfolge begrenzt. 
Inzwischen hat der Gesetzgeber diese Beschränkung jedoch im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 2001 
aufgehoben und die Anwendung auf sämtliche Schenkungen unter Lebenden ausgedehnt. 
43  Vgl. § 19a Abs. 1 ErbStG. 
44  Eine Begünstigung kommt demnach für juristische Personen als Erwerber der Steuerklasse III 
offensichtlich nicht in Betracht. Vgl. auch Hübner, Begünstigung, S. 3992. 
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Die Tarifbegrenzung betrifft des weiteren ausschließlich Erbfälle, bei denen im 
steuerpflichtigen Erwerb Vermögen im Sinne der abschließenden Aufzählung des § 19a Abs. 
2 Nr. 1 bis 3 ErbStG enthalten ist, so daß unter den dort aufgeführten Voraussetzungen 
ausschließlich der Übergang inländischen Betriebsvermögens,46 inländischen land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögens47 sowie der Übergang von Anteilen an Kapitalgesellschaften 
mit Sitz oder Geschäftsleitung im Inland48 begünstigt ist. Voraussetzung ist dabei stets, daß 
der steuerliche Wert des begünstigten Vermögens insgesamt positiv ist.49 Dem unmittelbaren 
Erwerb ist der mittelbare Erwerb50 von begünstigtem Vermögen grundsätzlich gleichgestellt. 
Demgegenüber ist die Tarifbegrenzung grundsätzlich ausgeschlossen, soweit ein Erwerber 
durch letztwillige oder rechtsgeschäftliche Verfügung des Erblassers dazu verpflichtet ist, das 
begünstigte Vermögen oder zumindest Teile davon auf Dritte zu übertragen.51 Jedoch 
entspricht es dem ursprünglichen Regelungszweck des § 19a ErbStG, daß der Übergang auf 
den Letzterwerber weiterhin tarifbegünstigt bleibt, soweit dieser die sonstigen persönlichen 
Voraussetzungen erfüllt.52  
Eine bereits durch Steuerfestsetzung wirksam gewordene Tarifbegrenzung ist rückwirkend 
durch eine entsprechende Nachversteuerung der zuvor begünstigten Erwerbsteile aufzuheben, 
wenn innerhalb einer Frist von 5 Jahren nach dem betreffenden Vermögenserwerb ein 
                                                 
45  Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 135. 
46  Begünstigt ist nach dem Gesetzeswortlaut der Übergang eines „ganzen Gewerbebetriebs, eines 
Teilbetriebs, eines Anteils an einer Gesellschaft im Sinne der §§ 15 Abs. 3 und 18 Abs. 4 EStG, eines 
Anteils des persönlich haftenden Gesellschafters einer KGaA oder eines Anteils daran“ (§ 13a Abs. 4 Nr. 1 
ErbStG). Somit sind auch Übertragungen von Anteilen an Mitunternehmeranteilen begünstigt. Vgl. auch 
Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 19a, Tz. 4 mit Verweis auf § 13a, Tz. 130. 
47  Erfaßt sind neben land- und forstwirtschaftlichem Vermögen im Sinne des § 141 Abs. 2 und 3 BewG 
(inländischer Betriebsteil und Betriebswohnungen) auch vermietete Grundstücke, Grundstücke im Sinne 
von § 69 BewG und die in § 13 Abs. 2 Nr. 2 EStG genannten Gebäude oder Gebäudeteile (ertragsteuerlich 
dem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb zuzurechnendes Grundvermögen). Darüber hinaus sind 
sämtliche zum land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen gehörenden Wirtschaftsgüter begünstigt. 
Ausdrücklich nicht als Grundvermögen begünstigt ist dagegen der land- und forstwirtschaftliche Wohnteil 
im Sinne von § 141 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 4 BewG. 
48  Entscheidend für die Begünstigung von Kapitalgesellschaftsanteilen ist der Anteilsumfang des 
Zuwendenden. Nur wenn der Zuwendende im Zeitpunkt der Steuerentstehung eine unmittelbare 
Beteiligung von mehr als 25% gehalten hat, ist der Übergang der Beteiligung vom Regelungsinhalt des § 
19a ErbStG erfaßt. Grundsätzlich unbeachtlich ist dagegen der Umfang des tatsächlich auf den Erwerber 
übergehenden Anteilspakets. 
49  D.h. insbesondere nach Anwendung spezieller Bewertungsvorschriften und Freibeträge des § 13a ErbStG 
muß ein positiver Vermögenswert verbleiben. 
50  Ein mittelbarer Übergang ist z.B. bei der Übertragung eines Bargeldbetrages gegeben, wenn der Erwerb 
gleichzeitig mit einer Auflage belastet ist, die den Erwerber verpflichtet, mit dem Bargeld nach § 19a Abs. 
2 ErbStG begünstigtes Vermögen zu erwerben. Das begünstigte Vermögen muß sich dabei jedoch - im 
Gegensatz zum zivilrechtlichen Rechtsinstitut der mittelbaren Schenkung - im Eigentum des Zuwendenden 
selbst befinden. Erwerbe von fremden Dritten sind dagegen grundsätzlich begünstigungsschädlich. Vgl. 
hierzu insbesondere R 56 Abs. 3 ErbStR. 
51  Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 135. 
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begünstigungsschädlicher Tatbestand im Sinne des § 19a Abs. 5 ErbStG53 realisiert wird.54 
Als begünstigungsschädlich sind danach insbesondere die Veräußerung des erworbenen 
Vermögens sowie die Aufgabe eines Betriebes durch den Erwerber anzusehen.55 
1.222 Wirkungsweise 
Der von einem Steuerpflichtigen durch Anwendung des § 19a ErbStG erfahrene Steuervorteil 
konkretisiert sich in Form eines individuell zu ermittelnden Entlastungsbetrages, der sich auf 
der Grundlage des Berechnungsschemas nach § 19a Abs. 3 u. 4 ErbStG ergibt.56 Leitgedanke 
der Begünstigung ist die Begrenzung des Steuerzugriffs auf ein Tarifniveau, das den Bestand 
des Betriebsvermögens insgesamt nicht gefährdet, wobei als Referenzgröße ein 
vergleichbarer Erwerbsvorgang im Rahmen der Steuerklasse I dient. Die Tarifbegrenzung 
wirkt demnach nicht als allgemeine Steuerbegünstigung für die Übertragung betrieblicher 
Vermögensgegenstände, sondern nur als Abmilderung einer offensichtlich als 
bestandsgefährdend anzusehenden Steuerbelastung, die sich andernfalls infolge der 
Grundtarifzuordnungen innerhalb der Steuerklassen II und III ergeben würde.  
Die Berechnung des Entlastungsbetrages ist regelmäßig unproblematisch, wenn der gesamte 
Erwerb eines Steuerpflichtigen ausschließlich aus begünstigtem Vermögen im Sinne des 
§ 19a Abs. 2 ErbStG besteht. In diesen Fällen ist für den Erwerber zunächst das seiner 
Steuerklasse entsprechende Steuerbelastungsvolumen zu ermitteln und der fiktiven Belastung 
eines vergleichbaren Erwerbsvorgangs innerhalb der Steuerklasse I gegenüberzustellen. In 
Höhe der Differenz zwischen dem tatsächlichen und dem fiktiven Steuerbetrag ergibt sich im 
Ergebnis der Entlastungsbetrag, der wiederum im Umfang von 88%57 die Steuerschuld des 
Erwerbers mindert: 
Bsp. 19: Ein Erwerber (Stkl. III) erhält ausschließlich nach § 19a ErbStG tarifbegünstigtes 
Betriebsvermögen mit einem  Steuerwert58 von 5 Mio. EUR, aus dem sich nach 
                                                 
52  Vgl. Piltz, Erbschaftsbesteuerung, S. 65. 
53  Begünstigungsschädlich sind sämtliche Maßnahmen, die dazu führen, daß begünstigtes Vermögen zeitnah 
nach dem Erwerb veräußert oder aufgegeben wird, wodurch letztlich die eigentliche Zielsetzung der 
Begünstigung, betriebliches Vermögen in seinem Bestand vor einem existenzgefährdenden Steuerzugriff 
zu schützten, verfehlt würde. Wird demnach die Betriebs-/Vermögenskontinuität seitens des Erwerbers 
durchbrochen, so entfällt damit zugleich die ursprüngliche Begünstigungsgrundlage. 
54  Vgl. Korn, Erbschaftsteuerermäßigungen, S. 11267. 
55  Vgl. Piltz, Erbschaftsbesteuerung, S. 67. 
56  Vgl. hierzu auch die Erläuterungen und Berechnungsbeispiele in der korrespondierenden R 79 ErbStR. 
57  Die Begrenzung des zuvor in vollem Umfang steuermindernden Entlastungsbetrages auf 88% für 
Erwerbstatbestände nach dem 31.12.2003 ist durch das Haushaltsbegleitgesetz 2004 v. 29.12.2003 (BGBl. 
I, 2003, S. 3076) in das ErbStG eingefügt worden. Vgl. § 19a Abs. 4 S. 3 ErbStG. 
58  Der Steuerwert soll dabei bereits sachbezogene Bewertungsbesonderheiten, z.B. den Freibetrag und den 
Bewertungsabschlag nach § 13a ErbStG, berücksichtigen. 
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Abzug persönlicher Freibeträge ein steuerpflichtiger Erwerb im Umfang von 4,5 
Mio. EUR ermittelt. Nach dem erbschaftsteuerlichen Grundtarif ergibt sich aus dem 
Vorgang bei einer Belastungsintensität von 35% eine Steuerbelastung von: 
 0,35 x 4.500.000 = 1.575.000 . 
 Die Belastung eines fiktiven Erwerbers der Steuerklasse I beträgt demgegenüber bei 
einer Belastungsintensität von 19%: 
 0,19 x 4.500.000 = 855.000 .  
 Die Belastungsdifferenz von 1,575 Mio. - 0,855 Mio. = 720.000 EUR führt in diesem 
Fall gemäß § 19a ErbStG zu einem Entlastungsbetrag von 633.600 EUR (88% von 
720.000 EUR), so daß der Erwerber der Steuerklasse III im Ergebnis eine Steuer von 
941.400 EUR zu entrichten hat. Die tatsächlich eintretende Steuertarifbelastung von 
20,9% (gegenüber zuvor 35%) ist folglich dem Tarifniveau der Steuerklasse I (19%) 
angenähert worden, auch wenn dieses infolge der Berücksichtigung von einheitlich 
nur 88% des Entlastungsbetrages nicht vollständig erreicht wird. 
Eine differenziertere Berechnung ist demgegenüber bei Übertragungsfällen erforderlich, in 
denen einem Steuerpflichtigen neben tarifbegünstigtem auch nicht tarifbegünstigtes 
Vermögen übertragen wird. Um ausschließlich eine entsprechend anteilsadäquate 
Steuerentlastung eintreten zu lassen, ist in diesen Fällen eine Verhältnisrechnung erforderlich, 
durch die der Umfang der anteilig auf das begünstigte Vermögen entfallenden 
Gesamtsteuerbelastung festgestellt wird. Dementsprechend ist in einem ersten Schritt 
zunächst die tatsächliche Steuerbelastung des Erwerbs vor Anwendung des § 19a ErbStG zu 
ermitteln und anhand des Wertverhältnisses zwischen begünstigtem Vermögen und gesamten 
Vermögensanfall59 aufzuteilen.60 In einem zweiten Rechenschritt ist eine analoge 
Verhältnisrechnung für die korrespondierende fiktive Steuerbelastung nach Maßgabe der 
Tarifbelastung der Steuerklasse I durchzuführen. Die Differenz aus den beiden anteilig auf 
das begünstigte Vermögen entfallenden Steuerbeträgen bildet letztlich im Umfang von 88% 
den individuell abziehbaren Entlastungsbetrag.  
Bsp. 20: Entspricht Fallbeispiel 19 mit der Modifikation, daß nun zusätzlich ein 
Bargeldbetrag von 1,5 Mio. EUR übertragen wird. Der Gesamtvermögensanfall 
besitzt demnach einen Steuerwert von 6 Mio. EUR, der analog zu Bsp. 19 bereits den 
Abzug von sachbezogenen Freibeträgen und Bewertungsabschlägen berücksichtigt. 
Entsprechend umfaßt der Anteil des begünstigten Betriebsvermögens am 
Gesamtvermögensanfall i.S.v. § 19a Abs. 3 ErbStG 4.500.000 : 6.000.000 bzw. 75%. 
                                                 
59  Unter der Wertgröße „gesamter Vermögensanfall“ versteht die Finanzverwaltung dabei den 
Vermögensanfall i.S.d. § 10 ErbStG, soweit dieser nicht steuerfrei ist. Zwar werden dabei sachliche 
Steuerbefreiungen bei der Ermittlung des Wertes des gesamten Vermögensanfalls berücksichtigt 
(insbesondere auch § 13a ErbStG); anders als bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Bereicherung 
bleiben hierbei jedoch Nachlaßverbindlichkeiten unberücksichtigt. Ebenfalls ohne Abzug bleiben zudem 
persönliche Steuerfreibeträge des Erwerbers. Vgl. R 79 Abs. 1 ErbStR. 
60  Vgl. hierzu § 19a Abs. 3 ErbStG. 
153 
 Die Steuerbelastung nach Maßgabe der Stkl. III beträgt: 
0,41 x 6.000.000 = 2.460.000 EUR, die anteilig mit 0,75 x 2.460.000 = 1.845.000 
EUR auf das übergehende begünstigte Betriebsvermögen entfällt. 
 Nach den Verhältnissen der Stkl. I würde sich demgegenüber eine Steuerbelastung 
von 0,23 x 6.000.000 = 1.380.000 EUR ergeben, wobei auf das begünstigte 
Vermögen 0,75 x 1.380.000 = 1.035.000 EUR entfallen.  
 Der Entlastungsbetrag nach § 19a ErbStG ergibt sich anhand des 
Unterschiedsbetrages der anteiligen Steuerbelastungen (hier 810.000 EUR), der in 
Höhe von 88% zu einer Steuerminderung von 712.800 EUR führt.  
Obwohl im Rahmen der Verhältnisrechnung eine gedankliche Zerlegung des Gesamterwerbs 
in zwei tariflich getrennt zu behandelnde Teilerwerbe erfolgt, ergibt sich jedoch – wie auch 
anhand des Fallbeispiels ersichtlich wird – die Grundtarifzuordnung jeweils auf der Basis des 
Gesamterwerbs und der zugehörigen Erwerbswertstufe. Für einen zusätzlichen 
progressionsbedingten Tarifvorteil, der zwangsläufig im Falle einer abweichenden Zuordnung 
der Teilerwerbe zu ggf. im Vergleich zum Gesamterwerb günstigeren Erwerbswertstufen 
resultieren würde, ist demnach im Rahmen der Tarifbegrenzung kein Raum. 
1.3 Anknüpfungspunkte steuerminimierender Gestaltungen 
Die Besonderheiten des erbschaftsteuerlichen Tarifsystems lassen sich bedarfsweise im 
Rahmen von Gestaltungsansätzen zur Minderung erbschaftsteuerlicher Belastungen bei der 
Vermögensnachfolge ausnutzen. Bevor im folgenden die im Rahmen dieser Untersuchung 
schwerpunktmäßig zu betrachtenden Erbteilsverlagerungswirkungen zu analysieren sind, 
werden zunächst wesentliche Anknüpfungspunkte für steuerminimierende 
Gestaltungsmöglichkeiten in ihren Grundzügen dargestellt. Die auch in der Literatur61 
verbreiteten Gestaltungsempfehlungen zielen dabei auf Modifikationen der anzuwendenden 
Steuerklasse bzw. der dem Erbvorgang zuzuordnenden Erwerbswertstufe ab.  
Die erbschaftsteuerrechtlich vorgesehene Steuerklassenzuordnung der jeweiligen 
Vermögenserwerber auf der Grundlage des verwandtschaftlichen Verhältnisses zum Erblasser 
eröffnet in der Erbpraxis naturgemäß nur sehr wenige Möglichkeiten, die bei der Besteuerung 
zur Anwendung gelangende Steuerklasse im Sinne einer Belastungsminimierung zu 
beeinflussen. Als wirkungsvolle Gestaltungsmaßnahmen sind in diesem Zusammenhang die 
Heirat bzw. die Adoption eines Erwerbers zu betrachten,62 wodurch unabhängig von der 
jeweiligen Ausgangssteuerklasse auf den vollzogenen Erwerb die Tarifzuordnung der 
vergleichsweise günstigen Steuerklasse I Anwendung findet. Allerdings dürften 
Veränderungen des Familienstandes ausschließlich aufgrund steuerlicher Überlegungen 
                                                 
61  Vgl. z.B. Fromm/Vogt, Richtig, S. 95 ff.; Steiner, Steuergünstig, S. 26 ff. 
62  Vgl. z.B. Fandrich, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 73; Flick, Erbschaftsteuerplanung, S. 932; Fromm/Vogt, 
Richtig, S. 262; Steiner, Steuergünstig, S. 56; Watrin, Gestaltungsüberlegungen, S. 251. 
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angesichts der auch weitreichenden nichtsteuerlichen Konsequenzen in der Praxis wohl eher 
einen Ausnahmefall darstellen.63  
Als vergleichsweise unproblematisch erscheint demgegenüber die Erlangung eines 
steuerklassenbedingten Tarifvorteils bei Erwerbstatbeständen durch Erwerber der 
Steuerklasse II und III. Indem durch geeignete Umstrukturierungen des Erwerbsvermögens, 
insbesondere auch durch die Einlage betreffender Vermögensteile in das Betriebsvermögen 
des Erblassers, die Anwendung des § 19a ErbStG herbeigeführt wird,64 ergibt sich im 
Ergebnis für entsprechende Vermögensteile annähernd eine Tarifzuordnung nach Maßgabe 
der Steuerklasse I. Dringend zu empfehlen ist jedoch, bei derartigen Gestaltungsüberlegungen 
stets sämtliche Steuerfolgen, insbesondere auch ertragsteuerliche Folgewirkungen, in die 
Gestaltungsentscheidung einzubeziehen.65 
Des weiteren sind im Einzelfall grundsätzlich auch Tarifminderungen durch Gestaltungen in 
Form von Übertragungsketten erzielbar.66 Zu diesem Zweck werden entsprechende 
Zuwendungen über mehrere Zwischenempfänger geleitet, die im Vergleich zum originär 
vorgesehenen Letzterwerber jeweils eine günstigere Steuerklassenzuordnung aufweisen. Im 
Einzelfall kann auf diese Weise eine insgesamt geringere erbschaftsteuerliche Belastung 
erreicht werden, als dies bei einer unmittelbaren Übertragung auf den Letzterwerber der Fall 
wäre. 
Bsp. 21: Ein Erblasser möchte die Ehefrau seines Enkels mit einer Zuwendung mit    einem 
steuerlichen Bereicherungswert von 50.000 EUR bedenken.  
 Bei einem unmittelbaren Übergang ist der Vorgang der Stkl. III zuzuordnen, 
wodurch bei einer Tarifbelastung von 17% – hier unter vereinfachender 
Vernachlässigung von persönlichen Freibeträgen – eine Steuerbelastung von 8.500 
EUR entsteht.  
 Wird als Zwischenerwerber jedoch der Enkel des Erblassers begünstigt, der 
anschließend die erhaltene Zuwendung an seine Ehefrau überträgt, so liegen zwei 
getrennte Übertragungsvorgänge jeweils innerhalb der Stkl. I vor. Damit entsteht – 
ohne Berücksichtigung von Freibeträgen67 – bei einer Tarifbelastung von 7% für 
                                                 
63  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 110. 
64  Dieser Gestaltungsansatz wird hinsichtlich möglicher weiterer Vorteile noch einmal im Rahmen der 
Bemessungsgrundlageneffekte aufzugreifen sein. 
65  Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 136. 
66  Vgl. Fromm/Vogt, Richtig, S. 152; Rautenberg/Korezkij, Vermögensübertragungen, S. 83 ff. 
67  Soweit den unterschiedlichen Erwerbern im Einzelfall zudem unterschiedliche persönliche Freibeträge 
zuzuordnen sind, kommen möglicherweise zusätzliche steuerliche Be- und Entlastungswirkungen in 
Betracht. So würde im Fallbeispiel die Übertragung vom Enkel auf dessen Ehefrau angesichts der 
vergleichsweise umfangreichen Freibetragsregelungen bei Übertragungen zwischen Ehegatten (hier: allein 
gem. § 16 ErbStG = 307.000 EUR) im Ergebnis keine Steuerbelastungen auslösen. Dieser Effekt ist 
untersuchungssystematisch jedoch nicht an dieser Stelle, sondern im Rahmen der 
Bemessungsgrundlageneffekte darzustellen. 
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jede Übertragung eine Steuerbelastung von je 3.500 EUR, d.h. insgesamt 7.000 
EUR.  
 Die „Umleitung“ der Vermögensübertragung über den Zwischenerwerber mindert in 
diesem Fall allein aufgrund der unterschiedlichen Tarifzuordnung die 
Steuerbelastung um insgesamt 1.500 EUR bzw. ca. 18%.  
Da derartige steuerliche Gestaltungsmaßnahmen auf den einzelnen Erwerbszwischenstufen 
jeweils eine rechtswirksame Eigentumsübertragung voraussetzen,68 ist bei der Erbteilung über 
Zwischenerwerber ein grundsätzlicher Interessengleichklang der in die Kettenschenkung69 
einbezogenen Erwerber unverzichtbar. Ungeachtet dessen besteht die latente Gefahr, daß 
derartigen Gestaltungen die erbschaftsteuerliche Anerkennung aufgrund § 42 AO versagt 
bleibt,70 soweit nach wirtschaftlicher Betrachtungsweise trotz der mehrstufigen 
Übertragungsvorgänge dennoch eine Übertragung vom Erblasser auf den Letzterwerber 
anzunehmen ist.71  
Neben der Steuerklassenzuordnung der beteiligten Erwerber wird die Tarifbelastung 
maßgeblich durch den individuell realisierten Erwerbswert bestimmt. Bei einem gegebenem 
Gesamtvermögen kann demnach die resultierende Tarifbelastung gemindert werden, indem 
eine Gesamtzuwendung in mehrere kleinere Teilzuwendungen, die jeweils günstigeren 
Erwerbswertstufen zuzuordnen sind, zerlegt wird, so daß es zu einer Progressionsbrechung 
kommt.72 Die Zerlegung der Gesamtübertragung kann dabei sowohl in personeller73 als auch 
in zeitlicher74 Hinsicht erfolgen. 
Bsp. 22: Ein Erblasser beabsichtigt, einem Erwerber einen Vermögenswert von insgesamt 
1.000.000 EUR zuzuwenden.  
 Bei Zuwendung des Gesamtbetrages durch einen einheitlichen Vorgang hat der 
Erwerber je nach Steuerklassenzugehörigkeit und unter Vernachlässigung von 
Freibeträgen eine Steuerbelastung zwischen 150.000 EUR und 290.000 EUR zu 
tragen. 
                                                 
68  Zur Problematik von Weiterleitungsklauseln bzw. Rückforderungsrechten bei Schenkungen vgl. Jülicher, 
Weiterleitungsklauseln, S. 1977 ff. 
69  Zum Begriff der Kettenschenkung vgl. Schulze zur Wiesche, Erbschaftsteuer, S. 72; Rautenberg/Korezkij, 
Vermögensübertragungen, S. 83. 
70  Vgl. BFH-Urteil v. 14.3.1962, BStBl. III, 1962, S. 206; Fromm/Vogt, Richtig, S. 154; Bader, Optimierung, 
S. 13. 
71  Vgl. BFH-Urteil v. 13.12.1993, BStBl. II, 1994, S. 128 ff. Vgl. auch Gebel, Gesellschafternachfolge, S. 31. 
72  Vgl. Fromm/Vogt, Richtig, S. 142. 
73  Die Aufteilung auf mehrere Erwerber zum Zwecke der Steuerminimierung dürfte jedoch regelmäßig mit 
den erblassergewünschten Zuteilungszielen kollidieren, soweit derartige Zuteilungen nicht i.S. einer 
Übertragungskette auf Zwischenerwerber erfolgen. 
74  Im Zusammenhang mit der zeitlichen Zerlegung einer Gesamtübertragung ist auf die erbschaftsteuerlichen 
Regelungen zur Berücksichtigung früherer Erwerbe hinzuweisen (vgl. § 14 ErbStG).  
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 Wird die Zuwendung demgegenüber in zwei Teilzuwendungen im Umfang von 
jeweils 500.000 EUR aufgeteilt, so würde – hier unter Vernachlässigung von 
Freibeträgen und Fristen – die Steuerbelastung für jede der Übertragungen nur 
zwischen 55.000 und 115.000 EUR betragen. Somit ergibt sich für diese Fälle im 
Grundsatz ein steuerliches Sparpotential von insgesamt 40.000 bis 60.000 EUR.   
Die Möglichkeiten der Progressionsbrechung durch zeitliche Zerstückelung umfangreicher 
Erwerbstatbestände hat der Gesetzgeber jedoch durch die Anordnung einer steuerlichen 
Berücksichtigung früherer Erwerbe im Sinne des § 14 ErbStG stark eingeschränkt.75 
Innerhalb eines Zehnjahreszeitraumes erfolgt dadurch eine Zusammenrechnung sämtlicher 
Zuwendungen, die von derselben Person stammen. Die jeweils zuzuordnende 
Erwerbswertstufe und damit letztlich der Tarif ergibt sich entsprechend aufgrund der Summe 
der Einzelzuwendungen, so daß sich ein Progressionsvorteil demnach auf Zuwendungen 
beschränkt, die außerhalb einer Zehnjahresfrist getätigt werden.  
Ergänzend ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, daß die jeweilige Erwerbswertstufe sich 
nach dem Steuerwert des zugegangenen Vermögens richtet, so daß vor diesem Hintergrund 
möglicherweise auch die Art des jeweiligen steuerlichen Bewertungsverfahrens 
Auswirkungen auf die zuzuordnende Tarifbelastung entfalten kann. Entsprechend bestehen 
durch die rechtzeitige Umwandlung von Vermögensteilen in steuerlich besonders 
bewertungsgünstige Vermögensformen grundsätzlich auch tarifliche 
Gestaltungsmöglichkeiten, auf die jedoch noch im Rahmen der Darstellungen zu den 
Bemessungsgrundlageneffekten detaillierter einzugehen sein wird. 
2 Rechtsnachfolgeneutrale Tarifeffekte 
Die im folgenden dargestellten Tarifeffekte zeigen im Sinne der bisher vorgenommenen 
Abgrenzung unterschiedlicher Erbteilsverlagerungseffekte elementare Zusammenhänge 
zwischen Einzelmerkmalen der erbschaftsteuerlichen Tarifsystematik und den daraus 
potentiell resultierenden Erbteilsverlagerungen auf. Folglich sind etwaige erbschaftsteuerliche 
Besonderheiten bei der Ermittlung der steuerlichen Bemessungsgrundlage an dieser Stelle 
nicht Gegenstand der Untersuchung. Ungeachtet der Tatsache, daß die steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage „Bereicherung“ nicht zwangsläufig mit dem Verkehrswert der 
Bereicherung übereinstimmt, gilt im weiteren zunächst untersuchungsbedingt die 
vereinfachende Annahme, daß die individuelle steuerliche Bemessungsgrundlage (BMGi) 
                                                 
75  Vgl. auch Mannek, Zusammenrechnung, S. 405 ff.; Pilz, Steuergeschenk, S. 2. Rose hat jedoch 
nachgewiesen, daß aufgrund der Zusammenrechnung gem. § 14 ErbStG ggf. auch steuerliche Vorteile zu 
erzielen sind, vgl. Rose, Zusammenrechnung, S. 1485 ff.  
157 
eines Erwerbers i stets dem hier als bekannt vorausgesetzten Verkehrswert76 (Eibrutto) des ihm 
jeweils zugewendeten Vermögens entspricht.  
Unter Berücksichtigung des erwerberbezogen zuzuordnenden Steuertarifs (si) ergibt sich aus 
[12] mit BMGi = Eibrutto für die individuelle Steuerbelastung (Si) bzw. die resultierenden 
Netto-Bereicherung (Einetto) der Erwerber demnach: 
[14]  )1(       :d.h.       , ibruttoinettoiibruttoii sEEsES −×=×= . 
Eingesetzt in die Neutralitätsbedingung der Erbteilung (vgl. Formel [5]) ergibt sich daraus 
nach Umformungen die folgende Gleichung als Voraussetzung von Relationsneutralität bei 
isolierter Betrachtung von Tarifeffekten:77 
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Der im Nenner des vorstehenden Formelausdrucks enthaltene Quotient aus der Summe der 
Individualsteuerbelastungen und dem Gesamterwerbswert ist auch als tarifliche 
Durchschnittsbelastung des gesamten Erbteilungsvorgangs interpretierbar, die als solche in 
Abgrenzung zu den jeweiligen erwerberbezogenen Individualtarifen (si) im folgenden als s  
bezeichnet wird. Unter Berücksichtigung der modifizierten Neutralitätsbedingung i.S.d. 
Formel [15] können im Hinblick auf die resultierenden Erbteilsverlagerungen die folgenden 
tariflichen Grundfälle eintreten:  
1=
s
si  Gilt diese Aussage aus der Sicht eines Erwerbers i, dann treten hinsichtlich seines Erbteils keine erbschaftsteuerlichen Tarifeffekte auf. Vielmehr entspricht auch 
nach Durchführung der Besteuerung der Netto-Erbanteil (Einetto : GEnetto) dieses 
Erwerbers dem ursprünglich angestrebten Brutto-Erbanteil (Eibrutto : GEbrutto).  
Vgl. Formel [5]. 
Gilt die Aussage für alle beteiligten Erwerber i (i = 1, 2, ..., n), dann ist der 
Erbteilungsvorgang insgesamt tariflich verlagerungsneutral. 
1>
s
si  Erbschaftsteuerliche Tarifeffekte führen zu einer relativen Benachteiligung des Erwerbers i mit dem Steuertarif si. Da dieser eine gegenüber der 
Durchschnittsbelastung s  höhere Steuerbelastung zu tragen hat, ist sein Netto-
Erbanteil (Einetto : GEnetto) demnach geringer als sein Brutto-Erbanteil (Eibrutto : 
GEbrutto). Der Erbteilungsvorgang ist insgesamt nicht tariflich verlagerungsneutral.
                                                 
76  Allgemeine Bewertungsprobleme, z.B. die Auswahl eines geeigneten Wertmaßstabs oder Einzelheiten des 
anzuwendenden Bewertungsverfahrens, sind somit hier grundsätzlich nicht zu problematisieren. Zudem 
soll vorausgesetzt werden, daß es sich um einen allgemein feststellbaren Wert handelt, so daß Irrtümer oder 
Fehlbewertungen aufgrund der subjektiven Bewertungsperspektive des Erblassers auszuschließen sind.  
77  Vgl. Formelanhang. 
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1<
s
si  Erbschaftsteuerliche Tarifeffekte führen zu einer relativen Begünstigung des Erben i mit dem Steuertarif si. Da dieser eine gegenüber der 
Durchschnittsbelastung s  geringere Steuerbelastung zu tragen hat, ist sein Netto-
Erbanteil (Einetto : GEnetto) demnach größer als sein Brutto-Erbanteil (Eibrutto : 
GEbrutto). Der Erbteilungsvorgang ist insgesamt nicht tariflich verlagerungsneutral.
 
Die vorstehenden Fallunterscheidungen ermöglichen zunächst für den konkreten Einzelfall 
eine Bestimmung der grundsätzlichen Wirkungsrichtung der auftretenden Tarifeffekte, so daß 
unmittelbar erkennbar wird, ob Erbteilsverlagerungen auftreten und welche Erwerber davon 
begünstigt bzw. benachteiligt würden. In einem weiteren Schritt ist dann das Ausmaß der 
Verlagerungswirkungen zu ermitteln.  
 
Für die im weiteren vornehmlich betrachteten Erbteilungsfälle mit nur zwei vorhandenen 
Nachfolgesubjekten (Zweierwerberfall, mit i = 1, 2) ist die eintretende 
Erbteilsverlagerungswirkung mit Hilfe des innerhalb der Formel [11] entwickelten Verfahrens 
als ΔRgesamt quantifizierbar, wobei bereits gezeigt wurde (vgl. Formel [13]), daß für den 
Zweierwerberfall ΔRgesamt zugleich dem Absolutbetrag des individualisierten 
Verlagerungsumfangs |ΔRi| eines der beiden Erwerber entspricht. Somit gilt im weiteren: 
[16]  
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Dabei ergibt sich unter Berücksichtigung der in Formel [14] aufgezeigten Beziehungen 
)1( i
brutto
i
netto
i sEE −×=  bzw. )1( sGEGE bruttonetto −×=  nach entsprechenden  
Umformungen:78 
[17]  
brutto
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igesamt GE
EssR ×−=Δ )(   . 
In der vorstehenden Schreibweise ist erkennbar, daß sich die Verlagerungsintensität auch 
anhand der Differenz zwischen individueller und durchschnittlicher Tarifbelastung )( iss −  
ermitteln läßt, die zu diesem Zweck mit dem erwerberindividuellen Brutto-Erwerbsanteil zu 
multiplizieren ist. Damit ergibt sich für die hier zu behandelnden Tarifeffekte zugleich ein 
praktikabler Anknüpfungspunkt, unmittelbar anhand der innerhalb einer Erbteilung 
auftretenden Steuersatzdifferenzen eine Quantifizierung der daraus jeweils resultierenden 
Verlagerungsintensitäten vornehmen zu können. 
                                                 
78  Vgl. den Formelanhang. 
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Aus einer weiteren Spezifikation der Durchschnittstarifbelastung s  für den im weiteren 
zugrundezulegenden Zweierwerberfall79 mit den Bruttoerwerben E1brutto bzw. E2brutto bzw. den 
steuerlichen Individualtarifen s1 und s2 folgt zudem als Zwischenergebnis:80 
[18]  
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brutto
brutto
bruttobrutto
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⎛ −×+×=Δ   . 
Nach entsprechenden Umformungen81 ist der Umfang der tarifbedingten 
Erbteilsverlagerungen demnach auf der Grundlage der im Einzelfall auftretenden 
Steuertarifdifferenz zwischen den beteiligten Erwerbern wie folgt ermittelbar:  
[19] 
bruttobrutto
bruttobrutto
gesamt GEGE
EEssR ×
××−=Δ 2112 )(   . 
 
Der Multiplikator ? des Absolutbetrages der Tarifdifferenz ? ist erkennbar eine 
relationsspezifische Konstante, d.h. ihr Wert bestimmt sich nach den jeweils angestrebten 
Brutto-Erbteilsrelationen (Eibrutto : GEbrutto). Sie weist – unabhängig vom jeweiligen Volumen 
des übergehenden Gesamterbvermögens – bei sämtlichen Erbteilungen mit identischen 
Erbteilsrelationen eine einheitliche Wertausprägung auf, so daß die Konstante z.B. bei einem 
GEbrutto von 2 Mio. EUR und Eibrutto von jeweils 1 Mio. EUR denselben Wert (0,25) annimmt, 
wie bei einem GEbrutto von 50 Mio. EUR und Eibrutto von jeweils 25 Mio. EUR (in beiden 
Fällen betragen die individuellen Erbteilsrelationen einheitlich 1:2). Im folgenden soll der 
Multiplikator ? als tariflicher Erbteilsverlagerungsfaktor (EVFTarif) bezeichnet werden, für 
den demnach entsprechend gilt: 
[20] 
bruttobrutto
bruttobrutto
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GEGE
EE
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×= 21   . 
Anhand der jeweils einem Erbteilungsfall zugrundeliegenden Erbteilsrelationen ist der 
tarifliche Erbteilsverlagerungsfaktor EVFTarif eindeutig bestimmbar, ebenso wie eine ggf. 
zwischen den Erwerbern auftretende Steuertarifdifferenz. Mit Hilfe dieser beiden 
signifikanten Merkmale einer Erbteilungssituation können demnach im folgenden auf der 
                                                 
79  Hierbei soll für die Durchschnittssteuerbelastung gelten: 
brutto
bruttobrutto
GE
EsEss 2211 ×+×= . 
80  Hier wegen ΔRgesamt = |ΔR1| = |ΔR2| ausschließlich aus Sicht des Erwerbers i = 1 dargestellt. Für Erwerber i 
= 2 wäre Formel [18] analog zu bilden, wobei sich im Hinblick auf die anschließende Überleitung auf 
Formel [19] keine Änderungen ergeben. 
81  Vgl. den Formelanhang. 
? ?
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Grundlage der Formel [19] für die isolierte Analyse der Tarifeffekte die resultierenden 
steuerinduzierten Verlagerungswirkungen unmittelbar quantifiziert werden.    
Der tarifliche Erbteilsverlagerungsfaktor EVFTarif nimmt in den hier betrachteten 
Zweierwerberfällen mit dem Wert 0,25 bei einem hälftigen Erbteilsverhältnis seinen 
Maximalwert an.82 Je stärker die vorgesehenen Bereicherungsanteile der Erwerber 
demgegenüber voneinander abweichen, desto geringer ist entsprechend der Wert, den der 
Erbteilsverlagerungsfaktor annimmt. Dieser Zusammenhang ist im folgenden als Wertverlauf 
der Variable EVFTarif für Erbteilsverhältnisse (E1 : E2) von 1 : 1 bis 1 : 500 dargestellt: 
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Abb. 9:  Wertverlauf des Erbteilsverlagerungsfaktors EVFTarif  bei unterschiedlichen Erbteilsverhältnissen 
 
Da sich jedoch der Umfang tariflicher Erbteilsverlagerungen stets im Zusammenspiel von 
Erbteilsverlagerungsfaktor und den auftretenden Tarifdifferenzen ergibt, ist der daraus im 
Ergebnis resultierende Verlagerungsumfang in der folgenden Übersicht für beispielhaft 
ausgewählte Kombinationen dieser beiden Verlagerungsdeterminanten angegeben. Die 
Ermittlung der Tabellenwerte erfolgt dabei nach Maßgabe der Formel [19], so daß diese 
entsprechend die auftretende Erbteilsverlagerung in Prozent vom Gesamterbvermögen vor 
Steuern (GEbrutto) angeben: 
 
                                                 
82  Dies ergibt sich bei einer hälftigen Erbteilung mit einer Erbteilsverhältnis von 1 : 1 aus 1/2 x 1/2 = 1/4 = 
0,25. Demgegenüber würde sich für eine Erbteilsverhältnis von 1 : 2 nur ein Variablenwert EVFTarif von 
2/9 = 0,222 einstellen.   
1 : 1          1 : 100       1 : 200       1 : 300     1 : 400     1 : 500 
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   Erbteilsverhältnisse 
  E1 500 250 100 50 25 10 5 4 3 2 1 
  E2 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 
1% 0,002% 0,004% 0,010% 0,019% 0,037% 0,083% 0,139% 0,160% 0,188% 0,222% 0,250% 
5% 0,010% 0,020% 0,049% 0,096% 0,185% 0,413% 0,694% 0,800% 0,938% 1,111% 1,250% 
10% 0,020% 0,040% 0,098% 0,192% 0,370% 0,826% 1,389% 1,600% 1,875% 2,222% 2,500% 
15% 0,030% 0,060% 0,147% 0,288% 0,555% 1,240% 2,083% 2,400% 2,813% 3,333% 3,750% 
20% 0,040% 0,079% 0,196% 0,384% 0,740% 1,653% 2,778% 3,200% 3,750% 4,444% 5,000% 
25% 0,050% 0,099% 0,245% 0,481% 0,925% 2,066% 3,472% 4,000% 4,688% 5,556% 6,250% 
30% 0,060% 0,119% 0,294% 0,577% 1,109% 2,479% 4,166% 4,800% 5,625% 6,666% 7,500% 
35% 0,070% 0,139% 0,343% 0,673% 1,294% 2,892% 4,861% 5,600% 6,562% 7,777% 8,750% 
40% 0,080% 0,159% 0,392% 0,769% 1,479% 3,306% 5,555% 6,400% 7,500% 8,888% 10,000% 
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43% 0,086% 0,171% 0,421% 0,827% 1,590% 3,554% 5,972% 6,880% 8,033% 9,955% 10,750% 
Abb. 10: Erbteilsverlagerungen (in % von GEbrutto) in Abhängigkeit von beispielhaften Erbteilsverhältnissen 
und Steuertarifdifferenzen 
 
Der vorstehenden Tabelle ist zu entnehmen, daß die umfangreichsten tariflichen Erbteils-
verlagerungen bei ausgeglichenen (d.h. gleichwertigen) bzw. nur geringfügig abweichenden 
Erbanteilsverhältnissen jeweils im Zusammentreffen mit umfangreichen 
Steuertarifdifferenzen zu erwarten sind. Der mit 10,75% ermittelte Maximalwert ergibt sich 
dabei für eine Steuertarifdifferenz (|s2 - s1|) von 43 Prozentpunkten83 und einem angestrebten 
hälftigen Erbteilsverhältnis (1 : 1). Demgegenüber treten bei nur geringen 
Steuertarifdifferenzen und stark abweichenden Erbteilsverhältnissen vergleichsweise geringe 
Verlagerungseffekte auf. Damit ist eine erste Einschätzung im Hinblick auf die von 
Erbteilsverlagerungen durch Tarifeffekte besonders betroffenen Erbteilungssituationen 
möglich. In diesem Zusammenhang ist jedoch zu berücksichtigen, daß die vorstehend 
angegebenen Tabellenwerte zunächst ausschließlich theoretischer Natur sind, weil einzelne 
Tarif-Erbteilsverhältnis-Kombinationen in der Praxis tatsächlich nicht auftreten können. 
Daher verbleibt im weiteren zu überprüfen, in welchem Umfang die vorstehend theoretisch 
abgeleiteten Erbteilsverlagerungsumfänge auch angesichts der Tarifsystematik nach 
geltendem Erbschaftsteuerrecht erreicht werden. 
Bereits im Rahmen der Analyse von Grundmerkmalen der erbschaftsteuerlichen 
Tarifzuordnung wurde deutlich, daß der Wert der individuellen Steuertarife (si) und damit 
auch der Umfang der im Ergebnis auftretenden Tarifdifferenzen sowohl aus der 
Steuerklassenzuordnung beteiligter Erwerber als auch aus dem Umfang des jeweiligen 
Erwerbstatbestands resultieren. Entsprechend werden im weiteren Tarifeffekte aufgrund von 
Steuerklassenzuordnungen bzw. aufgrund von Erwerbswertstufenzuordnungen unterschieden 
und als tarifliche Verlagerungsgrundformen zunächst isoliert voneinander untersucht.  
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2.1 Tarifeffekte aufgrund von Steuerklassenzuordnungen 
Den folgenden Berechnungen liegen jeweils Einzelerwerbe der beteiligten Erwerber 
zugrunde, die aufgrund ihres Umfangs stets derselben Erwerbswertstufe zuzuordnen sind. Zu 
diesem Zweck werden im weiteren jeweils betragsidentische Erwerbswerte unterstellt, d.h. es 
gilt stets E1brutto = E2brutto, wenngleich auch voneinander abweichende Erwerbswerte durchaus 
derselben Erwerbswertstufe zuzuordnen sein können.84 Unter der Annahme ausgeglichener 
Erbanteile ist jedoch nicht nur in jedem Fall eine identische Erwerbswertstufenzuordnung 
gewährleistet,85 sondern es ist darüber hinaus ausgeschlossen, daß die im weiteren 
dargestellten Erbteilsverlagerungen durch andere als den hier isoliert zu untersuchenden 
Effekten aufgrund von Steuerklassenzuordnungen hervorgerufen werden. 
Darüber hinaus ist zu erwarten, daß angesichts des weiter oben identifizierten 
Wirkungszusammenhangs zwischen Tarifdifferenz und tariflichem Erbteilsverlagerungsfaktor 
(vgl. Abb. 10) bei ausgeglichenen Erbteilsrelationen zugleich auch der jeweils maximale 
Verlagerungsumfang auftritt. Weil der Verlagerungsmultiplikator EVFTarif bei einer 
ausgeglichenen Erbteilsrelation seinen Höchstwert86 annimmt, würden demgegenüber bei 
einer gegebenen Tarifdifferenz die Verlagerungen mit zunehmend abweichenden 
Erbteilsrelationen entsprechend abnehmen, wie das folgende Beispiel verdeutlicht:  
Bsp. 23: Ein Erblasser beabsichtigt, ein Erbvermögen von 6 Mio. EUR je zur Hälfte auf zwei 
Erwerber aufzuteilen. Die Erwerber sind der Stkl. I (Kind) und der Stkl. III 
(nichteheliche Lebensgefährtin) zuzuordnen. Die Brutto-Erbteile (Eibrutto) betragen 
jeweils 3 Mio. EUR, so daß sich im Rahmen der Erwerbswertstufe IV 
Tarifzuordnungen von s1 = 19% (Kind) sowie s2 = 35% (Lebensgefährtin) ergeben. 
 Der prozentuale Gesamtumfang der auftretenden Vermögensverlagerungen 
(ΔRgesamt) beträgt somit im dargestellten Fall gem. Formel [19]: 
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83  Die in der Tabelle berücksichtigte maximale Steuertarifdifferenz von 43% ergibt sich unter 
Berücksichtigung der erbschaftsteuerlichen Tarifstruktur (vgl. auch Abb. 7) und der darin vorgesehenen 
Minimal- (7%) bzw. Maximalbelastung (50%). 
84  Aufgrund der jeweiligen Erwerbswertstufengrenzwerte des § 19 ErbStG können unter besonderen 
Bedingungen auch Erwerbstatbestände mit abweichenden Erbteilsrelationen von bis zu 1 : 10 
(Erwerbswertstufe IV) bzw. in den Erwerbswertstufen I bzw. VII sogar mit 1: 256.000 bzw. 1 : ∞ noch 
weitaus stärker voneinander abweichende Relationen letztlich derselben Erwerbswertstufe zuzuordnen 
sein. 
85  Demgegenüber könnten u.U. bereits geringfügige Abweichungen der Erbteilsrelationen eine Zuordnung 
auf unterschiedliche Erwerbswertstufen verursachen, wenn Einzelerwerbe betraglich insbesondere in den 
Bereich der jeweiligen Stufengrenzwerte fallen.  
86  Hier 1/4 bzw. 0,25. Vgl. auch Formel [20]. 
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 Demnach kommt es zu tariflichen Erbteilsverlagerungen im Umfang von 4% des 
Brutto-Erbvermögens (hier bei 6 Mio. EUR insgesamt 240.000 EUR), die wegen s1 < 
s2 letztlich zu Gunsten des Kindes wirken. 
 Demgegenüber würden bei einer Erbteilung mit Zuteilungswerten von 
E1brutto=2.400.000 EUR bzw. E2brutto=3.600.000 EUR (d.h. 2:3 mit EVFTarif = 
(2x3):(5x5) = 0,24) die Erbteilsverlagerungen „nur“ 
(|35% - 19%|) x 0,24 = 3,84% bzw. 230.400 EUR betragen.  
Unter der vorstehend beschriebenen Prämissensetzung mit E1brutto = E2brutto lassen sich 
sämtliche auftretenden Erbteilsverlagerungen ursächlich eindeutig auf abweichende 
Steuerklassenzuordnungen der beteiligten Erwerber zurückführen. Den im folgenden 
beschriebenen Tarifeffekten liegen in der Praxis Erbteilungsfälle zugrunde, bei denen von 
Erwerbern wertidentische Erbteile, z.B. durch Erbeinsetzungen zu gleichen Teilen oder auch 
abweichende Erbeinsetzungen in Kombination mit Vermächtniszuwendungen, realisiert 
werden. Zugleich sollen die Erwerber aufgrund abweichender verwandtschaftlicher Stellung 
im Verhältnis zum Erblasser jedoch unterschiedlichen Steuerklassen zuzuordnen sein.  
2.11 Erbteilsverlagerungen bei Steuerklassen-Grundkombinationen 
Die folgenden Betrachtungen berücksichtigen grundsätzliche Kombinationsmöglichkeiten der 
Steuerklassen I bis III für den hier zu betrachtenden Zweierwerberfall.87 Da Erwerber-
Kombinationen derselben Steuerklasse mangels abweichender Individualtarife naturgemäß 
keine tariflichen Erbteilsverlagerungen auslösen, kann die Analyse auf die 
Grundkombinationen der Steuerklassen I / II, II / III sowie I / III beschränkt werden. 
Besonderheiten, die sich im Rahmen des Anwendungsbereiches des tariflichen 
Härteausgleichs nach § 19 Abs. 3 ErbStG im Hinblick auf den Umfang der hier betrachteten 
Tarifeffekte ergeben können, werden im Anschluß an die Darstellungen zu den Steuerklassen-
Grundkombinationen gesondert betrachtet.  
Zwischen Erwerbern mit unterschiedlichen Steuerklassenzuordnungen treten im Erbfall 
aufgrund der erbschaftsteuerlichen Grundtarifsystematik jeweils kombinationstypische 
Steuertarifdifferenzen auf, deren Einzelwerte im folgenden jeweils für die ggf. betroffenen 
Erwerbswertstufen aufgeführt sind: 
 
                                                 
87  Vgl. Abschnitt A dieses Untersuchungsteils. 
164 
    Tarifdifferenz in der 
Steuerklassenkombination: 
   EUR I / II I / III II / III 
1 bis 52.000 5% 10% 5% 
2 bis 256.000 6% 12% 6% 
3 bis 512.000 7% 14% 7% 
4 bis 5.113.000 8% 16% 8% 
5 bis 12.783.000 9% 18% 9% 
6 bis 25.565.000 10% 20% 10% 
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7 über 25.565.000 10% 20% 10% 
Abb. 11: Erwerbswertstufenspezifische Tarifdifferenzen bei unterschiedlichen 
Steuerklassenkombinationen 
 
Die auftretenden Tarifdifferenzen sind hierbei grundsätzlich ohne explizite Berücksichtigung 
der aus der jeweiligen Erwerberperspektive resultierenden Vorzeichen angegeben.88 Demnach 
ergibt sich für die Steuerklassenkombination I / III und Erwerbswerten von je 7 Mio. EUR 
(d.h. GEbrutto = 14 Mio. EUR) eine Tarifdifferenz von 18 Prozentpunkten, da die 
Individualtarife (si) der Erwerber in diesem Falle 23% bzw. 41% betragen.89 Durch 
Multiplikation mit dem hier jeweils für den Fall identischer Erwerbswerte unterstellten 
Erbteilsverlagerungsfaktor EVFTarif = 0,25 ergeben sich demnach für die in Abb. 11 
dargestellten Tarifdifferenzwerte die folgenden Erbteilsverlagerungen (ΔRgesamt): 
 
    Erbteilsverlagerungen in % von GEbrutto in der 
Steuerklassenkombination: 
   EUR I / II I / III II / III 
1 bis 52.000 1,25% 2,50% 1,25% 
2 bis 256.000 1,50% 3,00% 1,50% 
3 bis 512.000 1,75% 3,50% 1,75% 
4 bis 5.113.000 2,00 % 4,00% 2,00% 
5 bis 12.783.000 2,25 % 4,50% 2,25% 
6 bis 25.565.000 2,50% 5,00% 2,50% 
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7 über 25.565.000 2,50% 5,00% 2,50% 
Abb. 12:  Erwerbswertstufenspezifische Verlagerungsvolumina bei unterschiedlichen 
Steuerklassenkombinationen 
 
Anhand der vorstehenden Tabellenwerte ist nunmehr für die hier betrachteten Grundfälle der 
prozentuale Gesamtumfang der durch Steuerklassenabweichungen verursachten 
                                                 
88  Da der Ermittlung des Gesamt-Erbteilsverlagerungsumfang gemäß Formel [11] gleichfalls der 
Absolutbetrag der Tarifdifferenz (|s2 - s1|) zugrundeliegt, ergeben sich aus dieser Vorgehensweise keine 
Ergebnisauswirkungen.  
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Erbteilsverlagerungen ablesbar. Demnach würde sich für eine Erwerberkombination der 
Steuerklassen I / III z.B. bei einem Gesamterbvermögen von 500.000 EUR und individuellen 
Bereicherungen von je 250.000 EUR ein Verlagerungsumfang von 15.000 EUR (hier: 3% von 
500.000 EUR) ergeben. Dementsprechend fällt die Nettobereicherung des Erwerbers mit der 
Steuerklasse I nach Abzug von Steuern (Steuerbelastung (S1) bei einem s1 von 11% = 27.500 
EUR; d.h. E1netto = 222.500 EUR) um 15.000 EUR höher aus, als dies angesichts der 
verfügten Erbteilsrelationen ursprünglich vom Erblasser beabsichtigt war.90 Für den Erwerber 
der Steuerklasse III (Steuerbelastung (S2) bei einem s2 von 23% = 57.500 EUR; d.h. E2netto = 
192.500 EUR) gilt dies entsprechend mit umgekehrten Vorzeichen.  
Der mithilfe der Prozentsätze (bezogen auf den Brutto-Gesamterwerb) dargestellte Umfang 
der tariflichen Erbteilsverlagerungen ist innerhalb einer gegebenen Erwerbswertstufe der 
Steuerklassenkombinationen I / II sowie II / III stets identisch. Er steigt aber mit 
zunehmendem Erwerbsumfang von Stufe zu Stufe aufgrund der damit zugleich steigenden 
Tarifdifferenzen. Der Maximalwert wird mit insgesamt 2,5% des Gesamterbvermögens 
erkennbar in den Erwerbswertstufen 6 und 7 erreicht, d.h. bei Gesamterbvermögensvolumina 
von mindestens 25,565 Mio. EUR bzw. Individualerwerben von mind. je 12,783 Mio. EUR. 
Innerhalb der Steuerklassenkombination I / III nimmt dagegen der 
Erbteilsverlagerungsumfang bereits innerhalb der Erwerbswertstufe 1 den Wert von 2,5% an 
und steigt bis zur Erwerbswertstufe 6 auf 5% des Gesamterbvermögens an. Damit würden 
z.B. die Vermögensverlagerungen bei einem Gesamterwerbswert von 25 Mio. EUR einen 
Absolutbetrag von insgesamt 1,25 Mio. EUR aufweisen.  
Bei sämtlichen Erwerberkombinationen steigt somit der Verlagerungsumfang mit dem 
Erwerbsumfang über die Erwerbswertstufen gesehen überproportional an, so daß 
Erbteilungsvorgänge mit vergleichsweise umfangreichem Erbvermögen von 
steuerklassenbedingten Tarifeffekten in besonderem Maße betroffen sind. Zudem läßt sich 
allgemein feststellen, daß tarifliche Erbteilsverlagerungen Erwerberkombinationen der 
Steuerklassen I / III im Vergleich zu den übrigen Steuerklassenkombinationen besonders 
intensiv betreffen.  
2.12 Auswirkungen des tariflichen Härteausgleichs auf den 
Erbteilsverlagerungsumfang bei abweichenden Steuerklassen 
Der tarifliche Härteausgleich im Sinne des § 19 Abs. 3 ErbStG ist ein fester Bestandteil des 
erbschaftsteuerlichen Tarifsystems und in allen Fällen anzuwenden, bei denen eine 
                                                 
89  Vgl. auch Abb. 7. 
90  Bei einem Gesamt-Nettovermögen nach Steuern von  415.000 EUR (500.000 - 27.500 - 57.500) hier je 
Erwerber 207.500 EUR. 
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Steuerberechnung tatsächlich oder auch nur fiktiv91 erfolgt.92 Daher erscheint es trotz eines 
möglicherweise in der Praxis nur beschränkten Anwendungsbereichs der Regelung 
erforderlich zu überprüfen, welchen Einfluß der Härteausgleich auf den Umfang 
tarifbedingter Erbteilsverlagerungen entfaltet. 
Im Rahmen der vorstehenden Berechnungen wurden bisher nicht explizit 
Besteuerungssituationen berücksichtigt, bei denen aufgrund einer nur geringfügigen 
Überschreitung einer Erwerbswertstufengrenze eine Tarifkappung nach Maßgabe des § 19 
Abs. 3 ErbStG durchzuführen ist. Daher wird im weiteren dem Umstand Rechnung getragen, 
daß innerhalb des Anwendungsbereichs dieser Vorschrift die Tarifbelastung von der 
Belastungsintensität der vorhergehenden Erwerbswertstufe auf die Tarifbelastung der jeweils 
folgenden Erwerbswertstufe sukzessive ansteigt. Unter Berücksichtigung des Härteausgleichs 
läßt sich der steuerklassenspezifische Tarifverlauf im Grenzbereich einer Erwerbswertstufe, 
hier beispielhaft für die Erwerbswertstufe 4 (512.100 - 5.113.000 EUR), wie folgt abbilden: 
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Abb. 13:  Steuerklassenspezifische Tarifverläufe innerhalb der Erwerbswertstufe 4 unter  
  Berücksichtigung des Härteausgleichs 
 
Anhand der vorstehenden Abbildung ist erkennbar, daß in den einzelnen Steuerklassen das 
ungemilderte Tarifniveau der Erwerbswertstufe 4 bei jeweils unterschiedlichen 
                                                 
91  Der tarifliche Härteausgleich ist also auch bei den Erbfällen zu berücksichtigen, die unter den 
Anwendungsbereich der §§ 6 Abs. 2, 10 Abs. 2, 14, 15 Abs. 3, 19a, 23 und 35 ErbStG fallen, und die 
dadurch eine fiktive Steuerermittlung als Berechnungs-Zwischenschritt für die endgültige 
Steuerfestsetzung erforderlich machen. 
92  Vgl. H 75 ErbStR. 
 
Stkl. III 
 
 
 
Stkl. II 
 
 
 
Stkl. I 
588.700 EUR; 35% 
578.000 EUR; 19% 
623.300 EUR; 27% 
 
(29) 
 
 
 
(22) 
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Erwerbswerten erreicht wird.93 In der Summe ist demnach festzustellen, daß im 
Anwendungsbereich des Härteausgleichs regelmäßig gegenüber den bisher zugrundegelegten 
Tarifdifferenzen entsprechend abweichende Differenzwerte auftreten, aus denen wiederum 
auch abweichende Erbteilsverlagerungsintensitäten resultieren. Diese werden beispielhaft für 
die bereits in Abb. 13 betrachtete Erwerbswertstufe 4 tabellarisch dargestellt, wobei für die 
angegebenen Erwerbswerte jeweils die tatsächlich unter Berücksichtigung des 
Härteausgleichs eintretende Tarifdifferenz sowie weiterhin eine Erbteilung zwischen zwei 
Erwerbern mit ausgeglichenen Erbteilsrelationen zugrundegelegt werden:94 
 
Steuerklassenkombination  
I / II 
Steuerklassenkombination 
I / III 
Steuerklassenkombination 
II / III 
  
| s1  - s2 | ΔRgesamt | s1 - s2 | ΔRgesamt | s1 - s2 | ΔRgesamt 
512.000 7,00% 1,75% 14,00% 3,50% 7,00% 1,75% 
520.000 6,89% 1,72% 13,78% 3,45% 6,89% 1,72% 
530.000 6,76% 1,69% 13,52% 3,38% 6,76% 1,69% 
540.000 6,64% 1,66% 14,55% 3,64% 7,93% 1,98% 
550.000 6,52% 1,63% 14,76% 3,69% 8,24% 2,06% 
560.000 6,40% 1,60% 14,94% 3,74% 8,54% 2,14% 
570.000 6,29% 1,57% 15,12% 3,78% 8,83% 2,21% 
578.000 6,20% 1,55% 15,25% 3,81% 9,06% 2,26% 
580.000 6,28% 1,57% 15,39% 3,85% 9,11% 2,28% 
588.700 6,65% 1,66% 16,00% 4,00% 9,35% 2,34% 
590.000 6,70% 1,68% 16,00% 4,00% 9,30% 2,32% 
600.000 7,11% 1,78% 16,00% 4,00% 8,89% 2,22% 
610.000 7,50% 1,87% 16,00% 4,00% 8,50% 2,13% 
620.000 7,88% 1,97% 16,00% 4,00% 8,12% 2,03% 
623.300 8,00% 2,00% 16,00% 4,00% 8,00% 2,00% 
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630.000 8,00% 2,00% 16,00% 4,00% 8,00% 2,00% 
Abb. 14:  Härteausgleichsbedingte Erbteilsverlagerungswirkungen in Abhängigkeit von 
 Steuerklassenkombination und Erwerbswert 
 
Die Tabellenwerte zeigen, daß im Anwendungsbereich des Härteausgleichs die auftretenden 
Erbteilsverlagerungen nicht notwendigerweise konstant sind. Vielmehr lassen sich anhand der 
steuerklassenspezifischen Tarifverläufe bzw. der resultierenden Tarifdifferenzen in 
Anwendungsfällen des Härteausgleichs insgesamt drei Grundwirkungen in Bezug auf den 
eintretenden Erbteilsverlagerungsumfang unterscheiden: 
                                                 
93  In der Steuerklasse I bei 578.000 EUR, in der Steuerklasse II bei 623.300 EUR und in der Steuerklasse III 
bei 588.700 EUR. Vgl. auch Abb. 8  
94  Die jeweilige Erbteilsverlagerung (ΔRgesamt) ergibt sich dabei durch Multiplikation der tatsächlichen 
Steuertarifdifferenz mit dem hier konstanten Faktor EVFTarif = 0,25. Am Beispiel des Erwerbswertes von 
560.000 EUR ergeben sich unter Berücksichtigung des Härteausgleichs tatsächliche Steuertarife von 18% 
([512.000 x 0,15 + (560.000 - 512.000) x 0,5] x 1:560.000) in der Steuerklasse I bzw. entsprechend 24,4% 
in der Steuerklasse II (Berechnung analog). Als Produkt aus der Tarifdifferenz (24,4% - 18% = 6,4%) und 
EVFTarif ergibt sich demnach eine Verlagerung (ΔRgesamt) von 1,6% (vgl. Abb. 14). 
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— Ist beiden Erwerbern ein Tarif aus der Proportionaltarifzone zuzuordnen, so bleibt der 
Umfang der Erbteilsverlagerung bei steigendem Erwerbswert konstant und entspricht den 
bereits festgestellten Werten der Steuerklassengrundkombinationen.95 
— Steigt der Individualtarif des Erwerbers mit der ungünstigen Steuerklasse stärker als der 
Tarif seines Miterwerbers,96 so erhöht sich der Umfang der Erbteilsverlagerungen mit 
steigendem Erwerbswert.97 
— Steigt der Individualtarif des Erwerbers mit der günstigeren Steuerklasse stärker als der 
Tarif seines Miterwerbers,98 so verringert sich der Umfang der Erbteilsverlagerungen mit 
steigendem Erwerbswert.99  
 
Aufgrund dieser Grundwirkungen kann durch den tariflichen Härteausgleich der 
Erbteilsverlagerungsumfang innerhalb des Anwendungsbereichs des § 19 Abs. 3 ErbStG das 
Niveau der bereits in Abb. 12 festgestellten Verlagerungsintensitäten der 
Grundkombinationen von Steuerklassen sowohl unter- als auch überschreiten. Überträgt man 
diese Erkenntnis allgemein auch auf die übrigen Erwerbswertstufen, so ist die bisherige 
Darstellung zum Umfang des Erbteilsverlagerungseffektes bei abweichenden Steuerklassen 
im Hinblick auf die Grenzbereiche der Erwerbswertstufen wie in der folgenden Abb. 15 zu 
ergänzen. Die dabei jeweils berücksichtigten Erwerbswerte entsprechen den 
erwerbswertstufenspezifischen Grenzwerten für den Anwendungsbereich der 
Härteausgleichsregelung,100 für die sich in analoger Vorgehensweise zur Abb. 14 die 
folgenden Verlagerungswerte ermitteln: 
 
                                                 
95  Vgl. die Steuerklassenkombinationen I / II und II / III jeweils ab 623.300 EUR und die 
Steuerklassenkombination I / III ab 588.700 EUR – vgl. auch Abb. 12. 
96  Diese Konstellation ergibt sich bei Kombinationen der Tarifkappung nach § 19 Abs. 3 Buchst. a ErbStG 
mit der Tarifkappung nach § 19 Abs. 3 Buchst. b ErbStG sowie bei Kombinationen aus Proportionaltarif 
und Tarifkappung, wenn der Erwerber mit dem günstigeren Individualtarif dem Proportionaltarif unterliegt. 
97  Vgl. die Steuerklassenkombination I / II; Grenzwerte 578.000 - 623.300 EUR und die 
Steuerklassenkombinationen I / III und II / III jeweils in den Grenzwerten 537.600 - 588.700 EUR. 
98  Diese Konstellation kann sich nur dann ergeben, wenn beide Erwerbe einheitlich der Tarifkappung nach § 
19 Abs. 3 Buchst. a ErbStG oder § 19 Abs. 3 Buchst. b ErbStG unterliegen oder in Kombinationsfällen aus 
Proportionaltarif und Tarifkappung, wenn der Erbe mit dem ungünstigeren Individualtarif dem 
Proportionaltarif unterliegt. 
99  Vgl. die Steuerklassenkombination I / II; Grenzwerte 512.000 - 578.000 EUR und 
Steuerklassenkombinationen I / III bzw. II / III jeweils innerhalb der Grenzwerte 512.000 - 537.600 EUR. 
100  Vgl. auch Abb. 8 bzw. H 75 ErbStR. 
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     Steuerklassenkombinationen 
    EUR I / II I / III II / III 
1 bis 52.000 1,25%  2,50% 1,25%  
bis 57.300 1,25% bis 1,13% 2,50% bis 2,27% 1,25% bis 1,13% 
bis 59.800 1,13% bis 1,50% 2,27% bis 2,59% 1,13% bis 1,09% 
bis 63.500 1,50% 2,59% bis 3,00% 1,09% bis 1,50% 
2 
bis 256.000 1,50% 3,00% 1,50% 
bis 285.200 1,50% bis 1,35% 3,00% bis 2,69% 1,50% bis 1,35% 
bis 301.700 1,35% bis 1,75% 2,69% bis 3,02% 1,35% bis 1,27% 
bis 329.100 1,75% 3,02% bis 3,50% 1,27% bis 1,75% 
3 
bis 512.000 1,75% 3,50% 1,75% 
bis 578.000 1,75% bis 1,55% 3,50% bis 3,81% 1,75% bis 2,26% 
bis 588.700 1,55% bis 1,66%  3,81% bis 4,00% 2,26% bis 2,34% 
bis 623.300 1,66% bis 2,00% 4,00% 2,34% bis 2,00% 
4 
bis 5.113.000 2,00% 4,00% 2,00% 
bis 5.707.500 2,00% bis 2,44% 4,00% bis 4,23% 2,00% bis 1,79% 
bis 5.870.400 2,44% bis 2,25% 4,23% bis 4,29% 1,79% bis 2,04% 
bis 6.015.200 2,25% 4,29% bis 4,50% 2,04% bis 2,25% 
5 
bis 12.783.000 2,25% 4,50% 2,25% 
bis 14.464.900 2,25% bis 2,72% 4,50% bis 4,70% 2,25% bis 1,99% 
bis 15.006.100 2,72% bis 2,50% 4,70% bis 4,76% 1,99% bis 2,26% 
bis 15.522.200 2,50% 4,76% bis 5,00% 2,26% bis 2,50% 
6 
bis 25.565.000 2,50% 5,00% 2,50% 
bis 27.756.200 2,50% bis 2,80% 5,00% bis 5,10% 2,50% bis 2,30% 
bis 28.632.700 2,80% bis 2,63% 5,10% bis 5,13% 2,30% bis 2,50% 
bis 29.399.700 2,63% bis 2,50% 5,13% bis 5,00% 2,50% 
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7 
über 29.399.700 2,50% 5,00% 2,50% 
Abb. 15:  Erwerbswertstufenspezifische Verlagerungsvolumina bei unterschiedlichen  
 Steuerklassenkombinationen unter Berücksichtigung des Härteausgleichs 
 
Der Härteausgleich führt demnach in den Erwerbswertstufen 2 und 3 stets zu Minderungen 
des auftretenden Erbteilsverlagerungsvolumens gegenüber den bisher ermittelten Werten für 
die Steuerklassen-Grundkombinationen (vgl. Abb. 12). In den übrigen Erwerbswertstufen 
können sich die tariflichen Verlagerungseffekte in Abhängigkeit von der 
Steuerklassenkombination sowohl verstärken101 als auch abschwächen.102 Das Maximum mit 
einem Umfang von nunmehr 5,13% ergibt sich bei Einzelerwerben von je 28,632 Mio. EUR, 
                                                 
101  Vgl. z.B. die in Abb. 15 hervorgehobenen Werte in der Steuerklassenkombination I / II ab 5,113 Mio. 
EUR. 
102  Vgl. z.B die in Abb. 15 hervorgehobenen Werte in der  Steuerklassenkombination II / III ab 5,113 Mio. 
EUR. 
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die von Erben in der Kombination der Steuerklassen I und III realisiert werden. Bei einem 
korrespondierenden Gesamterwerbsumfang von insgesamt 57,264 Mio. EUR treten dabei 
demnach im Ergebnis Vermögensverlagerungen mit einem Absolutbetrag von insgesamt 
2.937.643 EUR auf.  
2.2 Tarifeffekte aufgrund von Erwerbswertstufenzuordnungen 
Im Gegensatz zur Situation bei der Untersuchung der durch unterschiedliche 
Steuerklassenzuordnungen ausgelösten Tarifeffekte gilt bei den nun folgenden Darstellungen 
zu Erbteilsverlagerungseffekten aufgrund von Erwerbswertstufenzuordnungen stets die 
Annahme, daß an dem zugrundegelegten Erbteilungsprozeß jeweils ausschließlich Erwerber 
derselben Steuerklasse beteiligt sind. Entsprechend entfalten die zuvor beschriebenen 
Erbteilsverlagerungseffekte aufgrund von Steuerklassenvariationen grundsätzlich keine 
Auswirkungen auf die im folgenden zu ermittelnden Ergebnisse.  
Zudem bedingt die im weiteren vornehmlich zugrundezulegende Zuordnung der 
Einzelerwerbstatbestände zu jeweils unterschiedlichen Erwerbswertstufen regelmäßig die 
Voraussetzung, 103 daß die individuellen Erbteilsrelationen seitens der beteiligten Erwerber 
voneinander abweichen. Dementsprechend nimmt im Rahmen der folgend betrachteten 
Zweierwerberfälle der Erbteilsverlagerungsfaktor EVFTarif im Rahmen einer 
Maximalwertermittlung nicht mehr wie bisher konstant den Wert 0,25 an; da er vielmehr 
durch die jeweils zugrundeliegenden Erbteilsrelationen determiniert wird,104 weist er in 
Abhängigkeit von den jeweils beteiligten Erwerbswertstufen unterschiedliche 
Wertausprägungen auf. 
Bsp. 24: Ein Erblasser beabsichtigt, ein Erbvermögen von 2,5 Mio. EUR zu 4/5 auf seine 
Ehefrau (Erbin 1) und zu 1/5 auf seine Tochter (Erbin 2) zu übertragen (d.h. die 
Erbanteile betragen 4 : 1). Mit Brutto-Erbteilen von E1brutto = 2.000.000 EUR sowie 
E2brutto = 500.000 EUR ergeben sich nach Maßgabe der betroffenen 
Erwerbswertstufen 3 und 4 in der Steuerklasse I individuelle Tarifzuordnungen von 
s1 = 19% und s2 = 15%: 
 Der Gesamtumfang der Vermögensverlagerungen ΔRgesamt beträgt damit i.S.d. 
Formel [19]: 
 %64,0
5
14%4
000.500.2
000.500000.000.2%)15%19( 22 =××=××−=Δ gesamtR . 
                                                 
103  Eine Ausnahme bildet dabei der Untersuchungsabschnitt zu den „erwerbswertstufeninternen 
Verlagerungswirkungen“, die aufgrund der Härteausgleichsregelung auftreten können. Wie noch 
nachzuweisen sein wird, setzen derartige Verlagerungswirkungen lediglich voneinander abweichende 
Erwerbswerte innerhalb einer Erwerbswertstufe voraus. 
104  Vgl. auch Formel [20]. 
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 Bei einer Tarifdifferenz von 4% und Erbanteilen von 4 : 1 kommt es demnach zu 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen im Umfang von 0,64% des Brutto-
Erbvermögens (hier: bei 2,5 Mio. EUR insgesamt 16.000 EUR).  
 Bei Erbanteilen von 8 : 1 würde demgegenüber c.p. der folgende 
Erbteilsverlagerungsumfang auftreten: 
 %395,0
9
18%)15%19( 2 =
××−=Δ gesamtR . 
 Der Verlagerungsumfang beträgt demnach trotz Zuordnung des Vorgangs zu 
identischen Erwerbswertstufen und damit auch gleicher Tarifdifferenz nur noch 
0,395% bzw. 9.875 EUR, weil sich der Wert von EVFTarif infolge der geänderten 
Erbanteile vermindert hat . 
Aufgrund des nachhaltigen Einflusses des tariflichen Erbteilsverlagerungsfaktors auf den 
Umfang der auftretenden Erbteilsverlagerungen ergibt sich im weiteren die Notwendigkeit, 
die bei unterschiedlichen Kombinationen von Erwerbswertstufen auftretenden 
Tarifdifferenzen in einen Bezug zu den jeweiligen Erbteilsrelationen zu setzen, die mit den 
betreffenden Erwerbswertkombinationen potentiell korrespondieren. Aus 
Darstellungsgründen umfaßt die Analyse wiederum zunächst Grundkombinationen von 
unterschiedlichen erbschaftsteuerlichen Erwerbswertstufen, bevor ergänzend spezifische 
Ergebnisauswirkungen aufgrund des tariflichen Härteausgleichs gem. § 19 Abs. 3 ErbStG im 
Anschluß gesondert behandelt werden.  
2.21 Erbteilsverlagerungen bei Erwerbswertstufen-Grundkombinationen 
Im Rahmen der Untersuchung zu den Erwerbswertstufen-Grundkombinationen ergibt sich – 
neben der Annahme jeweils übereinstimmender Steuerklassen – zwangsläufig als Prämisse, 
daß die individuellen Erwerbsanteile am Gesamtvermögen betraglich stets soweit 
voneinander abweichen, daß die beiden Einzelerwerbe tatsächlich unterschiedlichen 
Erwerbswertstufen zuzuordnen sind.105 Die im Einzelfall möglichen Kombinationen von 
unterschiedlichen Erwerbswertstufen können dabei ausschließlich bei jeweils 
charakteristischen Erbteilsrelationen auftreten, die damit entsprechend auch die Bandbreite 
der Werte potentiell auftretender Erbteilsverlagerungsfaktoren EVFTarif determinieren: 
Bsp. 25: Damit bei einem Zweierwerberfall die Erwerbswertstufenkombination 3 und 5 
auftreten kann, müssen die Einzelerwerbswerte zwischen 256.000 und 512.000 EUR 
einerseits sowie zwischen 5.113.000 und 12.783.000 EUR andererseits betragen, so 
daß folglich ausschließlich Anwendungsfälle mit Erbanteilen zwischen ca. 1 : 10 und 
                                                 
105  Obwohl Erbanteile von 1 : 1 somit keine abweichende Erbwerbswertstufenzuordnung auslösen kann, soll 
dieses Erbanteilsverhältnis im folgenden als Näherungswert bei aneinander angrenzenden 
Erwerbswertstufen Verwendung finden. 
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1 : 50 in Betracht kommen.106 Davon abweichende Erbverhältnisse würden dem-
gegenüber zwangsläufig zu einer anderen Erwerbswertstufenkombination führen. 
 Angesichts der Bandbreite der erforderlichen Erbteilsrelationen nimmt der Faktor 
EVFTarif bei der hier betrachteten Kombination der Erwerbswertstufen 3 und 5 
entsprechend Werte zwischen 0,019 (1 : 50; dies ergibt sich aus 50 / 512 = 0,019 – 
vgl. Formel [20])  und 0,083 (1 : 10; hier 10 / 112 = 0,083) an. 
Für die insgesamt denkbaren Erwerbswertkombinationen sind im folgenden die 
stufenklassenbedingt auftretenden Tarifdifferenzen und die Bandbreite der potentiell 
zusammen mit diesen Tarifdifferenzen einhergehenden Erbanteilsverhältnisse in der Abb. 16 
angegeben:  
 
   Erwerber 1           Erwerber 2 
Tarifdifferenzen innerhalb 
der Steuerklassen 
    EUR           EUR I  II III 
Potentiell mögliche 
Erbanteilsverhältnisse 
2  (52.100 bis 256.000) 4% 5% 6% 1 : 1 - 1 : 256.000107 
3  (256.100 bis 512.000) 8% 10% 12% 1 : 5 - 1 : 512.000 
4  (512.100 bis 5.113.000) 12% 15% 18% 1 : 10 - 1 : 5.113.000 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 16% 20% 24% 1 : 98 - 1 : 12.783.000 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 20% 25% 30%% 1 : 246 - 1 : 25.565.000 
1  (bis 52.000 ) 
7  (über 25.565.099) 23% 28% 33% ab 1 : 492 
3  (256.100 bis 512.000) 4% 5% 6% 1 : 1 - 1 : 10 
4  (512.100 bis 5.113.000) 8% 10% 12% 1 : 2 - 1 : 98 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 12% 15% 18% 1 : 20 - 1 : 246 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 16% 20% 24% 1 : 50 - 1 : 492 
2  (52.100 bis 256.000) 
 
7  (über 25.565.099) 19% 23% 27% ab 1 : 100 
4  (512.100 bis 5.113.000) 4% 5% 6% 1 : 1 - 1 : 20 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 8% 10% 12% 1 : 10 - 1 : 50 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 12% 15% 18% 1 : 25 - 1 : 100 
3  (256.100 bis 512.000) 
 
7  (über 25.565.099) 15% 18% 21% ab 1 : 50 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 4% 5% 6% 1 : 1 - 1 : 25 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 8% 10% 12% 1 : 2,5 - 1 : 50 
4  (512.100 bis 5.113.000) 
 
7  (über 25.565.099) 11% 13% 15% ab 1 : 5 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 4% 5% 6% 1 : 1 - 1 : 5 5  (5.113.100 bis 12.783.000) 
7  (über 25.565.099) 7% 8% 9% ab 1 : 2  
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6  (12.783.100 bis 25.565.000) 7  (über 25.565.099) 3% 3% 3% ab 1 : 1 
Abb. 16: Steuerklassenspezifische Tarifdifferenzen und potentielle Erbanteilsverhältnisse bei 
 abweichenden Erwerbswertstufen 
                                                 
106  Die Werte ergeben sich in den Kombinationen der Erwerbswerte 512.000 / 5.113.000 EUR bzw. 256.000 / 
12.783.000 EUR. Die Verhältniswerte sind hier entsprechend gerundet.  
107  Im Falle aneinander angrenzender Erwerbswertstufen ist theoretisch bereits bei sehr geringen 
Erwerbswertabweichungen (unter Berücksichtigung der Abrundungsregel in § 10 Abs. 1 S. 4 ErbStG ist 
ggf. ein Betrag von 100 EUR ausreichend) die Anwendung abweichender Steuertarife denkbar, z.B. bei 
512.000 EUR und 512.100 EUR. Die dabei auftretenden Verlagerungswirkungen sollen näherungsweise 
durch Zugrundelegen des  Erbanteilsverhältnisses von 1 : 1 erfaßt werden, wobei hinsichtlich der 
Auswirkungen auf die Werte für EVFTarif  keine materiell bedeutsamen Ergebnismodifikationen zu 
erwarten sind. 
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Die in der vorstehenden Abbildung aufgeführten Tarifdifferenzwerte ergeben sich als |s1 - s2| 
gemäß § 19 Abs. 1 ErbStG, während sich die Wertebereiche potentieller 
Erbanteilsverhältnisse analog zur Vorgehensweise in Bsp. 25 ermitteln. Folglich treten z.B. in 
der Kombination der Erwerbswertstufen 1 und 5 (d.h. bei Erwerben zwischen 5.113.100 und 
12.783.000 EUR einerseits sowie 0 und 52.000 EUR andererseits) in der Steuerklasse II 
Tarifdifferenzen von 20% auf, wobei die korrespondierenden Erbanteile im Bereich zwischen 
1 : 98 und 1 : 12.783.000 liegen (vgl. Hervorhebungen in Abb. 16). 
 
Mit den Ausgangsdaten der Abb. 16 soll nunmehr der jeweils maximale Umfang der im 
Rahmen der einzelnen Erwerbswertstufenkombinationen möglicherweise auftretenden 
Erbteilsverlagerungseffekte berechnet werden, indem die jeweilige Tarifdifferenz mit dem 
jeweils verlagerungsintensiveren Erbteilsverlagerungsfaktor (maßgeblich ist somit der 
EVFTarif für die jeweils weniger umfangreich voneinander abweichende Erbteilsrelation – vgl. 
auch Abb. 9) multipliziert wird. Danach ergeben sich die folgenden Werte: 
 
     Erwerber 1           Erwerber 2 Erbteilsverlagerungen innerhalb der 
Steuerklassen 
     EUR           EUR I  II III 
2  (52.100 bis 256.000) 1,000% 1,250% 1,500% 
3  (256.100 bis 512.000) 1,111% 1,389% 1,667% 
4  (512.100 bis 5.113.000) 0,991% 1,240% 1,488% 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 0,159% 0,199% 0,239% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 0,086% 0,101% 0,121% 
1  (bis 52.000 ) 
7  (über 25.565.099) 0,047% 0,057% 0,067% 
3  (256.100 bis 512.000) 1,000% 1,250% 1,500% 
4  (512.100 bis 5.113.000) 1,778% 2,222% 2,666% 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 0,544% 0,680% 0,816% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 0,308% 0,384% 0,461% 
2  (52.100 bis 256.000) 
 
7  (über 25.565.099) 0,186% 0,225% 0,265% 
4  (512.100 bis 5.113.000) 1,000% 1,250% 1,500% 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 0,661% 0,826% 0,992% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 0,444% 0,555% 0,666% 
3  (256.100 bis 512.000) 
 
7  (über 25.565.099) 0,288% 0,346% 0,404% 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 1,000% 1,250% 1,500% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 1,633% 2,041% 2,449% 
4  (512.100 bis 5.113.000) 
 
7  (über 25.565.099) 1,528% 1,806% 2,083% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 1,000% 1,250% 1,500%  5  (5.113.100 bis 12.783.000) 
7  (über 25.565.099) 1,556% 1,778%  2,000% 
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6  (12.783.100 bis 25.565.000) 7  (über 25.565.099) 0,750% 0,750% 0,750% 
Abb. 17:  Maximale steuerklassenspezifische Erbteilsverlagerungen bei abweichenden 
 Erwerbswertstufen 
 
Die Tabellenwerte der Abb. 17 zeigen, daß Erwerber mit ungünstigeren (höheren) 
Steuerklassen bei sonst gleichen Erbteilungsverhältnissen von den Verlagerungseffekten 
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grundsätzlich stärker betroffen sind als Erwerber, die aufgrund einer engeren 
verwandtschaftlichen Beziehung zum Erblasser einer günstigeren (niedrigeren) Steuerklasse 
zuzuordnen sind. So ergeben sich z.B. bei der Erwerbswertstufenkombination 3 und 5 
(256.100 bis 512.000 EUR bzw. 5.113.100 bis 12.783.000 EUR) in der Steuerklasse I 
Verlagerungen von maximal 0,661%, während in der Steuerklasse II demgegenüber 
Verlagerungen bis 0,826% bzw. in der Steuerklasse III bis 0,992% auftreten können (vgl. 
Hervorhebungen in Abb. 17). Entsprechend erreichen die in der Tabelle abgebildeten 
Erbteilsverlagerungspotentiale mit 2,666% des Erbvermögens in der Steuerklasse III ihr 
Maximum bei einer Kombination der Erwerbswertstufen 2 und 4 und individuellen 
Erwerbswerten von 256.000 EUR bzw. 512.100 EUR108 (vgl. Hervorhebung in Abb. 17). 
Zugleich fällt auf, daß der steuerbedingte Erbteilsverlagerungsumfang − trotz der mit 
zunehmenden Erwerbswertstufenabweichungen auch größer werdenden Tarifdifferenzen109 − 
letztlich in Kombination mit den nur sehr kleinwertigen Erbteilsverlagerungsfaktoren 
(EVFTarif) vergleichsweise gering ist.110 Daher läßt sich feststellen, daß Kombinationen der 
unteren Erwerbswertstufen (Stufen 1 bis 4) bzw. der oberen Erwerbswertstufen (Stufen 4 bis 
7) untereinander stets wesentlich stärker von Erbteilsverlagerungen betroffen sind, als 
Erwerbskombinationen zwischen jeweils den unteren und oberen Erwerbswertstufen, weil 
deren Erwerbswerte zwangsläufig stark voneinander abweichen und daher mit entsprechend 
geringen Erbteilsverlagerungsfaktoren EVFTarif einhergehen.  
2.22 Auswirkungen des tariflichen Härteausgleichs auf den Erbteils-
verlagerungsumfang bei abweichenden Erwerbswerten 
Bezieht man die tarifliche Härteausgleichsregelung nach § 19 Abs. 3 ErbStG in die Analyse 
der erbteilsverlagernden Wirkungen aufgrund von Erwerbswertstufenzuordnungen ein, so ist 
zunächst – analog zur Handhabung bei den steuerklassenbedingten Erbteilsverlagerungen111 – 
die bisher getroffene Annahme aufzuheben, daß die für eine bestimmte 
Erwerbswertstufenkombination auftretende Tarifdifferenz eine konstante Größe ist. Vielmehr 
wurde bereits nachgewiesen,112 daß aufgrund der härteausgleichsbedingten Tarifkappung in 
den Übergangsbereichen der jeweiligen Erwerbswertstufengrenzen progressive Tarifverläufe 
gegeben sind. Folglich können grundsätzlich auch bei steuerklassenidentischen Erwerbern 
und übereinstimmenden Erwerbswertstufen tarifliche Verlagerungseffekte auftreten (im 
                                                 
108  Dies ergibt sich aus: 12% x 256.000 x 512.100 / 768.1002 = 2,666% (vgl. Formel [19]). 
109  Vgl. Abb. 16. 
110  Vgl. z.B. Kombinationen der Erwerbswertstufe 1 (bis 52.000 EUR) mit Erwerben von über 5.113.100 
EUR, bei denen innerhalb der verlagerungsanfälligen Steuerklasse III trotz einer hohen Tarifdifferenz von 
24% der Verlagerungsumfang den Maximalwert von 0,239% nicht überschreitet. 
111  Vgl. Kap. 2.1. 
112  Vgl. z.B. auch Abb. 13. 
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folgenden: erwerbswertstufeninterne Verlagerungswirkungen). Zudem ist zu erwarten, daß 
sich bei expliziter Berücksichtigung des Härteausgleichs ggf. Wertabweichungen gegenüber 
den bisher zugrundegelegten kombinationsspezifischen Tarifdifferenzen ergeben (im 
folgenden: erwerbswertstufenübergreifende Verlagerungswirkungen). Für beide Sachverhalte 
ist demnach zu überprüfen, ob und inwieweit unter Berücksichtigung der tariflichen 
Härteausgleichsregelung eine Modifikation der bisherigen Ergebnisse geboten ist.  
2.221 Erwerbswertstufeninterne Verlagerungswirkungen 
Innerhalb einer Erwerbswertstufe ist es denkbar, daß trotz übereinstimmender 
Steuerklassenzuordnungen der Erwerber ausnahmsweise Tarifdifferenzen hinsichtlich der 
beteiligten Einzelerwerbe auftreten, soweit mindestens ein beteiligter Erwerbswert betraglich 
in den Anwendungsbereich der Härteausgleichsregelung fällt. Diese Feststellung ergibt sich 
aus dem Umstand, daß die Tarifbelastung innerhalb der jeweiligen erwerbswertstufeninternen 
Grenzwerte für den Anwendungsbereich des Härteausgleichs kontinuierlich vom Niveau der 
vorhergehenden Erwerbswertstufe auf das jeweilige Stufenniveau ansteigt. In der Folge 
können auch Erwerbswerte identischer Erwerbswertstufen durchaus unterschiedlichen 
Tarifbelastungen unterliegen. Die dabei maximal möglichen Tarifdifferenzen entsprechen 
dem Unterschied zwischen den Grundtarifen jeweils aneinander angrenzenden 
Erwerbswertstufen, die sich in den einzelnen Erwerbswertstufen jeweils ab den im folgenden 
angegebenen Erwerbswertkombinationen (Grenzwerte für den Anwendungsbereich des 
Härteausgleichs) einstellen. Die maximalen Tarifdifferenzwerte sowie die einhergehenden 
Erwerbswertkombinationen sind in der folgenden Abbildung angegeben:113 
 
                                                 
113  Die in Abb. 18 angegebenen Werte für die steuerklassenspezifischen Erbteilsrelationen entsprechen den 
Grenzwerten für den Anwendungsbereich des Härteausgleichs (vgl. H 75 ErbStG). Zur Ermittlungslogik 
der Einzelwerte vgl. Bsp. 18.   
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  Tarifdifferenzmaxima und korrespondierende Erbteilsrelationen innerhalb 
der Steuerklasse 
  EUR I  II III 
1 bis 52.000 - - - 
2 52.100 bis 256.000 52.100 : 57.300  
 4% 
52.100 : 59.800 
5% 
52.100 : 63.500  
6% 
3 256.100 bis 512.000 256.100 : 285.200 
4% 
256.100 : 301.700 
5% 
256.100 : 329.100 
6% 
4 512.100 bis 5.113.000 512.100 : 578.000 
4% 
512.100 : 623.300 
5% 
512.100 : 588.700 
6% 
5 5.113.100 bis 12.783.000 5.113.100 : 5.870.400 
4% 
5.113.100 : 5.707.500 
5% 
5.113.100 : 6.015.200 
6% 
6 12.783.100 bis 25.565.000 12.783.100 : 15.006.100
4% 
12.783.100 : 14.464.900
5% 
12.783.100 : 15.522.200 
6% 
7 über 25.565.099 25.565.100 : 29.399.700
3% 
25.565.100 : 27.756.200
3% 
25.565.100 : 28.632.700 
3% 
Abb. 18:  Härteausgleichsbedingte Tarifdifferenzmaxima bei übereinstimmenden Steuerklassen 
 und Erwerbswertstufen 
 
Demnach würde sich innerhalb der Erwerbswertstufe 4 bei Erwerbern der Steuerklasse II eine 
Tarifdifferenz von 5% ergeben, falls ein Erwerber einen Erwerbswert von 512.100 EUR und 
sein Miterwerber mindestens einen Erwerbswert von 623.300 EUR realisiert.114 Für die 
Erwerbswertstufe 1 ist hierbei anzumerken, daß für entsprechende Erwerbswerte 
grundsätzlich keine Tarifkappung im Sinne von § 19 Abs. 3 ErbStG stattfinden kann, weil es 
naturgemäß an einer vorhergehenden Erwerbswertstufe mangelt. Erwerbe bis 52.000 EUR 
werden somit durchgehend ab dem ersten steuerpflichtigen EUR mit dem 
steuerklassenspezifischen Eingangssteuersatz besteuert. Eine gewisse Abmilderung ist dabei 
jedoch in der Kleinbetragsgrenze des § 22 ErbStG zu sehen, durch die Steuerbeträge bis zu 
einem Betrag von 50 EUR nicht festgesetzt werden. 
Aus den Tabellenwerten der Abb. 18 können unter Rückgriff auf Formel [19] zur 
Quantifizierung des auftretende Erbteilsverlagerungsumfangs die folgenden tariflichen 
Verlagerungswirkungen als ΔRgesamt ermittelt werden: 
 
                                                 
114  Naturgemäß würde sich diese Tarifdifferenz von 5% auch für alle übrigen Erwerbswertkombinationen von 
E1brutto = 512.100 EUR und 623.300 EUR <  E1brutto < 5.113.000 EUR einstellen. Die in Abb. 18 
angegebenen Erwerbskombinationen bilden demnach gewissermaßen die „Mindestabweichung“ der 
individuellen Erwerbswerte ab, die zugleich als geringstmögliche Relationsabweichung den maximalen 
Erbteilsverlagerungsfaktor EVFTarif aufweist. Entsprechend sind diese Erwerbswertkombinationen 
grundsätzlich auch für Zwecke der Ermittlung des jeweils maximalen Erbteilsverlagerungsvolumens 
maßgeblich. 
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  Maximale Erbteilsverlagerungen innerhalb der Steuerklasse 
  EUR I  II III 
1 bis 52.000 - - - 
2 52.100 bis 256.000 0,997% 1,243% 1,485% 
3 256.100 bis 512.000 0,997% 1,241% 1,476% 
4 512.100 bis 5.113.000 0,996% 1,238% 1,492% 
5 5.113.100 bis 12.783.000 0,995% 1,246% 1,490% 
6 12.783.100 bis 25.565.000 0,993% 1,245% 1,486% 
7 über 25.565.099 0,746% 0,748% 0,747% 
Abb. 19: Maximale Erbteilsverlagerungen bei übereinstimmenden Steuerklassen und Erwerbswertstufen 
 
Obwohl die vorstehend angegebenen Maximalwerte tatsächlich nur unter den jeweils 
angegebenen Voraussetzungen auftreten, scheint es demnach grundsätzlich möglich, daß auch 
bei Erwerbern identischer Steuerklassen innerhalb derselben Erwerbswertstufen 
Erbteilsverlagerungen im Umfang von bis zu 1,492% des Brutto-Erbvermögens auftreten 
(hier: Erwerbswerte von 512.100 EUR bzw. 588.700 EUR durch Erwerber der Steuerklasse 
III innerhalb der Erwerbswertstufe 4; vgl. Hervorhebung in Abb. 19). Insoweit ist die 
vorhergehend – ohne Berücksichtigung des Härteausgleichs – entwickelte Abb. 17 im 
weiteren entsprechend um die Verlagerungsmaxima erwerbswertstufeninterner 
Erbteilungsvorgänge zu ergänzen. 
2.222 Erwerbswertstufenübergreifende Verlagerungswirkungen 
Angesichts der vorstehend festgestellten Erbteilsverlagerungstatbestände innerhalb einzelner 
Erwerbswertstufen ist zu erwarten, daß damit auch bei erwerbswertstufenübergreifenden 
Anwendungsfällen des tariflichen Härteausgleichs potentiell Abweichungen der tatsächlich 
resultierenden Tarifdifferenzwerte gegenüber den Werten auftreten, die bisher in Abb. 16 für 
unterschiedliche Erwerbswertstufenkombinationen zugrundegelegt worden sind. In der 
Kombination zweier Erwerbswertstufen sind hierbei theoretisch vier typische Grundfälle mit 
entsprechenden Auswirkungen auf die jeweils resultierenden Tarifdifferenzen zu 
unterscheiden: 
— Ist bei den beteiligten Erwerbswertstufen aufgrund der Erwerbswerte jeweils kein 
Anwendungsfall des Härteausgleichs gegeben, so entspricht die Tarifdifferenz den bisher 
im Rahmen der Erwerbswertstufen-Grundkombination (vgl. Abb. 17) angegebenen 
Werten. 
— Ist ausschließlich bei der tarifungünstigen (höheren) Erwerbswertstufe ein 
Anwendungsfall des Härteausgleichs gegeben, so vermindert sich die auftretende 
Tarifdifferenz gegenüber dem Wert in der Erwerbswertstufen-Grundkombination. 
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— Ist ausschließlich bei der tarifgünstigen (niedrigeren) Erwerbswertstufe ein 
Anwendungsfall des Härteausgleichs gegeben, so erhöht sich die auftretende 
Tarifdifferenz gegenüber dem Wert in der Erwerbswertstufen-Grundkombination. 
— Liegen bei beiden beteiligten Erwerbswertstufen Anwendungsfälle des Härteausgleichs 
vor, kann sich die Tarifdifferenz gegenüber dem Wert in der Grundkombination sowohl 
erhöhen als auch vermindern. 
 
Diese theoretischen Grundsatzfeststellungen sollen im folgenden am Beispiel der 
Erwerbswertstufenkombination 2 und 4 (52.100 bis 256.000 EUR bzw. 512.100 bis 5.113.000 
EUR) innerhalb der Steuerklasse I überprüft werden. In der Grundkombination wurde die 
Tarifdifferenz mit konstant (19% - 11%) = 8% berücksichtigt.115 Unter expliziter 
Einbeziehung der Tarifkappung nach § 19 Abs. 3 ErbStG würden demgegenüber für 
ausgewählte Erwerbswertkombinationen folgende Tarifdifferenzen eintreten: 
  
Erwerbsumfang Erwerbswertstufe 2 (Steuerklasse I) 
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512.100 8,00% 5,65% 4,23% 4,00% 4,00% 4,00% 4,00% 
520.000 8,54% 6,19% 4,77% 4,54% 4,54% 4,54% 4,54% 
570.000 11,56% 9,22% 7,79% 7,56% 7,56% 7,56% 7,56% 
578.000 12,00% 9,65% 8,23% 8,00% 8,00% 8,00% 8,00% 
600.000 12,00% 9,65% 8,23% 8,00% 8,00% 8,00% 8,00% 
1.000.000 12,00% 9,65% 8,23% 8,00% 8,00% 8,00% 8,00% 
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5.113.000 12,00% 9,65% 8,23% 8,00% 8,00% 8,00% 8,00% 
Abb. 20:  Härteausgleichsbedingte Tarifdifferenzen innerhalb der Steuerklasse I am Beispiel der  
 Erwerbswertstufenkombination 2 und 4  
 
Die vorstehend angegebenen Tabellenwerte ergeben sich als Differenz aus den für die 
Einzelerwerber ermittelten tatsächlichen Steuerbelastungen (|s1 - s2|).
116 Deutlich erkennbar 
ist, daß die bisher einheitlich berücksichtigte Tarifdifferenzkonstante von 8% im Einzelfall 
deutlich über- bzw. unterschritten wird, je nachdem, ob die einzelnen Erwerbe in der 
jeweiligen Erwerbswertstufe der Härteausgleichsregelung unterliegen oder nicht (Grenzwert 
innerhalb der Erwerbswertstufe 2 ist 57.300 EUR bzw. innerhalb der Erwerbswertstufe 4 ist 
                                                 
115  Vgl. auch Abb. 16. 
116  Entsprechend ergibt sich der in Abb. 20 hervorgehobene Tabellenwert von 8,23% z.B. bei einer 
Erwerbswertkombination von E1
brutto = 578.000 EUR und E2
brutto = 57.000 EUR als Differenz zwischen s1 = 
19%  und s2 = 10,77%. Der Individualtarif s2 ergibt sich dabei analog zur Berechnung für Zwecke der Abb. 
14 als: 52.000 x 0,07 + (57.000 - 52.000) x 0,5 x 100/57.000 = 10,77.  
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578.000 EUR – vgl. Abb. 8). Mit Hilfe der vorstehenden Differenzwerte lassen sich die im 
Ergebnis resultierenden Erbteilsverlagerungen ΔRgesamt wiederum durch Multiplikation mit 
den relationsspezifisch zu ermittelnden Erbteilsverlagerungsfaktoren (EVFTarif) bilden (vgl. 
Formel [19]):  
 
Erwerbsumfang Erwerbswertstufe 2 (Steuerklasse I) 
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512.100 0,670% 0,495% 0,381% 0,362% 0,423% 0,547% 0,889% 
520.000 0,706% 0,536% 0,424% 0,406% 0,475% 0,614% 1,003% 
570.000 0,886% 0,740% 0,644% 0,628% 0,737% 0,960% 1,617% 
578.000 0,909% 0,766% 0,672% 0,656% 0,771% 1,006% 1,702% 
600.000 0,881% 0,743% 0,652% 0,637% 0,748% 0,980% 1,677% 
1.000.000 0,564% 0,477% 0,420% 0,410% 0,489% 0,661% 1,298% 
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5.113.000 0,120% 0,102% 0,090% 0,088% 0,107% 0,151% 0,363% 
Abb. 21:  Härteausgleichsbedingte Verlagerungseffekte innerhalb der Steuerklasse I am Beispiel 
 der Erwerbswertstufenkombination 2 und 4 
 
Vergleicht man den optisch hervorgehobenen Maximalwert für diese Erwerbswert-
stufenkombination (1,702%) mit dem ohne Berücksichtigung des tariflichen Härteausgleichs 
ermittelten Maximalwert (1,778%),117 so ist festzustellen, daß das bisher ohne 
Härteausgleichsregelung ermittelte Maximum in der Tat nicht vollständig erreicht wird, weil 
die dazu erforderliche Tarifdifferenz von 8% tatsächlich erst bei Erbanteilen von 256.000 : 
578.000 auftreten würde.118 Obwohl innerhalb einer Erwerbswertstufenkombination die 
Bandbreite potentiell auftretender Tarifdifferenzen unter Berücksichtigung des 
Härteausgleichs wesentlich größer geworden ist, fällt das neue Tarifdifferenzmaximum (hier: 
12%) jeweils mit vergleichsweise stark abweichenden Erbanteilen (erstmalig bei 52.100 : 
578.000) zusammen. Aufgrund des damit einhergehenden vergleichsweise kleinwertigen 
tariflichen Erbteilsverlagerungsfaktors EVFTarif resultiert daraus im Ergebnis nur ein 
entsprechend geringer Erbteilsverlagerungsumfang von 0,909% für diesen Kombinationsfall 
(vgl. Hervorhebungen in Abb. 21). 
Demgegenüber kann sich bei einzelnen Erwerbswertstufenkombinationen, vornehmlich bei 
unmittelbar aneinander angrenzenden Erwerbswertstufen, unter Berücksichtigung der 
härteausgleichsspezifischen Tarifverläufe auch eine grundsätzliche Ausweitung des 
                                                 
117  Vgl. Abb. 17. 
118  In der Grundtabelle (Abb. 17) ohne Berücksichtigung Härteausgleichs war demgegenüber vereinfachend 
eine Erbteilsrelation von 256.000 : 512.100 unterstellt worden. 
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maximalen Verlagerungsumfangs ergeben, wie z.B. anhand von Erwerbskombinationen der 
Erwerbswertstufen 3 und 4 und wiederum innerhalb der Steuerklasse I verdeutlicht werden 
kann:119 
 
Erwerbsumfang Erwerbswertstufe 3 (Steuerklasse I) 
EUR 
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512.100 0,889% 0,759% 0,447% 0,000% 0,000% 0,000% 0,000% 0,000% 
520.000 1,003% 0,875% 0,566% 0,123% 0,125% 0,132% 0,135% 0,135% 
570.000 1,617% 1,498% 1,208% 0,792% 0,805% 0,863% 0,887% 0,888% 
578.000 1,702% 1,584% 1,297% 0,885% 0,900% 0,967% 0,995% 0,996% 
600.000 1,677% 1,561% 1,279% 0,874% 0,889% 0,960% 0,992% 0,994% 
1.000.000 1,298% 1,212% 1,001% 0,691% 0,710% 0,816% 0,889% 0,896% 
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5.113.000 0,363% 0,341% 0,285% 0,200% 0,209% 0,269% 0,325% 0,331% 
Abb. 22:  Härteausgleichsbedingte Verlagerungseffekte innerhalb der Steuerklasse I am Beispiel 
 der Erwerbswertstufenkombination 3 und 4 
 
Im Rahmen der vorstehend hervorgehobenen Fallkombinationen hat sich der Wert für das 
maximale Erbteilsverlagerungsvolumen von 1% in der Erwerbswertstufen-Grundkombination 
(vgl. Abb. 17; Erwerbswertstufenkombination 3 und 4 in der Stkl. I) härteausgleichsbedingt 
auf insgesamt 1,702% erhöht (hier in der Erwerbskombination 256.100 : 578.000), weil das 
ausschließlich unter Anwendung des Härteausgleichs auftretende Tarifdifferenzmaximum von 
8% mit einem noch vergleichsweise verlagerungsintensiven Erbteilsverlagerungsfaktor 
(EVFTarif = 256.100 x 578.000 / (256.100 + 578.000)²  = 0,2128; vgl. Formel [20]) 
zusammenfällt.  
Führt man die vorstehend dargestellten Variationsrechnungen für sämtliche potentiell 
auftretenden Erwerbswertstufenkombinationen durch,120 so ergeben sich − nunmehr unter 
Berücksichtigung erwerbswertstufenübergreifender sowie erwerbswertstufeninterner 
                                                 
119  Dargestellt sind in Abb. 22 ausschließlich die aus der jeweiligen Erwerbskombination resultierenden 
Erbteilsverlagerungsumfänge. Die Ermittlung erfolgte analog zu dem vorstehend im Rahmen der Abb. 20 
und 21 durchgeführten Verfahren. 
120  Für die Steuerklasse III und die Erwerbswertstufenkombination 2 und 5 wurden zur Ermittlung des 
Maximalwertes 0,705% (vg. Hervorhebungen in Abb. 23) z.B. folgende Alternativberechnungen 
durchgeführt: 
1) Wert lt. Grundtabelle (Abb. 17) = 0,816% (ohne Härteausgleich). 
2) Wert bei max. Tarifdifferenz (24% bei 52.100 : 6.015.200) = 0,204%. 
3) Wert bei max. EVFTarif (256.000 : 5.113.100 mit 12%) = 0,545%. 
4) Wert bei Grundtarifdifferenz und zugleich max. EVFTarif (18% bei 256.000 : 6.015.200)   
       = 0,705%. 
Maximalwert aus 2) bis 4) demnach  => 0,705%. 
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Verlagerungswirkungen der Härteausgleichsregelung − die wie folgt modifizierten 
Maximalwerte:  
 
     Erwerber 1                    Erwerber 2 Erbteilsverlagerungen innerhalb der 
Steuerklassen 
     EUR           EUR I  II III 
1  (bis 52.000) - - -  
2  (52.100 bis 256.000) 0,998% 1,244% 1,485% 
3  (256.100 bis 512.000) 1,032% 1,240% 1,398% 
4  (512.100 bis 5.113.000) 0,897% 1,052% 1,325% 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 0,137% 0,176% 0,201% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 0,068% 0,088% 0,098% 
1  (bis 52.000) 
7  (über 25.565.099) 0,040% 0,051% 0,060% 
2  (52.100 bis 256.000) 0,998% 1,244% 1,485% 
3  (256.100 bis 512.000) 1,032% 1,242% 1,477% 
4  (512.100 bis 5.113.000) 1,702% 2,064%  2,534% 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 0,480% 0,616% 0,705% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 0,264% 0,341% 0,383% 
2  (52.100 bis 256.000) 
7  (über 25.565.099) 0,162% 0,208% 0,237%  
3  (256.100 bis 512.000) 0,997% 1,242% 1,477% 
4  (512.100 bis 5.113.000) 1,702% 2,064% 2,534% 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 0,590% 0,755% 0,866% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 0,382% 0,495% 0,556% 
3  (256.100 bis 512.000) 
7  (über 25.565.099) 0,252% 0,320% 0,362% 
4  (512.100 bis 5.113.000) 0,996% 1,238% 1,493% 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 0,995% 1,246% 1,490% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 1,516% 1,930% 2,237% 
4  (512.100 bis 5.113.000) 
7  (über 25.565.099) 1,388% 1,708% 1,928% 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 0,995% 1,246% 1,490% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 1,516% 1,930% 2,237% 
5  (5.113.100 bis 12.783.000) 
7  (über 25.565.099) 1,478% 1,727% 1,928% 
6  (12.783.100 bis 25.565.000) 0,994% 1,245% 1,486% 6  (12.783.100 bis 25.565.000) 
7  (über 25.565.099) 1,478% 1,111% 1,920% 
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7  (über 25.565.099) 7  (über 25.565.099) 0,746% 0,749% 0,748% 
Abb. 23:  Maximale steuerklassenspezifische Erbteilsverlagerungen unterschiedlicher  
 Erwerbswertstufenkombinationen unter Berücksichtigung des Härteausgleichs 
 
Bei einem unmittelbaren Vergleich der Erbteilsverlagerungswerte in der vorstehenden Abb. 
23 und den Grundwerten in Abb. 17 fällt auf, daß eine Erhöhung des maximalen 
Erbteilsverlagerungsumfangs lediglich in wenigen Erbteilungsfällen auftritt, die in Abb. 23 
entsprechend optisch hervorgehoben sind. Gleichwohl kann sie in diesen Fällen durchaus 
materiell gewichtig sein (z.B. Steuerklasse III; Erwerbswertstufen 256.100 bis 512.000 und 
512.100 bis 5113.000; statt 1,5% hier 2,534%). In allen übrigen Fällen ergeben sich 
demgegenüber aus der Berücksichtigung des Härtefallausgleichs vornehmlich geringfügige 
Minderungen des potentiellen Erbteilsverlagerungsvolumens, so daß die bisherigen 
Feststellungen hinsichtlich der besonders verlagerungsanfälligen 
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Erwerbswertkombinationen121 auch unter Berücksichtigung des Härtefallausgleichs 
grundsätzlich zutreffend bleiben. Anhand der Ergebnisse der Abb. 23 ist jedoch ergänzend zu 
berücksichtigen, daß neben den bereits vorgenannten Grundfällen gesteigerter 
Verlagerungsanfälligkeiten insbesondere auch Erbteilungsfälle mit steuerklassen- und 
erwerbswertstufenidentischen Erwerbstatbeständen in Einzelfällen von Verlagerungen der 
Erbteilsrelationen betroffen sein können.  
2.3 Tarifeffekte im Zusammenwirken von Erwerbswert- und 
Steuerklassenvariationen 
Die bisher in ihrer Wirkungsweise jeweils isoliert voneinander dargestellten tariflichen 
Erbteilsverlagerungseffekte treten in der Praxis nicht notwendigerweise gleichermaßen 
getrennt voneinander auf, da an einer Erbteilung regelmäßig nicht ausschließlich Erwerber 
derselben Steuerklasse beteiligt sind bzw. nicht alle Erwerber stets identische Erbanteile 
erhalten.122 Insofern ist im weiteren Untersuchungsverlauf der Frage nachzugehen, wie sich 
ein Zusammentreffen von Tarifeffekten aus abweichenden Erwerbswertstufenzuordnungen 
und Tarifeffekten aus abweichenden Steuerklassenzuordnungen auf den 
Erbteilsverlagerungsumfang auswirkt. Dazu folgender Ausgangsfall: 
Bsp. 26 (entspricht Fallbeispiel 24): Ein Erblasser beabsichtigt, ein Erbvermögen von 2,5 
Mio. EUR zu 4/5 bzw. 1/5 auf seine Ehefrau (E1brutto = 2 Mio. EUR) bzw. seine 
Tochter (E2brutto = 500.000 EUR) zu übertragen, woraus gem. Formel [19] 
Erbteilsverlagerungen (ΔRgesamt) im Umfang von insgesamt 0,64% des 
Gesamterbvermögens (GEbrutto = 2,5 Mio. EUR) auftreten: 
 %64,0
25
144
000.500.2
000.500000.000.2%)15%19( 2 =
××=××−=Δ gesamtR   . 
 
Variiert man diesen Ausgangsfall dahingehend, daß nunmehr an diesem Erbteilungsvorgang 
zwei Erwerber mit unterschiedlicher Steuerklassenzuordnung beteiligt sein sollen, so ergeben 
sich für die zu betrachtenden Kombinationsmöglichkeiten von Steuerklasse und jeweiligem 
Erwerbsanteil die im folgenden analog (d.h. gem. Formel [19]) ermittelten 
Verlagerungswirkungen: 
Bsp. 26 (Forts.): Bei unveränderten Erbteilsrelationen (d.h. EVFTarif = 0,16) sollen nunmehr 
Erwerberkombinationen der Steuerklassen I / II, II / III und I / III vorliegen, wobei 
zunächst unterstellt wird, daß jeweils der Erwerber mit der günstigeren 
                                                 
121  Vgl. hierzu Kap. 2.21. 
122  Dies gilt insbesondere für Fälle der gewillkürten Erbfolge, bei denen oftmals eine sehr differenzierte 
Aufteilung des Erbvermögens an unterschiedlichste Personen aus dem sozialen Umfeld des Erblassers 
fixiert wird. Aber auch der Gesetzgeber hat innerhalb der Regelungen zur gesetzlichen Erbfolge 
unterschiedlichen Erwerberklassen grundsätzlich auch unterschiedlich umfangreichen Erbanteile 
zugebilligt. 
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(niedrigeren) Steuerklasse den umfangreicheren Erbteil erhalten soll. Gemäß 
Formel [19] ergeben sich folgende Werte für ΔRgesamt: 
 Steuerklassenkombination  I / II: Δ Rgesamt = (22% - 19%) x 0,16 = 0,48% . 
 Steuerklassenkombination II / III:  Δ Rgesamt = (29% - 27%) x 0,16 = 0,32% . 
 Steuerklassenkombination I / III:  Δ Rgesamt = (29% - 19%) x 0,16 = 1,60% . 
 
Anhand der Verlagerungswerte (ΔRgesamt) ist deutlich erkennbar, daß sich das 
Verlagerungsvolumen des tariflichen Erwerbswertstufeneffektes im Zusammenwirken mit 
Tarifeffekten durch abweichende Steuerklassenzuordnung sowohl vermindern als auch 
erhöhen kann. Folglich nimmt der Verlagerungsumfang im Zusammenwirken beider 
Teileffekte nicht zwangsläufig zu, sondern im Einzelfall ist vielmehr die tatsächlich 
auftretende Tarifdifferenz entscheidend. Diese kann bei Erbfällen, bei denen der Erwerber mit 
der günstigeren Steuerklasse den umfangreicheren Erbteil erhält, sowohl höher als auch 
geringer sein als bei vergleichbaren Erbteilungssituationen unter Beteiligung von Erwerbern 
derselben Steuerklasse. Im Gegensatz dazu ergeben sich in entsprechenden Umkehrfällen, bei 
denen Erwerber mit der ungünstigeren Steuerklasse den umfangreicheren Erbteil erhalten, 
stets umfangreichere Tarifdifferenzen gegenüber dem Ausgangsfall und damit stets auch 
umfangreichere Verlagerungswirkungen. 
Bsp. 26 (Forts.): Erhält der Erwerber mit der ungünstigeren (höheren) Steuerklasse c.p. den 
jeweils größeren Erbanteil, so ergeben sich gem. Formel [19] die folgenden 
Verlagerungsvolumina: 
 Steuerklassenkombination I / II: ΔRgesamt  = (27% - 15%) x 0,16 = 1,92% . 
 Steuerklassenkombination II / III:  ΔRgesamt  = (35% - 22%) x 0,16 = 2,08% . 
 Steuerklassenkombination I / III:  ΔRgesamt  = (35% - 15%) x 0,16 = 3,20% . 
Unter Berücksichtigung dieser Grundzusammenhänge ermitteln sich aus der 
Grundtarifzuordnung des § 19 ErbStG die folgenden Tarifdifferenzen für sämtliche 
Kombinationen von erwerberbezogen abweichenden Steuerklassen und Erwerbswertstufen: 
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bis 52.000 10% 16% 22% 28% 34% 40% 43% 5% 10% 15% 20% 25% 30% 33%
bis 256.000 6% 12% 18% 24% 30% 36% 39% 1% 6% 11% 16% 21% 26% 29%
bis 512.000 2% 8% 14% 20% 26% 32% 35% 3% 2% 7% 12% 17% 22% 25%
bis 5.113.000 2% 4% 10% 16% 22% 28% 31% 7% 2% 3% 8% 13% 18% 21%
bis 12.783.000 6% 0% 6% 12% 18% 24% 27% 11% 6% 1% 4% 9% 14% 17%
bis 25.565.000 10% 4% 2% 8% 14% 20% 23% 15% 10% 5% 0% 5% 10% 13%
St
kl
. I
 
> 25.565.000 13% 7% 1% 5% 11% 17% 20% 18% 13% 8% 3% 2% 7% 10%
bis 52.000 5% 11% 17% 23% 29% 35% 38%
bis 256.000 0% 6% 12% 18% 24% 30% 33%
bis 512.000 5% 1% 7% 13% 19% 25% 28%
bis 5.113.000 10% 4% 2% 8% 14% 20% 23%
bis 12.783.000 15% 9% 3% 3% 9% 15% 18%
bis 25.565.000 20% 14% 8% 2% 4% 10% 13%
Er
w
er
be
r 2
 
St
kl
. I
I 
> 25.565.000 23% 27% 11% 5% 1% 7% 10%
Abb. 24:  Gesamtübersicht zu den Tarifdifferenzen in Abhängigkeit von Steuerklassen und Erwerbswertstufen 
ohne Härteausgleich 
 
Bei den vorstehend angegebenen Tabellenwerten handelt es sich zunächst jeweils um die 
Grund-Tarifdifferenzwerte ohne explizite Berücksichtigung des Härteausgleichs. 
Erwartungsgemäß treten bei ausgeglichenen Erbteilsrelationen die jeweils geringsten 
Tarifdifferenzen auf, während bei abweichenden Erbteilsrelationen im Einzelfall die 
Tarifdifferenz bis zu 43 Prozentpunkte betragen kann. So ergibt sich z.B. bei gleichwertigen 
Erwerben von je 5.000.000 EUR in der Steuerklassenkombination II / III eine Tarifdifferenz 
von „nur“ 8% (35% - 27%)123 während in derselben Steuerklassenkombination Erwerbswerte 
von 500.000 EUR (Stkl. II) und 15.000.000 EUR (Stkl. III) eine Tarifdifferenz von 25% (47% 
- 22%) auslösen. Kombiniert man die vorstehenden Tabellenwerte mit den jeweils 
korrespondierenden Erbteilsverlagerungsfaktoren, so ergeben sich unter zusätzlicher 
Berücksichtigung der Härteausgleichsregelung nach § 19 Abs. 3 ErbStG124 folgende 
Maximalwerte125 für potentiell auftretende Erbteilsverlagerungen: 
                                                 
123  Vgl. § 19 Abs. 1 ErbStG. 
124  Aus diesem Umstand erklären sich die in Abb. 25 aufgezeigten Abweichungen in den Fällen, in denen die 
Tarifdifferenz „vermeintlich“ null beträgt. 
125  Die Maximalwertermittlung erfolgt dabei analog zu der für Zwecke der Abb. 23 durchgeführten 
Alternativberechnung, so daß sämtliche einschlägigen Kombinationen aus Erbteilsverlagerungsfaktoren 
und Tarifdifferenzen berücksichtigt werden. Die einzelnen Berechnungsschritte umfassen demnach für den 
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bis 52.000 2,50 3,96 2,59 2,09 0,29 0,14 0,09 1,25 2,49 1,88 1,42 0,22 0,11 0,06
bis 256.000 2,50 3,96 4,43 5,07 1,17 0,58 0,35 1,25 2,49 2,73 3,30 0,86 0,44 0,26
bis 512.000 0,84 3,00 4,43 5,07 1,88 0,99 0,62 0,39 1,50 2,73 3,30 1,28 0,73 0,44
bis 5.113.000 0,17 1,78 3,50 4,98 5,46 5,22 3,99 0,53 0,44 1,75 2,97 3,24 3,47 2,76
bis 12.783.000 0,05 0,18 0,83 4,00 5,46 5,94 5,76 0,10 0,24 0,25 2,00 3,24 3,49 3,67
bis 25.565.000 0,03 0,07 0,22 2,45 4,50 5,94 5,76 0,05 0,16 0,16 0,82 2,25 3,49 3,67
St
kl
. I
 
> 25.565.000 0,02 0,06 0,06 1,11 3,11 5,00 5,73 0,03 0,11 0,13 0,38 1,11 2,50 3,24
bis 52.000 1,25 2,72 2,00 1,72 0,25 0,12 0,07
bis 256.000 1,25 2,72 2,95 3,80 0,94 0,48 0,29
bis 512.000 0,63 1,50 2,95 3,80 1,37 0,77 0,48
bis 5.113.000 0,71 0,83 1,75 3,23 3,48 3,73 2,96
bis 12.783.000 0,13 0,37 0,37 2,00 3,48 3,73 3,84
bis 25.565.000 0,07 0,24 0,26 0,61 2,25 3,71 3,84
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> 25.565.000 0,04 0,24 0,24 0,66 0,89 2,50 3,24
Abb. 25:  Gesamtübersicht zu den maximalen Erbteilsverlagerungen (Angabe in Prozentpunkten von GEbrutto) 
unter Berücksichtigung des Härteausgleichs 
 
Die vorstehenden Tabellenwerte zeigen, daß allein aufgrund stark voneinander abweichender 
Tarifbelastungen nicht zwangsläufig auch auf umfangreiche Erbteilsverlagerungen 
geschlossen werden kann. Weil z.B. für die in Abb. 25 hervorgehobenen Kombinationen die 
umfangreichste Tarifdifferenz von 43 Prozentpunkten (hier bei einer Erbteilsrelation von 
52.000 (Stkl. I) : 25.565.100 (Stkl. III)) nur mit sehr geringen Erbteilsverlagerungsfaktoren 
(EVFTarif beträgt hier max. 0,00203) korrespondiert, ergibt sich somit insgesamt nur ein 
Verlagerungsumfang von 0,087% des Gesamterwerbs. Demgegenüber kann der 
Verlagerungsumfang bei einer vermeintlichen geringen Grund-Tarifabweichung von nur 1% 
(hier bei einer Kombination der Erwerbswertstufen 256.000 EUR (Stkl. III) und 512.000 EUR 
                                                 
Beispielwert 4,43% (Erwerbswertstufe bis 256.000 EUR (Stkl. I) und bis 512.000 EUR (Stkl. III) vgl. 
Hervorhebungen in Abb. 25): 
1) Wert bei max. Tarifdifferenz (22% bei 52.100 : 588.700) = 1,64% . 
2) Wert bei max. EVFTarif (256.000 : 256.100 mit 12%) = 2,99% . 
3) Wert bei Grundtarifdifferenz und max. EVFTarif (18% bei 256.000 : 329.100) = 4,43%. 
Maximalwert ist demnach Wert 3) mit 4,43%. 
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(Stkl. II); vgl. auch Abb. 24) unter Berücksichtigung der Härteausgleichsregelung insgesamt 
1,5% des Gesamterwerbs betragen.126 
Zwar läßt sich der exakte Umfang der aus einer Erbteilung resultierenden 
Erbteilsverlagerungen naturgemäß nur für den konkreten Einzelfall berechnen.  Für Zwecke 
einer ersten Einschätzung individueller Erbteilungssituationen ermöglichen die vorliegenden 
Analyseergebnisse – in Ergänzung zu den bisherigen Feststellungen – jedoch die folgenden 
Aussagen im Hinblick auf die zu erwartende Verlagerungsintensität erbschaftsteuerlicher 
Tarifeffekte bei Kombinationen unterschiedlicher Erwerbswertstufen und Steuerklassen: 
— Umfangreiche tarifliche Erbteilsverlagerungen sind vornehmlich bei Erbteilsrelationen 
zwischen 1 : 1 und 1 : 5 zu erwarten.127  
Da die in Abb. 25 dargestellten Verlagerungsintensitäten jeweils als prozentualer Anteil 
vom Gesamterbvermögen angegeben sind, ist an dieser Stelle noch einmal darauf 
hinzuweisen, daß aus der Sicht der einzelnen Erwerber und bei stark abweichenden 
Erbteilsrelationen durchaus auch vermeintlich geringe Verlagerungsintensitäten für den 
Erwerber des jeweils kleineren Erbanteils relativ eine erheblich höhere materielle 
Bedeutung haben können.128  
— Bei identischen Erbteilsrelationen sind Erbteilungen, bei denen der Erwerber mit der 
ungünstigeren Erbschaftsteuerklassenzuordnung einen umfangreicheren Anteil erhält als 
der Erwerber mit der günstigeren Erbschaftsteuerklassenzuordnung, von tariflichen 
Erbteilsverlagerungseffekten stärker betroffen als im jeweiligen Umkehrfall. 
— Unter sonst gleichen Bedingungen sind Kombinationen der Steuerklassen I / III stets am 
stärksten von Erbteilsverlagerungen betroffen, während Kombinationen der Steuerklassen 
II / III im Vergleich zu korrespondierenden Kombinationen der Steuerklassen I / II jeweils 
geringfügig umfangreichere Verlagerungseffekte aufweisen. 
 
Für die Erbteilungspraxis ergibt sich folglich eine besondere Relevanz tariflicher 
Erbteilsverlagerungseffekte, wenn die vom Erblasser angestrebte Erbteilungsregelung eine 
Vermögensaufteilung in der Nähe einer gleichwertigen wirtschaftlichen Partizipation der 
Erwerber am Nachlaß vorsieht. Erhält dabei zudem ein Erwerber, der im Gegensatz zu seinen 
Miterwerbern nur weitläufig oder gar nicht mit dem Erblasser verwandt ist, den jeweils 
                                                 
126  Dieser Verlagerungswert bezieht sich auf eine Erwerberkombination der Steuerklassen II und III bei einer 
Erbteilsrelation von 256.000 (Stkl. III) : 256.100 (Stkl. II), wobei aufgrund der Härteausgleichsregelung 
die tatsächliche Tarifdifferenz 6% (23% - 17%) beträgt. 
127  Jedoch sind Tarifabweichung bei den beteiligten Erwerbern stets unverzichtbare Voraussetzung für das 
Auftreten von tariflichen Erbteilsverlagerungen, so daß der bereits ausführlich beschriebene Sonderfall 
steuerklassenidentischer Erwerber mit übereinstimmenden Tarifbelastungen (d.h. identische 
Erwerbswertstufe und außerhalb des Anwendungsbereichs der Härteausgleichsregelung) nicht von 
Verlagerungen betroffen ist. 
128  Vgl. hierzu auch Teil II, Abschnitt B, Kapitel 1.23. 
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umfangreichsten Erbanteil, so würden sich die tariflichen Verlagerungseffekte zusätzlich 
verstärken.129  
3 Besondere Tarifeffekte bei Vermögensübertragungen im Wege der 
Einzelrechtsnachfolge 
Sämtliche bisher beschriebenen tariflichen Erbteilsverlagerungseffekte treten grundsätzlich 
unabhängig von der im Einzelfall gewählten erbrechtlichen Rechtsnachfolgealternative auf, 
d.h. beim erbfallbedingten Vermögensübergang im Wege sowohl der Einzel- als auch der 
Gesamtrechtsnachfolge. Neben diesen tariflichen Grundwirkungen können in Fällen der 
Einzelrechtsnachfolge tarifbeeinflussende Eigenschaften des jeweiligen Nachfolgeobjektes 
ggf. zusätzliche Wirkungen auf den auftretenden Erbteilsverlagerungsumfang entfalten. 
Objektgebundene Tarifmodifikationen sind erbschaftsteuerlich in Form der Tarifbegrenzung 
für betriebliches Vermögen nach Maßgabe des § 19a ErbStG vorgesehen, deren 
Anwendungsbereich und Wirkungsweise als elementarer Bestandteil des 
erbschaftsteuerlichen Tarifsystems bereits weiter oben dargestellt wurden.130 Der Grundidee 
der Tarifbegrenzung nach § 19a ErbStG entspricht es, eine steuerklassenübergreifende 
einheitliche Besteuerung aller Erwerber auf der Basis der tariflichen Bedingungen der Stkl. I 
herbeizuführen.131 Dies gilt prinzipiell auch nach der Änderung des § 19a ErbStG im Rahmen 
des Haushaltsbegleitgesetzes 2004,132 die eine einheitliche Beschränkung des nach § 19a Abs. 
4 zu ermittelnden Entlastungsbetrags auf 88% seines Wertes vorsieht. Seitdem ergeben sich 
für die bei Kombinationen unterschiedlicher Erwerbswertstufen auftretenden Tarifdifferenzen 
im Vergleich zu den in Abb. 16 und Abb. 24 angegebenen Werten geringfügige Erhöhungen 
bzw. Minderungen,133 wobei auch die individuellen Tarifbelastungen von Erwerbern 
unterschiedlicher Steuerklassen, die ausschließlich begünstigtes Vermögens in identischem 
Umfang erhalten, voneinander abweichen können. Vor dem Hintergrund der im folgenden 
                                                 
129  Gleichwohl dürften derartige Erbteilungsverfügungen des Erblassers in der Praxis regelmäßig wohl 
Ausnahmefällen vorbehalten sein - zu denken wäre z.B. an nichteheliche Lebensgemeinschaften. 
130  Vgl. Kap. 1.22. 
131  Hierbei ist die Begrenzung des zuvor in vollem Umfang steuermindernden Entlastungsbetrages auf 88% 
für Erwerbstatbestände nach dem 31.12.2003 zu beachten. Vgl. § 19a Abs. 4 S. 3 ErbStG.  
132  Vgl. Haushaltsbegleitgesetz 2004 v. 29.12.2003 (BGBl. I, 2003, S. 3076). 
133  Die Änderung der Tarifdifferenz ist einzelfallabhängig und ergibt sich aus der zugrundeliegenden 
Kombination von Erwerbswertstufen und Steuerklassen. Z.B. würde die Tarifbelastung bei Erwerbswerten 
von begünstigtem Vermögen i.H.v. 5 Mio. bzw. 10 Mio. EUR in der Steuerklasse I 15% bzw. 23% 
betragen und damit eine Tarifdifferenz von 8% begründen. Bei gleichen Erwerben in der Steuerklasse II 
ergeben sich demgegenüber unter Berücksichtigung der Begrenzung auf 88% des Entlastungsbetrages 
tarifliche Belastungen 15,84% (22% - 0,88 x (22% - 15%)) bzw. 24,08% (32% - 0,88 x (32% - 23%)) und 
in der Steuerklasse III 16,68% bzw. 25,16% (Berechnung analog). In der Kombination „Steuerklasse I/10 
Mio. EUR und Steuerklasse III/5 Mio. EUR“ würde sich die Tarifdifferenz demnach von 8% um 1,68% 
auf 6,32% mindern (23% - 16,69%), während sie sich in der Kombination „Steuerklasse I/5 Mio. EUR und 
Steuerklasse III/10 Mio. EUR“ um 2,16% auf 10,16% (25,16% – 15%) erhöhen würde.  
188 
darzustellenden Grundwirkungen der tariflichen Begünstigungsvorschrift gem. § 19a ErbStG 
sind die materiellen Auswirkungen der vorgenannten Begünstigungsbegrenzung jedoch 
unwesentlich134 und werden daher – soweit nicht anders angegeben – vernachlässigt.  
Isolierte Erbteilsverlagerungseffekte sind aus der Übertragung tarifbegünstigten Vermögens 
ausschließlich dann zu erwarten, wenn die mit diesem Vermögen oder Vermögensteilen 
einhergehenden Steuerbelastungen von den Erwerbern nicht jeweils anteilsadäquat zu tragen 
sind.135 Weil im Rahmen einer Gesamtrechtsnachfolge die beteiligten Erwerber jedoch stets 
anteilsadäquat, d.h. im Umfang der individuell zugewiesenen Erbquote, an dem übergehenden 
Vermögen partizipieren, würden aus der Übertragung begünstigten Vermögens angesichts der 
weitgehend identischen tariflichen Belastung keine materiellen Erbteilsverlagerungen 
resultieren. Daher ist im folgenden vor allem für Anwendungsfälle einer 
Einzelrechtsnachfolge in begünstigtes betriebliches Vermögen zu überprüfen, welchen 
Einfluß die Regelung der Tarifbegrenzung nach § 19a ErbStG auf den resultierenden 
Erbteilsverlagerungsumfang entfaltet.  
3.1  Grundtypen tarifbegrenzter Erbteilungsfälle 
Tarifbegrenzte Erbteilungsfälle setzen stets voraus, daß im übergehenden Nachlaß 
betriebliches Vermögen in Form des § 19a Abs. 2 Nr. 1 bis 3 ErbStG enthalten ist, so daß 
insbesondere auch Erbteilungsfälle im Sinne einer Unternehmensnachfolge in den 
Anwendungsbereich der Tarifbegrenzung fallen. Aus der Sicht des jeweiligen Erwerbers von 
begünstigtem Vermögen ergibt sich im Anwendungsfall der Tarifbegrenzung regelmäßig136 
eine Steuerbelastungsminderung, die faktisch auf einer gegenüber dem Grundtarif des § 19 
ErbStG abweichenden (verminderten) Tarifzuordnung beruht. Da die Tarifbegrenzung in 
ihrer konkreten Ausgestaltung ausschließlich die jeweils begünstigten Vermögensteile erfaßt, 
wird der Umfang der resultierenden Belastungsminderung maßgeblich vom Anteil des 
tarifbegünstigten Betriebsvermögens am gesamten Individualerwerb bestimmt. Im Hinblick 
auf die steuerlichen Entlastungswirkungen sind – hier weiterhin unter der Annahme des 
Zweierwerberfalles – unter Berücksichtigung des jeweiligen Anteils des tarifbegünstigten 
Vermögens am übergehenden Erwerbsvermögen prinzipiell fünf Grundtypen tarifbegrenzter 
Erbteilungsfälle zu unterscheiden: 
 
                                                 
134  Im Extremfall könnte die Änderung der auftretenden Tarifdifferenz 2,4% betragen (z.B. bei Beteiligung 
der Steuerklassen I und III innerhalb der Erwerbswertstufe 6), wodurch sich jedoch selbst unter 
Zugrundelegung des maximalen Erbteilsverlagerungsfaktors (EVFTarif) von 0,25 (hier: bei identischen 
Erwerbswerten) nur eine Änderung der Verlagerungsauswirkung von maximal 0,6% einstellen würde. 
135  Vgl. hierzu auch die Erläuterungen zur Relationsneutralitätsbedingung in Teil II, C, Kap. 1.222. 
136  Dies gilt naturgemäß nicht für Erwerber der Steuerklasse I. Vgl. Kap. 1.22. 
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Abb. 26:  Grundtypen von Erwerbssituationen unter Beteiligung tarifbegünstigten Vermögens 
 
Da die vorstehend identifizierten Erwerbstypen 3, 4 und 5 gegenüber den Grundtypen 1 und 2 
letztlich allesamt Mischtypen begünstigter und unbegünstigter Erwerbsanteile darstellen, 
werden sie bei der weiteren Analyse einheitlich im Rahmen des Erwerbstyps 3 betrachtet, 
wobei in diesem Zusammenhang an entsprechender Stelle eine weitergehende 
Differenzierung hinsichtlich der jeweiligen Anteile begünstigten bzw. unbegünstigten 
Vermögens erfolgt. 
3.2 Auswirkungen der Tarifbegrenzung auf den Umfang der Erbteilsverlagerungen 
Soweit bei insgesamt unveränderten Erbteilsrelationen und Steuerklassenkombinationen 
Änderungen der individuellen tariflichen Belastungsintensitäten auftreten, sind daraus auch 
unmittelbar Auswirkungen auf den Umfang der tarifbedingten Erbteilsverlagerungen zu 
erwarten. Unter Berücksichtigung der Tarifbegrenzung nach § 19a ErbStG ergeben sich damit 
im Einzelfall gegenüber den bisher im Rahmen der Tarifeffekte ermittelten 
Erbteilsverlagerungen möglicherweise Modifikationen, die sowohl von der 
zugrundeliegenden Steuerklassenkombination als auch vom Umfang des der Tarifbegrenzung 
unterliegenden Erwerbsvermögens abhängig sind. 
Die entscheidende Voraussetzung für eine Änderung des Umfangs der auftretenden 
Erbteilsverlagerungen ist jedoch, daß an den Erbteilungsfällen nicht ausschließlich Erwerber 
der Steuerklasse I beteiligt sind. Andernfalls sind naturgemäß keine Änderungen gegenüber 
den bisher ermittelten Erbteilsverlagerungswirkungen zu erwarten, weil Erwerber der 
Steuerklasse I grundsätzlich nicht in den Anwendungsbereich der Tarifbegrenzung 
einbezogen sind.137 Für die übrigen Steuerklassenkombinationen sind dagegen die 
Auswirkungen der Tarifbegrenzung auf den zu erwartenden Verlagerungsumfang angesichts 
der vorstehend beschriebenen Erwerbstypen wie folgt darstellbar: 
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Im Rahmen des Erwerbstyps 1 werden beide Erwerber unabhängig von den tatsächlichen 
verwandtschaftlichen Verhältnissen tariflich weitgehend wie Angehörige der Steuerklasse I 
gestellt. Entsprechend sind Erbteilsverlagerungen dadurch vornehmlich auf die Tarifeffekte 
durch abweichende Erwerbswertstufenzuordnung beschränkt. Näherungsweise ergeben sich 
die im Rahmen der Abb. 23 für Verlagerungen innerhalb der Steuerklasse I ermittelten 
Erbteilsverlagerungen, so daß eine Bandbreite von ca. 0% bis 1,702% zu erwarten ist.138 
Bei Erwerbsverhältnissen des Typs 2, bei denen jeweils ein Erwerber ausschließlich 
nichtbegünstigtes bzw. begünstigtes Vermögen erhält, ist neben der 
Steuerklassenkombination zu berücksichtigen, welcher der beteiligten Erwerber das 
begünstigte Vermögen erhält. In den Steuerklassenkombinationen I / II bzw. I / III ergeben 
sich aus der Anwendung des § 19a ErbStG naturgemäß dann keine Auswirkungen auf den 
Erbteilsverlagerungsumfang, wenn ausschließlich den Erwerbern der Steuerklasse I das 
begünstigte Vermögen zugewiesen wird. Im Umkehrfall, bei dem die Erwerber der 
Steuerklassen II bzw. III das begünstigte Vermögen erhalten, stimmen die 
Verlagerungseffekte weitgehend mit den Tarifeffekten durch abweichende 
Erwerbswertstufenzuordnung in der Steuerklassenkombination I / I überein (vgl. Abb. 23), so 
daß auch hier Erbteilsverlagerungen in einer Bandbreite zwischen ca. 0% und 1,702% zu 
erwarten sind. In den Steuerklassenkombinationen II / II, II / III und III / III entspricht der 
Erwerbstyp 2 hinsichtlich der resultierenden Erbteilsverlagerungsvolumina weitgehend den 
Verlagerungsintensitäten der tariflichen Kombinationswirkungen in den 
Steuerklassenkombinationen I / II oder I / III je nachdem, welcher Erwerber in der 
Steuerklassenkombination II / III jeweils das begünstigte Vermögen erhält.139  
Demgegenüber ist bei Vorgängen des Erwerbstyps 3 ein Rückgriff auf die bereits ermittelten 
tariflichen Grundverlagerungsumfänge nur in Ausnahmefällen möglich, wenn die 
Erwerbsverhältnisse ggf. näherungsweise den Situationen des Erwerbstyps 1 oder 2 
entsprechen. Da die Tarifdifferenzen in allen anderen Fällen auf der Basis der effektiven 
Durchschnittsteuerbelastung der Individualerwerbe zu ermitteln sind, die sich wiederum aus 
den individuellen Anteilswerten des begünstigten bzw. nichtbegünstigten Vermögens 
ableiten, sind Aussagen über den resultierenden Erbteilsverlagerungsumfang jeweils nur unter 
besonderer Würdigung des Einzelfalls möglich. Dies zeigt auch das folgende Fallbeispiel:  
Bsp. 27: Zwei Erwerber sollen jeweils nach § 19a ErbStG begünstigtes sowie sonstiges 
Vermögen erhalten. Der Erbteil E1brutto (Stkl. II) beträgt insgesamt 4 Mio. EUR, 
wovon 1.136.400 EUR auf begünstigtes Vermögen entfallen; E2brutto (Stkl. III) beträgt 
                                                 
137  Vgl. Kapitel 1.22. 
138  Vgl. Abb. 23, Erbteilsverlagerungen innerhalb der Steuerklasse I. 
139  Vgl. hierzu die in Abb. 25 dargestellten Verlagerungswerte. 
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ebenfalls 4 Mio. EUR, wovon 2.840.900 Mio. EUR auf begünstigtes Vermögen 
entfällt. 
 Bei den zugrundegelegten Erbanteilen von 4.000.000 : 4.000.000 würden innerhalb 
der Steuerklassenkombination II / III ohne Berücksichtigung der Tarifbegrenzung 
nach § 19a ErbStG bei einer Tarifdifferenz von 8 Prozentpunkten (35% - 27%) im 
Ergebnis Erbteilsverlagerungen im Umfang von 2,0% auftreten.140  
 Demgegenüber ergibt sich unter Berücksichtigung der Tarifbegrenzung gem. § 19a 
ErbStG (einschließlich der Begrenzung des Entlastungsbetrags auf 88%) für den 
begünstigten Erwerb in der Steuerklasse II  Tarifbelastungen von 19,96% (27% - 
0,88 x (27% – 19%) bzw. in der Steuerklasse III von 20,92% (35% - 0,88 x (35% - 
19%). In der Gesamtbetrachtung des begünstigten und unbegünstigten Erwerbs 
ergeben sich somit tatsächlich individuelle Tarifbelastungen von: 
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 Aufgrund der demnach identischen Individualbelastungen ergeben sich im 
vorliegenden Fall daher entgegen der Situation ohne Berücksichtigung der 
Tarifkappung im Ergebnis keine Erbteilsverlagerungen. 
In der folgenden Abbildung sind die Auswirkungen der Tarifbegrenzung nach § 19a ErbStG 
auf den Erbteilsverlagerungsumfang für die vorstehend dargestellten Erwerbsverhältnisse 
zusammengefaßt: 
 
                                                 
140  Dies ergibt sich aus: 8% x 0,25 = 2%. Vgl. Formel [19] mit einem EVFTarif  von 0,25. 
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Verlagerungspotential in der Steuerklassenkombination: 
 
I / II I / III II / II II / III III / III 
Erwerbstyp 1 
Vgl. I / I (Abb. 23) 
(ca. 0% - 1,7%) 
Begünstigter 
Erwerb in der 
niedrigeren 
Steuerklasse 
Vgl. I / II  
(Abb. 25) 
(ca. 0% - 3,7%) 
Vgl. I / III  
(Abb. 25) 
(ca. 0% - 5,9%) 
Vgl. I / III 
(Abb. 25) 
(ca. 0% - 5,9%) Erwerbs
-typ 2 Begünstigter 
Erwerb in der 
höheren 
Steuerklasse 
Vgl. I / I  
(Abb. 23) 
(ca. 0% - 1,7%) 
Vgl. I / II 
(Abb. 25) 
(ca. 0% - 3,7%) Vgl. I / II 
(Abb.25) 
(ca. 0% - 3,7%)
 
Erwerbstyp 3 
 
Verlagerungspotential nur für den Einzelfall feststellbar, jedoch gilt allgemein: 
 
• Ist der Anteil begünstigten Vermögens bei beiden Erwerbern hoch, entspricht 
das Verlagerungspotential näherungsweise der Situation bei Erwerbstyp 1. 
• Ist der Anteil begünstigten Vermögens bei beiden Erwerbern gering, so 
entspricht das Verlagerungspotential näherungsweise den spezifischen 
Grundverlagerungseffekten der jeweiligen Steuerklassenkombination (Abb. 25). 
• Ist der Anteil begünstigten Vermögens bei einem Erwerber hoch, während der 
Miterwerber überwiegend nichtbegünstigtes Vermögen erhält, entspricht das 
Verlagerungsvolumen näherungsweise der Situation bei Erwerbstyp 2. 
Abb. 27:  Erbteilsverlagerungswirkungen bei unterschiedlichen Erwerbstypen unter Beteiligung 
 begünstigten Vermögens nach § 19a ErbStG 
 
Daher ergibt sich für die Erwerbstypen 1 und 2 in Abhängigkeit der beteiligten Steuerklassen 
die gedankliche Überführung in die bereits in Abb. 23 und Abb. 25 dargestellten 
Verlagerungsintensitäten. Obwohl der exakte Umfang der aus der Tarifzuordnung 
resultierenden Erbteilsverlagerungen letztlich bei allen betrachteten Erwerbstypen nur für den 
Einzelfall ermittelt werden kann, ist allgemein festzustellen, daß bei Erwerbstyp 1 tendenziell 
bei allen berücksichtigten Steuerklassenkombinationen Minderungen des maximalen 
Verlagerungsvolumens gegenüber der Situation ohne Tarifbegrenzung gem. § 19a ErbStG 
eintritt. Demgegenüber ergibt sich bei Erwerbstyp 2 jeweils ein gegenüber der Situation ohne 
Tarifbegrenzung erhöhtes maximales Verlagerungspotential für Kombinationen der 
Steuerklassen II / II, III / III und II / III.141 
                                                 
141  Hier im Vergleich zu den maximalen Verlagerungspotentialen nach Abb. 23 und Abb. 25. 
193 
C Erbteilsverlagerungen aufgrund erbschaftsteuerlicher Bemessungs-
grundlageneffekte  
Steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen bedeuten im Sinne der modifizierten Form der 
Relationsneutralitätsbedingung,142 daß der von einem Erwerber wirtschaftlich zu tragende 
Anteil an der Gesamtsteuerbelastung einer Erbteilung von seinem Erwerbsanteil am 
Gesamterbvermögen abweicht. Während des bisherigen Untersuchungsverlaufs wurden vor 
diesem Hintergrund zunächst Verlagerungseffekte identifiziert, die ursächlich auf die 
spezifische Belastungsdifferenzierung der erbschaftsteuerlichen Tarifsystematik zurückzu-
führen sind. Da die individuelle Steuerbelastung eines Erwerbers jedoch stets als Produkt aus 
Bemessungsgrundlage und Tarifbelastung ermittelt wird, sind im folgenden gleichermaßen 
Aspekte der Ermittlung und Zuordnung erbschaftsteuerlicher Bemessungsgrundlagen im 
Hinblick auf ggf. resultierende Erbteilsverlagerungspotentiale zu untersuchen. 
Als Bemessungsgrundlageneffekte im Sinne dieser Untersuchung werden demnach 
Erbteilsverlagerungswirkungen bezeichnet, die auf Differenzen zwischen dem Umfang der 
einem Erwerber zugedachten Bereicherung und der aus dieser resultierenden individuellen 
erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlage zurückzuführen sind. Bisher wurde aus 
untersuchungssystematischen Gründen stets die Prämisse getroffen, daß der jeweilige 
individuelle Erwerbswert (Eibrutto), der als Verkehrswert des Erwerbs annahmegemäß gegeben 
war,143 mit der korrespondierenden steuerlichen Bemessungsgrundlage (BMGi) betraglich 
übereinstimmt. Im Gegensatz dazu soll im weiteren explizit der Tatsache Rechnung getragen 
werden, daß in der Praxis beide Werte aufgrund der Ausgestaltung der steuerlichen 
Bewertungsverfahren regelmäßig voneinander abweichen. Für die im folgenden betrachteten 
Erbteilungsfälle gilt somit für den Erwerb mindestens eines Erwerbers: 
[21] ibruttoi BMGE ≠   für mind. ein i . 
Im Gegensatz zu dem einem Erwerber objektiv zugewendeten Bereicherungsumfang (Eibrutto) 
im Sinne einer Verkehrswertbetrachtung ergibt sich die korrespondierende 
Steuerbemessungsgrundlage (BMGi) als Ergebnis der einzelfallbezogenen Anwendung 
spezifizierter erbschaftsteuerlicher Vorschriften zur Ermittlung der steuerlichen 
Bemessungsgrundlagen. Demzufolge können bei Vorliegen abweichender 
Bewertungskonzeptionen im Ergebnis unterschiedliche Wertgrößen auftreten,144 wobei – wie 
                                                 
142  Vgl. Formel [6], Teil II, Abschnitt B, Kapitel 1.222. 
143  Vgl. Teil III, Abschnitt B, Kapitel 2. 
144  Der im Rahmen eines Bewertungsvorgangs ermittelte Wert ist demnach keine eindeutig feststellbare 
Größe, sondern − in Abhängigkeit vom jeweiligen Bewertungszweck − ein relativer Wert, so daß die 
Bewertung identischer Bewertungsobjekte zu unterschiedlichen Wertergebnissen führen kann. Vgl. z.B. 
auch Helbling, Unternehmensbewertung, S. 21; Gratz, Bewertung, S. 2421 ff. 
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noch im einzelnen nachzuweisen sein wird – regelmäßig davon auszugehen ist, daß der Wert 
der steuerlichen Bemessungsgrundlage insgesamt geringer ist als die Summe der 
Einzelverkehrswerte der Nachlaßgegenstände.145 Entsprechend geht zumeist nicht der „volle 
Bereicherungsumfang“ im Sinne einer Verkehrswertbetrachtung für Zwecke der steuerlichen 
Belastungszuweisung in die Bemessungsgrundlage der Erbschaftsteuer ein. 
Eine isolierte Wirkungsanalyse von Bemessungsgrundlageneffekten setzt voraus, daß 
Wirkungsüberlagerungen mit den bisher beschriebenen erbschaftsteuerlichen Tarifeffekten im 
Grundsatz ausgeschlossen werden können. Aus diesem Grund wird im weiteren stets von 
einer einheitlichen Tarifbelastung aller beteiligten Erwerber ausgegangen, um auf diese Weise 
sicherzustellen, daß die im folgenden beschriebenen Erbteilsverlagerungswirkungen 
ursächlich auf Besonderheiten der erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlagenermittlung 
zurückzuführen sind. 
1 Merkmale der erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlagenermittlung 
Als Besteuerungsgrundlage der Erbschaftsteuer bestimmt § 10 Abs. 1 S. 1 ErbStG die 
Bereicherung des Erwerbers, soweit diese nicht wiederum aufgrund weiterer gesetzlicher 
Regelungen ausdrücklich von der Besteuerung freigestellt ist. Für den Anwendungsbereich 
der Erwerbe von Todes wegen erfährt darüber hinaus die Ermittlung des steuerrelevanten 
Bereicherungsvolumens im Sinne des § 10 Abs. 1 S. 2 ErbStG eine weitergehende 
Spezifikation. Nach dem genauen Gesetzeswortlaut kommen dabei im wesentlichen zwei 
mögliche Ursachen in Betracht, die potentiell zu Wertabweichungen zwischen den jeweils 
erfahrenen Bereicherungen und den resultierenden steuerlichen Bemessungsgrundlagen 
führen können:146 
                                                 
145  Dies ergibt sich aus dem Umstand, daß die bewertungsrechtlichen Wertansätze aufgrund einer 
vergleichsweise vorsichtigen Interpretation des „Gemeinen Wertes“ der Bewertungsobjekte regelmäßig 
den Verkehrswert nicht erreichen (vgl. andernfalls auch die sog. „Escape-Klausel“ gem. § 146 Abs. 7 
BewG, die den Verkehrswert als Höchstgrenze des sich ergebenden Steuerwertes vorsieht; Bolz/Korth, 
Erbschaftsteuerrecht, S. 161), sowie aufgrund der Tatsache, daß zudem eine Vielzahl von steuerlichen 
Abzugsbeträgen die somit ermittelte Summe der steuerlichen Wertansätze weiter mindern (vgl. auch Abb. 
1). 
146  Da die Untersuchung sich auf Aspekte der deutschen Erbschaftsbesteuerung beschränken soll, werden 
Aspekte der zwischenstaatlichen Zuordnung von Erwerbsgegenständen bei Erwerbsfällen mit 
Auslandsberührung hier nicht berücksichtigt. Trotzdem ist anzumerken, daß sich auch in diesen Fällen für 
die beteiligten Erwerber bei vergleichbaren Bereicherungstatbeständen höchst unterschiedliche steuerliche 
Bemessungsgrundlagen ergeben können. Steuersystematisch wäre die Ursache hierbei jedoch ggf. bereits 
der Bestimmung des Besteuerungsumfangs im Rahmen der persönlichen Steuerpflicht zuzuordnen (vgl. § 2 
ErbStG).  
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— Die objektgebundene Anwendung steuerlicher Bewertungsverfahren (§ 10 Abs. 1 S. 2 
ErbStG): 
Bsp. 28: Ein Erblasser wendet seinen beiden Enkeln testamentarisch jeweils ein 
Vermächtnis zu. E1brutto umfaßt Barvermögen i.H.v. 500.000 EUR und E2brutto 
besteht aus einem Einfamilienhaus im Verkehrswert von ebenfalls 500.000 EUR. 
  Während der Bargeldbetrag in vollem Verkehrswertumfang die steuerliche 
Bemessungsgrundlage von Enkel 1 erhöht, wird bei Enkel 2 demgegenüber im 
Rahmen der Bemessungsgrundlagenermittlung auf den – regelmäßig wesentlich 
geringeren – steuerlichen Grundbesitzwert des Einfamilienhauses abgestellt. 
Einhergehend mit der niedrigeren Bemessungsgrundlage ergibt sich für Enkel 2 
eine geringere Steuerbelastung, so daß trotz identischer Bereicherungsumfänge 
(je 500.000 EUR) im Ergebnis Enkel 2 eine höhere Netto-Bereicherung (d.h. 
E1netto < E2netto) erfährt.  
— Die Gewährung spezifischer steuerlicher Abzugsbeträge, die nur einzelne 
Erwerbsvorgänge bei Erfüllung bestimmter tatbestandlicher Voraussetzungen begünstigen 
(§ 10 Abs. 1 S.1 ErbStG): 
Bsp. 29: Bei einer hälftigen Erbeinsetzung und einem Nachlaßvermögen im Gesamtwert 
von 400.000 EUR wird für den Erben 1 als leibliches Kind des Erblassers 
aufgrund persönlicher Freibeträge (hier gem. § 16 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG ein 
Betrag von 205.000 EUR) eine Bemessungsgrundlage von 0 EUR ermittelt. 
Demgegenüber ist Erbe 2 (hier z.B. annahmegemäß als Bruder des Erblassers 
der Steuerklasse II zuzuordnen; persönlicher Freibetrag daher 10.300 EUR) bei 
einer Bemessungsgrundlage von 189.700 EUR (200.000 EUR - 10.300 EUR) und 
bei einem Tarif von hier 17%147 letztlich mit einer Steuerentrichtung von 32.249 
EUR belastet. 
 
Um die aus den beschriebenen Ursachen ggf. resultierenden Wirkungszusammenhänge im 
Hinblick auf bemessungsgrundlagenbedingte Erbteilsverlagerungseffekte festzustellen, sind 
im folgenden zunächst die Einzelheiten der steuerlichen Bewertungsgrundsätze und des 
Systems erbschaftsteuerlicher Abzugsbeträge zu erläutern.  
1.1 Grundsatz der Einzelbewertung  
Die Ermittlung der erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlage steht gemäß 
§ 10 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG unter dem Vorbehalt objektgebundener Bewertungsvorschriften.148 
Nachdem der gegenständliche Umfang des Vermögensanfalls festgestellt und insbesondere 
ausdrücklich steuerbefreite Vermögensbestandteile aus der Bemessungsgrundlage eliminiert 
                                                 
147  Vgl. § 19 Abs. 1 ErbStG. 
148  Vgl. hierzu den ausdrücklichen Verweis des § 10 Abs. 1 S. 2 ErbStG auf die Bewertungsvorschriften des § 
12 ErbStG. 
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wurden,149 sind die Bestandteile des erworbenen Vermögens jeweils in selbständige 
Bewertungseinheiten aufzugliedern und nach den Regeln des § 12 ErbStG bzw. des ersten 
Teils des BewG einzeln zu bewerten.150 Der bewertungsrechtliche Grundsatz der 
Einzelbewertung von Wirtschaftsgütern bzw. wirtschaftlicher Einheiten gilt gleichermaßen 
sowohl für positive als auch für negative Erwerbsbestandteile im Sinne von 
Nachlaßverbindlichkeiten.151 Für den Fall, daß das eigentliche Bewertungsobjekt bzw. die 
wirtschaftliche Einheit eine Sachvielheit ist, die – wie z.B. bei der wirtschaftlichen Einheit 
eines Betriebsvermögens – erst in ihrer Gesamtheit wertbildend ist,152 hat eine entsprechende 
Bewertung der Einheit „im Ganzen“ zu erfolgen,153 wobei wiederum die Untereinheiten der 
Sachvielheit wertbestimmend sind.154 Die erbschaftsteuerliche Bemessungsgrundlage ergibt 
sich im Ergebnis als Saldo der steuerlichen Werte be- und entreichernder 
Erwerbskomponenten.  
Für die steuerliche Bewertung der einzelnen Vermögensbestandteile sind gem. § 11 ErbStG 
grundsätzlich die Verhältnisse zum Zeitpunkt der Steuerentstehung155 zugrundezulegen, so 
daß bei Erwerben von Todes wegen unabhängig vom tatsächlichen Vermögensübergang156 
jeweils die Verhältnisse im Zeitpunkt des Erbfalleintritts wertbestimmend sind.157 Sämtliche 
erst nach der gesetzlichen Erwerbsfiktion eintretenden Sachverhaltsänderungen, insbesondere 
auftretende Wertschwankungen oder zwischenzeitliche Änderungen des Nutzungszwecks 
                                                 
149  Angesprochen sind hier die explizit in § 10 ErbStG aufgeführten Befreiungsvorschriften der §§ 5, 13, 13a, 
16, 17 und 18 ErbStG, auf die zu einem späteren Zeitpunkt noch detailliert einzugehen sein wird. 
150  Die Notwendigkeit einer Einzelbewertung ergibt sich dabei aus § 2 Abs. 1 S. 1 BewG, wonach 
grundsätzliche jede wirtschaftliche Einheit für sich zu bewerten ist, soweit nicht sogar eine Bewertung der 
einzelnen Wirtschaftsgüter vorgeschrieben ist (§ 2 Abs. 3 BewG). 
151  Vgl. die ausdrückliche Bestimmung des § 10 Abs. 1 S. 2 ErbStG. 
152  Vgl. Spitzbart, Betriebsvermögen, S. 108.  
153  Vgl. § 2 Abs. 1 S. 2 BewG. Entsprechend erfolgt die Bewertung von Betriebsvermögen gem. § 98a BewG 
als Summe der Einzelwerte der betrieblichen Wirtschaftsgüter. Zu erbschaftsteuerlichen 
Bewertungsmodifikationen gegenüber dem BewG vgl. § 12 Abs. 5 ErbStG. 
154  Vgl. Rössler/Troll, Kommentar, § 2, Tz. 9. 
155  Der Steuerentstehungszeitpunkt bestimmt sich dabei nach den Vorschriften des § 9 ErbStG. 
156  Der Vermögensübergang erfolgt rechtlich betrachtet zwar in der logischen Sekunde des Erbfalleintritts, 
dennoch kann ein Erbe, z.B. bei verzögerter Kenntniserlangung, ggf. erst zu einem wesentlich späteren 
Zeitpunkt tatsächlich wirtschaftlich über das Erwerbsvermögen verfügen. 
157  Vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG. Zur Problematik bei Sonderfällen, z.B. bedingte Erwerbe oder die 
Geltendmachung von Pflichtteilen, vgl. Meincke, Kommentar, § 9, Tz. 16 ff. 
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einzelner Vermögensgegenstände,158 sind damit für die Ermittlung der steuerlichen 
Bemessungsgrundlage im Grundsatz unbeachtlich.159 
1.11 Bewertungsmethodik 
Die jeweils objektbezogen anzuwendende Bewertungsmethode wird im Sinne der 
grundsätzlichen Rechtsverweisung des § 12 Abs. 1 ErbStG zunächst nach den allgemeinen 
Vorschriften des ersten Teils des BewG bestimmt.160 Danach findet im Regelfall der gemeine 
Wert i.S.d. § 9 BewG, d.h. in der Regel der Verkehrswert,161 als zentraler Bewertungsmaßstab 
auch für erbschaftsteuerliche Zwecke Verwendung. Dieser Grundsatz steht jedoch unter 
mehrfachem Vorbehalt, weil § 12 Abs. 1 ErbStG zugleich die Anwendung 
bewertungsrechtlicher Vorschriften in den Bewertungsfällen aufhebt, für die das 
Erbschaftsteuergesetz explizit abweichende Vorschriften zur Bewertung vorsieht.162 
Korrespondierend findet auch nach der Bestimmung des § 1 Abs. 2 BewG der gemeine Wert 
als allgemeiner Bewertungsmaßstab nur dann Anwendung, soweit andere Steuergesetze keine 
abweichende Bewertung vorschreiben163 oder aber die Vorschriften des zweiten Teils des 
BewG selbst besondere Verfahren als einzelfallbezogene Interpretationen des gemeinen 
Wertes vorsehen.164  
Aus den Regelungsinhalten des zweiten Teils des BewG ergeben sich besondere 
Bewertungsverfahren für die Vermögenskategorien „Land- und forstwirtschaftliches 
Vermögen“ sowie „Grundvermögen“, für die seit 1.1.1997 bei Bewertungen zum Zwecke der 
                                                 
158  Vgl. zu dieser Problematik auch Ebeling, Ungereimtheiten, S. 234 ff., der die aus diesem Grundsatz 
resultierende Probleme anhand unterschiedlicher BFH-Urteile illustriert (BFH v. 6.3.1985, BStBl. II, 1985, 
S. 382; BFH v. 5.2.1986, BStBl. II, 1986, S. 460; BFH v. 13.5.1998, BFH/NV, 1998, S. 1376).  
159  Dies gilt nach einem Urteil des BFH v. 28.11.1990, BFH/NV, 1991, S. 243, auch dann, wenn zu einem 
erbschaftsteuerlichen Erwerb Wertpapiere oder Anteile an Kapitalgesellschaften gehören, die nach dem 
Zeitpunkt des Erwerbs erheblich an Wert verlieren, ohne daß der Erwerber mangels zeitnah ausgestellten 
Erbscheins zum Zeitpunkt des Wertverfalls über diese hätte verfügen können. In Betracht kann hier ggf. 
nur ein allgemeiner Billigkeitserlaß nach den Regeln des § 227 AO kommen. Vgl. hierzu ebenfalls BVerfG 
v. 22.6.1995, BStBl. II, 1995, S. 671; BFH v. 13.5.1998, BFH/NV, 1998, S. 1376. 
160  Vgl. § 12 Abs. 1 ErbStG, der explizit auf den ersten Teil des BewG verweist. Aber auch ohne die Regelung 
in § 12 Abs. 1 ErbStG wäre mangels abweichender Regelung der erste Teil des BewG für Zwecke der 
Bewertung zu beachten. Denn vorbehaltlich einzelgesetzlicher Sonderregelungen bestimmt § 1 BewG 
übergreifend, daß der erste Teil (§§ 2 - 16) des BewG für alle öffentlich-rechtlichen Abgaben gilt, die 
durch Bundesrecht geregelt sind und durch Bundes- oder Landesfinanzbehörden verwaltet werden. 
161  Vgl. BFH v. 2.2.1990, BStBl. II 1990, S. 497; Rössler/Troll, Kommentar, § 9, Tz. 1. 
162  Hier vor allem § 12 Abs. 2 - 6 ErbStG. 
163  Dadurch besteht auch für die Regelungen des BewG als Rahmengesetz zur steuerartenübergreifenden 
Bewertung von Vermögenseinheiten eine Öffnungsklausel, so daß im Hinblick auf die 
einzelsteuergesetzlichen Besonderheiten im Einzelfall von den bewertungsrechtlichen Werten abgewichen 
werden kann. 
164  Auch innerhalb des allgemeinen Teils des BewG ergeben sich Spezifizierungen des „gemeinen Wertes“, so 
z.B. für Wertpapiere (ggf. Stuttgarter-Verfahren) oder Kapitalforderungen und Schulden. Vgl. auch 
Gräßle, Bewertung, S. 320; Wendt, Bewertung, S. 18 ff. 
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Erbschaft- und Grunderwerbsteuer die Vorschriften über die Bedarfsbewertung §§ 138 ff. 
BewG anzuwenden sind. Ferner ergibt sich ein besonderes Bewertungsverfahren für 
Betriebsvermögen, das entsprechend nach Maßgabe der §§ 95 ff. BewG zu bewerten ist. 
Soweit auch über § 12 ErbStG ebenfalls eine Zuordnung zwischen einzelnen 
Vermögenskategorien und Bewertungsverfahren erfolgt, ist dieser Regelung vornehmlich eine 
klarstellende Funktion beizumessen, weil zugleich regelmäßig auf die bewertungsrechtlichen 
Vorschriften verwiesen wird.165 
Die somit grundsätzlich festzustellende Übernahme bewertungsrechtlicher Vorschriften zum 
Zwecke der Ermittlung erbschaftsteuerlicher Bemessungsgrundlagen hat zur Folge, daß die 
Bemessungsgrundlage der Erbschaftsteuer – wie bereits in der Vergangenheit allgemein bei 
bewertungsabhängigen Steuern festgestellt worden ist166 – regelmäßig vom Verkehrswert der 
wirtschaftlichen Bereicherung abweicht,167 der nach allgemeiner Verkehrsauffassung das 
Vermögen des betreffenden Erwerbers tatsächlich erhöht hat.168 Die Hauptursache für diese 
Abweichungen, die nach wie vor in der Fachliteratur kontrovers diskutiert werden,169 bilden 
die zahlreichen methodischen Standardisierungen und Vereinfachungen,170 die das BewG bei 
der Ermittlung des gemeinen Wertes einzelner Vermögensgegenstände vor allem innerhalb 
der besonderen Bewertungsvorschriften des zweiten Teils vornimmt.171 Für eine 
                                                 
165  Vgl. Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 12, Tz. 1; Meincke, Kommentar, § 12, Tz. 8; Bock/Korezkij, 
Bewertung, S. 208. 
166  Als bewertungsabhängige Steuern kommen derzeit nach Abschaffung der Vermögensteuer (zum 1.1.1997) 
und der Gewerbekapitalsteuer (zum 1.1.1998) nur noch die Grundsteuer (Einheitswertermittlung) sowie, in 
einzelnen Anwendungsfällen (hier: § 8 Abs. 2 GrEStG), die Grunderwerbsteuer (Bedarfsbewertung) in 
Betracht. 
167  Vgl. Spitzbart, Betriebsvermögen, S. 28; Krüger/Kalbfleisch/Köhler, Entscheidungen, S. 1452.  
168  Trotz bereits erfolgter Anpassungen einzelner Bewertungsverfahren, die verkehrswertnähere Wertgrößen 
und somit letztlich eine Gleichstellung des Steuerzugriffs auf unterschiedliche Vermögensformen 
gewährleisten sollen, prüft das BVerfG z.Zt. die geltende Bewertungspraxis im Hinblick auf mögliche 
weiterhin bestehende verfassungsrechtliche Verstöße. Vgl. auch BFH-Beschluß v. 24.10.2001, BStBl. II, 
2001, S. 834 ff. 
169  Vgl. z.B. Balke, Einheitswert, S. 17 ff. Vgl. auch die Übersicht von Handzik über die Ergebnisse einer von 
der Bundesregierung einberufenen Sachverständigen-Kommission (hier: Handzik,  Schenkungsteuer, S. 
155). 
170  Grundsätzlich knüpft der Gesetzgeber zwar, wie die Regelungen des ersten Teils des BewG zeigen, an den 
Verkehrswert an. Allerdings scheint es wohl unvermeidbar, daß zur Gleichmäßigkeit der Besteuerung für 
bestimmte Bewertungsobjekte, für die dieser Wert nicht unmittelbar anhand von aktuellen Marktpreisen zu 
ermitteln ist, Bewertungsverfahren festgelegt werden, die eine für gleichartige Bewertungsobjekte 
einheitliche und standardisierte Wertfeststellung mit zugleich vertretbarem Aufwand ermöglichen. 
171  Als markantes Beispiel soll hier die Bewertung von nichtnotierten Anteilen an Kapitalgesellschaften 
angeführt werden (vgl. § 11 Abs. 2 S. 2 BewG; R 96 ff. ErbStR). Ungeachtet des systematischen Problems, 
daß die unterschiedlichen Bewertungsverfahren für Personengesellschaften (anteiliger Vermögenswert auf 
der Basis der Steuerbilanzwerte) und Kapitalgesellschaften (Kurswert, Stuttgarter Verfahren, 
Veräußerungspreis) zu massiven Wertunterschieden führen können, sind die Standardschätzverfahren zur 
Ermittlung des gemeinen Werts von Kapitalgesellschaftsanteilen u.a. deshalb als problematisch anzusehen, 
weil es zu beachtlichen Wertdifferenzen kommen kann − je nachdem, ob eine Kapitalgesellschaft an einer 
Börse gehandelt wird, ob zeitnahe Veräußerungen von Anteilen stattgefunden haben, oder ob ggf. auf der 
199 
ausdrückliche Würdigung besonderer Einzelfallumstände verbleibt vor diesem Hintergrund 
bei der Bewertung regelmäßig nur wenig Raum.172 
1.12 Land- und forstwirtschaftliches Vermögen und Grundvermögen 
Die bewertungsrechtlichen Diskrepanzen bei unterschiedlichen Vermögensformen stehen 
bereits lange in der Diskussion173 und haben im Jahre 1995 zu einem BVerfG-Beschluß 
geführt,174 in dem die deutlichen Wertdifferenzen beanstandet wurden, die im Rahmen der 
Bewertung von land- und forstwirtschaftlichem Vermögen sowie von Grundvermögen 
zwischen den früher maßgeblichen Einheitswerten175 einerseits und den Verkehrswerten 
andererseits auftraten. Im Nachfeld dieses BVerfG-Beschlusses sind die 
bewertungsrechtlichen Verfahren zur Ermittlung der Wertansätze für diese beiden 
Vermögensformen für Zwecke der Erbschaftsteuer und der Grunderwerbsteuer modifiziert 
worden. Durch das seitdem anzuwendende Verfahren der Bedarfsbewertung176 sind die 
steuerlichen Werte von Grundvermögen sowie von land- und forstwirtschaftlichem Vermögen 
den aktuellen Verkehrswerten angenähert worden.177  
Unbebaute Grundstücke sind demnach mit 80 v.H. der aus tatsächlichen Verkaufspreisen 
abgeleiteten Bodenrichtwerte anzusetzen.178 Demgegenüber sind die steuerlichen Werte von 
bebauten Grundstücken nach Maßgabe eines standardisierten Ertragswertverfahrens zu 
                                                 
Grundlage des Stuttgarter Verfahrens zu schätzen ist. Der "Stuttgarter Wert" als Kombination von 
vermögens- und ertragsabhängigen Wertkomponenten dürfte dabei regelmäßig von dem vornehmlich auf 
den Ertragserwartungen der Anleger basierenden, bisweilen aber auch vom Zufall der Marktentwicklung 
abhängigen Kurswert abweichen.  
172  Vgl. hierzu auch die ausdrücklichen Bestimmungen lt. § 9 Abs. 2 S. 2 BewG, § 146 Abs. 3 S. 3 BewG. 
173  Vgl. z.B. die von Balke bereits 1987 durchgeführte Studie zu dieser Problematik (Balke, Einheitswert, S. 
15 ff.).  
174  Vgl. zur Gleichbewertung von Kapitalvermögen und Grundvermögen den BVerfG-Beschluß v. 22.6.1995, 
BStBl. II, 1995, S. 671. 
175  Die Einheitswerte sind bis zum 31.12.1996 für Zwecke der Erbschaftsbesteuerung verwendet worden. 
176  Vgl. Eisele, Bedarfsbewertung, S. 128 ff. 
177  Vor Einführung der §§ 138 ff. BewG waren diese Vermögensarten mit dem Einheitswert zu bewerten, der 
auf den Verkehrswerten des Jahres 1964 beruhte und der zur Erfassung zwischenzeitlich eingetretener 
Wertsteigerungen mit einem 40%-igen Pauschalzuschlag versehen wurde. Vgl. Graf, Besteuerung, S. 
1765. Inzwischen wurde versucht, im Rahmen der Bedarfsbewertung die Wertverhältnisse zum 1.1.1996 
abzubilden, vgl. Engel, Zweifelsfragen, S. 2535; Teß, Neuregelungen, S. 53. Nachdem diese 
Wertverhältnisse ursprünglich nur bis zum Jahr 2002 maßgeblich sein sollten, wurde inzwischen die 
grundsätzliche Anwendung der Bedarfsbewertung bis zum Jahr 2006 verlängert. Vgl. § 138 Abs. 4 BewG; 
Halaczinsky, Änderungen, S. 1028. 
178  Vgl. § 145 Abs. 3 BewG; Eisele, Bewertung, S. 346. Dabei ergibt sich von selbst, daß diese 
Vorgehensweise selbst bei verkehrswertidentischen Bodenrichtwerten zwangsläufig einen um 20% vom 
Verkehrswert abweichenden Wertansatz hervorruft. 
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ermitteln,179 das auf einer Kapitalisierung von tatsächlichen bzw. ortsüblichen 
Vergleichsmieteinnahmen beruht.180 
Eine Kaufpreisuntersuchung der Finanzverwaltung aus dem Jahr 1998181 hat ergeben, daß der 
seit 1.1.1997 maßgebliche, bedarfsweise zu ermittelnde Grundbesitzwert in den 
überwiegenden Fällen nur etwa die Hälfte des aktuellen Verkehrswertniveaus erreicht, wobei 
jedoch in Einzelfällen eine Streubreite – bereits unter Bereinigung um besondere 
Ausnahmefälle182 – zwischen 20% und 100%183 der beobachteten Kaufpreise möglich ist.184 
Die Bewertung des land- und forstwirtschaftlichen Vermögens, die letztlich ein 
Mischverfahren aus Betriebswert- und Grundbesitzbewertung darstellt, führt im Ergebnis 
sogar zu einem Wertniveau, das durchschnittlich nur etwa 10% des Verkehrswertes 
entspricht.185 
Auch gegenwärtig besteht demnach noch eine erbschaftsteuerliche Begünstigung von land- 
und forstwirtschaftlichem Vermögen und Grundvermögen gegenüber 
Vermögensgegenständen, die mit ihrem tatsächlichen Verkehrswert zum Zeitpunkt des 
Erbfalles zu bewerten sind,186 weil der Erwerb von land- und forstwirtschaftlichem Vermögen 
oder Grundvermögen bei identischem Verkehrswert insgesamt zu einer geringeren 
Bemessungsgrundlage für Zwecke der Erbschaftsbesteuerung führt.187  
                                                 
179  Vgl. Eisele, Bedarfsbewertung, S. 63; Strahl, Bedarfsbewertung, S. 11255 ff. Zu Einzelfragen der 
Verfahrensanwendung vgl. auch Eisele, Einzelfragen, S. 198 ff.; Wolf, Bedarfsbewertung, S. 352. 
180  Vgl. § 146 Abs. 2 BewG; R 167 ErbStR; Teß, Neuregelungen; S. 54; Eisele, Richtlinien, S. 72. 
181  Vgl. Moench, Kommentar, § 12, Tz. 7a. 
182  In Ausnahmefällen kann der Bedarfswert möglicherweise sogar den Verkehrswert überschreiten, wobei 
jedoch aufgrund der sog. Öffnungsklausel bei entsprechendem Nachweis der steuerliche Wertansatz auf 
100% des Verkehrswertes begrenzt wird. Vgl. Söffing/Völkers/Weinmann, Erbschaft, S. 2, 15; Berthold, 
Grundstücksschenkungen, S. 648. Als Nachweis kommt in der Praxis regelmäßig ein Gutachten eines 
öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen oder des örtlich zuständigen Gutachterausschusses 
in Betracht, vgl. Eisele, Bewertung, S. 348. So auch R 163 ErbStR, wonach daneben jedoch auch 
tatsächlich zustande gekommene Kaufpreise unter weiteren Voraussetzungen in Betracht kommen, vgl. 
auch Strahl, Bedarfsbewertung, S. 11258. 
183  Vgl. Moench, Kommentar, § 12, Tz. 7a. 
184  Dies gilt allerdings nicht für Grundvermögen in Ballungszentren, wo lt. Handzik mit einem 
durchschnittlichen Wertansatz von ca. 80% zu rechnen ist. Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 150. Zu 
ähnlichen „Richtwerten“ gelangen auch Schäfer/Schlarb, Erbschaftsteuer, S. 60; Höll, Erbschaftsteuer, S. 
89 ff. 
185  Vgl. Moench, Kommentar, § 13a, Tz. 30. 
186  Vgl. Handzik, Schenkungsteuer, S. 151; Hübner, Unternehmensnachfolge, S. 24. 
187  Wie bereits erwähnt, kann dieser Bewertungsvorteil bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlagen 
durchaus Größenordnungen von 50 - 90% des Verkehrswertes annehmen. Der letztlich daraus resultierende 
geldwerte Vorteil läßt sich jedoch erst anhand der Multiplikation der Bewertungsdifferenz mit dem 
jeweiligen Erbschaftsteuertarif ermitteln (Bsp.: Bewertungsvorteil 50%, individueller Steuertarif 17%. Im 
Ergebnis ergibt sich eine um 8,5% geringere Erbschaftsteuerbelastung im Vergleich zur Steuerbelastung 
bei einer Bewertung mit Verkehrswerten). 
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1.13 Betriebsvermögen 
Für Betriebsvermögen ist seit 1.1.1993188 im BewG189 eine weitgehende Übernahme der 
Steuerbilanzwerte190 von Wirtschaftsgütern des Betriebsvermögens für Zwecke der 
Bewertung festgeschrieben worden,191 wodurch eine eigenständige Wertermittlung im 
Rahmen der Erbschaftsbesteuerung weitgehend entbehrlich ist.192 Zur Vermeidung 
methodischer Bewertungskonkurrenzen ist von diesem Grundsatz bewertungsrechtlich193 und 
erbschaftsteuerrechtlich194 die Bewertung von Betriebsgrundstücken sowie von Wertpapieren 
und Anteilen an Kapitalgesellschaften, die zu einem Betriebsvermögen gehören, 
ausgenommen.195 Die aufgeführten Vermögensgegenstände sind vielmehr ungeachtet ihrer 
Zugehörigkeit zum Betriebsvermögen mit ihrem Grundbesitzwert gemäß § 138 ff. BewG 
bzw. mit dem nach §§ 11, 12 BewG ermittelten gemeinen Wert anzusetzen.196 Ob dies im 
Ergebnis als Bewertungsvorteil oder -nachteil zu werten ist, kann nicht allgemeingültig 
festgestellt werden,197 da es im Einzelfall auf das Wertverhältnis zwischen den 
Steuerbilanzwerten und den Grundbesitzwerten bzw. dem gemeinen Wert nach §§ 11, 12 
BewG ankommt.198  
In der Summe der im Einzelfall zu berücksichtigenden Steuerbilanzwerte, der 
Grundbesitzwerte und der gemeinen Werte von Wertpapieren und Anteilen besteht auch für 
                                                 
188  Vgl. Steueränderungsgesetz v. 25.2.1992 BGBl. I, 1992, S. 297 ff.; Gebel, Verzahnung, S. 2611. Zur sog. 
verlängerten Maßgeblichkeit vgl. Herzig/Kessler, Steuerbilanzwerte, S. 3; Eisele, Behandlung, S. 135; 
Seer, Ungereimtheiten, S. 65. 
189  Vgl. § 98a BewG. 
190  Diese Wertübernahme ist naturgemäß nur bei Bilanzierenden möglich; für Gewinnermittler nach § 4 Abs. 3 
EStG gelten demgegenüber bei der Bewertung des Betriebsvermögens die allgemeinen 
Bewertungsvorschriften des ersten Teils des BewG (insbesondere Teilwerte). Vgl. R 123 ErbStR; Haar, 
Bewertung, S. 314. Eine Ausnahme bilden bei diesen Steuerpflichtigen die Wirtschaftsgüter des 
abnutzbaren Anlagevermögens, für die auch bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG in einem 
Anlageverzeichnis ertragsteuerliche Werte ermittelt werden (Anschaffungskosten bzw. Herstellungskosten 
abzgl. zeitanteiliger AfA), die dann für die Bewertung des Betriebsvermögens zu übernehmen sind. 
191  Dies gilt gleichermaßen für die Bewertung von Anteilen an einem Betriebsvermögen, die als 
Gesellschaftsanteile über den anteiligen Betriebsvermögenswert zu ermitteln sind. Vgl. Gebel, 
Gesellschafternachfolge, S. 64. 
192  Vgl. Regierungsvorlage zum StÄndG 1992 (BT-Drucks. 12/1108). 
193  Vgl. §§ 99 Abs. 3, 109 Abs. 3, 4 BewG. 
194  Vgl. § 12 Abs. 5 ErbStG. 
195  Vgl. Eisele, Behandlung, S. 136; Seer, Ungereimtheiten, S. 66; Christoffel, Ermittlung, S. 523. 
196  Vgl. Eisele, Betriebsvermögen, S. 554. 
197  Vgl. Spitzbart, Betriebsvermögen, S. 90, die in diesem Zusammenhang auf den ertragsteuerlich 
maßgeblichen Wert als Vergleichsmaßstab hinweist. 
198  Im Einzelfall ist hierbei der Umfang der bereits getätigten Abschreibungen maßgeblich. Bei Grund und 
Boden sind in diesem Zusammenhang seit Veranlagungszeitraum 2000 insbesondere die Vorschriften zum 
Wertaufholungsgebot zu beachten. 
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Betriebsvermögen ein erheblicher Bewertungsvorteil,199 da der erbschaftsteuerliche 
Wertansatz im Durchschnitt nur 58% der zum Betriebsvermögen gehörenden Sachwerte i.S.d. 
Verkehrswerte beträgt.200 Dieser Durchschnittswert darf jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß der steuerliche Ansatzwert im Einzelfall möglicherweise höher, vor 
allem aber auch wesentlich niedriger sein kann. 
Unter Berücksichtigung der Sonderregelungen des § 12 Abs. 2 bis 6 ErbStG und der des 
besonderen Teils des BewG201 wird in der folgenden Abbildung noch einmal ein Überblick 
über die wesentlichen Bewertungsmaßstäbe für unterschiedliche Erwerbsgegenstände 
gegeben:202 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
199  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 118; Rödder, Übernahme, S. 965; Flick, Übernahme, S. 14; 
Bolz/Korth, Erbschaftsteuerrecht, S. 177. 
200  Vgl. Moench, Kommentar, § 13a, Tz. 5. 
201  Vgl. §§ 17 - 150 BewG. 
202  Vgl. auch Bock/Korezkij, Bewertung, S. 210. 
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Vermögensgegenstände 
des Privatvermögens Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 1 EStG 
Gewinnermittlung  
nach § 4 Abs. 3 EStG 
Nichtnotierte Anteile an 
Kapitalgesellschaften 
Gemeiner Wert  
§ 11 Abs. 2 S. 2 BewG 
Gemeiner Wert 
§ 11 Abs. 2 S. 2 BewG 
Gemeiner Wert 
§ 11 Abs. 2 S. 2 BewG 
Kapitalforderungen u. 
Schulden 
Nennwert 
§ 12 BewG 
Steuerbilanzwert 
§ 98a BewG 
Nennwert 
§ 12 BewG 
Grundbesitz Grundbesitzwert 
§§ 138 ff. BewG 
Grundbesitzwert 
§§ 138 ff. BewG 
Grundbesitzwert 
§§ 138 ff. BewG 
Bodenschätze Ertragsteuerlicher Wert
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§ 12 Abs. 5 ErbStG 
Steuerbilanzwert 
§ 98a BewG 
Ertragsteuerlicher Wert202 
§ 12 Abs. 5 ErbStG 
Ausländisches 
Vermögen204 
Gemeiner Wert 
§ 31 BewG205 
Gemeiner Wert 
§ 31 BewG204 
Gemeiner Wert 
§ 31 BewG204 
Sonstiges Vermögen Gemeiner Wert 
§ 9 BewG 
Steuerbilanzwert 
§ 98a BewG 
Teilwert 
§ 10 BewG  
Ausnahme § 109 Abs. 2 BewG: 
Ertragsteuerlicher Wert202  
§ 12 Abs. 5 ErbStG 
(Abnutzbares Anlagevermögen) 
Abb. 28:  Wesentliche Bewertungsmaßstäbe für die Wertermittlung bei Vermögensgegenständen 
 des Privat- und Betriebsvermögens für Zwecke der Erbschaftsbesteuerung 
 
Die jeweils für unterschiedliche Vermögenseinheiten anzuwendende Bewertungsmethode 
kann demnach im Einzelfall eine steuerliche Begünstigung bestimmter Vermögenskategorien 
begründen,206 indem diese mit einem geringeren Wert als ihrem Verkehrswert in die 
                                                 
203  Da die Ermittlung des „Ertragsteuerlichen Wertes“ sich ebenso wie die des „Steuerbilanzwertes“ nach den 
Bestimmungen des EStG vollzieht (d.h. Anschaffungskosten bzw. Herstellungskosten abzgl. zeitanteiliger 
AfA/Substanzverringerung), entsprechen sich beide Werte regelmäßig.  
204  Handelt es sich beim ausländischen Vermögen um Grundvermögen, so ist – abweichend von der 
Handhabung bei inländischen Grundstücken – auch das Zubehör (einschließlich der 
Betriebsvorrichtungen) in die Bewertung mit einzubeziehen (§ 31 Abs. 2 BewG). Zubehör sind nach § 97 
BGB bewegliche Sachen, die dem wirtschaftlichen Zweck der Hauptsache zu dienen bestimmt sind und zu 
ihr in einem dieser Bestimmung entsprechenden räumlichen Verhältnis stehen, ohne jedoch Bestandteil der 
Sache zu sein (z.B. Beleuchtungskörper). 
205  Der Gesetzestext ist hier ein wenig irreführend, da er von der Anwendung der Vorschriften des ersten Teils 
des BewG spricht, dieser Teil jedoch auch den Bewertungsvorbehalt des besonderen Teils des BewG 
enthält (§ 1 Abs. 2 BewG). Daher gilt jedoch noch einmal klarzustellen, daß bei ausländischem land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, Grundbesitz oder Betriebsvermögen die Einheitsbewertung nicht 
anzuwenden ist. Dadurch dürfte sich, wirtschaftlich betrachtet, eine gegenüber entsprechenden 
inländischen Vermögensteilen merkliche steuerliche Werterhöhung ergeben.  
206  Die Begünstigung in Form bewertungsobjektbezogener Abweichung einzelner Bewertungsansätze vom 
Verkehrswert bewirkt, daß letztlich eine gleichmäßige steuerliche Belastung des Gesamtvermögens 
ausgeschlossen ist. Vgl. Osterloh, Maßstäbe, 188 ff. 
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Erbschaftsteuerbemessungsgrundlage eingehen.207 Im direkten Vergleich zu demgegenüber 
stets verkehrswertidentischem Barvermögen können sich für Grundvermögen und 
Betriebsvermögen bereits im Durchschnitt Bewertungsvorteile von ca. 50% ergeben, während 
der durchschnittliche Vorteil bei land- und forstwirtschaftlichem Vermögen auf ca. 90% 
anwächst. Zusätzlich zu diesen methodischen Bewertungsvorteilen können zudem spezifische 
Abzugsbeträge einzelne Vermögensteile,208 aber auch bestimmte Steuerpflichtige209 ganz 
allgemein steuerlich begünstigen. 
1.2 Systematik erbschaftsteuerlicher Abzugsbeträge 
Gemeinsames Merkmal erbschaftsteuerlicher Abzugsbeträge ist die einzelfallbezogene 
Minderung individueller steuerlicher Bemessungsgrundlagen aufgrund ausdrücklicher 
gesetzlicher Anordnung, die sowohl den Anwendungsbereich als auch die Höhe des 
jeweiligen Abzugsbetrags tatbestandlich festlegt. Insofern unterscheiden sich steuerliche 
Abzugsbeträge wesentlich von sonstigen Bemessungsgrundlagenminderungen in Form von 
Nachlaßverbindlichkeiten, deren Abzug sich demgegenüber aus dem Nettoprinzip der 
Besteuerung und somit aus der Notwendigkeit der Saldierung positiver und negativer 
Bereicherungsvorgänge ergibt:210  
 
                                                 
207  Vgl. Birk, Rechtfertigung, S. 17, der im Zusammenhang mit steuerbedingten Bewertungsverfahren von 
„gleichheitsrechtlichen Verwerfungen“ im Vergleich zu Geldvermögen spricht. Ähnlich auch Seer, 
Schenkungsteuer, S. 290. 
208  Vgl. §§ 13, 13a ErbStG. 
209   Vgl. §§ 16, 17 ErbStG. 
210  In diese Kategorie ist letztlich auch der pauschale Abzugsbetrag gem. § 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG 
einzuordnen, der bei Erwerben von Todes wegen zum Abzug gebracht werden kann, um nicht durch 
Einzelbelege nachgewiesene Erbfallkosten (z.B. Kosten, die für die Bestattung des Erblassers, ein 
angemessenes Grabdenkmal oder die übliche Grabpflege anfallen) als negativen Bereicherungsbestandteil 
zu berücksichtigen. Da diesem Pauschalabzug in der Regel tatsächliche Aufwendungen gegenüberstehen, 
soll die Erbkostenpauschale im folgenden als Nachlaßverbindlichkeit aufgefaßt werden, die aus Gründen 
der Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens in ihrem Umfang vereinheitlicht worden ist. Bei der 
Gesamtrechtsnachfolge mindert der Pauschalbetrag das Gesamtnachlaßvermögen, so daß er letztlich allen 
Mitgliedern der Erbengemeinschaft anteilsproportional zu Gute kommt. Eine Erbanteilsverlagerung kommt 
nur dann in Betracht, wenn ein Erbfall mit Einzelrechtsnachfolgern vorliegt. Überschreiten die 
tatsächlichen Aufwendungen den Betrag von 10.300 EUR nicht, kommt der Pauschalbetrag zum Abzug. In 
Anbetracht der tatsächlichen Aufwendungen, die dem Pauschalabzug gegenüberzustellen sind, beschränkt 
sich der Bemessungsgrundlagenvorteil auf den Differenzbetrag zwischen tatsächlichen Aufwendungen und 
Pauschalbetrag, und bildet daher vielfach eine „quantité négligeable“. 
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  Bemessungsgrundlagenminderungen   
       
 Erbschaftsteuerliche Abzugsbeträge  Nachlaßverbindlichkeiten 
       
Sachliche 
Abzugsvoraussetzungen 
 
Sachliche und persönliche 
Abzugsvoraussetzungen 
Persönliche 
Abzugsvoraussetzungen 
  
       
 Steuerbefreiungen    Freibeträge   
Abb. 29:  Kategorien erbschaftsteuerlicher Bemessungsgrundlagenminderungen 
 
Das System der erbschaftsteuerlichen Abzugsbeträge berücksichtigt, wie vorstehend 
dargestellt, zwei Hauptanknüpfungspunkte für steuerliche Begünstigungen. Zum einen kann 
der Begünstigungsgrund in der erworbenen Sache selbst bzw. in seiner Verwendung liegen, 
so daß folglich an den Gegenstand des Erwerbs angeknüpft wird;211 zum anderen kann ein 
Erwerb ganz oder teilweise steuerbefreit sein, weil der Erwerber persönlich bestimmte 
steuerrelevante Merkmale aufweist.212 Die beiden Anknüpfungsmerkmale 
erbschaftsteuerlicher Abzugsbeträge finden sich jedoch auch, z.B. im Rahmen des § 13 Abs. 1 
Nr. 1 ErbStG, in Kombinationsformen, so daß bestimmte Gegenstände nur im 
Zusammentreffen mit einem bestimmten verwandtschaftlichen Verhältnis zwischen Erblasser 
und Erwerber vollständig oder bis zu einem ggf. abgestuften Höchstbetrag von der 
Besteuerung ausgenommen werden.213  
Für Zwecke dieser Untersuchung wird im weiteren die in der Abbildung dargestellte 
Unterscheidung zwischen Steuerbefreiungen einerseits und Freibeträgen andererseits 
vorgenommen. Ein Freibetrag liegt danach vor, wenn sich die Abzugsmöglichkeit allein aus 
dem Vorliegen bestimmter persönlicher Merkmale des Erwerbers begründet. Das 
Erbschaftsteuerrecht sieht Freibeträge ausschließlich in Form betraglich fixierter 
Abzugsvolumina vor. Eine Steuerbefreiung liegt demgegenüber immer dann vor, wenn die 
Abzugsfähigkeit einzelner Beträge vornehmlich an sachliche Voraussetzungen des 
Erwerbsvermögens geknüpft ist, wobei es für die hier zu treffende Zuordnung unerheblich 
sein soll, ob der Abzug bzw. das Abzugsvolumen an weitere persönliche Voraussetzungen 
seitens des Erwerbers anknüpft. Weil z.B. die Anwendung des § 13 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG 
                                                 
211  Vgl. überwiegend §§ 13, 13a ErbStG. 
212  Vgl. §§ 16, 17 ErbStG. 
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tatbestandlich zunächst das Vorhandensein von Hausrat bzw. anderen beweglichen 
körperlichen Gegenständen voraussetzt, während die Steuerklasse des Erwerbers das konkrete 
Abzugsvolumen bestimmt, handelt es sich bei dieser Vorschrift um einen Steuerbefreiung im 
vorgenannten Sinne. Steuerbefreiungen treten im Rahmen der erbschaftsteuerlichen 
Bemessungsgrundlagenermittlung sowohl in Form variabler Steuerbefreiungsvolumina auf, 
die einen bestimmten Anteil eines Vermögenswertes von der Besteuerung freistellen, als auch 
in Form fixer Steuerbefreiungsvolumina, die im Zusammenhang mit dem Erwerb begünstigter 
Vermögenswerte einen spezifischen Betrag von der Besteuerung ausnehmen. 
Einen allgemeinen Überblick über die Vielfalt214 gegenwärtig vorgesehener 
erbschaftsteuerlicher Freibeträge und Steuerbefreiungen gewährt die folgende Abbildung: 
                                                 
213  Als weitere Beispiele für eine Vermengung der Begünstigungsvoraussetzungen können auch die 
Regelungen der § 13 Abs. 1 Nr. 4, 4a, 6, 9, 10, 11 ErbStG angeführt werden. 
214  Die Bandbreite reicht von mehr oder weniger sachgerechten Begünstigungen von Einzelgegenständen (vgl. 
hier insbesondere die Übertragung von Familienwohnheimen unter Ehegatten § 13 Abs. 1 Nr. 4a ErbStG, 
die inhaltlich in krassem Gegensatz zu der ergangenen Rechtsprechung des BFH zur generellen 
Steuerbarkeit der sog. "unbenannten Zuwendungen" steht) bis hin zu Begünstigungen aus 
Billigkeitsüberlegungen, z.B. § 13 Abs. 1 Nr. 5, 9, 12, 13 usw.  
  
 
Unbeschränkte Steuerpflicht Beschränkte Steuerpflicht 
Steuerklasse I Steuerklasse II Steuerklasse I Steuerklasse II 
Übersicht zur Systematik 
erbschaftsteuerlicher 
Abzugsbeträge (Beträge in EUR) 
Kinder Eltern, Voreltern Eltern, Voreltern 
                                 Sachliche 
Voraussetzungen 
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Ehegatten bis 5 
Jahre 
5 bis 10 
Jahre 
10 bis 15 
Jahre 
15 bis 20 
Jahre 
20 bis 27 
Jahre 
Kinder 
verstor-
bener 
Kinder 
Sonst. Erwerbe von 
Todes 
wegen 
Schen-
kungen 
Sonst. 
Steuerklasse III 
Sonst. Erwerbe v. 
Todes 
wegen 
Schen-
kungen 
Sonst. 
Steuerklasse III 
§ 17 I 256.000 
1
  
§ 17 II  52.000 
1
 41.000 
1
 30.700 
1
 20.500 
1
 10.300 
1
  
§ 13 I Nr. 4 Erwerbe nach 1969 BGB (Dreißigster) Unterhalt für 30 Tage  Unterhalt für 30 Tage  (strittig)  
§ 13 I Nr.10 Vermögensrückfall an Eltern oder Voreltern  Wert des Vermögens   Wert des Vermögens   
 
§ 13 I Nr. 11 Verzicht auf die Geltendmachung des Pflichtteilsanspruchs Wert des Pflichtteils  
Wert des 
Pflichtteils  
§ 13a  Inländisches Betriebsvermögen  225.000 EUR Grundfreibetrag zzgl. 35% des verbleibenden Wertes 
§ 16 307.000 205.000 51.200 10.300 5.200 1.100 
Hausrat 41.000 
§ 13 I Nr. 1 
Bewegl. Gegenstände außer Hausrat 10.300 
10.300  
Gegenstände oder Grundbesitz, deren 
Erhaltung im öffentlichen Interesse liegt 60% des Gegenstandswertes 
§ 13 I Nr. 2  Gegenstände / Grundstücke, die 
Bestimmungen des Denkmalschutzes 
unterstellt und seit mind. 20 Jahren im 
Familienbesitz sind 
Wert des Gegenstandes 
§ 13 I Nr. 3 Grundbesitz, der der Allgemeinheit ohne gesetzliche Verpflichtung zugänglich ist Wert des Gegenstandes 
§ 13 I Nr.5 
Schuldbefreiung gegenüber Erblasser, wenn 
diese zur Sícherung angemessenen Unter-
halts o. zur Ausbildung begründet wurde u. 
der Bedachte aus einer Notlage befreit wird 
Wert der Schuldbefreiung  
(bei zusätzlichen Zuwendungen beschränkt sich die Befreiung auf den Unterschiedsbetrag der zu erhebenden Steuer und 50% des Wertes der Zusatzzuwendung)  
§ 13 I Nr. 9 Zuwendungen als angemessenes Entgelt für Pflege und Unterhalt Wert der Zuwendung; max. 5.200 EUR 
§ 13 I Nr. 13 Zuwendungen an körperschaftsteuerbefreite Pensions- und Unterstützungskassen  Wert der Zuwendung  
§ 13 I Nr. 15 Zuwendungen an Gebietskörperschaften  Wert der Zuwendung  
§ 13 I Nr. 16 Zuwendungen an Kirchen u. gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Körperschaften  Wert der Zuwendung  
§ 13 I Nr. 17 Zuwendungen zu gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken  Wert der Zuwendung  
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§ 13 I Nr. 18 Zuwendungen an politische Parteien  Wert der Zuwendung  
§ 13 I Nr. 4a Zuwendungen an Ehegatten im Zusammen-hang mit einem „Familienwohnheim“ 
Wert der 
Zuwendung  
§ 13 I Nr. 6 Zuwendungen an erwerbsunfähige Eltern oder Voreltern  
Zuwendungswert, soweit zzgl.
Erwerbervermögen < 41.000 
EUR, sonst Steuerschuld max
50% des Überhangs  
 
Zuwendungs-
wert (Grenzen 
nebenstehend)
 
§ 13 I Nr. 7 Ansprüche nach dem Lastenausgleichs-gesetz und ähnlichen Gesetzen Wert der Leistungsansprüche 
§ 13 I Nr. 8 Ansprüche aus dem Bundesentschädigungsgesetz Wert der Leistungsansprüche 
§ 13 I Nr. 9a Pflegegeld nach § 37 SGB XI und ähnliche Leistungen Wert der Zuwendung  
Wert der 
Zuwendung  Wert der Zuwendung 
§ 13 I Nr. 12 Zuwendungen für Unterhalt oder Ausbildung Wert der Zuwendung  Wert der Zuwendung  Wert der Zuwendung 
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§ 13 I Nr. 14 Übliche Gelegenheitsgeschenke Wert der Zuwendung  Wert der Zuwendung  
1 Der Freibetrag mindert sich jeweils um den Kapitalwert nichtsteuerbarer Versorgungsbezüge                        =  kein Abzugsbetrag vorgesehen
Abb. 30:  Systematik erbschaftsteuerlicher Abzugsbeträge
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1.21 Steuerbefreiungen 
Einzelbegünstigungen bestimmter Nachlaßobjekte im Sinne erbschaftsteuerlicher 
Steuerbefreiungen finden sich innerhalb der Vorschriften der §§ 13, 13a ErbStG. Die 
ausdrückliche gesetzliche Bestimmung und Abgrenzung einzelner steuerbegünstigter 
Fallgruppen ist dabei von einem besonderen gesetzgeberischen Begünstigungswillen215 
gekennzeichnet, wobei die Motive für die Gewährung der Abzugsbeträge im Einzelfall sehr 
unterschiedlich sein können.216 Soweit sich nicht bereits aus der Sache heraus oder aufgrund 
des Gesetzeswortlautes etwas abweichendes ergibt, sind die Steuerbefreiungen nicht nur für 
die hier relevanten Erwerbe von Todes wegen,217 sondern auch für Schenkungen unter 
Lebenden anzuwenden.  
1.211 Fixe Steuerbefreiungsvolumina 
Im Rahmen dieser Untersuchung mit dem Themenschwerpunkt Erwerbe von Todes wegen ist 
hinsichtlich der begünstigenden Einzeltatbestände des § 13 ErbStG vornehmlich die 
Steuerbefreiung von Hausrat, Kunstgegenständen und anderen körperlichen Gegenständen 
(vgl. § 13 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG) hervorzuheben. Daneben ist aber auch die Befreiung von 
Vermögenszuwendungen vorgesehen, die als angemessenes Entgelt für Pflege und Unterhalt 
(vgl. § 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG) anzusehen sind. Die im einzelnen zu berücksichtigenden 
fixen Befreiungsvolumina ergeben sich wie folgt: 
41.000 EUR Beim Erwerb von Hausrat durch Personen der Steuerklasse I, 
10.300 EUR beim Erwerb von anderen beweglichen körperlichen Gegenständen, die nicht 
unter § 13 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG fallen, durch Personen der Steuerklasse I, 
10.300 EUR beim Erwerb von Hausrat oder anderen beweglichen körperlichen 
Gegenständen, die nicht unter § 13 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG fallen, durch 
Personen der Steuerklasse II oder III, 
5.200 EUR bei Zuwendungen, die ein angemessenes Entgelt für Pflege und Unterhalt des 
Zuwendenden darstellen. 
 
                                                 
215  Zu den gesetzgeberischen Motiven vgl. BT-Drucksache 140/72. Teilweise eine Rolle spielen 
Billigkeitsüberlegungen, erbschaftsteuerrechtliche Grundprinzipien, Lenkungsüberlegungen oder 
Praktikabilitätsüberlegungen. 
216  Eine Grobeinteilung unterscheidet hierbei Begünstigungen für Zuwendungen an persönlich dem Erblasser 
Nahestehende bzw. allg. Befreiungen (z.B. § 13 Abs. 1 Nr. 1, 4, 6, 9 usw. ErbStG), Begünstigungen im 
öffentlichen Interesse (z.B. § 13 Abs. 1 Nr. 2, 3, 15 - 18 ErbStG) und Begünstigungen zum Ausgleich der 
Folgen des Krieges und des Dritten Reiches (§ 13 Abs. 1 Nr. 7 u. 8 ErbStG). Vgl. Gohlisch, Überblick, S. 
12 f.    
217  Ausnahmen bilden hier z.B. § 13 Abs. 1 ErbStG, Zuwendungen unter Ehegatten in Zusammenhang mit 
einem Familienwohnheim; § 13 Abs. 1 Nr. 10 ErbStG, der Rückfall von zuvor geschenkten Gegenständen 
von Todes wegen an Eltern oder Voreltern; § 13 Abs. 1 Nr. 12 ErbStG, Unterhaltszuwendungen. 
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Eine besonders herausragende materielle Bedeutung kommt neben den 
Befreiungstatbeständen des § 13 ErbStG vor allem der Befreiungsvorschrift des § 13a ErbStG 
zu. Danach ergibt sich für Übertragungen betrieblichen Vermögens,218 neben der noch 
anschließend darzustellenden variablen Steuerbefreiung, ein Grundfreibetrag von insgesamt 
225.000 EUR. Formen des betrieblichen Vermögen, das in den Anwendungsbereich der 
Begünstigung einzubeziehen ist, sind in § 13a Abs. 4 Nr. 1 bis 3 ErbStG enumerativ und 
abschließend aufgeführt: 
— Inländisches Betriebsvermögen, soweit der ganze Betrieb, ein Teilbetrieb oder ein 
Gesellschaftsanteil219 übertragen wird, 
— Inländisches land- und forstwirtschaftliches Vermögen, soweit der ganze Betrieb, ein 
Teilbetrieb oder ein Anteil an einem Betrieb der Land- und Forstwirtschaft übertragen 
wird, 
— Anteile an einer Kapitalgesellschaft mit Sitz oder Geschäftsleitung im Inland, wenn der 
Rechtsvorgänger zu mindestens einem Viertel unmittelbar am Nennkapital der 
Gesellschaft beteiligt war.220 
In Analogie zur tariflichen Begünstigungsregelung des § 19a ErbStG verursachen einzelne 
Veräußerungs- und Entnahmetatbestände bezüglich des betrieblichen Vermögens innerhalb 
einer Fünfjahresfrist nach dem Erwerb den Wegfall der Begünstigung,221 auf deren 
Anwendung insgesamt im Einzelfall auch seitens des Erwerbers optional verzichtet werden 
kann.222  
1.212 Variable Steuerbefreiungsvolumina 
Wie anhand der vorstehenden Abb. 30 zu erkennen ist, sieht das Erbschaftsteuergesetz für die 
Mehrzahl der objektbezogenen Befreiungstatbestände223 jeweils einen variablen 
Steuerbefreiungsumfang vor, der regelmäßig den Gesamtwert des begünstigten 
                                                 
218  Zum Begriff des begünstigten betrieblichen Vermögens vgl. § 13a Abs. 4 ErbStG; Rechenberg, Vererbung, 
S. 813 ff.; Kußmaul/Dreger, Konsequenzen, S. 560; Crezelius, Überlegungen, S. 1584. 
219  Gesellschaftsanteil im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 EStG. Dies gilt über § 18 Abs. 4 EStG auch 
für freiberufliche Unternehmen. 
220  Zu Aspekten der Mindestbeteiligung bei einer anteilshaltenden vermögensverwaltenden GbR vgl. 
Wohlschlegel, Beteiligung, S. 1589 ff. 
221  Vgl. Jülicher, Nachsteuerregelung, S. 1949 ff. Sog. Behaltensfrist, durch die erwerbsnahe 
Sachverhaltsgestaltungen zur Inanspruchnahme der Steuerbefreiung verhindert werden sollen. 
222  Da eine Steuerbefreiung erbschaftsteuerlich regelmäßig mit einem Abzugsverbot für die mit dem befreiten 
Vermögen in Zusammenhang stehendem Aufwendungen einhergeht, kann in Einzelfällen auch ein 
Verzicht auf die Bemessungsgrundlagenbegünstigung durchaus steuerlich vorteilhaft sein. Vgl. auch 
Christoffel, Schuldenabzug, S. 272. 
223  Vgl. in § 13 Abs. 1 die Nummern 2, 3, 4, 4a, 5, 6, 7, 8, 9a, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 17, 18 ErbStG. 
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Zuwendungstatbestandes umfaßt.224 Je höher der Erwerbswert eines entsprechend 
begünstigten Vermögensgegenstandes ist, desto umfangreicher ist faktisch der abzugsfähige 
Befreiungsumfang. 
Eine Ausnahme bildet hierbei die Vorschrift des § 13a Abs. 2 ErbStG, welche entsprechend 
begünstigte Erwerbswerte nur partiell zu 35% des Gegenstandswertes von der Besteuerung 
ausnimmt.225 Dieses variable Steuerbefreiungsvolumen betrifft Übertragungen von 
betrieblichem Vermögen und ergänzt somit die bereits vorstehend dargestellte fixe 
Steuerbefreiung für Betriebsvermögen, wobei die zur Begünstigung vorgesehenen 
Nachfolgeobjekte in beiden Fällen identisch sind.226 Die im Rahmen der fixen 
Steuerbefreiungen ebenfalls angeführte Regelung über den nachträglichen Wegfall der 
Begünstigung im Falle von Veräußerungs- und Entnahmetatbeständen ist in gleicher Weise 
auch auf die aus der variablen Steuerbefreiung resultierenden Steuervorteile anzuwenden. 
Angesichts der Tatsache, daß der 35%-ige Bewertungsabschlag für betriebliches Vermögen 
nicht durch einen Höchstbetrag begrenzt ist und daß die Begünstigung 
Vermögensbestandteile betrifft, die bereits durch den Grundfreibetrag von 225.000 EUR 
sowie möglicherweise aufgrund des anzuwendenden Bewertungsverfahrens227 
bewertungsbegünstigt sind, ergeben sich in der Summe regelmäßig erhebliche steuerliche 
Bemessungsgrundlagenvorteile228 für die Übertragung von Betriebsvermögen.229 
Abschließend ist in diesem Zusammenhang auf das partielle variable 
Steuerbefreiungsvolumen im Sinne des § 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a ErbStG hinzuweisen, das 
im Umfang von 60% des Gegenstandswertes Grundbesitz, Kunstgegenstände/-sammlungen, 
                                                 
224  An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, daß in Ausnahmefällen auch fixe Steuerbefreiungsvolumina 
Merkmale eines variablen Steuerbefreiungsvolumens aufweisen können. Davon wäre z.B. auszugehen, 
wenn ein Erwerber Vermögenswerte, die durch einen fixen Befreiungsbetrag von der 
Bemessungsgrundlage auszunehmen sind, in einem Umfang erhält, der diesen Befreiungsbetrag 
unterschreitet. Da sich in diesen Fällen der tatsächliche Befreiungsumfang letztlich nach dem Wert der 
vorhandenen begünstigten Vermögenswerte richtet (Obergrenze), ist die Befreiungswirkung im Grundsatz 
mit der bei einem variablen Steuerbefreiungsvolumen vergleichbar. 
225  Vgl. Gebel, Freibetragsregelung, S. 811; Ottersbach/Hansen, Betriebsvermögen, S. 1269. 
226  Vgl. die Ausführungen zu den im Rahmen der fixen Steuerbefreiung von Betriebsvermögen dargestellten 
betrieblichen Vermögensformen in Kapitel 1.211. 
227  Dies gilt vorwiegend für Betriebsvermögen sowie land- und forstwirtschaftliches Vermögen (vgl. § 13a 
Abs. 4 Nr. 1 und 2 ErbStG), während dieser Vorteil bei begünstigten Anteilen an Kapitalgesellschaften 
regelmäßig nicht eintritt, wenn diese börsennotiert sind oder der Anteilswert aus zurückliegenden 
Verkäufen abgeleitet wird. 
228  Dieser wird zudem noch durch den bereits dargestellten Tarifvorteil im Sinne des § 19a ErbStG ergänzt. 
Vgl. auch Seer, Betriebsvermögen, S. 216 ff., der diese kumulierte Begünstigung als sachlich nicht 
gerechtfertigt ansieht. 
229  Vgl. Krüger/Köhler, Auswirkungen, S. 638; dabei erstreckt sich der Anwendungsbereich der Befreiungen 
nach § 13a ErbStG sowohl auf Erwerbe von Todes wegen als auch − nach Wegfall der allgemein 
kritisierten (vgl. Crezelius, Dogmatik, S. 209 ff.) Beschränkung auf Fälle der vorweggenommenen 
Erbfolge (vgl. R 58 ErbStR) − auf Schenkungen unter Lebenden. 
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wissenschaftliche Sammlungen, Bibliotheken und Archive begünstigt, soweit deren Erhalt in 
öffentlichem Interesse liegt.230 
1.22 Freibeträge 
Als erbschaftsteuerliche Freibeträge, die ausschließlich an einzelne steuerrelevante Merkmale 
des Steuerpflichtigen, insbesondere auch an das verwandtschaftliche Verhältnis zwischen 
Erwerber und Erblasser, anknüpfen,231 sind im weiteren die Abzugsbeträge der §§ 16 und 17 
ErbStG zu betrachten. 
Die persönlichen Freibeträge nach § 16 ErbStG weisen seit dem JStG 1997 je nach 
erwerberbezogener Ausprägung der persönlichen Merkmale „verwandtschaftliche Beziehung 
zum Erblasser“ und „Umfang der persönlichen Steuerpflicht“232 ein Abzugsvolumen 
zwischen 1.100 EUR und 307.000 EUR auf.233 In ihrer konkreten Ausgestaltung kommt ihnen 
eine Doppelfunktion234 zu, weil sie einerseits dem Steuerzugriff des Staates auf das 
Vermögen der Steuerpflichtigen eine verfassungsrechtlich gebotene Beschränkung 
auferlegen235 und weil sie andererseits der Steuervereinfachung dienen, indem die 
Finanzverwaltung sich aufgrund der Erwerbsfreigrenzen mit einer Vielzahl im Hinblick auf 
das Steueraufkommen vergleichsweise unbedeutender Erbschaftsteuerfälle nicht weiter 
befassen muß. Die Struktur der Begünstigung nach § 16 ErbStG ist wie folgt darstellbar: 
 
                                                 
230  Zu den weiteren Voraussetzungen vgl. § 13 Abs. 1 Nr. 2a sowie Abs. 2a S. 2 ErbStG. 
231  Steuerliche Wirkungen entfalten auch die Merkmale „Wohnsitz der Beteiligten“ (hier wegen der 
untersuchungsbedingten Annahme der unbeschränkten Erbschaftsteuerpflicht nicht weiter zu betrachten) 
und das Alter der Beteiligten (vgl. Staffelung der Versorgungsfreibeträge für Kinder in § 17 ErbStG).  
232  Der Umfang der persönlichen Steuerpflicht bestimmt sich regelmäßig nach dem Wohnsitz bzw. dem 
gewöhnlichen Aufenthalt des Erblassers/Schenkers und des Erwerbers. 
233  Dies gilt sowohl für Erwerbe von Todes wegen als auch für Schenkungen unter Lebenden. 
234  Vgl. hierzu die Begründung zur Regierungsvorlage des JStG 1997 v. 20.12.1996, BGBl. I, 1996, S. 2049. 
235  Die Interpretation der steuerlichen Zugriffsbeschränkung ist nicht zuletzt durch den BVerfG-Beschluß v. 
22.6.1995 (BStBl. II, 1995, S. 655) erneut in die Diskussion geraten. Vgl. auch Kirchof, Maßstäbe, S. 193 
ff. und Schneider, Halbteilungsgrundsatz, S. 199 ff. 
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Persönliche Merkmale 
Materielle 
Merkmalsauswirkung
Freibetrags-
volumen 
insgesamt 
 
Zuwendender oder Erwerber ist eine natürliche oder 
juristische Person   = 1.100 EUR Grundfreibetrag 
Zuwendender oder Erwerber hat seinen Wohn-
sitz bzw. gewöhnlichem Aufenthalt im Inland + 4.100 EUR = 5.200 EUR 
Freibetrag der 
Steuerklasse III 
 
 
 
+ 5.100 EUR 
 
 
 
= 10.300 EUR 
 
 
 
 
Freibetrag der 
Steuerklasse II 
  
 
 
 
+ 46.000 EUR 
 
 
 
= 51.200 EUR 
 
 
 
+ 199.800 EUR 
 
 
 
= 205.000 EUR 
  
und 
 
und Erwerber ist: 
-  bei Schenkungen Elternteil oder 
Vorelternteil  
-  Geschwisterteil 
-  Abkömmling ersten Grades v. 
Geschwistern  
-  Stiefelternteil 
-  Schwiegerkind 
-  Schwiegerelternteil 
-  der geschiedene Ehegatte 
oder 
Erwerber ist: 
-  bei Erwerben von Todes wegen 
Elternteil oder Vorelternteil  
-  Abkömmling von Kindern oder 
von Stiefkindern des Erwerbers 
oder 
Erwerber ist Kind oder Kind eines 
verstorbenen Kindes des 
Zuwendenden 
oder 
Erwerber ist Ehegatte des 
Zuwendenden 
+ 301.800 EUR = 307.000 EUR 
Freibeträge der 
Steuerklasse I 
Abb. 31:  Wirkungszusammenhänge zwischen persönlichen Besteuerungsmerkmalen und 
  Freibetragszuordnungen 
 
Anhand der vorstehenden Abb. 31 wird ersichtlich, daß aufgrund unterschiedlicher 
persönlicher Merkmale der Erwerber das Freibetragsvolumen nach § 16 ErbStG um maximal 
305.900 EUR236 bzw. bei Erwerbsvorgängen unter Beteiligung unbeschränkt Steuerpflichtiger 
um maximal 301.800 EUR (dies entspricht dem Maximalbetrag der Steuerklasse I (307.000 
EUR) abzüglich des Freibetrags der Steuerklasse III (5.200 EUR)) differieren kann. 
                                                 
236  Maximalbetrag der Steuerklasse I (307.000 EUR) abzüglich des Grundfreibetrages (1.100 EUR). 
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Daneben können bei Erwerben von Todes wegen237 zusätzlich sogenannte 
„Versorgungsfreibeträge“ nach § 17 ErbStG zum Abzug gebracht werden,238 deren 
Zielsetzung die erbschaftsteuerliche Gleichstellung von Bezügen ist, die Hinterbliebenen 
aufgrund von Gesetzes wegen oder aufgrund von Dienst- bzw. Arbeitsverträgen gewährt 
werden, mit sonstigen direkten Vermögensübertragungen oder mit Versorgungsbezügen, die 
auf privaten Verträgen beruhen.239 Zu diesem Zweck werden überlebenden Ehegatten sowie 
Kindern bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres besondere Versorgungsfreibeträge im 
Umfang zwischen 10.300 EUR und 256.000 EUR gewährt. Um in diesem Zusammenhang 
eine nicht zielkonforme Zusatzbegünstigung von Erwerbern zu vermeiden, die sowohl 
allgemein zur Versorgung geeignetes Vermögen als auch nicht der Erbschaftsteuer 
unterliegende Versorgungsbezüge erhalten, ist der jeweils abzugsfähige 
Versorgungsfreibetrag um den Kapitalwert der nichtsteuerbaren Versorgungsbezüge zu 
mindern.240 Unter Berücksichtigung der im Einzelfall ggf. auftretenden Freibetragskürzungen 
kann demnach der nach § 17 ErbStG abzugsfähige Betrag in Abhängigkeit von den 
individuellen Erwerbermerkmalen die nachfolgend dargestellten Werte annehmen, so daß in 
Kombination mit den Abzugsbeträgen des § 16 ErbStG (vgl. Abb. 31) die entsprechend 
angegebenen Gesamtfreibetragsvolumina auftreten: 
 
                                                 
237  Vgl. § 17 Abs. 1 ErbStG „wird dem überlebenden Ehegatten“ und § 17 Abs. 2 S. 1 ErbStG „wird Kindern 
(...) für Erwerbe von Todes wegen“.  
238  Aus der Beschränkung des Anwendungsbereichs auf Erwerbe von Todes wegen ergibt sich naturgemäß 
auch, daß diese Freibeträge nur einmal pro Erblasser zum Abzug gebracht werden können, und nicht – wie 
z.B. der allgemeine Freibetrag nach § 16 ErbStG – nach Ablauf von 10 Jahren erneut aufleben, so daß je 
nach zeitlicher Aufteilung der Erwerbsfälle diese Steuervergünstigung nicht mehrfach genutzt werden 
kann. 
239  Vgl. die Begründung zur Regierungsvorlage des Jahressteuergesetzes 1997, BR-Drucks. 390/96. Während 
die gesetzlich vorgesehene Gruppe von Hinterbliebenenbezügen den Erwerber ohne 
Erbschaftsteuerbelastung bereichert, werden zur Versorgung der Hinterbliebenen bestimmte Geldbeträge, 
sofern sie vom Erblasser direkt oder einem von diesem beauftragten Dritten (Verträge zugunsten Dritter) 
stammen, in die Erbschaftsbesteuerung einbezogen. 
240  Solange dabei der Kapitalwert der monatlichen Versorgungsbezüge den jeweiligen Freibetrag nicht 
übersteigt, bewirkt § 17 ErbStG letztlich eine entsprechende Gleichstellung der steuerbaren und der 
nichtsteuerbaren Versorgungsbezüge. Übersteigt der Kapitalwert der Versorgungsbezüge jedoch den 
jeweiligen Freibetrag, so ergibt sich wiederum eine steuerliche Ungleichbehandlung, so daß im Ergebnis 
umfangreiche nicht steuerbare Versorgungsbezüge (z.B. Versorgungsbezüge der Hinterbliebenen von 
Beamten oder gesetzlich versicherten Angestellten und Arbeitern) aus erbschaftsteuerlicher Sicht 
vorteilhaft sind. 
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Persönliche Merkmale 
Freibetragsumfang 
§ 17 ErbStG 
Freibetragsumfang
§ 16 ErbStG 
(vgl. Abb. 31) 
Gesamtfreibetrags-
volumen 
§§ 16 u. 17 ErbStG 
Ehegatten 0 - 256.000 EUR 307.000 EUR 307.000 - 563.000 EUR 
bis 5 Jahre 0 - 52.000 EUR 205.000 EUR 205.000 - 257.000 EUR 
mehr als 5 bis 10 Jahre 0 - 41.000 EUR 205.000 EUR 205.000 - 246.000 EUR 
mehr als 10 bis 15 Jahre 0 - 30.700 EUR 205.000 EUR 205.000 - 235.700 EUR 
mehr als 15 bis 20 Jahre 0 - 20.500 EUR 205.000 EUR 205.000 - 225.500 EUR 
K
in
de
r  
 (S
te
ue
rk
l. 
I N
r.2
 E
rb
St
G
) 
mehr als 20 Jahre bis 
zur Vollendung des 27. 
Lebensjahres 
0 - 10.300 EUR 205.000 EUR 205.000 - 215.300 EUR 
Kinder verstorbener Kinder 0 EUR 205.000 EUR 205.000 EUR 
St
eu
er
kl
as
se
 I 
sonstige Erwerber 0 EUR 51.200 EUR 51.200 EUR 
Steuerklasse II 0 EUR 10.300 EUR 10.300 EUR 
Steuerklasse III 0 EUR 5.200 EUR 5.200 EUR 
Abb. 32:  Gesamtübersicht zu erwerberspezifischen Freibetragszuordnungen 
 
Somit können in der Kombination der Freibeträge nach §§ 16 und 17 ErbStG zwischen den 
individuellen Abzugsvolumina von Ehegatten und Erwerbern der Steuerklasse III Differenzen 
von bis zu 557.800 EUR auftreten.241 Während bei Erwerbsfällen innerhalb der Steuerklassen 
II bzw. III ohne weitergehende Differenzierungen identische Freibetragsvolumina zum Abzug 
gebracht werden, können sich innerhalb der Steuerklasse I aufgrund der gestaffelten 
Versorgungsfreibeträge durchaus auch abweichende Abzugsvolumina ergeben. Insbesondere 
können auch bei Erwerbern mit identischen persönlichen Merkmalen 
Freibetragsabweichungen auftreten, wenn im Einzelfall der Anwendungstatbestand der 
spezifischen Freibetragskappung nach der Regelung des §§ 17 Abs. 1 S. 2 und 17 Abs. 2 S. 2 
ErbStG (nichtsteuerbare Versorgungsbezüge) gegeben ist. 
1.3 Anknüpfungspunkte steuerminimierender Gestaltungen 
Erbschaftsteuerliche Abzugsbeträge, die an persönliche Erwerbermerkmale anknüpfen, bieten 
steuerminimierenden Gestaltungsüberlegungen naturgemäß nur wenig Raum.242 Neben den 
bereits im Zusammenhang mit der erbschaftsteuerlichen Tarifsystematik erörterten, prinzipiell 
                                                 
241  Hier das maximale Gesamtfreibetragsvolumen für Ehegatten (563.000 EUR) abzüglich des Gesamtfrei-
betragsvolumens für Erwerber der Steuerklasse III (5.200 EUR). 
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bestehenden Möglichkeiten, über eine unmittelbare Änderung der verwandtschaftlichen 
Verhältnisse steuerliche Vorteile herbeizuführen,243 finden sich in der Literatur vornehmlich 
Gestaltungshinweise, die auf eine mehrfache Ausnutzung der persönlichen Freibeträge nach § 
16 ErbStG abzielen.244 Da diese Abzugsbeträge im Gegensatz zu den 
Versorgungsfreibeträgen des § 17 ErbStG auch bei Schenkungen unter Lebenden geltend 
gemacht werden können, scheint es möglich, durch die Zerlegung einer umfangreichen 
erbfallbedingten Vermögensübertragung in mehrere geringwertigere lebzeitige Zuwendungen 
faktisch eine Vervielfachung des abzugsfähigen Freibetragsvolumens und damit im Ergebnis 
nicht unerhebliche steuerliche Belastungsvorteile zu begründen.245 Allerdings erfährt dieser 
Gestaltungsansatz – wie bereits oben erwähnt – beträchtliche Beschränkungen durch die 
Regelung des § 14 ErbStG, wodurch Steuervorteile tatsächlich nur dann eintreten, wenn 
zwischen den Einzelübertragungen eine Frist von mindestens zehn Jahren eingehalten wird.246  
Die dargestellten erbschaftsteuerlichen Bewertungsbesonderheiten, aber auch die bestehenden 
sachlichen Steuerfreibeträge lassen zudem Gestaltungsüberlegungen im Sinne von 
Vermögensumstrukturierungen als sinnvoll erscheinen.247 Durch eine rechtzeitige 
Transformation besonders bewertungsungünstiger Vermögensformen in demgegenüber 
bewertungsgünstigere Vermögensformen kann die steuerliche Bemessungsgrundlage im 
Einzelfall nachhaltig gesenkt werden.248 In Betracht kommen dabei sowohl Transformationen 
auf den Zeitpunkt des Erbfalles, z.B. die mittelbare Grundstücksübertragung,249 als auch 
Vermögensumwandlungen/-umstrukturierungen bereits zu Lebzeiten des Erblassers.250 In 
diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, daß derartige Transformationen nicht 
notwendigerweise eine gegenständliche Umschichtung der Vermögensbestandteile 
erforderlich machen. Vielmehr sind im Einzelfall auch grundsätzlich gegenstandserhaltende 
                                                 
242  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 110. 
243  Vgl. z.B. Steiner, Steuergünstig, S. 53 ff.  
244  Vgl. Fromm/Vogt, Richtig, S. 131; Schäfer/Schlarb, Schenkungsteuer, S. 61, 65; Spiegelberger, 
Möglichkeiten, S. 191. Bei Übertragungen von begünstigtem Betriebsvermögen lebt daneben auch der 
Freibetrag gem. § 13a Abs. 1 ErbStG nach Ablauf von 10 Jahren wieder auf. Vgl. § 13a Abs. 1 S. 2 
ErbStG, Streck/Schwedhelm/Olbing, Problemfelder, S. 1446. 
245  Vgl. Rautenberg/Korezkij, Vermögensübertragungen, S. 81. 
246  Vgl. auch Pilz, Steuergeschenk, S. 2 ff. 
247  Vgl. Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 110. 
248  Vgl. Crezelius, Gestaltungsprobleme, S. 305; Schwedhelm/Streck, Nachfolgeberatung, S. 41; 
Schäfer/Schlarb, Schenkungsteuer, S. 131 ff. 
249  Vgl. Steiner, Steuergünstig, S. 188 ff.; Schäfer/Schlarb, Schenkungsteuer, S. 69; Kaefer/Röse, 
Grundstücksschenkung, S. 737 ff.; Moench, Brennpunkte, S. 305. Grundsätzlich kommt das Institut der 
mittelbaren Schenkung aber auch für andere Vermögensgegenstände in Betracht, z.B. unternehmerischen 
Beteiligungen, vgl. Angerer, Übergang, S. 1; Köhler, Präferenz, S. 1556. 
250  Vgl. Rödder, Lebensversicherungen, S. 781; Schaffer, Tätigkeit, S. 355; Fischer, Dienstleistung, S. 297 
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Umqualifizierungen von Privat- in Betriebsvermögen251 oder möglicherweise auch 
Änderungen der Rechtsform von Unternehmen252 dazu geeignet, um einen Erwerber an den 
herausragenden Vorteilen253 erbschaftsteuerlich besonders begünstigten Betriebsvermögens 
partizipieren zu lassen.254   
Darüber hinaus bestehen aufgrund spezifischer Ermittlungsvorschriften des ErbStG zur 
steuerlichen Bemessungsgrundlage im Rahmen des § 10 Abs. 2 ErbStG (Übernahme der 
Schenkungsteuer durch den Schenker) sowie des § 14 ErbStG (Zusammenrechnung mehrerer 
Erwerbsvorgänge innerhalb einer Zehnjahresfrist) im Einzelfall Anknüpfungspunkte für 
steueroptimierte Gestaltungen, hinsichtlich der jedoch an dieser Stelle auf die entsprechenden 
Darstellungen in der Literatur zu verweisen ist.255 
2 Rechtsnachfolgeneutrale Bemessungsgrundlageneffekte 
Angesichts der vorstehend dargelegten Besonderheiten im Rahmen der Ermittlung der 
erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlagen ist zu erwarten, daß Wertdifferenzen zwischen 
der jeweils erfahrenen Brutto-Bereicherung (Eibrutto) und der erbschaftsteuerlich 
zugrundezulegenden Bemessungsgrundlage (BMGi) in der Praxis nicht nur in Einzelfällen 
auftreten. Für die Steuerbelastung (Si) der Erwerber i (i = 1, 2, ..., n) gilt dabei: Si = BMGi x si 
(vgl. Formel [12]). Im Hinblick auf die daraus potentiell resultierenden Erbteilsverlagerungen 
kann unter Rückgriff auf die Relationsneutralitätsbedingung (vgl. Formel [5]) ein Auftreten 
erbteilsverlagernder Bemessungsgrundlageneffekte dann ausgeschlossen werden, wenn für 
das Erbteilungsergebnis gilt: 
[22]  
1
!
i
n
i
i
brutto
ii
brutto
i
brutto
brutto
i
sBMGGE
sBMGE
GE
E
×−
×−=
∑
=
 für alle i. 
                                                 
251  Vgl. Schäfer/Schlarb, Schenkungsteuer, S. 97; Ebeling, Ungereimtheiten, S. 236 ff.; Kowallik, 
Schenkungsteuerplanung, S. 1834. Zu Möglichkeiten der Umwidmung von privaten Schulden vgl. 
Meyer/Ball, Schuldengestaltung, S. 559. 
252  Vgl. Schäfer/Schlarb, Schenkungsteuer, S. 102; Flick, Rechtsformen, S. 844 ff. 
253  Zugleich ist jedoch zu berücksichtigen, daß neben erbschaftsteuerlichen Vorteilen möglicherweise auch im 
Bereich der Ertragsteuern Folgewirkungen ausgelöst werden, die ggf. auch von Nachteil sein können. Vgl. 
z.B. Ottersbach/Hansen, Betriebsvermögen, S. 1270; Schmidt-Liebig, Grundstücksgeschäfte, S. 100; 
Ottersbach/Hansen, Betriebsvermögen, S. 270 ff. 
254  Dabei stellen steuerliche Aspekte neben anderen Planungsüberlegungen oft nur ein – jedoch materiell u.U. 
stark ins Gewicht fallendes – Motiv unter vielen anderen dar, im Rahmen der Unternehmensnachfolge 
Umstrukturierungen des Vermögens in Erwägung zu ziehen. Vgl. Schwedhelm, Umstrukturierungen, S. 
222. 
255  Vgl. z.B. Fromm/Vogt, Richtig, S. 134 u. 143, Schäfer/Schlarb, Schenkungsteuer, S. 116; Christoffel, 
Erbschaftsteuersparbuch, S. 111; Pilz, Steuergeschenk, S. 2 ff.; Steiner, Steuergünstig, S. 76 ff.; Schmitt, 
Zuwendungen, S. 604. 
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Für davon abweichende Erbteilungsfälle ist nach entsprechenden Umformungen256 
demgegenüber allgemein festzustellen: 
brutto
brutto
i
n
i
i
i
GE
E
BMG
BMG >
∑
=1
  
Erbschaftsteuerliche Bemessungsgrundlageneffekte führen zu einer 
Relationsverlagerung zu Lasten des Erwerbers i. Aufgrund der 
vergleichsweise ungünstigen Steuerbemessungsgrundlage ist der 
Netto-Erbanteil des Erwerbers geringer als der für ihn vorgesehene 
Brutto-Erbanteil. 
brutto
brutto
i
n
i
i
i
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∑
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Erbschaftsteuerliche Bemessungsgrundlageneffekte führen zu einer 
Relationsverlagerung zu Gunsten des Erwerbers i. Aufgrund der 
vergleichsweise günstigen Steuerbemessungsgrundlage ist der Netto-
Erbanteil des Erwerbers höher als der für ihn vorgesehene Brutto-
Erbanteil. 
 
Im Vergleich der Größenverhältnisse zwischen individueller Bemessungsgrundlage und 
Gesamtumfang der steuerlichen Bemessungsgrundlagen einerseits sowie dem zugehörigen 
Brutto-Erbanteil andererseits ist demnach in nicht-relationsneutralen Fällen die jeweilige 
Wirkungsrichtung der Verlagerungseffekte bestimmbar. Entsprechend kann für den einzelnen 
Erwerber feststellt werden, ob dieser durch die auftretenden Relationsverlagerungen 
begünstigt oder benachteiligt wird. 
Der Umfang der steuerlichen Bemessungsgrundlage selbst ergibt sich, wie die 
vorhergehenden Darstellungen zur Ermittlung der erbschaftsteuerlichen 
Bemessungsgrundlagen verdeutlicht haben, in der Kombination unterschiedlicher 
Einflußgrößen. Für weitergehende quantifizierende Untersuchungsschritte ist somit zunächst 
festzulegen, auf welche Weise die Ermittlung der erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlage 
allgemein formal erfaßt werden kann. In diesem Zusammenhang treten nicht zuletzt auch die 
bisher vornehmlich qualitativ beschriebenen257 elementaren Unterschiede zwischen den 
beiden Rechtsnachfolgealternativen der „Einzel-„ bzw. der „Gesamtrechtsnachfolge“ deutlich 
hervor. 
2.1 Formalerfassung der Steuerbemessungsgrundlagen 
Die Ausgangsgröße der erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlage bilden die nach einer 
entsprechenden Bestandsaufnahme mit Verkehrswerten bewerteten Vermögenseinheiten 
(VEj). Durch den Laufindex j (j = 1, 2, ... m; mit m = Anzahl der Vermögenseinheiten) werden 
dabei die jeweils als wirtschaftliche Einheit selbständig zu bewertenden 
Vermögensbestandteile unterschieden. Die Abgrenzung von unterschiedlichen 
                                                 
256  Vgl. hierzu den Formelanhang. 
 
257  Vgl. hierzu Teil I, Abschnitt A, Kapitel 1. 
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Vermögenseinheiten folgt dabei der Bewertungssystematik des Erbschaftsteuerrechts und 
kann sowohl einen einzelnen Vermögensgegenstand als auch eine als übergeordnete Einheit 
zu bewertende Vermögensvielheit (z.B. Betriebsvermögen, das sich zumeist aus einer 
Vielzahl unterschiedlicher Vermögensgegenstände zusammensetzt) betreffen, soweit 
erbschaftsteuerlich für die das jeweilige Vermögenseinheit ein einheitliches 
Bewertungsverfahren oder der Abzug spezifischer Steuerfreibeträge vorgesehen sind (z.B. 
Hausrat). 
Die Zuordnung von Vermögenseinheiten auf die jeweiligen Erwerber  im Rahmen des 
Erbvermögensanfalls wird im weiteren in Form der Variable VEij abgebildet. Die Variable 
VEij (i=1, 2, ..., n und j=1, 2, ..., m) entspricht dabei dem Verkehrswert 
(Einzelrechtsnachfolge) bzw. dem Wert des anteiligen Verkehrswertes 
(Gesamtrechtsnachfolge), der einem bestimmten Erwerber i bezüglich einer 
Vermögenseinheit VEj zuzurechnen ist. Im weiteren sind demnach die folgenden beiden 
Summengrößen zu unterscheiden: 
∑
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 Summe der Verkehrswerte der Vermögenseinheiten (VEj), die im 
Rahmen einer Erbvermögensnachfolge insgesamt übergehen. 
∑
=
 
1
m
j
ijVE  
Summe der (anteiligen) Verkehrswerte der Vermögenseinheiten 
(VEj), die im Rahmen einer Erbvermögensnachfolge einem 
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Zur Berücksichtigung der Auswirkungen einzelner erbschaftsteuerlicher 
Bewertungsverfahren sind die einzelnen Verkehrswerte objektbezogen mit einem vom 
anzuwendenden Bewertungsverfahren abhängigen Bewertungsfaktor βj (0 ≤ βj ≤ 1) zu 
multiplizieren,259 der jeweils den Wertanteil abbildet, mit dem der Verkehrswert letztlich nach 
steuerlicher Bewertung in die Bemessungsgrundlagen eingeht. Darüber hinaus werden die 
ggf. ebenfalls objektbezogen abzugsfähigen Steuerbefreiungen im Anwendungsfall variabler 
                                                 
258  Ist dem Erwerber i demgegenüber im Rahmen der Erbteilungsregelung eine Vermögenseinheit j nicht 
zugeordnet, so nimmt VEij für diese Vermögenseinheit j entsprechend den Wert 0 an.   
259  Dieser Rechenschritt berücksichtigt damit den Umstand, daß durch die Anwendung steuerlicher 
Bewertungsverfahren der dem Bewertungsobjekt entsprechende Verkehrswert nur bis zu einem bestimmten 
Prozentsatz erreicht wird. (Soweit z.B. die neuen Grundbesitzwerte - nach allgemeiner Literaturmeinung - 
im Durchschnitt etwa der Hälfte der zugrundeliegenden Verkehrswerte erreichen, würde der Faktor βj in 
diesen Fällen den Wert 0,5 annehmen). Das exakte Verhältnis zwischen Verkehrs- und Steuerwert kann 
jedoch nur für den Einzelfall ermittelt werden, so daß der Faktor βj letztlich als objektspezifischer Faktor 
anzusehen ist. 
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Steuerbefreiungsvolumina zusätzlich durch Multiplikation mit dem Faktor (1-αj)260 
berücksichtigt. Die Variable αj (0 ≤ αj ≤ 1) gibt dabei den objektbezogenen 
Befreiungsumfang an (z.B. 0,35 bei begünstigtem Betriebsvermögen), wobei somit im Falle 
von αj  = 0 letztlich keine erbschaftsteuerliche Befreiungsvorschrift vorgesehen ist. 
Demgegenüber sind fixe Befreiungsvolumina261 durch Minderung der Bemessungsgrundlage 
um den Faktor SBij zu erfassen, wobei die Doppelindizierung die bereits weiter oben 
beschriebene Tatsache berücksichtigt, daß die prinzipiell objektbezogen vorgesehenen fixen 
Steuerbefreiungen zumeist auch auf persönliche Merkmale der Erwerber (z.B. bei der Höhe 
des Abzugsbetrags) abstellen.262 Von der Summe der auf diesem Wege ermittelten 
erbschaftsteuerlichen Vermögenswerte sind anschließend die ggf. einem Erwerber zu 
gewährenden persönlichen Freibeträge (FBi) zum Abzug zu bringen. 
 
Demnach ergibt sich die Steuerbemessungsgrundlage eines Erwerbers (BMGi) unter 
vollständiger Berücksichtigung der möglichen potentiellen Einflußgrößen 
„erbschaftsteuerliche Bewertungsverfahren“, „Steuerbefreiungen" und „Freibeträge“ formal 
wie folgt:263 
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Die vorstehend beschriebene Vorgehensweise zur Ermittlung der individuellen 
Steuerbemessungsgrundlagen eines Erwerbers bedingt, daß die im Formelteil ? enthaltenen 
                                                 
260  Als variable Steuerbefreiung sollen im weiteren ausschließlich der Bewertungsabschlag für 
Betriebsvermögen nach § 13a ErbStG sowie ggf. die für Gegenstände im Sinne des § 13 Abs. 1 Nr. 2 
ErbStG (z.B. spezifisches Grundvermögen) vorgesehenen Befreiungen berücksichtigt werden. Sonstige 
variable Steuerbefreiungstatbestände sind für das hier zu betrachtende Erbteilungsproblem von 
untergeordneter Bedeutung (z.B. die steuerbefreite Zuwendung eines Familienwohnheims gem. § 13 Abs. 
1 Nr. 4a ErbStG, da diese auf Schenkungen unter Lebenden begrenzt ist oder auch der steuerbefreite 
Vermögensrückfall an Eltern).  
261  Als fixe Steuerbefreiungen sind im folgenden vornehmlich die Freibeträge für Betriebsvermögen gem. § 
13a Abs. 1 ErbStG, Übertragungen von Hausrat gem. § 13 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG sowie ggf. Zuwendungen 
als angemessenes Entgelt für Pflege und Unterhalt gem. § 13 Abs. 1 Nr. 9 ErbStG zu berücksichtigen. 
262  So ist z.B. bei der Bestimmung der Höhe des individuellen Abzugsbetrages für Hausrat i.S.v. § 13 Abs. 1 
Nr. 1 ErbStG zu berücksichtigen, welcher Steuerklasse der Erwerber angehört. Ebenso ist im Rahmen der 
Steuerbefreiung nach § 13a ErbStG darauf abzustellen, ob der Erblasser ggf. eine gegenüber der gesetzlich 
standardisierten Zurechnung des Abzugsbetrages (225.000 EUR) abweichende Aufteilung auf die 
beteiligten Erwerber vorgenommen hat – somit sind neben dem tatbestandlich begünstigten sachlichen 
Merkmalen des Nachfolgeobjektes auch die persönlichen Merkmale der Erwerber zu berücksichtigen.  
263  Soweit im Einzelfall das Erbschaftsteuerrecht keine variablen oder fixen Steuerbefreiungen für eine 
Vermögenseinheit VEij vorsieht, wären die Variablen αj bzw. SBij entsprechend mit dem Wert 0 zu 
berücksichtigen. 
?
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Vermögenseinheiten den einzelnen Erwerbern persönlich zurechenbar sind (VEij). Dies ist bei 
unmittelbaren Verknüpfungen zwischen einzelnen Erwerbsgegenständen und dem jeweiligen 
Empfänger in jedem Falle gewährleistet, die in Form von Übertragungen im Wege der 
Einzelrechtsnachfolge gleichsam zivil- als auch steuerrechtlich wirksame Verknüpfungen 
zwischen einzelnen Vermögenseinheiten und ihren jeweiligen Empfängern herstellen. 
Angesichts der demgegenüber bestehenden Wesensverschiedenheit von 
Vermögensübergängen im Wege einer anteiligen Gesamtrechtsnachfolge,264 ist zu 
berücksichtigen, daß die Individualerwerbe jeweils Bruchteile an einem übergeordneten 
Gesamthandsvermögen darstellen. In diesem Falle bildet die Variable VEij die jeweils anteilig 
einem Erwerber i im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge zuzurechnenden Verkehrswerte 
einer übergeordneten Vermögenseinheiten VEj ab, wobei es gleichermaßen zu einer anteiligen 
Zurechnung ihrer steuerlichen Bewertungsmerkmale im Sinne des Formelteils ? der Formel 
[23] kommt. Dies verdeutlicht die folgende Darstellungsweise der Vorgehensweise zur 
Bemessungsgrundlagenermittlung im Rahmen einer Erbteilung, die sich hier  ausschließlich 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge vollziehen soll.  
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Für den Anwendungsfall der Gesamtrechtsnachfolge wäre demnach zunächst die Summe der 
einer Erbengemeinschaft zur gesamten Hand zugewendeten Vermögenswerte unter 
Berücksichtigung der steuerlichen Bewertungsverfahren und der objektbezogenen 
Steuerbefreiungen zu ermitteln (vgl. Formelteil ?).265 Anschließend erfolgt für jeden 
Erwerber die steuerliche Zurechnung fiktiver Bemessungsgrundlagenanteile auf der 
Grundlage der für den Erbfall vorgesehenen individuellen Erbteilsrelationen (vgl. Formelteil 
?). Erst dann ist auf der Ebene der Einzelerwerber der Abzug von fixen 
Steuerbefreiungsvolumina (SBij)266 sowie des persönlichen Gesamtfreibetragsvolumens (FBi) 
zu berücksichtigen (vgl. Formelteil ?). 
                                                 
264  Vgl. Teil II, Abschnitt A, Kapitel 1.12. 
265  Die somit hier berücksichtigten variablen Steuerbefreiungen αj umfassen objektbezogene Begünstigungen 
ohne Beschränkungen durch persönliche Abzugsvoraussetzungen, während für die fixen Befreiungen (SBij) 
regelmäßig sowohl persönliche als auch sachliche Abzugsvoraussetzungen erfüllt sein müssen. 
266  Soweit im Zusammenhang mit der Erbteilung ausnahmsweise ein Sonderbefreiungstatbestand zu 
berücksichtigen ist, der dem Wesen nach ein variables Befreiungsvolumen aufweist und der sowohl 
sachliche als auch persönliche Abzugsvoraussetzungen vorsieht (z.B. Dreißigster, Vermögensrückfall an 
Eltern, Zuwendungen an körperschaftsteuerbefreite Pensions- und Unterstützungskassen, 
Gebietskörperschaften, gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Körperschaften/Zwecken oder politische 
? ? ?
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Anhand der vorstehend formal beschriebenen Verfahren zur Ermittlung der Besteuerungs-
grundlagen wird insbesondere eine Abgrenzung der im weiteren zu untersuchenden 
rechtsnachfolgeneutralen Verlagerungseffekte bzw. der besonderen Verlagerungseffekte 
möglich, die nur bei Vermögensübertragungen im Wege der Einzelrechtsnachfolge auftreten. 
Das Merkmal der Rechtsnachfolgeneutralität bedeutet, daß die jeweiligen 
Verlagerungseffekte unabhängig von der rechtlichen Gestaltung des Vermögensübergangs 
sowohl in Fällen der Einzelrechtsnachfolge als auch der Gesamtrechtsnachfolge auftreten. 
Damit sind rechtsnachfolgeneutrale Bemessungsgrundlageneffekte auf Verlagerungseffekte 
beschränkt, die auf Besonderheiten der erbschaftsteuerlichen Zuordnung von individuellen 
Freibeträgen (FBi) bzw. von personenbezogenen fixen Steuerbefreiungen (SBij) 
zurückzuführen sind. Diese Feststellung ergibt sich aus der Tatsache, daß bei 
Vermögensübertragungen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge die erwerberspezifisch 
zuzurechnenden steuerlichen Bemessungsgrundlagenanteile  den erblasserintendierten 
Bereicherungsrelationen entsprechen.267 Insoweit sind Erbteilsverlagerungseffekte durch die 
Anwendung abweichender Bewertungsverfahren oder aufgrund objektspezifischer 
Steuerbefreiungen in Fällen der Gesamtrechtsnachfolge auszuschließen.268  
Bsp. 30: Bei einem Vermögensübergang wird eine Einheit des Grundvermögens im 
Verkehrswert von 4 Mio. EUR im Wege der Gesamtrechtsnachfolge jeweils hälftig 
auf zwei Erwerber übertragen. Aufgrund eines verfahrensbedingten 
Bewertungsfaktors βj von 0,5 sowie annahmegemäß variabler Steuerbefreiungen (αj) 
ebenfalls im Umfang von 0,5 beträgt die steuerliche Gesamtbemessungsgrundlage 
demgegenüber insgesamt nur 1.000.000 EUR (0,5 x 4.000.000 x 0,5; vgl. Formel 
[24] mit hier: SBij = FBi = 0). 
 Beide Erwerber partizipieren somit offensichtlich im Umfang ihrer hälftigen 
Erwerbsrelation an dem auftretenden Bewertungs- bzw. Steuerbefreiungsvorteil im 
Umfang von insgesamt 3 Mio. EUR (hier: je 1/2 x 3 Mio. EUR). Bei E1brutto = E2brutto 
= 2 Mio. EUR betragen die individuellen steuerlichen Bemessungsgrundlagen BMG1 
= BMG2 somit jeweils 500.000 EUR, so daß sich bei hier unterstellten einheitlichen 
Steuertarifen s1 = s2 = 10% demnach für beide Erwerber – wie ursprünglich 
angestrebt – im Ergebnis auch wertidentische Netto-Bereicherungen von E1netto = 
E2netto = 1.950.000 EUR einstellen.  
                                                 
Parteien), kann dieser im Bedarfsfall unter Ermittlung des tatsächlich resultierenden Absolutbetrages als 
fixes Steuerbefreiungsvolumen (SBij) innerhalb der Formel [24] berücksichtigt werden. Im Rahmen der 
weiteren Analyse bleiben jedoch die vorgenannten Sonderfälle grundsätzlich außer Betracht. 
267  Vgl. Formel [24], Formelteile ? und ?. Dabei ist strenggenommen anzumerken, daß sich die Zuordnung 
der fiktiven steuerlichen Bemessungsgrundlagenanteile auf der Grundlage der vom Erblasser verfügten 
oder aber der gesetzlich vorgesehenen Erbquoten vollzieht, die nicht zwangsläufig mit den tatsächlich 
intendierten Erbteilsrelationen übereinstimmen müssen. Jedoch kann hier im Rahmen der erbschaft-
steuerlichen Wirkungsanalyse mangels Ergebnisrelevanz eine entsprechende Deckungsgleichheit 
unterstellt werden, während jedoch für Zwecke der Entwicklung von Lösungsansätzen im Teil IV dieser 
Untersuchung eine explizite Differenzierung erforderlich erscheint.  
268  Die Verlagerungswirkungen durch abweichende Bewertungsverfahren und Steuerbefreiungen sind 
demnach auf den Anwendungsbereich der Einzelrechtsnachfolge beschränkt, die im Anschluß gesondert zu 
behandeln ist. 
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Im weiteren sind demnach im Rahmen der rechtsnachfolgeneutral auftretenden 
Bemessungsgrundlageneffekte ausschließlich die Auswirkungen unterschiedlicher 
Kombinationen von Wertausprägungen der Variablen FBi und SBij im Hinblick auf den daraus 
resultierenden Erbteilsverlagerungsumfang zu untersuchen.   
2.2 Verlagerungswirkungen aufgrund persönlicher Freibetragszuordnungen 
Für Zwecke einer isolierten Analyse von Bemessungsgrundlageneffekten aufgrund 
persönlicher Freibetragszuordnungen wird zur Vereinfachung unterstellt, daß der jeweilige 
steuerliche Bewertungsansatz dem Verkehrswert des Erbvermögens entspricht und 
insbesondere auch keine sachlichen Steuerbefreiungstatbestände erfüllt werden. Aus dieser 
Vereinfachung resultieren folglich für alle Vermögenseinheiten ( j = 1, 2, ..., m) die 
Variablenausprägungen:  
βj = 1; SBij = 0; (1-αj) = 1 .  
Durch Einsetzen dieser Variablenwerte in die Formel [23] bzw. [24] ergibt sich die 
steuerliche Bemessungsgrundlage (BMGi) eines Erwerbers im weiteren als: 
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Unter der weiterhin untersuchungsbedingt getroffenen Annahme, daß die jeweils betrachteten 
Erbteilungsfälle sich stets durch einheitliche Tarifbelastungen auf Seiten der beteiligten 
Erwerber auszeichnen,269 kann zudem eine explizite Differenzierung zwischen individuellen 
Steuersätzen unterbleiben. Folglich gilt im Zweierwerberfall (i = 1, 2) für s1 und s2: s1 = s2 = 
s.  
 
Eingesetzt in die Ausgangsgleichung zur Quantifizierung des resultierenden 
Erbteilsverlagerungsumfangs ΔRgesamt (vgl. Formel [13]) ergibt sich im Zweierwerberfall 
unter weiteren mathematischen Umformungen:270 
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269  Vgl. die Prämissensetzung in Abschnitt C zur Vermeidung einer unerwünschten Überlagerung von Tarif- 
und Bemessungsgrundlageneffekten, die eine Zuordnung zu den einzelnen Verlagerungsursachen 
verhindern würde. 
270  Vgl. Formelanhang. 
? ?
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Der Erbteilsverlagerungsumfang bestimmt sich demnach aus Sicht des Erwerbers 1 durch die 
einzelfallabhängige Differenz (vgl. Formelteil ?) zwischen individuellem Freibetragsumfang 
(FB1) und dem jeweils relationsadäquatem Anteil am auftretenden Gesamtfreibetragsvolumen 
(FB1 + FB2), die mit dem Quotienten aus Erbschaftsteuertarif und Brutto-Gesamterbvermögen 
zu multiplizieren ist (vgl. Formelteil ?). In Analogie zur Vorgehensweise bei den tariflichen 
Erbteilsverlagerungseffekten soll dieser auf die Freibetragsdifferenz anzuwendende 
Multiplikator im folgenden als Erbteilsverlagerungsfaktor EVFBMG bezeichnet werden, wobei 
entsprechend gilt: 
[27]  
brutto
BMG
GE
sEVF =  . 
Zudem verdeutlicht Formel [26], daß offensichtlich dann keine steuerinduzierten 
Erbteilsverlagerungen auftreten, wenn bei einer Erbteilung der von einem Erwerber 
abziehbare Anteil am Gesamtfreibetragsvolumen exakt seinem Anteil am 
Gesamterbvermögen entspricht (d.h. Formelteil ? = 0):271 
Bsp. 31: Ein Erbvermögen von 300.971 EUR soll auf einen Erwerber der Stkl. II (E1brutto= 
200.000 EUR) und einen Erwerber der Stkl. III (E2brutto=100.971 EUR) aufgeteilt 
werden (d.h. die Erbteilsrelation beträgt rechnerisch 1,9807 : 1). Aufgrund der 
Freibetragszuordnung des § 16 ErbStG steht Erwerber 1 ein Freibetrag von 10.300 
EUR (FB1) und Erwerber 2 ein Freibetrag von 5.200 EUR (FB2) zu, so daß demnach 
auch für die Freibeträge eine Relation von FB1 : FB2 = 1,9807 : 1 gilt. 
 Bei einem hier unterstellten Steuersatz von einheitlich  s = 10% ergeben sich nach 
Abzug von Steuern Individualbereicherungen von: 
 E1netto = 200.000 - ((200.000 - 10.300) x 0,1) = 181.030 EUR   
 E2netto = 100.971 - ((100.971 - 5.200) x 0,1) = 91.394 EUR .  
 Die Erbteilsrelation beträgt folglich auch nach Durchführung der Besteuerung 
weiterhin mit 181.030 : 91.394 = 1,9807 : 1, so daß im Ergebnis keine 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen aufgetreten sind. 
Für unterschiedliche Erwerberkombinationen können demnach unter Berücksichtigung der 
gesetzlich vorgesehenen persönlichen Freibeträge (vgl. Abb. 32 und die entsprechend 
resultierenden Gesamtfreibetragsvolumina) die jeweils verlagerungsneutralen 
Erbteilsrelationen für den Zweierwerberfall272 ermittelt werden. Verlagerungsneutral sind 
dabei diejenigen Relationen E1brutto : E2brutto, die dem Verhältnis der individuellen Freibeträge 
                                                 
271  In diesen Fällen gilt:  )( 2111 FBFBGE
EFB brutto
brutto
+×= , mit ΔRgesamt = 0 x EVFBMG = 0.  
272  Bei den in diesem Zusammenhang ermittelten Werten wurde davon ausgegangen, daß Freibeträge, die nach 
§ 17 ErbStG zu gewähren sind, stets in vollem Umfang die Bemessungsgrundlage des Erben mindern. 
Anzurechnende steuerfreie Versorgungsbezüge bleiben demnach hier grundsätzlich unberücksichtigt.  
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zueinander (FB1 : FB2) entsprechen, weil in diesen Fällen für den Formelteil ? der Formel 
[26] gilt: 0 )( 21
21
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Ehegatten  2,2 : 1 2,29 : 1 2,39 : 1 2,5 : 1 2,62 : 1 2,75 : 1 11 : 1 55 : 1 108 : 1 
1 : 1 
bis 5 Jahre 820.000 514.000 1,04 . 1 1,09 : 1 1,14 : 1 1,19 : 1 1,25 : 1 5 : 1 25 : 1 49 : 1 
1 : 1 
5 bis 10 Jahre 809.000 503.000 492.000 1,04 : 1 1,09 : 1 1,14 : 1 1,2 . 1 4,8 : 1 24 : 1 47 : 1 
1 : 1 
10 bis 15 Jahre 798.700 492.700 481.700 471.400 1,05 : 1 1,1 : 1 1,15 : 1 4,6 : 1 23 : 1 45 : 1 
1 : 1 
15 bis 20 Jahre 788.500 482.500 471.500 461.200 451.000 1,05 : 1 1,1 : 1 4,4 : 1 22 : 1 43 : 1 
1 : 1 
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20 bis 27 Jahre 778.300 472.300 461.300 451.000 440.800 430.600 1,05 : 1 4,2 : 1 21 : 1 41 : 1 
1 : 1 Kinder verstorbener 
Kinder 768.000 462.000 451.000 440.700 430.500 420.300 410.000 4 : 1 20 : 1 39 : 1 
1 : 1 
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614.200 308.700 297.200 286.900 276.700 266.500 256.200 
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4,97 : 1 9,84 : 1 
1 : 1 
 Steuerklasse II 573.300 267.300 256.300 246.000 235.800 225.600 215.300 61.500 
20.600 
1,99 : 1 
1 : 1 
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Steuerklasse III 568.200 262.200 251.200 240.900 230.700 220.500 210.200 56.400 15.500 
10.400  
 Gesamt-Freibetragsvolumen 
Abb. 33:  Verlagerungsneutrale Erbteilsrelationen unter Berücksichtigung erbschaftsteuerlicher 
  Freibetragszuordnungen 
 
Für die im Bsp. 31 genannte Erwerberkombination Steuerklasse II / Steuerklasse III  würde 
sich gemäß der vorstehenden Tabelle eine verlagerungsneutrale Situation bei einer 
Erbteilsrelation von ca. 1,99 : 1 einstellen. Diese entspricht dem (gerundeten) Verhältnis der 
individuellen Freibeträge (FB1 = 10.300 EUR und FB2 = 5.200 EUR, d.h. 1,9807 : 1), so daß 
die relationsadäquaten Anteile beider Erwerber am Gesamtfreibetragsvolumen von 15.500 
EUR mit ihren Freibeträgen übereinstimmen und daher keine Verlagerungseffekte auftreten 
(vgl. [26] sowie die Hervorhebungen in Abb. 33).  
Anhand der angegebenen Tabellenwerte ist somit eine grobe Einschätzung der jeweils zu 
erwartenden Erbteilsverlagerungen möglich: Je mehr die vom Erblasser intendierten 
Erbteilsrelationen von jeweils angegebenen neutralen Relationswerten abweichen, desto 
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umfangreichere Erbteilsverlagerungen sind c.p. nach Durchführung der Besteuerung zu 
erwarten. 
Bsp. 32: Ein Erbvermögen im Umfang von 2 Mio. EUR soll auf zwei Erwerber (Erwerber 1 = 
Ehegatte/Stkl. I und Erwerber 2 = Stkl. III) übertragen werden, wobei lt. Abb. 33 nur 
bei einem Erbteilsverhältnis von ca. 1 : 108 aufgrund der unterschiedlichen 
Freibetragsvolumina von 563.000 EUR bzw. 5.200 EUR keine Erbteilsverlagerungen 
zu erwarten sind.  
 Bei einer tatsächlich verfügten hälftigen Erbteilsrelation ergäben sich 
demgegenüber bei einem hier annahmegemäß einheitlichen Steuertarif (s) von 20% 
Erbteilsverlagerungen von (vgl. Formel [26]):   
 0279,0
000.000.2
2,0200.568
000.000.4
000.000.2000.563 =×⎟⎠
⎞⎜⎝
⎛ ×−=Δ gesamtR . 
Aufgrund der Differenz zwischen dem rechnerisch verlagerungsneutralen Anteil am 
Gesamtfreibetragsvolumen (hier ½ x (563.000 + 5.200) = 284.100 EUR) und den 
tatsächlich abzugsfähigen Freibeträgen (hier 563.000 bzw. 5.200 EUR) ergäbe sich 
somit ein ΔRgesamt von 2,79% bzw. eine absolute Erbteilsverlagerung von 55.800 
EUR (2.000.000 x 0,0279) zugunsten von Erwerber 1 (Ehegatte). 
Die Differenz zwischen tatsächlichem Freibetrag und fiktivem Soll-Freibetragsanteil, der dem 
erbteilsadäquaten Anteil eines Erben am Gesamtfreibetragsvolumen der Erbteilung entspricht, 
ist einzelfallabhängig und wird durch die Erwerberkombination einerseits sowie die 
jeweiligen Erbteilsrelationen andererseits bestimmt. Das Zusammenwirken dieser beiden 
Einflußfaktoren wird anhand der folgenden beispielhaften Berechnungen für die 
Erwerberkombinationen „Steuerklasse I (hier: Ehegatte) / Steuerklasse III“ sowie innerhalb 
der Steuerklasse I beim Erwerb durch Kinder unter 5 Jahren deutlich. Die Berechnung für 
eine Erbteilsrelation von 1 : 4 bei einem Erwerb durch zwei Kinder unter 5 Jahren würde 
demnach anhand der Abb. 34 im Absolutbetrag einen Tabellenwert von  154.200 EUR 
ergeben (hier i.S.d. Teils ? in Formel [26]: 257.000 - 1/5 x 2 x 257.000 = 154.200 EUR; vgl. 
hierbei auch die Freibetragsvolumina in Abb. 32): 
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 Erwerber 1 Erwerber 2 Erwerber 1 Erwerber 2 
Erwerbsrelationen 
E1brutto : E2brutto 
Ehegatte 
FB1 = 563.000 EUR 
Steuerklasse III 
FB2 = 5.200 EUR 
Kind (< 5 Jahre) 
FB1 = 257.000 EUR 
Kind (< 5 Jahre) 
FB2 = 257.000 EUR 
1 : 10 511.345 EUR 210.273 EUR 
1 : 7 491.975 EUR 192.750 EUR 
1 : 5 468.300 EUR 171.333 EUR 
1 : 4 449.360 EUR 154.200 EUR 
1 : 3 420.950 EUR 128.500 EUR 
1 : 2 373.600 EUR 85.667 EUR 
1 : 1 278.900 EUR 0 EUR 
2 : 1 184.200 EUR 85.667 EUR 
3 : 1 136.850 EUR 128.500 EUR 
4 : 1 108.440 EUR 154.200 EUR 
5 : 1 89.500 EUR 171.333 EUR 
7 : 1 65.825 EUR 192.750 EUR 
10 : 1 46.455 EUR 210.273 EUR 
Abb. 34:  Abweichungen zwischen Ist-Freibeträgen und rechnerisch verlagerungsneutralen 
 Soll-Freibetragsanteilen bei beispielhaften Erwerbsrelationen und Erwerberkombinationen 
 
Die Tabellenwerte der Abb. 34 zeigen in der Variation der Erbteilsrelationen die daraus 
jeweils resultierenden Differenzen zwischen Ist-Freibeträgen und rechnerisch 
verlagerungsneutralen Soll-Freibetragsanteilen. Im Rahmen der Erwerberkombination 
„Steuerklasse I (Ehegatte) / Steuerklasse III“ vermindert sich der Differenzbetrag im 
Relationsbereich 1 : 10 bis 10 : 1 stetig mit entsprechender Zunahme des Ehegatten-Anteils 
am Erbvermögen. Demgegenüber erhöht sich der Differenzbetrag bei der 
Erwerberkombination „Kind < 5 Jahre / Kind < 5 Jahre“ mit zunehmender Abweichung von 
den rechnerisch verlagerungsneutralen Erwerbsrelationen (hier 1 : 1 – vgl. Abb. 33). 
 
Weicht der Erbanteil eines Erwerbers von den jeweils verlagerungsneutralen 
Erbteilsrelationen ab, so ist unter Berücksichtigung des Formelteils ? der Formel [26] 
grundsätzlich festzustellen: 
— Ist der Erbanteil eines Erwerbers geringer als der jeweils verlagerungsneutrale 
Freibetrags-Anteil, so kann der Differenzbetrag maximal den Umfang des persönlichen 
Freibetrags dieses Erwerbers annehmen.273  
                                                 
273  Diese Grenzbetrachtung i.S.d. Teils ? der Formel [26] geht davon aus, daß der Anteil des betreffenden 
Erwerbers bis auf einen unendlich kleinen Teil vermindert wird, wodurch dem Erwerber unter dem 
Gesichtspunkt der Relationsneutralität letztlich auch kein Freibetragsanteil mehr zustünde (vgl. auch den 
Werteverlauf in Abb. 34 in der Kombination Ehegatte / Steuerklasse III bei Erwerbsrelationen 10 : 1 bis 1 : 
10). 
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— Ist der Erbanteil eines Erwerbers höher als der jeweils verlagerungsneutrale Freibetrags-
Anteil, so kann der Differenzbetrag maximal den Umfang des persönlichen Freibetrags 
seines jeweiligen Miterwerbers annehmen.274 
 
Umfangreiche Differenzbeträge sind demnach vornehmlich bei Erwerberkombinationen 
jeweils innerhalb der Steuerklassen I, II oder III zu erwarten, wenn die Erbanteile stark 
voneinander abweichen, bzw. in den Steuerklassenkombinationen I / II und I / III, wenn die 
Erbteilsrelationen ausgeglichen sind oder wenn der Erwerber mit dem höheren persönlichen 
Freibetrag den jeweils geringeren Erbanteil zugewiesen erhält (vgl. auch Abb. 33).  
Der resultierende Erbteilsverlagerungsumfang ΔRgesamt ergibt sich jedoch stets als 
Kombination von Freibetragsdifferenz (hier: Ist-Freibetrag und Soll-Freibetragsanteil) und 
Erbteilsverlagerungsfaktor für Bemessungsgrundlageneffekte (EVFBMG).275 Bezieht man den 
Multiplikator EVFBMG in die Analyse ein, so wird deutlich, daß ein Erbteilsverlagerungseffekt 
bei gegebenem Differenzvolumen mit der Höhe des Steuertarifs zunimmt sowie entsprechend 
mit steigendem Gesamterwerbsumfang abnimmt. In der folgenden Abbildung ist der Wert des 
Multiplikators je Prozentpunkt der auftretenden Tarifbelastung276 für unterschiedliche 
Gesamtvermögensvolumina ab 10.000 EUR angegeben: 
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Abb. 35:  Wertverlauf des Erbteilsverlagerungsfaktors EVFBMG bei unterschiedlichen Erbvermögensvolumina 
                                                 
274  Diese Grenzbetrachtung i.S.d. Teils ? der Formel [26] geht davon aus, daß der Anteil des betreffenden 
Erwerbers solange erhöht wird, bis dem Erwerber letztlich das Gesamterbvermögen bis auf einen 
unendlich kleinen Anteil zusteht. Entsprechend würde ihm auch das Gesamtfreibetragsvolumen 
zuzurechnen sein (vgl. auch den Wertverlauf in der Abb. 34 in der Kombination Kinder (< 5 Jahre) bei 
Erwerbsrelationen 1 : 1 bis 1 : 10 bzw. 10 : 1). 
275  Vgl. Formel [26]. 
276  Die Berechnung beruht damit auf der Annahme einer einheitlichen Tarifbelastung von 1% bzw. s = 0,01.  
(30.000 EUR; EVFBMG = 0,000033) 
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Aus der vorstehenden Abb. 35 ergibt sich für ein Gesamterbvermögen von 30.000 EUR ein 
Wert von 0,000033 für den Faktor EVFBMG. Bei einem Gesamterbvermögen von 1 Mio. EUR 
würde der Faktor EVFBMG demgegenüber einen Wert von 0,000001 annehmen bzw. bei einem 
Gesamterbvermögen von 10 Mio. EUR nur noch 0,0000001 betragen. Bei einer Soll-Ist-
Freibetragsdifferenz von 10.000 EUR und einer Tarifbelastung von 20% würden sich 
demnach in den drei vorgenannten Fällen Erbteilsverlagerungen im Umfang zwischen 6,6% 
(GEbrutto = 30.000 EUR) und 0,02% (GEbrutto = 10 Mio. EUR) des Gesamterbvermögens, 
jedoch stets im Absolutbetrag von jeweils 2.000 EUR ergeben. Trotz des identischen 
Absolutbetrags der auftretenden Erbteilsverlagerungen ist bei umfangreichen 
Gesamterbvermögen erkennbar von einer wesentlich geringeren materiellen Bedeutung 
auszugehen als bei vergleichsweise weniger umfangreichen Gesamterbvermögen. 
Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund erbschaftsteuerlicher Freibeträge sind deshalb im 
Ergebnis als erbvolumenssensitiv zu betrachten, weil bei gegebener Differenz zwischen Ist- 
und verlagerungsneutralem Soll-Freibetragsvolumen die Erbteilsverlagerungsintensität 
ΔRgesamt mit steigendem Gesamterbvermögen deutlich abnimmt. Im Gegensatz dazu hätte bei 
erbvolumensneutralen Verlagerungseffekten der Umfang des Gesamterbvermögens keine 
Auswirkungen auf die resultierenden Verlagerungsintensitäten. Das Merkmal der 
Erbvolumenssensitivität der hier betrachteten Bemessungsgrundlageneffekte gilt auch unter 
expliziter Berücksichtigung des Umstandes, daß die Variablen s und GEbrutto im Grundsatz 
keine vollständig voneinander unabhängige Wertausprägungen annehmen. Zwar steigt die 
Tarifbelastung (wie bereits in Abb. 7 dargestellt) steuerklassenübergreifend mit 
zunehmendem Erwerbswert an. Jedoch ergibt sich selbst bei einer Zugrundelegung der 
Tarifverhältnisse der Steuerklasse III nur eine unwesentliche Abflachung des vorstehend in 
Abb. 35 dargestellten Wertverlaufs, weil die Tarifbelastungszunahme stets wesentlich 
geringer ausfällt als die Zunahme des korrespondierenden Erwerbswertes.277 Entsprechend 
weist der Multiplikator EVFBMG demnach bei nur geringen Nachlaßvermögen stets die 
höchsten Wertausprägungen auf. Zum Nachweis wird dieser Zusammenhang beispielhaft 
anhand von Erbteilungsvorgängen verdeutlicht, an denen in Kombinationen mit den 
nachfolgend differenzierten Miterwerbern stets ein Ehegatte mit einem konstanten Erwerb 
von 563.000 EUR beteiligt ist:278  
                                                 
277  Im günstigsten Falle muß sich, z.B. in den Erwerbswertstufen III und VI, der Erwerbswert verdoppeln, 
damit die Tarifbelastung der nächsthöheren Erwerbswertstufe erreicht wird. Diese ist allerdings höchstens 
(hier innerhalb der Stkl. III) jeweils nur um 6 Prozentpunkte höher als die Tarifbelastung der 
vorangehenden Erwerbswertstufe (vgl. Abb. 7). In der Kombination beider Wirkungen im Rahmen der 
Quotientenbildung EVFBMG wird der Multiplikator der Freibetragsdifferenz somit zwangsläufig geringer. 
278  Bei diesen Erwerberkombinationen sind angesichts der bisherigen Ergebnisse die umfangreichsten 
Freibetragsdifferenzen zu erwarten (vgl. Abb. 34). Der konstante Erwerbswert von 563.000 EUR durch 
den Ehegatten folgt der vereinfachenden Überlegung, daß dies der minimale Erwerbsbetrag ist, bei dem für 
einen Ehegattenerwerb das volle Freibetragsvolumen der §§ 16 u. 17 ErbStG zum Abzug gebracht werden 
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bis 5 Jahre 257.000 0,000 0,000 0,121 0,136 0,171 0,149 0,086 0,049 0,026 
5 bis 10 Jahre 246.000 0,000 0,000 0,127 0,141 0,174 0,150 0,086 0,049 0,026 
10 bis 15 Jahre 235.700 0,000 0,000 0,132 0,145 0,176 0,151 0,087 0,049 0,026 
15 bis 20 Jahre 225.600 0,000 0,000 0,137 0,150 0,178 0,152 0,087 0,049 0,026 
K
in
d 
20 bis 27 Jahre 215.300 0,000 0,000 0,142 0,154 0,181 0,153 0,087 0,049 0,026 
Kind verstorbener Kinder 205.000 0,000 0,000 0,147 0,159 0,183 0,154 0,087 0,049 0,026 S
te
ue
rk
la
ss
e 
I 
Eltern-, Vorelternteil, 
Abkömmling von Kindern 
oder Stiefkindern 
51.200 0,000 0,063 0,224 0,227 0,219 0,167 0,090 0,050 0,027 
Steuerklasse II 10.300 0,059 0,115 0,244 0,245 0,228 0,171 0,091 0,050 0,027 
Steuerklasse III 5.200 0,067 0,121 0,247 0,248 0,229 0,171 0,091 0,050 0,027 
Abb. 36:  Freibetragsbedingte Erbteilsverlagerungsintensitäten bei Erwerberkombinationen unter 
  Beteiligung des Erblasser-Ehegatten (je Prozentpunkt der Tarifbelastung) 
 
Die Tabellenwerte geben wiederum den Verlagerungsumfang je Prozentpunkt der 
auftretenden Tarifbelastung an. Die Ermittlung des erbfallspezifischen 
Erbteilsverlagerungsvolumens anhand der Abb. 36 wird dabei anhand des folgenden 
Fallbeispiels verdeutlicht:  
Bsp. 33: Der Ehegatte und die 17-jährige Tochter eines Erblassers erhalten jeweils die Hälfte 
eines Gesamterbvermögens im Umfang von 1.126.000 EUR. Nach § 19 ErbStG 
ergibt sich für beide Erwerbsvorgänge eine Tarifbelastung von 19%. 
 Aus der vorstehenden Abb. 36 ergibt sich für den dargestellten Sachverhalt ein 
Tabellenwert von 0,15 (vgl. Hervorhebung in Abb. 36), d.h. unter Berücksichtigung 
der Tarifbelastung von 19% sind Erbteilsverlagerungen von 2,85% (hier: 19 x 0,15) 
zu erwarten. 
 Für den Ehegatten ergibt sich nach Abzug des Freibetragsvolumens von 563.000 
EUR eine Bemessungsgrundlage von 0 EUR und somit insgesamt keine 
Steuerbelastung. Demgegenüber hat die Tochter auf ihren Erwerb Steuern im 
Umfang von 64.106 EUR (0,19 x (563.000 - 225.600)) zu entrichten. Als Netto-
Bereicherungen resultieren daraus 563.000 EUR (Ehegatte) bzw. 498.894 EUR 
(Tochter). Damit weichen die Erbteile letztlich um je 32.053 EUR bzw. 32.053 / 
1.126.000 EUR = 2,85% vom der ursprünglich intendierten gleichwertigen 
Bereicherung ab. 
                                                 
kann, da die steuerliche Bemessungsgrundlage durch den Abzug der persönlichen Freibeträge niemals 
negativ werden kann. 
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Bei Erwerbsfällen, in denen beide Erwerber geringere Erwerbswerte realisieren, als es dem 
jeweiligen persönlichen Freibetragsvolumen entspricht, treten bei einer Bemessungsgrundlage 
von 0,00 EUR mangels steuerlicher Belastungen erwartungsgemäß insgesamt keine 
Verlagerungswirkungen auf. Das Maximum der Erbteilsverlagerungsintensitäten liegt in der 
vorstehenden Abb. 36 bei einem Tabellenwert von 0,248 und würde bei einer 
Erwerberkombination „Stkl. I (Ehegatte) / Stkl. III“ auftreten, wenn beide Erwerber einen 
Erwerbsumfang von 563.000 EUR realisieren. Bei einer durchschnittlichen Tarifbelastung 
von 27% resultieren damit Verlagerungswirkungen im Umfang von 6,696%. Demgegenüber 
ist anhand der Abb. 36 deutlich erkennbar, daß bereits bei einem Gesamterwerb im Bereich 
von 5 Mio. EUR die jeweils auftretenden Erbteilsverlagerungswirkungen trotz tendenziell 
höherer Tarifbelastungen hier nur noch vergleichsweise geringe Intensitäten aufweisen. 
2.3 Verlagerungswirkungen aufgrund fixer Steuerbefreiungsvolumina 
Analog zur Situation bei den persönlichen Freibeträgen ist in den Fällen des § 13 Abs. 1 Nr. 1 
und Nr. 9 ErbStG sowie im Rahmen des § 13a Abs. 1 ErbStG279 der Umfang potentiell zu 
berücksichtigender objektbezogener Befreiungen jeweils durch einen gesetzlich festgesetzten 
Höchstbetrag begrenzt. Kann ein fixes Steuerbefreiungsvolumen im Einzelfall nicht in vollem 
Umfang geltend gemacht werden, weil der Steuerwert des entsprechend begünstigten 
Vermögens den abzugsfähigen Höchstbetrag unterschreitet, so beschränkt sich der 
Steuerbefreiungsumfang jeweils auf den Steuerwert des entsprechend vorhandenen 
begünstigten Vermögens. Überschreitet demgegenüber der Steuerwert des begünstigten 
Vermögens den Höchstbetrag, bleibt das Begünstigungsvolumen auf dem Niveau des 
Höchstbetrages konstant. 
Unter den untersuchungsbedingt vereinfachenden Annahmen, daß die Variable βj stets den 
Wert 1 besitzt und keine persönlichen Freibeträge (FBi = 0) oder variable Steuerbefreiungen 
(αj = 0) zu berücksichtigen sind, ergibt sich die individuelle Bemessungsgrundlage eines 
Erwerbers bei Vorliegen fixer Steuerbefreiungen analog zur Formel [25]. Mit βj = 1, FBi = 0 
und (1-αj) = 1 in Formel [23] gilt: 
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In der Formel [28] wird deutlich, daß im Einzelfall abziehbare sachliche Steuerfreibeträge in 
ihren Wirkungen grundsätzlich mit Abzugsbeträgen in Form persönlicher Freibeträge (FBi) 
vergleichbar sind (vgl. Formel [25]). Für den Zweierwerberfall (i = 1, 2) ergibt sich demnach 
aus Sicht des Erwerbers 1 der Erbteilsverlagerungsumfang analog zur Formel [26] als: 
                                                 
279  Auf Besonderheiten der Steuerbefreiung nach § 13a ErbStG ist nachfolgend noch gesondert einzugehen. 
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Für unterschiedliche Kombinationen aus individuellen Steuerbefreiungsvolumina und 
Erbteilsrelationen kann somit auf die im Rahmen rechtsnachfolgeneutraler 
Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund abweichender Freibetragsvolumina entwickelten 
Ergebnisse zurückgegriffen werden.280 Folglich sind bei gegebenen Differenzwerten des 
Befreiungsvolumens auch hinsichtlich fixer Steuerbefreiungsbeträge jeweils die höchsten 
Verlagerungsintensitäten bei niedrigem Gesamterbvermögen zu erwarten, während mit 
zunehmendem Nachlaßwert die materielle Bedeutung der hervorgerufenen Verlagerungs-
wirkungen merklich abnimmt. Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund fixer Steuer-
befreiungsvolumina sind demnach im Grundsatz in gleicher Weise als erbvolumenssensitiv 
anzusehen wie Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund persönlicher Freibetragszuordnungen. 
Im Gegensatz zu letztgenannten kann jedoch bei fixen Steuerbefreiungen die Situation 
auftreten, daß tatsächlich nur einer der im Rahmen einer Erbteilung auftretenden 
Erwerbsvorgänge einen oder mehrere Befreiungstatbestände erfüllt.281 In diesen Fällen, die 
theoretisch die jeweils umfangreichsten Verlagerungseffekte erwarten lassen, würde demnach 
(hier Formel [29] z.B. mit SB2j = 0 für alle j= 1, 2, ..., m) gelten:  
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Unter zusätzlicher Berücksichtigung des Umstandes, daß die jeweils umfangreichsten 
Erbteilsverlagerungen grundsätzlich im Zusammentreffen umfangreicher Steuerbefreiungs-
Differenzwerte bei jeweils nur geringen Gesamterwerbsvolumina auftreten, sind 
entsprechende Verlagerungsmaxima vornehmlich im Rahmen von Erbteilungsfällen zu 
erwarten, bei denen der Erwerbswert des begünstigten Erwerbers gerade seinem 
Steuerbefreiungsbetrag entspricht.  
Mit Eibrutto = ∑
=
m
j 1
SBij gilt unter Fortentwicklung der Formel [30] demnach: 
                                                 
280  Vgl. Kapitel 2.2. 
281  So können z.B. ausschließlich Eltern bzw. Voreltern eines Erblassers den Befreiungstatbestand gem. § 13 
Abs. 1 Nr. 10 ErbStG (Vermögensrückfall von Todes wegen) erfüllen, wodurch ein beteiligter 
Miterwerber, der nicht Eltern- oder Vorelternteil ist (oder nicht zuvor ein Schenkung an der Erblasser 
vorgenommen hat), entsprechend kein Steuerbefreiungsvolumen (d.h. SBj = 0) geltend machen kann. 
Demgegenüber steht grundsätzlich jedem Erwerber unabhängig von den zugrundeliegenden 
Erwerbsvorgängen ein persönlicher Freibetrag gem. § 16 ErbStG zu, wobei jedoch das Abzugsvolumen, 
wie bereits gezeigt, sehr unterschiedlich ausfallen kann.  
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Das maximale Verlagerungsvolumen von Bemessungsgrundlageneffekten durch fixe 
Steuerbefreiungen wird unter Zugrundelegung der Formel [31] theoretisch mit einem Wert 
von 0,25% je Prozentpunkt der Tarifbelastung bei einer hälftigen Erbteilsrelation282 erreicht.  
In Effektkombination mit den zu berücksichtigenden persönlichen Freibeträgen ergibt sich 
aufgrund übereinstimmender Wirkungsrichtungen ein gegenüber der jeweils isolierten 
Betrachtung höheres Volumen erbschaftsteuerlicher Abzugsbeträge. Ob daraus im Einzelfall 
jedoch eine Verstärkung oder eine Abschwächung der im Ergebnis auftretenden 
Verlagerungsintensitäten resultiert, kann wiederum nur für den Einzelfall und unter 
Berücksichtigung der diesem jeweils zugrundeliegenden Erbteilsrelationen ermittelt werden:  
Bsp. 34: Ein Erblasser überträgt Betriebsvermögen im Wert von 0,9 Mio. EUR  an seinen 25-
jährigen Sohn (E1brutto) und Bargeld im Wert von 0,1 Mio. EUR an seinen Enkel 
(E2brutto). 
 Unter ausschließlicher Berücksichtigung erbschaftsteuerlicher Abzugsbeträge ergibt 
sich für den Sohn (bei einem FB1 von 205.000 EUR und einem SB1 von 256.000 
EUR) eine steuerliche Bemessungsgrundlage von 439.000 Mio. EUR und für den 
Enkel (bei einem FB2 von 51.200 EUR) von 48.800 EUR. Bei einem Steuertarif von 
einheitlich 11% ermittelt sich das steuerinduzierte Verlagerungsvolumen für die 
einzelnen Teil-Bemessungsgrundlageneffekte als: 
 Effekte durch persönliche Freibetragszuordnungen (Formel [26]): 
 281,0
000.000.1
11200.256
000.000.1
000.900000.205 −=×⎟⎠
⎞⎜⎝
⎛ ×−=Δ FBR  . 
 Effekte durch fixe Steuerbefreiungsvolumina (Formel [30]): 
 281,0
000.000.1
11000.256
000.000.1
000.900000.256 =×⎟⎠
⎞⎜⎝
⎛ ×−=Δ SBR  . 
 Kombinationseffekte durch persönliche Freibetragszuordnungen und fixe 
Steuerbefreiungsvolumina (hier Formel [26] mit FB1 + SB1= 461.000 EUR und FB1 
+ SB1 + FB2 = 512.200 EUR : 
 0
000.000.1
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⎛ ×−=Δ gesamtR  . 
                                                 
282  Dies ergibt sich aus 0)21()´( 11 =×∑×−=∑ == sf brutto
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 Da der Bemessungsgrundlageneffekt aufgrund persönlicher Freibeträge zu Lasten 
des Sohnes wirkt (-0,281%)283 und der Bemessungsgrundlageneffekt aufgrund fixer 
Steuerbefreiungsbeträge demgegenüber zu Gunsten des Sohnes (+0,281%), heben 
sich beide Verlagerungs-Teileffekte in der Summe auf.284 
Das Zusammenfallen der jeweils umfangreicheren erbschaftsteuerlichen Abzugsbeträge 
begründet demnach nicht zwangsläufig eine Intensivierung steuerlicher 
Erbteilsverlagerungswirkungen. Vielmehr ist im Einzelfall zu berücksichtigen, welche 
Wirkungsrichtung die ausgelösten Bemessungsgrundlageneffekte aus der Sicht des 
Einzelerwerbers aufweisen. Allgemein lassen sich hierfür demnach nur die folgenden 
Feststellungen treffen: 
— Erwerbsfälle, bei denen Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund persönlicher Freibeträge 
und aufgrund fixer Steuerbefreiungsbeträge denselben Erwerber begünstigen bzw. 
benachteiligen, weisen in der Kombination höhere Verlagerungsintensitäten auf als die 
auftretenden isolierten Verlagerungs-Teileffekte. 
— Erwerbsfälle, bei denen Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund persönlicher Freibeträge 
und aufgrund fixer Steuerbefreiungsbeträge unterschiedliche Erwerber begünstigen bzw. 
benachteiligen, weisen in der Kombination der auftretenden Verlagerungs-Teileffekte 
gegenüber dem jeweils umfangreicheren Verlagerungseffekt eine Minderung der 
Erbteilsverlagerungsintensität auf. 
 
Wird demnach bei ausgeglichenen Erbteilsrelationen in den Steuerklassenkombinationen I / II 
und I / III ausschließlich dem Erwerber der Steuerklasse I jeweils steuerbefreites Vermögen 
zugewiesen, so ist angesichts der bisherigen Ergebnisse in der Kombination der 
Steuerbefreiung und der persönlichen Freibeträge eine Intensivierung der 
Erbteilsverlagerungen zu erwarten, weil beide Bemessungsgrundlageneffekte letztlich zu 
Gunsten der Steuerklasse I wirken. Demgegenüber ist bei stark voneinander abweichenden 
Erbteilsrelationen insbesondere innerhalb einzelner Erbschaftsteuerklassen, aber auch bei der 
Steuerklassenkombination II / III, je nach Zuordnung der begünstigten Erwerbsgegenstände in 
der Effekt-Kombination sowohl eine Ausweitung als auch eine Minderung des 
Erbteilsverlagerungsumfangs möglich.  
3 Besondere Bemessungsgrundlageneffekte bei Vermögensübertragungen im 
Wege der Einzelrechtsnachfolge 
Vermögensübertragungen im Wege der Einzelrechtsnachfolge sind ihrem Wesen nach durch 
unmittelbare Zuordnungen zwischen einzelnen Vermögensobjekten und den jeweiligen 
                                                 
283  Zwar ist der abzugsfähige Freibetrag des Sohnes höher als der des Enkels, jedoch hätte der rechnerisch 
verlagerungsneutrale Freibetrags-Anteil bei der zugrundeliegenden Erbteilsrelation für den Sohn insgesamt 
230.580 EUR (900.000/1.000.000 x 256.200) statt 205.000 EUR betragen müssen. 
284  Die entsprechenden Verlagerungswerte wurden hierbei jeweils auf die 5. Nachkommastelle gerundet. 
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Erwerbern gekennzeichnet. Die individuell realisierten Erwerbsvermögen können 
demzufolge, im Gegensatz zur Situation bei der Gesamtrechtsnachfolge, durchaus auch 
voneinander abweichende steuerrelevante Merkmale aufweisen und dadurch 
Bemessungsgrundlageneffekte auslösen, die zusätzlich zu den bisher bereits beschriebenen 
rechtsnachfolgeneutralen Verlagerungswirkungen auftreten.  
Dabei entfalten sowohl die Anwendung unterschiedlicher steuerlicher Bewertungsverfahren 
als auch im Einzelfall vorgesehene objektspezifische Steuerbefreiungen nachhaltigen Einfluß 
auf den der Erbschaftsbesteuerung zugrundezulegenden Bemessungsgrundlagenumfang, so 
daß die daraus resultierenden Wirkungen entsprechend differenziert zu analysieren sind. 
3.1 Verlagerungswirkungen aufgrund steuerlicher Bewertungsverfahren  
Durch die erbschaftsteuerliche bzw. bewertungsrechtliche Zuordnung vermögensspezifischer 
Bewertungsverfahren können sich regelmäßig Differenzen zwischen dem Verkehrswert eines 
Erwerbsvermögens und dem im Rahmen der Bemessungsgrundlagenermittlung zu 
berücksichtigenden Steuerwert ergeben, die bei abweichender gegenständlicher 
Konkretisierung erwerberindividueller Erwerbsanteile zu Erbteilsverlagerungen führen 
können. Für den Einzelfall läßt sich das Wertverhältnis zwischen bewertungsverfahrens-
abhängigem Steuerwert und dem Verkehrswert unter Zuhilfenahme des objektspezifischen 
Bewertungskoeffizienten (βj mit 0 ≤ βj ≤ 1) abbilden, mit dem auf der Ebene des Erwerbers i 
der jeweilige Verkehrswert einzelner Vermögenseinheiten (VEij) zu multiplizieren ist. Bei 
einem β-Wert von 1 stimmen dabei Steuer- und Verkehrswert naturgemäß überein, während 
bei einem β-Wert < 1 der Verkehrswert den Steuerwert übersteigt.285  
Da im folgenden ausschließlich die Auswirkungen unterschiedlicher Kombinationen von β-
Wertausprägungen auf den Umfang der resultierenden Erbteilsverlagerungen untersucht 
werden, kann ohne Ergebnisauswirkungen vereinfachend davon ausgegangen werden, daß in 
den betrachteten Erbteilungsfällen keine sachlichen Steuerbefreiungen oder persönlichen 
Freibeträge abzugsfähig sind. Damit gilt für alle j = 1, 2, ..., m bzw. für alle i = 1, 2): 
                                                 
285  Demgegenüber erscheint es angesichts der bestehenden Bewertungssystematik des ErbStG bzw. BewG als 
unwahrscheinlich, daß der zu berücksichtigende Steuerwert größer ist als der Verkehrswert einer 
Zuwendung. Zu denken ist hier vor allem an die sog. bewertungsrechtlichen „Escape-Klauseln“ z.B. bei 
der Bewertung von Grundbesitz und land- und forstwirtschaftlichem Vermögen (vgl. § 146 Abs. 7 BewG), 
aber auch bei der Bewertung von Anteilen an einer Kapitalgesellschaft (vgl. § 11 Abs. 3 BewG). Diese 
Regelungen bewirken, daß selbst dann, wenn die steuerliche Bewertung zu einem höheren Wertansatz als 
dem tatsächlichen Verkehrswert führen würde, die Berücksichtigung des niedrigeren Verkehrswertes als 
Steuerwert möglich ist. Darüber hinaus wird bei der Bewertung von Betriebsvermögen überwiegend auf 
die Steuerbilanzwerte abgestellt, so daß sich demgegenüber geringere Verkehrswerte in entsprechenden 
Teilwertabschreibungen widerspiegeln würden. Die vorgenannten Regelungen entsprechen den 
Grundprinzipien des Steuerrechts, da am Markt nichtrealisierbare Vermögenswerte im Grundsatz auch 
keine steuerliche Leistungsfähigkeit begründen können. 
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SBij = 0; (1-αj) = 1; FBi = 0. 
Das in der Formel [23] für die Einzelrechtsnachfolge dargestellte Verfahren zur Ermittlung 
der erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlagen reduziert sich unter Berücksichtigung der 
vorgenannten Variablenausprägungen auf: 
[32]    
1
∑
=
×=
m
j
ijji VEBMG β . 
Für jede einem Erwerber i zuzurechnende Vermögenseinheit (VEij) als Bewertungsobjekt 
existiert somit ein spezifischer βj -Wert,286 der für diese aufgrund des anzuwendenden 
steuerlichen Bewertungsverfahrens die Abweichung zwischen Steuerwert und Verkehrswert 
abbildet. Besteht der einem Erwerber im Rahmen einer Erbteilung zugewiesene Erwerbsanteil 
nicht nur aus einer Vermögenseinheit, sondern aus mehreren unterschiedlichen 
Vermögenseinheiten, so sollen im weiteren zur Erleichterung der Darstellung die einzelnen 
objektspezifischen Bewertungsfaktoren (βj) eines Erwerbsvorgangs gedanklich in Form eines 
gewichteten Durchschnittswertes in einen jeweils erwerberspezifischen Wert iβ  (0 ≤ iβ  ≤ 1) 
transformiert werden. Die erwerberbezogene Variable iβ  bildet dabei das Verhältnis 
zwischen dem Verkehrswert und dem Steuerwert des dem Erwerber i zurechenbaren 
Erwerbsanteils insgesamt ab, wobei gilt: 
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Folglich ergibt sich die individuelle Bemessungsgrundlage eines Erwerbers in Modifikation 
der Formel [32] auch als:  
[34]  bruttoiii EBMG ×= β   . )   :mit(hier 
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Die aus der Anwendung unterschiedlicher Bewertungsverfahren resultierenden 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen können unter Rückgriff auf die Grundgleichung zur 
Quantifizierung steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen (vgl. Formel [13]) für 
                                                 
286  Dabei kann der jeweilige βj-Wert tatsächlich nur für den Einzelfall bestimmt werden. Selbst nach 
allgemeiner Verkehrsauffassung wertidentische Vermögensgegenstände können im Einzelfall zu 
unterschiedlichen steuerlichen Bewertungsergebnissen führen, wenn bei ihnen signifikante steuerliche 
Bewertungsmerkmale abweichend ausgeprägt sind (z.B. Grundvermögen mit einheitlichem Verkehrswert 
von 1 Mio. EUR, je nachdem, ob es im Inland (§§ 138 ff. BewG - Bedarfswert) oder im Ausland (§ 31 
BewG - gemeiner Wert) belegen ist). 
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Zweierwerberfälle (i = 1, 2) und mit weiterhin identischen Tarifbelastungen (s1 = s2 = s) wie 
folgt ermittelt werden:287 
[35]  ( ) bruttobrutto bruttobruttogesamt GEGE EEsR ××××−=Δ 2112 ββ   . 
 
Die erbfallspezifische Verlagerungsintensität bestimmt sich gemäß [35] aus der Differenz 
zwischen den erwerberbezogenen Bewertungskoeffizienten (vgl. Formelteil ?) und einem 
relationsabhängigen Erbteilsverlagerungsfaktor, der sich lediglich durch Multiplikation mit 
dem jeweiligen Tarifbelastungsumfang von dem bereits im Zusammenhang mit den 
Tarifeffekten verwendeten tariflichen Erbteilsverlagerungsfaktor unterscheidet (vgl. 
Formelteil ?).288 Entsprechend kann hinsichtlich der zu erwartenden Grundwirkungen 
zwischen Erbteilsrelationen und Bewertungsdifferenz auf die dortigen Ausführungen289 
zurückgegriffen werden. Unter Berücksichtigung der Verlagerungsrelevanz der jeweils 
zugrundeliegenden tatsächlichen Tarifbelastung (s) sind in der folgenden Tabelle die mit 
beispielhaften iβ -Differenzwerten von 0,05 bis 1,0 in Kombination mit Erwerbsrelationen im 
Bereich von 1 : 1 bis 1 : 500 einhergehenden Verlagerungsintensitäten dargestellt. Die nach 
Maßgabe der Formel [35] ermittelten Tabellenwerte (hier mit s = 1%) beziehen sich auf die 
Verlagerungen je Prozentpunkt der im Einzelfall auftretenden Tarifbelastung: 
 
                                                 
287  Zur Ableitung der Formel [35] vgl. Formelanhang. 
288  Entsprechend gilt für diesen Multiplikator in Alternativschreibweise: s x EVFTarif. 
289  Vgl. Abschnitt B, Kapitel 2. 
? ?
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Erwerbsrelation 
1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 
 
1 2 3 4 5 10 25 50 100 250 500 
0,05 0,0125 0,0111 0,0094 0,0080 0,0069 0,0041 0,0018 0,0010 0,0005 0,0002 0,0001 
0,10 0,0250 0,0222 0,0188 0,0160 0,0139 0,0083 0,0037 0,0019 0,0010 0,0004 0,0002 
0,15 0,0375 0,0333 0,0281 0,0240 0,0208 0,0124 0,0055 0,0029 0,0015 0,0006 0,0003 
0,20 0,0500 0,0444 0,0375 0,0320 0,0278 0,0165 0,0074 0,0038 0,0020 0,0008 0,0004 
0,25 0,0625 0,0556 0,0469 0,0400 0,0347 0,0207 0,0092 0,0048 0,0025 0,0010 0,0005 
0,30 0,0750 0,0667 0,0563 0,0480 0,0417 0,0248 0,0111 0,0058 0,0029 0,0012 0,0006 
0,35 0,0875 0,0778 0,0656 0,0560 0,0486 0,0289 0,0129 0,0067 0,0034 0,0014 0,0007 
0,40 0,1000 0,0889 0,0750 0,0640 0,0556 0,0331 0,0148 0,0077 0,0039 0,0016 0,0008 
0,45 0,1125 0,1000 0,0844 0,0720 0,0625 0,0372 0,0166 0,0087 0,0044 0,0018 0,0009 
0,50 0,1250 0,1111 0,0938 0,0800 0,0694 0,0413 0,0185 0,0096 0,0049 0,0020 0,0010 
0,55 0,1375 0,1222 0,1031 0,0880 0,0764 0,0455 0,0203 0,0106 0,0054 0,0022 0,0011 
0,60 0,1500 0,1333 0,1125 0,0960 0,0833 0,0496 0,0222 0,0115 0,0059 0,0024 0,0012 
0,65 0,1625 0,1444 0,1219 0,1040 0,0903 0,0537 0,0240 0,0125 0,0064 0,0026 0,0013 
0,70 0,1750 0,1556 0,1313 0,1120 0,0972 0,0579 0,0259 0,0135 0,0069 0,0028 0,0014 
0,75 0,1875 0,1667 0,1406 0,1200 0,1042 0,0620 0,0277 0,0144 0,0074 0,0030 0,0015 
0,80 0,2000 0,1778 0,1500 0,1280 0,1111 0,0661 0,0296 0,0154 0,0078 0,0032 0,0016 
0,85 0,2125 0,1889 0,1594 0,1360 0,1181 0,0702 0,0314 0,0163 0,0083 0,0034 0,0017 
0,90 0,2250 0,2000 0,1688 0,1440 0,1250 0,0744 0,0333 0,0173 0,0088 0,0036 0,0018 
0,95 0,2375 0,2111 0,1781 0,1520 0,1319 0,0785 0,0351 0,0183 0,0093 0,0038 0,0019 
   
  β
i-D
iff
er
en
zw
er
t (
β 2
 - 
β 1
) 
1,00 0,2500 0,2222 0,1875 0,1600 0,1389 0,0826 0,0370 0,0192 0,0098 0,0040 0,0020 
Abb. 37:  Bewertungsbedingte Erbteilsverlagerungen bei unterschiedlichen Erbteilsrelationen 
 und iβ -Differenzwerten (je Prozentpunkt der Tarifbelastung) 
 
Für den individuellen Erwerbsfall kann anhand der vorstehend ermittelten Tabellenwerte 
jeweils das Gesamtverlagerungsvolumen (ΔRgesamt) durch Multiplikation des entsprechenden 
Tabellenwertes mit der auftretenden Tarifbelastung ermittelt werden. Diese Vorgehensweise 
wird anhand des folgenden Beispielfalls verdeutlicht: 
Bsp. 35: Ein Erbvermögen im Gesamtumfang von 10 Mio. EUR soll zwei Erwerbern der 
Steuerklasse II jeweils hälftig zugewendet werden. E1brutto im Verkehrswert von 
5.000.000 EUR besteht ausschließlich aus Grundvermögen und E2brutto 
ausschließlich aus Bargeld (5.000.000 EUR). Die iβ -Koeffizienten betragen 
annahmegemäß: 
 1β = 0,4 (Grundvermögen, Wertabschlag 60%) bzw. 2β = 1 (Bargeld). 
 Für eine iβ -Differenz von insgesamt 0,6 und hälftigen Erbteilsrelationen ist ein 
Tabellenwert von 0,15 je Prozentpunkt der Tarifbelastung aus der Abb. 37 ablesbar 
ist. Bei einer Tarifbelastung von 27% (hier mit s1 = s2) sind für den beschriebenen 
Erbteilungsfall demnach Erbteilsverlagerungen im Umfang von 4,05% (27 x 0,15) 
bzw. 405.000 EUR zu erwarten. 
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 Tatsächlich ergeben sich als Bemessungsgrundlagen für BMG1 = 2.000.000 EUR 
(0,4 x 5 Mio. EUR) und für BMG2 = 5.000.000 EUR (1 x 5 Mio. EUR), so daß bei 
einer Tarifbelastung von 27% die Netto-Bereicherungen E1netto = 4.460.000 EUR 
bzw. E2netto = 3.650.000 EUR betragen. Diese Netto- Erbteile weichen somit jeweils 
um 405.000 EUR vom fiktiven Soll-Wert (0,5 x (4.460.000 +3.650.000) = 4.055.000 
EUR) ab.  
Anhand der Tabellenwerte in der vorstehenden Abb. 37 ist zudem grundsätzlich festzustellen, 
daß sich bei gegebenen Differenzwerten zwischen den auftretenden Bewertungsfaktoren die 
jeweils umfangreichsten Erbteilsverlagerungswirkungen bei vergleichsweise ausgeglichenen 
Erbteilsrelationen in Kombination mit hohen Tarifbelastungen einstellen. Je stärker die 
Erbanteile der beteiligten Erben demgegenüber voneinander abweichen, desto geringer ist – 
wie auch im Rahmen der Analyse der Tarifeffekte bereits festgestellt – der 
Erbteilsverlagerungsfaktor und somit auch c.p. das Verlagerungsvolumen der Erbanteile. 
Gleichermaßen nimmt der Umfang der Erbteilsverlagerungen c.p. mit dem Umfang der 
Tarifbelastungen auf Seiten der Erwerber zu, so daß insbesondere Erwerber der Steuerklasse 
III bzw. hohe Erwerbswerte von Bemessungsgrundlageneffekten aufgrund abweichender 
steuerlicher Bewertungsverfahren in besonderem Maße betroffen sein können. 
Der für den Verlagerungsumfang maßgebliche iβ -Differenzwert wird durch den Umfang der 
Abweichungen zwischen Verkehrswert und Steuerwert des Vermögens bestimmt. Obwohl 
sich diese Differenz letztlich ausschließlich für den Einzelfall exakt bestimmen läßt, haben 
bereits die Grundsatzdarstellungen zu den steuerlichen Bewertungsverfahren gezeigt, daß 
bestimmte Vermögenskategorien im Vergleich zu anderen regelmäßig zu besonders niedrigen 
Steuerwerten führen. Entsprechend sind in der Erbteilungspraxis insbesondere zwischen 
Barvermögen einerseits und Grundvermögen bzw. Betriebsvermögen andererseits jeweils 
umfangreiche Wertdifferenzen zu erwarten. Werden den beteiligten Erwerbern sowohl 
bewertungsgünstige als auch bewertungsungünstige Vermögenseinheiten (Mischvermögen) 
übertragen, ist zu erwarten, daß sich die auftretenden Wertdifferenzen und damit letztlich 
auch die resultierenden Erbteilsverlagerungen gegenüber der Situation bei ausschließlich 
jeweils bewertungsgünstigem bzw. bewertungsungünstigem Erwerbsvermögen auf Seiten der 
Erwerber vermindern. 
3.2 Verlagerungswirkungen aufgrund variabler Steuerbefreiungsvolumina 
Im Rahmen der erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlagenermittlung ist es zudem 
möglich, daß der Wert, mit dem ein Vermögensgegenstand die steuerlichen 
Bemessungsgrundlagen seines Erwerbers tatsächlich erhöht, durch einzelne objektbezogene 
Steuerbefreiungen beeinflußt bzw. gemindert wird. Dadurch können neben den bereits im 
Rahmen der rechtsnachfolgeneutralen Bemessungsgrundlageneffekte dargestellten 
Verlagerungswirkungen, die auf die Zuordnung fixer Steuerbefreiungsbeträge zurückzuführen 
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waren, bei Vermögensübertragungen im Wege der Einzelrechtsnachfolge zusätzlich auch 
Erbteilsverlagerungen aufgrund variabler Steuerbefreiungsvolumina auftreten. 
In der Praxis ist für jeden einzelnen Vermögensgegenstand getrennt zu prüfen, ob ein 
erbschaftsteuerlicher Befreiungstatbestand erfüllt wird und in welchem Umfang im Einzelfall 
die Steuerbefreiung erfolgt. Dessen ungeachtet sollen im folgenden die objektspezifischen 
Faktorausprägungen αj aus Darstellungsgründen wiederum mithilfe eines gewichteten 
Durchschnittswertes gedanklich in erwerberspezifische Befreiungsfaktoren iα  (0 ≤ iα  ≤ 1) 
überführt werden.290 Unter der im weiteren nicht ergebnisrelevanten Vernachlässigung 
persönlicher Freibeträge und fixer Steuerbefreiungen sowie unter der Annahme, daß der 
erwerberspezifische Bewertungsfaktor stets den Wert 1 besitzt, gelten demnach die folgenden 
Variablenausprägungen für alle i = 1, 2 bzw. j = 1, 2, ..., m: 
iβ = 1; FBi = 0; SBij = 0. 
Die steuerliche Bemessungsgrundlage für Fälle der Einzelrechtsnachfolge (vgl. Formel [23]) 
stellt sich unter diesen Variablenausprägungen vereinfacht wie folgt dar:  
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Für die Quantifizierung der aus unterschiedlichen iα -Wertausprägungen ggf. resultierenden 
Erbteilsverlagerungen ΔRgesamt erhält man demnach durch entsprechende Modifikationen291 
der Ausgangsgleichung zur Quantifizierung steuerinduzierter Erbteilsverlagerungseffekte 
(vgl. Formel [13]) für den Zweierwerberfall (i= 1, 2) und einheitlicher Steuertarifbelastung, 
d.h.  s1 = s2 = s: 
[37]  ( ) bruttobrutto bruttobruttogesamt GEGE EEsR ××××−−−=Δ 2112 )1()1( αα  
bzw.                      ( ) bruttobrutto bruttobruttogesamt GEGE EEsR ××××−=Δ 2121 αα   . 
Die Formel [37] verdeutlicht im direkten Vergleich mit Formel [35], daß die 
Verlagerungswirkungen variabler Steuerbefreiungsvolumina im Grundsatz den zuvor bereits 
im Rahmen abweichender Bewertungsverfahren dargestellten Wirkungszusammenhängen 
                                                 
290  Die Vorgehensweise entspricht dem bereits für den Bewertungsfaktor βj dargestellten Verfahren (vgl. 
Formel [33]), bei dem aus den jeweils vorliegenden Faktorausprägungen personenbezogen ein gewichteter 
Durchschnittswert iβ gebildet wurde. 
291  Zur Ableitung der Formel [37] vgl. den Formelanhang. 
240 
entsprechen. Da eine Steuerbefreiung mit variablem Umfang im Hinblick auf das 
Bemessungsgrundlagenvolumen demnach dieselbe Wirkungsweise entfaltet wie ein durch das 
Bewertungsverfahren festgelegter anteiliger steuerlicher Wertansatz,292 besteht auch 
hinsichtlich der resultierenden Verlagerungswirkungen Übereinstimmung zwischen beiden 
Bemessungsgrundlageneffekten. Zur Bestimmung des im Einzelfall zu erwartenden 
Verlagerungsvolumens kann daher auf die Tabellenwerte der Abb. 37 zurückgegriffen 
werden. In diesem Zusammenhang ist jedoch ergänzend anzumerken, daß die 
objektbezogenen Ausprägungen des Faktors (1 - jα ) mit den Werten 0, bei vollständiger 
Befreiung einer Vermögenseinheit, bzw. 0,4 und 0,65, bei den gesetzlich vorgesehenen 
Partialbefreiungen,293 zwar im Grundsatz auf drei unterschiedliche Zustände beschränkt sind; 
allerdings kann der erwerberbezogene Differenzwert (hier mit (1 - iα )) bei Mischvermögen, 
das jeweils in unterschiedlichem Umfang steuerbefreit ist, dennoch prinzipiell auch sämtliche 
Werte zwischen 0 und 1 annehmen. 
Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund abweichender steuerlicher Bewertungsverfahren und 
variabler Steuerbefreiungen können sich in der Kombination – sofern keine vollständige 
Steuerbefreiung eines Vermögensgegenstandes vorliegt – im Grundsatz sowohl gegenseitig 
verstärken als auch (partiell) in ihren Verlagerungswirkungen aufheben, je nachdem, ob sie 
einheitlich zu Gunsten bzw. zu Lasten eines Erwerbers oder jeweils in die entgegengesetzter 
Richtung wirken. Angesichts der hier in Betracht kommenden variablen erbschaftsteuerlichen 
Befreiungstatbestände, die bereits vergleichsweise bewertungsgünstiges Grundvermögen 
bzw. Betriebsvermögen betreffen, ist jedoch davon auszugehen, daß in der Kombination 
beider Bemessungsgrundlageneffekte regelmäßig jeweils eine Verlagerungsintensivierung 
eintritt.  
4 Zusammenwirken variabler und fixer Steuerbefreiungen am Beispiel der 
Übertragung von betrieblichem Vermögen 
Die besondere erbschaftsteuerliche Begünstigung von Übertragungen betrieblichen 
Vermögens im Rahmen des § 13a ErbStG zeichnet sich durch die Kombination sowohl fixer 
als auch variabler Steuerbefreiungsvolumina aus.294 Für entsprechend begünstigte 
                                                 
292  Steuersystematisch bestehen demgegenüber beträchtliche Unterschiede, weil die Steuerwertminderung 
aufgrund expliziter Steuerbefreiung außerhalb des durch das BewG bestimmten Bewertungsverfahrens 
i.e.S. vorzunehmen ist. Eine Steuerbefreiung entfaltet ihre Wirkung daher auf einer einzelsteuer-
gesetzlichen Wertermittlungsebene, während Einzelvorschriften eines steuerlichen Bewertungsverfahren 
nach Maßgabe des BewG regelmäßig steuerartenübergreifend Anwendung finden (vgl. auch § 1 Abs. 1 
BewG). 
293  Hier die Partialbefreiung von Betriebsvermögen i.S.v. § 13a Abs. 2 ErbStG bzw. von Grundbesitz, 
Sammlungen etc. bei einem öffentlichen Interesse am Erhalt desselben i.S.v. § 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a 
ErbStG. Vgl. auch Kap. 1.21. 
294  Vgl. Kap. 1.211; Gohlisch, Überblick, S. 13. 
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Vermögenseinheiten wird dabei zunächst ein fixer Steuerfreibetrag von SBij = 225.000 EUR 
gewährt (§ 13a Abs. 1 ErbStG), wobei zusätzlich der verbleibende (Steuer-)Vermögenswert 
nur zu 65% (d.h. hier: αj = 0,35  bzw. (1-αj) = 0,65) im Rahmen der steuerlichen 
Bemessungsgrundlage des Erwerbers berücksichtigt wird (§ 13a Abs. 2 ErbStG). In 
Erbteilungsfällen, bei denen neben sonstigem übertragenen Vermögen auch eine 
Einzelrechtsnachfolge in betriebliches Vermögen vorgesehen ist, überlagern sich demnach 
zwangsläufig die bisher beschriebenen Verlagerungswirkungen rechtsnachfolgeneutraler und 
einzelrechtsnachfolgebedingter Bemessungsgrundlageneffekte. Aus diesem Grund erscheint 
für Anwendungsfälle des § 13a ErbStG grundsätzlich eine gesonderte Wirkungsanalyse 
notwendig. 
Unter der vereinfachenden Annahme, daß die betrachteten Erwerbsvorgänge jeweils 
ausschließlich nach § 13a ErbStG begünstigtes Vermögen betreffen, der iβ -Faktor den Wert 
1 besitzt295 und persönlichen Freibeträge untersuchungsbedingt vernachlässigt werden, gilt 
unter Berücksichtigung der besonderen steuerlichen Begünstigungen des § 13a ErbStG: 
iβ = 1; FBi = 0; SBij = 225.000;αj = 0,35. 
Für die steuerliche Bemessungsgrundlage des Erwerbers folgt daraus gemäß Formel [23]: 
[38] )000.225(65,0 −×= bruttoii EBMG   bzw.  250.14665,0 −×= bruttoii EBMG  . 
Erhalten bei einem Zweierwerberfall (i = 1, 2) beide Erwerber ausschließlich nach § 13a 
ErbStG begünstigtes Betriebsvermögen, so beschränken sich die auftretenden 
Bemessungsgrundlageneffekte auf mögliche Verlagerungswirkungen des fixen 
Steuerbefreiungsvolumens (SBij), weil wegen des für beide Erwerbe einheitlichen 
Steuerbefreiungsfaktors (1-αj) weitere Erbteilsverlagerungen aufgrund der variablen 
Steuerbefreiungselemente ausscheiden.296 Der Umfang des Bemessungsgrundlageneffektes 
aufgrund fixer Steuerbefreiungen wird dabei maßgeblich durch die Zuordnung des insgesamt 
abzugsfähigen Steuerbefreiungsbetrages von 225.000 EUR an die beteiligten Erwerber 
bestimmt. Nach dem Wortlaut des Gesetzes in § 13a Abs. 1 Nr. 1 ErbStG ist in 
Anwendungsfällen der Einzelrechtsnachfolge grundsätzlich eine Freibetragszuteilung nach 
                                                 
295  Dies wäre in praxi z.B. möglicherweise gegeben, wenn es sich bei dem begünstigten Vermögen um 
börsennotierte Anteile an Kapitalgesellschaften handelt. 
296  Dies ergibt sich aus dem bisher festgestellten Ergebnis, daß Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund 
variabler Befreiungsvolumina, in gleicher Weise wie Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund 
abweichender Bewertungsverfahren, stets dann verlagerungsneutral wirken, wenn die Erwerber an dem 
entsprechenden Vermögen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge partizipieren. Erhalten die Erwerber 
demgegenüber entsprechend begünstigtes Vermögen im Wege der Einzelrechtsnachfolge, so ergibt sich 
eine analoge Verlagerungsneutralität nur dann, wenn beide Erwerber jeweils ausschließlich gleichartig 
begünstigtes Vermögen erhalten. 
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Köpfen vorgesehen,297 soweit der Erblasser nicht explizit eine abweichende Verfügung trifft. 
Erfolgt die Aufteilung des Freibetrages dabei im Verhältnis der jeweiligen Erwerbswerte des 
begünstigten Vermögens,298 so ist die Erbteilung insgesamt grundsätzlich relationsneutral.  
Demgegenüber treten die hier vordringlich zu untersuchenden Fälle von Kombinationen der 
vorgenannten unterschiedlichen Bemessungsgrundlageneffekte in besonderer Intensität im 
Rahmen von Erbteilungen auf, bei denen ein Erwerber ausschließlich nach § 13a ErbStG 
begünstigtes Vermögen erhält, während die Zuteilung an den Miterwerber ausschließlich 
nichtbegünstigtes Vermögen (d.h. (1-αj) = 1 und SBij = 0) umfaßt.299 Sowohl variable als auch 
fixe Steuerbefreiungen wirken unter diesen Umständen zu Gunsten des Miterwerbers, der das 
begünstigte Vermögen erhält. Für diese vorgenannten Fälle ergeben sich unter beispielhafter 
Berücksichtigung von Erwerbsumfängen von 50.000 EUR bis 50 Mio. EUR die folgenden in 
Abb. 38 dargestellten Erbteilsverlagerungen, die die jeweilige Verlagerungsintensität 
wiederum je Prozentpunkt der Tarifbelastung abbilden.300  
 
                                                 
297  Der Freibetrag teilt sich demnach zu gleichen Teilen auf die Anzahl der an dem begünstigten Vermögen 
partizipierenden Erwerber auf, ohne daß ihr individueller Anteil an diesem Vermögen berücksichtigt wird. 
Demgegenüber erfolgt bei Übertragungen begünstigten Vermögens im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
bereits von Gesetzes wegen eine Freibetragsaufteilung nach Maßgabe der Erbteile der beteiligten Erben 
(vgl. § 13a Abs. 1 Nr. 1 ErbStG). 
298  Diese Zuteilung kann entweder auf besonderen Verfügungen des Erblassers beruhen oder es liegt eine 
Übertragung des begünstigten Vermögens ausschließlich im Wege der Gesamtrechtsnachfolge vor. 
299  Diese Fallsituation berührt insbesondere auch die Sonderproblematik der Unternehmensnachfolge, bei der 
regelmäßig nur ein als besonders geeignet befundener Erwerber das Unternehmen fortführt, während den 
weichenden Miterwerbern entsprechende Ausgleichszuwendungen zugewiesen werden, die entsprechend 
regelmäßig nicht nach § 13a ErbStG begünstigt sind. 
300  Analog zur bisherigen Vorgehensweise wird auch hier eine Tarifbelastung von 1% unterstellt. Die 
jeweiligen Tabellenwerte ergeben sich durch Einsetzen der Erwerbsanteile in Formel [13] unter 
Berücksichtigung der in Formel [38] dargestellten Variablenausprägungen SBij und (1-αj). 
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E1brutto: nach § 13a ErbStG begünstigtes Vermögen  
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50.000 0,2500 0,2222 0,1299 0,0531 0,0225 0,0037 0,0018 0,0007 0,0004 
100.000 0,2222 0,2500 0,1908 0,0892 0,0410 0,0073 0,0036 0,0014 0,0007 
250.000 0,1389 0,2041 0,2338 0,1428 0,0794 0,0172 0,0087 0,0035 0,0017 
500.000 0,0826 0,1389 0,2078 0,1606 0,1103 0,0313 0,0165 0,0068 0,0035 
1.000.000 0,0454 0,0826 0,1496 0,1428 0,1241 0,0527 0,0301 0,0132 0,0068 
2.500.000 0,0192 0,0370 0,0773 0,0892 0,1013 0,0843 0,0583 0,0294 0,0160 
5.000.000 0,0098 0,0192 0,0424 0,0531 0,0689 0,0948 0,0810 0,0494 0,0292 
10.000.000 0,0050 0,0098 0,0222 0,0291 0,0410 0,0843 0,0912 0,0726 0,0490 
25.000.000 0,0020 0,0040 0,0092 0,0124 0,0184 0,0527 0,0744 0,0890 0,0784 
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50.000.000 0,0010 0,0020 0,0046 0,0063 0,0095 0,0313 0,0506 0,0791 0,0882 
Abb. 38:  Beispielhafte Erbteilsverlagerungsintensitäten unter Beteiligung  bewertungsbegünstigten  
 Betriebsvermögens (je Prozentpunkt der Tarifbelastung) 
 
Das im Ergebnis zu erwartende Verlagerungsvolumen ergibt sich im Einzelfall durch 
Multiplikation der vorstehenden Tabellenwerte mit der jeweils anzuwendenden 
Tarifbelastung. Die Vorgehensweise verdeutlicht im Detail der folgende Beispielfall:  
Bsp. 36: Ein Erbvermögen von 10 Mio. EUR soll auf zwei Erwerber der Steuerklasse II 
übertragen werden. E1brutto enthält ausschließlich nach § 13a ErbStG begünstigtes 
Vermögen im Verkehrswert von 5 Mio. EUR, während E2brutto ausschließlich 
nichtbegünstigtes Vermögen in identischem Umfang umfaßt. 
 Aus der vorstehenden Tabelle ermittelt sich für diesen Fall ein 
Erbteilsverlagerungspotential von 0,0948% je Prozentpunkt der anzuwendenden 
Tarifbelastung. Bei einem Steuertarif von hier jeweils 27% beträgt die 
Erbteilsverlagerung demnach insgesamt 2,56% des Gesamterwerbs vor Steuern bzw. 
ca. 256.000 EUR.  
 Tatsächlich stellt sich für den Erwerber 1 ein E1netto von 4.161.988 EUR (5.000.000 - 
(0,65 x (5.000.000 – 225.000)) x 0,27), während sich für den Erwerber 2  ein E2netto 
von 3.650.000 EUR (5.000.000 - 5.000.000 x 0,27) einstellt. Bei einem Soll-Wert von 
je 3.905.994 EUR (0,5 x (4.161.988 + 3.650.000) ergeben sich 
Erbteilsverlagerungen von ΔRgesamt = 255.994 / 10.000.000 = 0,0256 bzw. 2,56%. 
Anhand der Tabellenwerte der Abb. 38 wird deutlich, daß in den hier zugrundegelegten 
Erbteilungsfällen insbesondere solche mit ausgeglichenen Erbteilsrelationen von 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen betroffen sind. Insofern entspricht das Ergebnis den 
im Rahmen des isolierten Bemessungsgrundlageneffektes aufgrund variabler 
Steuerbefreiungsumfänge identifizierten Wirkungszusammenhängen. Zugleich nimmt jedoch 
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der Verlagerungseffekt je Prozentpunkt der Tarifbelastung mit zunehmendem Erwerbsumfang 
ab.301 Dies ist wiederum auf die erhöhten Verlagerungswirkungen der fixen Steuerbefreiung 
bei insgesamt niedrigen Gesamterwerbswerten zurückzuführen.302 Im Zusammenwirken 
beider Teileffekte treten erwartungsgemäß die jeweils umfangreichsten Verlagerungen bei 
Erwerbskombinationen bis zu einer Höhe von 225.000 EUR auf, weil bis zu diesem Betrag 
der begünstigte Erwerb im Anschluß an den Abzug der Steuerbefreiungen nach § 13a ErbStG 
stets eine Bemessungsgrundlage von 0 EUR aufweist, so daß letztlich die bereits in Kapitel 
2.3 theoretisch abgeleiteten Maximalwerte von 0,25 für fixe Befreiungsvolumina je 
Prozentpunkt der Tarifbelastung erreicht werden. Mit zunehmendem Gesamterwerbsumfang 
nähert sich der jeweilige Verlagerungsumfang den Werten für den isolierten 
Bemessungsgrundlageneffekt aufgrund variabler Steuerbefreiungen an.303 Die jeweiligen 
Extremfälle mit einem sehr geringen bzw. sehr hohen Erbvermögensvolumen entsprechen 
demnach im Ergebnis hinsichtlich der Verlagerungswirkungen den beiden isolierten 
Teileffekten aufgrund fixer bzw. variabler Steuerbefreiungen.  
D Erbteilsverlagerungen aufgrund erbschaftsteuerlicher Festsetzungs- und 
Erhebungseffekte 
Nachdem der aus einem steuerpflichtigen Tatbestand resultierende erbschaftsteuerliche 
Belastungsumfang unter Berücksichtigung der Steuerbemessungsgrundlagen und des 
anzuwendenden Steuertarifs festgestellt worden ist, kann die demgegenüber tatsächlich zu 
entrichtende Steuer möglicherweise im weiteren noch durch die Anwendung spezifischer 
erbschaftsteuerlicher Festsetzungs- und Erhebungsvorschriften304 beeinflußt werden. Führen 
fallspezifische Festsetzungs- und Erhebungsbesonderheiten dabei zu einer nicht 
anteilsadäquaten Begünstigung sämtlicher an einer Erbteilung beteiligten Erwerber, so sind 
auch aufgrund dieser erbschaftsteuerlichen Festsetzungs- und Erhebungsbesonderheiten 
letztlich steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen zu erwarten. Unter Berücksichtigung der 
inhaltlichen Schwerpunktsetzungen dieser Untersuchung305 sind daher im weiteren 
                                                 
301  Berücksichtigt man demgegenüber die mit zunehmendem Erwerbswert insgesamt ansteigende 
Tarifbelastung, so relativiert sich diese Aussage entsprechend. 
302  Vgl. die Ausführungen zu den Bemessungsgrundlageneffekten aufgrund sachlicher Steuerfreibeträge. 
303  Vgl. Abb. 37; hier die entsprechenden Tabellenwerte für einen iβ -Differenzwert von 0,4. 
304  In diesem Zusammenhang kommen grundsätzlich die §§ 21 - 29 ErbStG in Betracht. 
305  Aus der Beschränkung des Untersuchungsobjektes auf nationale Übertragungsvorgänge zwischen 
natürlichen Personen folgt insbesondere die Vernachlässigung der §§ 21, 24 und 26 ErbStG (d.h. der 
Steueranrechnung bei ausländischer Erbschaftsteuer, der Verrechnung von Steuerbeträgen bei 
Anwendungsfällen der sog. Ersatzerbschaftsteuer und die Steuerermäßigungen bei Aufhebung/Auflösung 
von Familienstiftungen oder Vereinen). Die Kleinbetragsgrenze nach § 22 ErbStG soll ebenso wie die 
Regelung des § 23 ErbStG mangels wesentlicher materieller Bedeutung nicht weiter betrachtet werden, 
während dem § 29 ErbStG „Erlöschen der Steuer in besonderen Fällen“ überwiegend klarstellende 
Bedeutung beizumessen ist. Zudem soll § 25 ErbStG und damit Fälle der Stundung bei Nutzungs- und 
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insbesondere Anwendungsfälle der §§ 27 und 28 ErbStG im Hinblick auf ggf. resultierende 
Erbteilsverlagerungswirkungen zu untersuchen, die allgemein als Festsetzungs- und 
Erhebungseffekte bezeichnet werden. 
1 Erbteilsverlagerungen aufgrund der Steuerfestsetzungsminderung nach § 27 
ErbStG 
Eine gegenüber dem nach Maßgabe der §§ 10 - 19a ErbStG ermittelten Steuerbetrag 
abweichende Steuerfestsetzung ist vom Gesetzgeber explizit in Fällen eines mehrfachen 
Erwerbs desselben Vermögens im Sinne des § 27 ErbStG vorgesehen. Regelungsziel dieser 
Vorschrift ist eine allgemeine Begrenzung der Erbschaftsteuerbelastung in Erwerbsfällen, bei 
denen identische Vermögenswerte von Todes wegen innerhalb eines kurzen Zeitraumes 
mehrfach auf Personen des engsten Familienkreises (hier: Personen der Steuerklasse I) 
übergehen.306 Die unverhältnismäßig hohe erbschaftsteuerliche Belastung,307 die derartige, 
zeitlich kumulierte Erwerbsvorgänge in der Summe treffen würde, soll dadurch im Ergebnis 
billigkeitshalber gemindert werden. 
Bsp. 37: Ein Vater überträgt seinem Sohn am 1.1.01 einen Bargeldbetrag i.H.v. 0,5 Mio. 
EUR. Als der Sohn am 1.12.01 verstirbt, geht das Bargeld auf den Enkel des 
ursprünglichen Vermögensinhabers über. 
 Der Sohn hat beim Erwerb des Bargeldbetrages zum 1.1.01 Erbschaftsteuer von 
insgesamt 75.000 EUR (0,15 x 500.000) zu entrichten. Der verbleibende Netto-
Geldbetrag von 425.000 EUR (500.000 - 75.000) ist beim Übergang auf den Enkel 
am 1.12.01 wiederum mit Erbschaftsteuer von 63.750 EUR (425.000 x 0,15) belastet. 
 Innerhalb eines Jahres entsteht somit eine Gesamtsteuerbelastung von 138.750 EUR 
(75.000 + 63.750) bzw. 27,75% des ursprünglichen Brutto-Erwerbs. Im Vergleich 
dazu wäre bei einer unmittelbaren Übertragung des Geldbetrages auf die 
Enkelgeneration demgegenüber nur eine Steuerbelastung von 75.000 EUR bzw. 15% 
entstanden.  
 Zur Abmilderung dieses steuerlichen Kumulationseffektes wird durch die Regelung 
des § 27 ErbStG die Belastung des 2. Erwerbsvorgangs um insgesamt 50% (hier: 
Übertragungen innerhalb eines Jahres) des ermittelten Steuerbetrags gemindert, so 
daß die Steuerschuld des Enkels nur noch 31.875 EUR beträgt. Die 
Gesamtsteuerbelastung beider Übertragungsvorgänge (106.875 EUR) sinkt dadurch 
                                                 
Rentenlasten nicht berücksichtigt werden, weil eine tatsächliche, d.h. auch wirtschaftliche, vollständige 
Übertragung des Erwerbsobjektes hier erst im Steuerzahlungszeitpunkt anzunehmen ist.  
306  Insoweit stellt § 27 ErbStG eine Erweiterung des Begünstigtenkreises gem. § 13 I Nr. 10 ErbStG dar, der 
Vermögensgegenstände, die Voreltern oder Eltern ihren Abkömmlingen durch Schenkung oder 
Übergabevertrag zugewandt hatten, vollständig von der Besteuerung freistellt, wenn diese Gegenstände an 
dieselben Personen von Todes wegen zurückfallen. Demgegenüber ist der Vermögensrückfall durch 
Schenkung grundsätzlich nicht begünstigt. Vgl. BFH v. 16.7.1997, BStBl. II, 1997, S. 625; Hübner, 
Erbschaftsteuer, S. 4254. 
307  Vgl. Schulz, Erbschaftsteuer, S. 486. 
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um 6,38 Prozentpunkte auf nunmehr 21,37 % des Ursprungsbetrags i.H.v. 0,5 Mio. 
EUR.308 
 
Der steuerliche Entlastungsumfang der betreffenden Erwerbsvorgänge richtet sich 
grundsätzlich nach der Dauer des Zeitraumes, der zwischen dem Letzterwerb und dem jeweils 
korrespondierenden Vorerwerb liegt, wobei das Entlastungsvolumen mit zunehmender Dauer 
abnimmt. Die Staffelung des steuerlichen Entlastungsvolumens erfolgt in insgesamt acht 
Teilschritten, wodurch im Ergebnis der Begünstigungszeitraum maximal zehn Jahren umfaßt. 
Die Steuerminderungssätze im Umfang zwischen 10% bis 50% der zu erhebenden 
Erbschaftsteuer, die auf die von der Regelung begünstigten Erwerbsanteile entfällt, sind in der 
folgenden Abb. 39 aufgeführt: 
 
Zeitraum zwischen den 
Erwerbszeitpunkten 
Umfang der 
Steuerminderung 
bis 1 Jahr 50% 
1 Jahr bis 2 Jahre 45% 
2 Jahre bis 3 Jahre 40% 
3 Jahre bis 4 Jahre 35% 
4 Jahre bis 5 Jahre 30% 
5 Jahre bis 6 Jahre 25% 
6 Jahre bis 8 Jahre 20% 
8 Jahre bis 10 Jahre 10% 
Abb. 39: Begünstigungsstufen der Festsetzungsminderung nach § 27 ErbStG 
 
Der insoweit im Einzelfall berücksichtigungsfähige Steuerermäßigungsbetrag kann jedoch 
nur insoweit in Anspruch genommen werden, als er nicht den Betrag überschreitet, der sich 
durch Anwendung des Steuerminderungssatzes auf die Steuerschuld des jeweiligen 
Vorerwerbers für dasselbe Vermögen ergibt.309 Durch diese Begrenzung soll verhindert 
werden, daß im Ergebnis Vermögenswerte entlastet werden, die beim Vorerwerb nicht mit 
Erbschaftsteuer belastet waren310 oder aber beim Vorerwerb der Erbschaftsteuer zu einem 
                                                 
308  Gleichwohl wäre eine direkte Übertragung des Geldbetrages auf den Enkel mit einer Belastung von 75.000 
EUR immer noch steuerlich günstiger; insofern erfolgt durch § 27 ErbStG keine steuerliche Gleichstellung 
mit der jeweils korrespondierenden Direktübertragung, sondern lediglich eine Abmilderung der 
auftretenden steuerlichen Mehrbelastung. 
309  Vgl. § 27 Abs. 3 ErbStG. 
310  Die Höchstgrenze der Steuerminderung gem. § 27 ErbStG ist folglich dann zu berücksichtigen, wenn der 
betreffende begünstigte Vermögensgegenstand in der Zeit zwischen den Übertragungsvorgängen 
Wertsteigerungen erfahren hat oder das begünstigte Vermögen nur einen Teil des Zweiterwerbs darstellt 
und der Zweiterwerb in diesen Fällen aufgrund der wertprogressiven erbschaftsteuerlichen Tarifgestaltung 
mit einem höheren Steuersatz besteuert wird. Dasselbe gilt bei zwischenzeitlich eingetretenen 
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anderen Umfang unterlagen, so daß ggf. zwischenzeitlich eingetretene Wertsteigerungen nicht 
erbschaftsteuerlich erfaßt würden.  
Der Anwendungsbereich des § 27 ErbStG ist auf Übertragungen zwischen Personen der 
Steuerklasse I beschränkt. Dabei muß weder der Letzterwerber auch im Verhältnis zum 
ursprünglichen Erblasser dieser Steuerklasse zuzuordnen sein noch müssen notwendigerweise 
sämtliche Vermögensübergänge innerhalb einer Übertragungskette in den 
Anwendungsbereich des § 27 ErbStG fallen. Vielmehr ist es grundsätzlich ausreichend, daß 
mindestens zwei der Erwerbsvorgänge letztlich der Steuerklasse I zuzuordnen sind: 
Bsp. 38: Ein Vater überträgt zum 1.1.01 Aktien auf seinen Sohn. Als der Sohn am 1.1.02 
verstirbt, gehen die Aktien auf dessen nichteheliche Lebensgefährtin über, nach 
deren Tod am 1.1.05 wiederum die Mutter der Lebensgefährtin als  Alleinerbin 
bestimmt ist. 
 Im vorliegenden Fall besteht weder zwischen der letzterwerbenden Mutter und dem 
Vater ein Verwandtschaftsverhältnis, das eine Übertragung zwischen Personen der 
Stkl. I begründet, noch fällt die Übertragung vom Sohn auf dessen Lebensgefährtin 
unmittelbar in den Anwendungsbereich des § 27 ErbStG.  
 Trotzdem ist die auf den Aktienerwerb entfallende Erbschaftsteuerbelastung der 
letzterwerbenden Mutter jedoch um insgesamt 35% (vgl. Abb. 39) zu mindern, weil 
innerhalb des Zeitraums von nicht mehr als 4 Jahren mehrere Vermögensübergänge 
zwischen Personen der Stkl. I erfolgen (hier: Übergang vom Vater auf den Sohn 
sowie der Erwerb durch die Mutter, die im Verhältnis zur Tochter der Stkl. I 
zuzuordnen ist, da es sich um einen Erwerb von Todes wegen handelt311). 
 
Wird Vermögen an mehrere Erwerber übertragen, so ist es unabhängig von der Art der 
Übertragung (Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge) möglich, daß nicht alle Erwerber in 
gleicher Weise an den Begünstigungen aufgrund § 27 ErbStG partizipieren. Theoretisch ist 
dies immer dann der Fall, wenn einzelne Miterwerber nicht der Steuerklasse I zuzuordnen 
sind oder Miterwerber der Steuerklasse I in unterschiedlichem Umfang entsprechend 
begünstigte Vermögensteile erhalten.312 In diesen Fällen können die nach § 27 ErbStG 
auftretenden Steuerminderungen zu Erbteilsverlagerungen führen.  
 
                                                 
Steuergesetzänderungen, durch die der Zweiterwerb eine umfassendere Besteuerung erfährt. Als 
potentielles Anwendungsbeispiel ist in diesem Zusammenhang insbesondere das seit 
Veranlagungszeitraum 1997 anzuwendende Bewertungsverfahren für Grundbesitz sowie land- und 
forstwirtschaftliches Vermögen anzuführen, das im Vergleich zur ehemaligen Einheitsbewertung zu 
deutlichen Ausweitungen der steuerlichen Bemessungsgrundlagen geführt hat. 
311  Vgl. § 15 Abs. 1 ErbStG; Stkl. I Nr. 4. 
312  Z.B. weil einige Erwerbsgegenstände nicht bereits Gegenstand einer Übertragung im Sinne des § 27 
ErbStG waren oder weil der jeweils korrespondierende Vorerwerb zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
stattgefunden hat. 
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Nach dem Wortlaut des Gesetzes sind im Rahmen der Ermittlung des Umfangs der 
individuellen Steuerminderung eines Erwerbers i (i= 1, 2, ..., n), die im folgenden als (Mi) 
bezeichnet wird, die Zeitspanne zwischen den betreffenden Übertragungsvorgängen sowie 
das Wertverhältnis313 zwischen begünstigten Vermögenseinheiten und dem Gesamterwerb des 
Erwerbers zu berücksichtigen. Bezeichnet man den durch § 27 ErbStG begünstigten und 
einem Erwerber i zuzurechnenden anteiligen Wert der Vermögenseinheiten j (j = 1, 2, ..., m) 
als VEijb sowie den jeweils anzuwendenden Minderungssatz als γi (0 ≤ γi ≤ 0,5) so ergibt sich 
der resultierende Minderungsbetrag demnach formal wie folgt: 
[39] 
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Die als Produkt aus individueller Bemessungsgrundlage BMGi und Steuertarif si auftretende 
Steuerbelastung multipliziert mit dem Minderungssatz γi und dem Wertverhältnis zwischen 
begünstigtem Vermögen zum Gesamterwerb des Erwerbers i ergibt demnach den 
Minderungsbetrag Mi.314 Aus dem Anwendungsbereich des Minderungsbetrages resultieren 
Erbteilsverlagerungen, wenn nicht sämtliche Erwerber anteilsadäquat nach § 27 ErbStG 
begünstigt sind. Unter Annahme wiederum eines Zweierwerberfalles (i = 1, 2) mit 
identischen Steuertarifen (s1 = s2 = s) und unter der Vereinfachung BMGi = Eibrutto ergeben 
sich durch entsprechende Umformung der Formel [13]315 die Erbteilsverlagerungen ΔRgesamt 
als: 
[40] 
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Formel [40] zeigt, daß sich das Verlagerungsvolumen im Einzelfall anhand des Produktes aus 
der Begünstigungsdifferenz (anteilige Minderungssätze – vgl. Formelteil ?) und einem 
jeweils relationsabhängigen Multiplikator (vgl. Formelteil ?) ermitteln läßt. Dieser 
Wirkungszusammenhang wird in einem kurzen Beispielfall dargestellt: 
Bsp. 39: Ein Vater überträgt seinem Sohn am 1.1.01 einen Bargeldbetrag i.H.v. 0,5 Mio. 
EUR. Als der Sohn am 1.12.01 verstirbt, geht das nach Abzug von Steuern 
                                                 
313  Vgl. § 27 Abs. 2 ErbStG. 
314  Dabei ist ggf. die bereits dargestellte Nebenbedingung aus § 27 Abs. 3 ErbStG zu beachten. 
315  Zur Ableitung der Formel [40] vgl. Formelanhang. 
? ?
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verbleibende Bargeld auf die Enkelin des ursprünglichen Vermögensinhabers über, 
während der Bruder der Enkelin aus dem Vermögen des verstorbenen Sohnes ein 
Aktienpaket erhält. Die Bargeldzuwendung an die Enkelin und die Zuwendung des 
Aktienpakets an deren Bruder weisen identische Verkehrswerte von 425.000 EUR 
auf. 
 Der Sohn hat – hier unter Vernachlässigung steuerlicher Abzugsbeträge – beim 
Erwerb des Bargeldbetrages zum 1.1.01 Erbschaftsteuer von 0,15 x 500.000 = 
75.000 EUR zu zahlen. 
 Der Übergang auf die Erben am 1.12.01 weist damit einen Wert von Eibrutto = E2brutto 
= 425.000 EUR auf und ist im Grundtarif ebenfalls mit 0,15% bzw. 63.750 EUR 
belastet. Da die Enkelin jedoch eine Begünstigung nach § 27 ErbStG erfährt, 
reduziert sich die Steuerbelastung bei ihr (vgl. Abb. 39) um 0,5 x 63.750 = 31.875 
EUR.  
 Damit betragen die Netto-Erbteile für die Enkelin E1netto = 393.125 EUR und für 
ihren Bruder E2netto = 361.250 EUR. Bei Soll-Anteilen von je 377.188 EUR (0,5 x 
754.375) ergibt sich ein ΔRgesamt von 15.938 / 850.000 = 0,01875 bzw. 1,875%.  
 Dieser Wert ergibt sich auch anhand der Formel [40] mit γ1 = 0,5 bzw. γ2 = 0 und 
unter Berücksichtigung ausschließlich begünstigter / nichtbegünstigter 
Vermögenseinheiten von je 425.000 EUR: 
( ) 01875,0
000.850000.850
000.425000.42515,00015,0 =×
××××−×=Δ gesamtR . 
 
Der Aufbau der Formel [40] zur Quantifizierung des zuvor genannten 
Erbteilsverlagerungseffektes läßt deutlich erkennen, daß die Wirkungsweise dieses 
Festsetzungseffektes den Verlagerungswirkungen von Bemessungsgrundlageneffekten 
aufgrund abweichender erbschaftsteuerlicher Bewertungsverfahren bzw. variabler 
Steuerbefreiungen entspricht.316 Dies ist auf den Umstand zurückzuführen, daß die 
Erbteilsverlagerungen des Festsetzungseffektes maßgeblich durch die Begünstigungsdifferenz 
(vgl. Formelteil ? der Formel [40]) determiniert wird, die materiell betrachtet auch als 
variabler Befreiungsumfang bzw. verminderter Bewertungsansatz interpretierbar ist. Im 
Ergebnis kann hinsichtlich der im Einzelfall zu erwartenden Verlagerungsintensitäten daher 
auf die für diese Bemessungsgrundlageneffekte entwickelten Ergebnisse zurückgegriffen 
werden. Damit sind grundsätzlich die jeweils umfangreichsten Verlagerungswirkungen für 
eine gegebene Begünstigungsdifferenz (anteilige Minderungssatzdifferenz) im 
Zusammentreffen mit möglichst ausgeglichenen Erbteilsrelationen und umfangreichen 
Tarifbelastungen zu erwarten. 
                                                 
316  Vgl. auch Formel [35]. 
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2 Erbteilsverlagerungen aufgrund der Steuerstundung für Übertragungen 
betrieblichen Vermögens nach § 28 ErbStG  
Neben der steuerlichen Entlastung eines Erbvorgangs durch unmittelbare Minderung der 
Steuerfestsetzung enthält das Erbschaftsteuergesetz besondere Vorschriften im Rahmen der 
Steuererhebung, wodurch im Einzelfall die Möglichkeit einer Steuerstundung vorgesehen ist. 
Durch einen in die Zukunft verlagerten Steuerentrichtungszeitpunkt können sich für einen 
entsprechend begünstigten Steuerschuldner gegenüber einer unmittelbaren Steuerentrichtung 
im Erwerbszeitpunkt Zinsvorteile ergeben. Zieht man diese in die Betrachtung ein, so 
entfalten sie naturgemäß Einfluß auf den Umfang des Netto-Erbanteils im Zeitpunkt des 
Erwerbs und können dadurch potentiell auch Verlagerungen der Erbteilsrelationen 
hervorrufen.317 
Im Rahmen des § 28 ErbStG hat der Gesetzgeber eine Steuerstundung für Erbfälle 
vorgesehen, bei denen im Erwerbsvermögen eines Rechtsnachfolgers Betriebsvermögen 
und/oder land- und forstwirtschaftliches Vermögen enthalten ist. Die Stundungsmöglichkeit 
umfaßt grundsätzlich sowohl Erwerbe von Todes wegen als auch Schenkungen unter 
Lebenden. Sie erfolgt jedoch ausschließlich bei Übertragungen von Todes wegen zinslos, 
während der gestundete Betrag demgegenüber bei Übertragungen unter Lebenden nach 
Maßgabe der Abgabenordnung318 zu verzinsen ist.319 Die Stundungsmöglichkeit ist in jedem 
Fall auf längstens 10 Jahre begrenzt.320 
Die Sonderregelung des § 28 ErbStG zur Steuererhebung ermöglicht jedoch nur insoweit 
ausnahmsweise einen Steuerzahlungsaufschub, als dies zum Erhalt des begünstigten 
Vermögens unbedingt notwendig ist.321 Damit zielt die Regelung in ähnlicher Weise wie z.B. 
die §§ 13a, 19a ErbStG auf den grundsätzlichen Erhalt betrieblichen Vermögens, der 
möglicherweise in Einzelfällen durch die aus der Erbschaftsteuerbelastung resultierenden 
Liquiditätswirkungen unmittelbar gefährdet wäre. 
                                                 
317  Grundsätzlich erscheint es notwendig, den jeweiligen Zeitpunkt der zu leistenden Steuerzahlungen bei 
Bestimmung des Erbanteils zu berücksichtigen, so daß alle (gestundete) Steuerzahlungen auf denselben 
Zeitpunkt zu beziehen sind (und hier auf den Zeitpunkt des Erbanfalls  diskontiert werden). Dies gilt 
prinzipiell in gleicher Weise für unverzinsliche und verzinsliche Steuerstundungen, wobei letztere 
naturgemäß nur bei bestehenden Differenzen im Hinblick auf den zugrundezulegenden 
Kapitalisierungszinssatz Einfluß auf den Barwerten des Erwerbs entfalten würden.  
318  Vgl. §§ 234, 238 AO. 
319  Die Beschränkung der Zinslosigkeit auf Erwerbe von Todes wegen wird dabei allgemein durch die 
gegenüber einem lebzeitig vorbereiteten Unternehmensübergang ungleich schwierigere Planbarkeit der 
Liquiditätslage eines Unternehmens beim Übergang von Todes wegen begründet. Vgl. Kapp/Ebeling, 
Kommentar, § 28, Tz. 19. 
320  Vgl. § 29 Abs. 1 S. 1 ErbStG; Wendland, Konsequenzen, S. 1918 ff. 
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Unter Berücksichtigung eines ganz oder teilweise in die Zukunft verlagerten Steuerzahlungs-
zeitpunktes ergibt sich die effektive Steuerbelastung zum Übertragungszeitpunkt des 
Vermögens durch stichtagsbezogene Diskontierung der von einem Erwerber i im Zeitpunkt ti 
(0 ≤ ti ≤ 10) zu leistenden Steuerzahlungen (
it
S ). Für die erwerberbezogene Steuerbelastung 
für das begünstigte Vermögen Sib im Zeitpunkt des Erbfalles gilt unter Berücksichtigung des 
Kapitalisierungsfaktors (1 + z) und die am Ende der Stundungsfrist von Erwerber i zu 
zahlenden Steuer ( btiS ): 
[41]  
i
i
t
b
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i z
S
S
)1( +=  .  
Abweichende Wirkungen auf den Steuerbelastungsumfang können sich demnach erkennbar 
auch dann ergeben, wenn die Erwerber in gleichem Umfang stundungsbegünstigtes 
Vermögen erhalten, jedoch abweichende Stundungsfristen (d.h. im Zweierwerberfall mit i = 
1, 2 gilt hier t1 ≠ t2) eingeräumt bekommen.322 Darüber hinaus ist im Einzelfall zudem zu 
berücksichtigen, daß nur eine anteilige Begünstigung durch § 28 ErbStG in Betracht kommt, 
falls die Einzelerwerbe Mischvermögen umfassen. In diesen Fällen setzt sich die effektive 
Gesamtsteuerbelastung Si aus begünstigen (Sib) und nichtbegünstigten (Sinb) Teilbelastungen 
zusammen (Si = Sib + Sinb), wobei für die auf nichtbegünstigtes Vermögen entfallenden 
Steuerzahlungen (Sinb) mangels Stundung vereinfachend ti = 0 und damit nbiS
 = nboiS  gilt. Die 
aus einer zinslosen Stundung resultierenden Erbteilsverlagerungseffekte lassen sich im 
Zweierwerberfall unter Rückgriff auf die Ausgangsformel [13] quantifizieren. Unter 
Berücksichtigung der untersuchungsbedingten Variablenausprägungen für alle i = 1, 2 und j 
= 1, 2, ... m: iβ = 1; iα  = 0; SBij = 0; FBi = 0 sowie s = s1 = s2 . 
sind die resultierenden Erbteilsverlagerungen wie folgt zu ermitteln:323 
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321  Durch diese unverzichtbare Begünstigungsvoraussetzung hat sich aufgrund der laufenden Rechtsprechung 
der Anwendungsbereich des § 28 ErbStG in der Praxis sehr stark eingeengt. Vgl. auch BFH v. 11.5.1988, 
BStBl. II, 1988, S. 730.  
322  Da die Stundung eine besondere wirtschaftliche Notlage des ererbten Unternehmens voraussetzt, ist bei 
Änderung der Situation grundsätzlich eine vorzeitige Aufhebung der Stundungsgewährung möglich (vgl. 
Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 28, Tz. 8). 
323  Zur Ableitung der Formel [42] vgl. Formelanhang. 
? ? 
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Auch hier erfolgt die Ermittlung des auftretenden Verlagerungsvolumens letztlich wiederum 
als Produkt aus Begünstigungsdifferenzen (vgl. Formelteil ?) und relationsabhängigem 
Multiplikator (vgl. Formelteil ?). Die Berechnung der erbteilsverlagernden Wirkungen dieses 
Steuererhebungseffektes nach § 28 ErbStG veranschaulicht das folgende, aus 
Darstellungsgründen vereinfachte Fallbeispiel: 
Bsp. 40: Ein Erblasser überträgt zwei Erwerbern je zur Hälfte Nachlaßvermögen im Umfang 
von 10 Mio. EUR. Der anzuwendende Steuertarif beträgt einheitlich 19%; Erwerber 
2 erhält bei sonst identischen Verhältnissen (insb. E1brutto = E2brutto = 5 Mio. EUR) 
für seinen gesamten Erwerb aufgrund § 28 ErbStG für den Zeitraum von 10 Jahren 
eine zinsfreie Zahlungsstundung (d.h. t1 = 0 und t2 = 10). 
 Bei einem hier beispielhaft unterstellten Kapitalisierungsfaktor (1 + z) von 1,05 (d.h. 
einem Zinssatz z von 5%) ergibt sich hinsichtlich der Erbteilsrelation nach Steuern 
anhand der Formel [42] der folgende Verlagerungswert: 
( ) ( )  
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Aus dem Zinsvorteil durch die zinsfrei aufgeschobene Steuerzahlung resultiert im 
Ergebnis eine Erbteilsverlagerung zugunsten des begünstigten Erben im Umfang von 
1,83% des Brutto-Gesamterwerbs bzw. eine Verlagerung im Absolutbetrag von 
183.391 EUR. 
Für den vorstehenden Erbteilungsfall würden sich für die beiden Erwerber demnach 
tatsächlich die folgenden Netto-Erbteile ergeben: 
E1netto = 5.000.000 - (5.000.000 x 0,19) = 4.050.000 EUR . 
E2netto = 5.000.000 - (5.000.000 x 0,19) x (1 + 0,05)-10 = 4.416.782 EUR  
Bei Soll-Anteilen von je 4.233.391 EUR (0,5 x (4.050.000 + 4.416.782)) ergeben sich 
demnach – wie bereits anhand Formel [42] ermittelt – Abweichungen von je 183.391 
EUR bzw. ± 1,83%. 
 
Der Umfang der Begünstigungsdifferenz (vgl. Formel [42], Formelteil ?) zwischen den 
beteiligten Erwerbern bestimmt sich nach den Einzelfallumständen und kann z.B. bei dem 
hier pauschal angenommenen Kapitalisierungszinssatz von 5% Werte zwischen 0 und 0,386 
annehmen.324 Für beispielhafte Differenzwerte und Erbteilsrelationen kann auf dieser 
Grundlage der Umfang der Erbteilsverlagerungen berechnet werden. Die Tabellenwerte der 
nachfolgenden Abb. 40 beziehen sich wiederum auf den Prozentsatz der Erbteilsverlagerung 
je Prozentpunkt der Tarifbelastung:  
                                                 
324  Die Extremwerte ergeben sich jeweils unter der Annahme unterschiedlicher Anteile begünstigten 
Vermögens am jeweiligen Erbvermögen im Rahmen der Formel [42]. Das Maximum von ± 0,386 (hier bei 
einseitiger Begünstigung jeweils nur eines Erwerbers mit:  0 - 1 + (1 + 0,05)-10 bzw. 1 - (1 + 0,05)-10 - 0) 
wird erreicht, wenn nur ein Erwerber begünstigtes Vermögen mit einer Stundungsfrist im Maximum von 
10 Jahren erhält. 
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Erbteilsrelationen 
1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 
 
1 2 3 4 5 10 25 50 100 250 500 
0,025 0,0063 0,0056 0,0047 0,0040 0,0035 0,0021 0,0009 0,0005 0,0002 0,0001 0,0000
0,050 0,0125 0,0111 0,0094 0,0080 0,0069 0,0041 0,0018 0,0010 0,0005 0,0002 0,0001
0,075 0,0188 0,0167 0,0141 0,0120 0,0104 0,0062 0,0028 0,0014 0,0007 0,0003 0,0001
0,100 0,0250 0,0222 0,0188 0,0160 0,0139 0,0083 0,0037 0,0019 0,0010 0,0004 0,0002
0,125 0,0313 0,0278 0,0234 0,0200 0,0174 0,0103 0,0046 0,0024 0,0012 0,0005 0,0002
0,150 0,0375 0,0333 0,0281 0,0240 0,0208 0,0124 0,0055 0,0029 0,0015 0,0006 0,0003
0,175 0,0438 0,0389 0,0328 0,0280 0,0243 0,0145 0,0065 0,0034 0,0017 0,0007 0,0003
0,200 0,0500 0,0444 0,0375 0,0320 0,0278 0,0165 0,0074 0,0038 0,0020 0,0008 0,0004
0,215 0,0563 0,0500 0,0422 0,0360 0,0313 0,0186 0,0083 0,0043 0,0022 0,0009 0,0004
0,250 0,0625 0,0556 0,0469 0,0400 0,0347 0,0207 0,0092 0,0048 0,0025 0,0010 0,0005
0,275 0,0688 0,0611 0,0516 0,0440 0,0382 0,0227 0,0102 0,0053 0,0027 0,0011 0,0005
0,300 0,0750 0,0667 0,0563 0,0480 0,0417 0,0248 0,0111 0,0058 0,0029 0,0012 0,0006
0,325 0,0625 0,0556 0,0469 0,0400 0,0347 0,0207 0,0092 0,0048 0,0025 0,0010 0,0005
0,350 0,0875 0,0778 0,0656 0,0560 0,0486 0,0289 0,0129 0,0067 0,0034 0,0014 0,0007
0,375 0,0938 0,0833 0,0703 0,0600 0,0521 0,0310 0,0139 0,0072 0,0037 0,0015 0,0007
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0,386 0,0965 0,0857 0,0726 0,0618 0,0537 0,0320 0,0143 0,0073 0,0038 0,0015 0,0007
Abb. 40:  Erbteilsverlagerungen in Abhängigkeit von Begünstigungsdifferenzen nach § 28 ErbStG und 
Erbteilsrelationen (je Prozentpunkt der Tarifbelastung) 
 
Der hier unter Grenzbedingungen ermittelte Maximalumfang potentieller 
Erbteilsverlagerungen ergibt sich somit bei einem Differenzwert von 0,386 und 
ausgeglichenen Erbteilsrelationen in Höhe von 0,0965 je Prozentpunkt der im Einzelfall 
auftretenden Tarifbelastung. Für davon abweichende Sachverhalte sind die zu erwartenden 
Erbteilsverlagerungen in der individuellen Kombination von gegebener Erwerbsrelation und 
der Begünstigungsdifferenz (vgl. Formel [42], Formelteil ?) ablesbar. So würde sich – 
näherungsweise – bei Begünstigung des Gesamterwerbs nur eines Erwerbers durch eine 5-
jährige Stundungsfrist eine Begünstigungsdifferenz von ca. ± 0,216 (vgl. [42] mit 0 - 1 + (1 + 
0,05)-5  bzw. 1 - (1 + 0,05)-5) ergeben, woraus bei einer Erwerbsrelation von 1 : 5 und einer 
Tarifbelastung von 27% Erbteilsverlagerungen von ca. 0,9% (0,0347 x 27)  eintreten würden. 
Im Vergleich der Formeln [42] und z.B. [35] tritt erkennbar eine Wesensgleichheit der 
Quantifizierungsverfahren für Erhebungseffekte gem. § 28 ErbStG einerseits und 
Verlagerungswirkungen bei Bemessungsgrundlageneffekten aufgrund variabler 
Steuerbefreiungen bzw. erbschaftsteuerlicher Bewertungsverfahren andererseits hervor. Diese 
führt im Ergebnis zu der Feststellung, daß auch bei den Erhebungseffekten die allgemein 
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höchsten Verlagerungsintensitäten bei jeweils ausgeglichenen Erbteilsrelationen und 
umfangreichen Begünstigungsdifferenzen zu erwarten sind.  
E Kombinationseffekte 
Das erklärte Ziel der vorhergehenden Untersuchungsschritte war es, im Sinne einer 
Steuerwirkungsanalyse die aus der Besteuerungssystematik des Erbschaftsteuergesetzes 
resultierenden elementaren Wirkungszusammenhänge aufzuzeigen, die das Auftreten 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen begründen können. Damit ist zum einen das dieser 
Arbeit zugrundeliegende Ausgangsproblem konkret anhand von Einzelregelungen der 
Besteuerungssystematik des ErbStG nachgewiesen worden, zum anderen konnten für 
bestimmte Erbteilungssituationen grundlegende quantitative Aussagen über die zu 
erwartenden Erbteilsverlagerungen getroffen werden. 
Mit der vorgenannten Zielsetzung wurden bisher die einzelnen steuerinduzierten 
Erbteilsverlagerungseffekte zunächst jeweils – unter entsprechenden Modellannahmen – 
isoliert voneinander untersucht, um den grundsätzlichen Einfluß der erbschaftsteuerlichen 
Tarifzuordnung, der Besonderheiten der erbschaftsteuerlichen Bemessungs-
grundlagenermittlung sowie der Vorschriften zur Steuerfestsetzung bzw. -erhebung auf den 
Umfang der Netto-Erbteilsrelationen der Erwerber transparent zu machen. Die bisher somit 
untersuchungsbedingt getroffene Prämisse, daß die einzelnen Erbteilsverlagerungseffekte 
jeweils isoliert auftreten, wird im weiteren insbesondere im Hinblick auf die in der Praxis 
tatsächlich vorzufindenden Erbteilungssituationen aufgehoben. Wenngleich die jeweils aus 
dem Zusammenwirken unterschiedlicher Teilverlagerungseffekte resultierenden 
Erbteilsverlagerungswirkungen ausschließlich für den Einzelfall und unter Berücksichtigung 
sämtlicher ergebnisrelevanten Variablen exakt ermittelt werden können, so wird dennoch im 
folgenden Untersuchungsabschnitt, der die erbschaftsteuerliche Wirkungsanalyse zugleich 
beschließt, zumindest das Ableiten grundsätzlicher qualitativer Aussagen über ggf. zu 
erwartende Kombinationseffekte angestrebt. 
Die Analyse entsprechender Kombinationseffekte konzentriert sich im folgenden 
ausschließlich auf Kombinationen von Tarif- und Bemessungsgrundlageneffekten, weil 
Anwendungsfälle der vorstehend dargestellten Steuerfestsetzungs- bzw. 
Steuererhebungseffekte bereits aufgrund der restriktiven steuerlichen 
Tatbestandsvoraussetzungen in der Erbteilungspraxis als vergleichsweise unbedeutend 
erscheinen. Zudem wurde im Rahmen der isolierten Wirkungsanalyse deutlich, daß sich 
Festsetzungs- und Erhebungseffekte im Hinblick auf die potentiell hervorgerufenen 
Erbteilsverlagerungen nicht grundsätzlich von den Bemessungsgrundlagen- bzw. Tarif-
Grundeffekten unterscheiden. Folglich können die folgenden Untersuchungsergebnisse bei 
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Bedarf sinngemäß auch auf Kombinationswirkungen unter Beteiligung von 
Steuerfestsetzungs- und Steuererhebungseffekten übertragen werden.325 
1 Überblick 
Aus der inhaltlichen Beschränkung auf Tarif- und Bemessungsgrundlageneffekte folgt, daß 
im weiteren ausschließlich die aus der erbschaftsteuerlichen Tarifzuordnung bzw. 
Besonderheiten der steuerlichen Bemessungsgrundlagenermittlung resultierenden 
Verlagerungsdeterminanten betrachtet werden, d.h. die individuellen Steuertarifbelastungen 
(si), Freibeträge (FBi), Bewertungsfaktoren ( iβ ), variablen Steuerfreibeträge ( iα ) sowie die 
fixen Steuerbefreiungen (SBij). Soweit im Rahmen der bisherigen Untersuchung jeweils nur 
eine der Verlagerungsdeterminanten isoliert in die Betrachtung einbezogen war, wirkten die 
identifizierten Erbteilsverlagerungseffekte aus der Perspektive der Einzelerwerber 
naturgemäß stets einheitlich zu deren Gunsten bzw. zu deren Lasten. Zudem konnte unter 
darstellungstechnischer Zugrundelegung von Zweierwerberfällen eine weitergehende 
Differenzierung zwischen effektbedingt begünstigten bzw. benachteiligten Erwerbern 
unterbleiben, da die individuellen Verlagerungen auf der Seite eines jeden Erwerbers zugleich 
jeweils dem Gesamtumfang der Erbteilsverlagerungen (ΔRgesamt) entsprachen, die bei dem 
betrachteten Erbteilungsvorgang insgesamt auftraten (vgl. auch Formel [13]). 
Demgegenüber ist jedoch im Zusammenwirken mehrerer verlagerungsbegründender 
Teileffekte (Kombinationseffekte) deren jeweilige Wirkungsrichtung von entscheidender 
Bedeutung für die resultierenden Gesamtverlagerungen innerhalb der Erbteilung. Dies gilt 
auch für die hier weiterhin ausschließlich betrachteten Zweierwerberfälle. Während 
Kombinationen gleichgerichteter Verlagerungseffekte, die einheitlich jeweils nur einen der 
beteiligten Erwerber begünstigen, eine gegenüber den einzelnen Teileffekten eintretende 
Erhöhung der Gesamtverlagerungen erwarten lassen,326 wirken Kombinationen aus 
entgegengerichteten Verlagerungseffekten, deren Verlagerungswirkungen einen Erwerber 
einerseits begünstigen und andererseits auch benachteiligen, im Einzelfall partiell oder sogar 
vollständig verlagerungsneutralisierend.327 Demnach sind im weiteren – ergänzend zu den 
bisher betrachteten „reinen“ Bemessungsgrundlagen- bzw. Tarifeffekten – erbteilsverlagernde 
                                                 
325  Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß zudem im Hinblick auf die im folgenden einbezogenen 
Kombinationseffekte insbesondere qualitative Aussagen angestrebt werden, dürften demnach aus der 
vorgenannten Untersuchungsbeschränkung keine wesentlichen Erkenntnisverluste resultieren. 
326  So z.B. bei einem Zweierwerberfall, bei dem sowohl die auftretenden Tarifeffekte als auch die 
Bemessungsgrundlageneffekte jeweils nur einen der beteiligten Erwerber begünstigen. 
327  Wirkt demnach bei einem Zweierwerberfall der Tarifeffekt z.B. zu Gunsten von Erwerber 1 und der 
Bemessungsgrundlageneffekt zu Gunsten von Erwerber 2, dann werden die Verlagerungswirkungen der 
Einzeleffekte jeweils durch den anderen Effekt partiell aufgehoben. 
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Kombinationseffekte in den situativen Ausprägungen der wie folgt abzugrenzenden  
„Kumulations-“ bzw. „Mischfälle“ zu berücksichtigen:  
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Abb. 41:  Kombinationsgrundformen von Bemessungsgrundlagen- und Tarifeffekten 
 
Das in der vorstehenden Abbildung zur Anwendung gelangte Abgrenzungskriterium 
„Tarifeffekte zu Gunsten eines Erwerbers“ kann im Einzelfall unproblematisch anhand eines 
direkten Vergleichs der erwerberbezogenen Tarifbelastungshöhe (si) festgestellt werden, da 
bereits nachgewiesen wurde, daß eine im Erwerbervergleich geringere Tarifbelastung eine 
Netto-Erbanteilsausweitung zu Lasten des Erwerbers mit der jeweils höheren Tarifbelastung 
auslöst. Demgegenüber bedarf das Abgrenzungskriterium „Bemessungsgrundlageneffekte zu 
Gunsten eines Erwerbers“ angesichts der Wesensverschiedenheit der im Einzelfall zu 
berücksichtigenden einschlägigen Verlagerungsdeterminanten einer weitergehenden 
Differenzierung, zumal ein prinzipieller Bemessungsgrundlagenvorteil (z.B. im Falle eines im 
Absolutbetrag höheren persönlichen Freibetrags) nicht zwangsläufig auch einen 
Erbteilsverlagerungsvorteil begründet (z.B. weil der erbteilsadäquate Anteil am 
Gesamtfreibetragsvolumen den tatsächlichen Freibetrag rechnerisch übersteigt).328 Die 
detaillierte Abgrenzung der einen Verlagerungsvorteil begründenden Kombinationen von 
Verlagerungsdeterminanten erfolgt im Rahmen der im weiteren zu treffenden 
Fallunterscheidungen, wobei auf der Grundlage der bisherigen Untersuchungsergebnisse eine 
Differenzierung zwischen den Grundformen der erbvolumensneutralen bzw. der 
erbvolumenssensiblen Kombinationseffekte vorgenommen wird.  
 
                                                 
328  Vgl. die Ausführungen in Abschnitt C, Kapitel 2.2. 
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Unter Einbeziehung sämtlicher bisher im Rahmen der Bemessungsgrundlagen- und 
Tarifeffekte identifizierten Verlagerungsdeterminanten ermittelt sich die Steuerbelastung (Si) 
eines Erwerbers aufbauend auf Formel [23] als: 
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Nach Transformation der objektbezogenen Variablen βj und αj durch 
Durchschnittswertbildung329 in die jeweils erwerberbezogenen Variablenausprägung für den 
Wertansatz ( )1( iiβ α−× ) und erwerberbezogener Summenbildung bzgl. der fixen 
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Für den auch hier jeweils zugrundegelegten Zweierwerberfall (i = 1, 2) ergibt sich durch 
Einsetzen von Si gemäß [44] in Formel [13] und Umformungen331 der 
Erbteilsverlagerungsumfang ΔRgesamt als Erweiterung der bisher nur für die isolierten 
Grundeffekte entwickelten Formeln als:  
[45] 
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329  Dabei ist analog zu der bereits in den betreffenden Kapiteln beschriebenen Vorgehensweise 
erwerberbezogen unter Berücksichtigung der Variablenausprägungen für die ihm jeweils zugehenden 
Vermögenseinheiten ein entsprechender Variablenwert für das Erwerbsvermögen im Ganzen zu bilden. 
Vgl. auch Kap. 2.3 und 3.1.  
330  Vgl. Formel [25]. 
331  Vgl. die Ableitung der Formel [45] im Formelanhang. 
?
? 
258 
Anhand der Formel [45] ist deutlich erkennbar, daß der Erbteilsverlagerungsumfang ΔRgesamt 
durch Addition zweier unterschiedlicher Wirkungskomplexe – entsprechend der Darstellung 
in Zeile 1 bzw. 2 enthalten – ermittelt wird, die isoliert betrachtet jeweils wiederum 
Kombinationen aus tariflichen (si) und bemessungsgrundlagenbedingten 
Verlagerungsdeterminanten ( ( )ii αβ −× 1 , SBi und FBi) sowie den Multiplikatoren ? und ? 
darstellen. In Übereinstimmung mit den bisherigen Untersuchungsergebnissen zu den 
Erbteilsverlagerungsfaktoren EVFTarif und EVFBMG ergibt sich korrespondierend die 
Unterscheidung zwischen erbvermögenssensiblen Kombinationswirkungen (ΔRsensibel), deren 
materielle Bedeutung mit dem Umfang des zugrundeliegenden Gesamterbvermögens 
abnimmt (vgl. Zeile 2 der Formel [45] mit ? = EVFBMG), und erbvermögensneutralen 
Kombinationswirkungen (ΔRneutral), bei denen die Verlagerungsintensität gegenüber dem 
zugrundeliegenden Gesamterbvermögen grundsätzlich unempfindlich ist (vgl. Zeile 1 der 
Formel [45] mit ? = EVFTarif). Für diese beiden Grundformen von Kombinationswirkungen 
(für die demnach gilt: ΔRgesamt = ΔRneutral + ΔRsensibel) ist im weiteren zu analysieren, welche 
Erbteilsverlagerungswirkungen bei Kumulations- bzw. Mischfällen aus der Perspektive eines 
bestimmten Erwerbers zu erwarten sind. Anhand dieser Ergebnisse scheinen dann im 
Bedarfsfall Rückschlüsse auf das Zusammenwirken der beiden Grundformen von 
Kombinationswirkungen problemlos möglich, da ihre Wirkungsverknüpfung letztlich additiv 
ist (vgl. auch [45]). 
2 Erbvolumensneutrale Kombinationseffekte 
Erbvolumensneutrale Kombinationseffekte zeichnen sich dadurch aus, daß der durch sie 
hervorgerufene Erbteilsverlagerungsumfang ΔRneutral nicht unmittelbar332 durch den Umfang 
des zu übertragenden Gesamterbvermögens beeinflußt wird. Somit bleibt bei einer gegebenen 
Kombination von Wertausprägungen relevanter Verlagerungsdeterminanten der 
Verlagerungsumfang ΔRneutral auch bei Variationen des zugrundeliegenden 
Gesamterbvermögensumfangs stets konstant.333  
Isoliert man die erbvolumensneutralen Kombinationseffekte aus Formel [45], so ergibt sich 
für ΔRneutral: 
[46] ( ) ( )[ ] .    11 21111222 bruttobrutto bruttobruttoneutral GEGE EEssR ×××−××−−××=Δ αβαβ  
                                                 
332  Dabei soll es hier für die Einordnung als erbvolumensneutrale Verlagerungswirkung irrelevant sein, daß 
aufgrund der erbschaftsteuerlichen Tarifsystematik zumindest eine mittelbare Wechselwirkung zwischen 
dem Erbvermögensumfang und dem Umfang der Teilverlagerungswirkungen besteht, denn die 
Tarifbelastung steigt grundsätzlich mit dem Erwerbswert an (vgl. § 19 Abs. 1 ErbStG). Entscheidend ist 
hier vielmehr, ob bei gegebenen Ausprägungen der Verlagerungsdeterminanten und isolierter Variation des 
Erbvermögensumfangs Änderungen der Verlagerungsintensität auftreten können. 
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Zur Ermittlung der erbvermögensneutralen Kombinationswirkungen ist demnach die 
Differenz der erwerberbezogenen Produkte aus Bewertungs- und Steuerbefreiungsfaktoren 
( ( )ii αβ −× 1 ) und Erbschaftsteuertarifen (si) zu bilden und anschließend mit dem hier 
einschlägigen Erbteilsverlagerungsfaktor (EVFTarif) zu multiplizieren. Die im folgenden zu 
betrachtenden Kumulations- und Mischfälle zeichnen sich dadurch aus, daß die jeweils 
günstigere (ungünstigere) Tarifbelastung (si) auf der Ebene eines Erwerbers mit dem jeweils 
günstigeren oder ungünstigeren steuerlichen Bewertungsansatz ( ( )ii αβ −× 1 ) wie folgt 
zusammenfallen: 
- Kumulationsfälle:    )1()1(   und   221121 αβαβ −×<−×< ss  
  bzw.  )1()1(   und   221121 αβαβ −×>−×> ss   
- Mischfälle:                 )1()1(   und   221121 αβαβ −×>−×< ss  
 bzw.   )1()1(   und   221121 αβαβ −×<−×> ss . 
Die jeweils in Kumulations- bzw. Mischfällen zu erwartenden Verlagerungswirkungen sind 
im folgenden zu betrachten. 
2.1 Kumulationsfälle 
In Erbteilungsfällen, bei denen der jeweils niedrigere Bemessungsgrundlagenansatz und die 
jeweils niedrigere Tarifbelastung in der Person eines Erwerbers zusammentreffen, weisen die 
auftretenden Teilverlagerungseffekte stets dieselbe Wirkungsrichtung auf. Wenngleich 
aufgrund der multiplikativen Verknüpfung der zu berücksichtigenden 
Verlagerungsdeterminanten der Anteil der jeweiligen Teileffekte am kombinierten 
Verlagerungsvolumen (hier: ΔRneutral) nicht eindeutig bestimmbar ist, ergibt sich in der 
Kombination von Bewertungs- und Tarifdifferenzen gegenüber vergleichbaren isolierten 
Bemessungsgrundlagen- bzw. Tarifeffekten regelmäßig ein erhöhtes Verlagerungsniveau, wie 
der folgende Beispielfall zeigt: 
Bsp. 41: Zwei Erwerber (Stkl. I mit s1 = 19% bzw. Stkl. III mit s2 = 35%) sollen ein 
Erbvermögen von insgesamt 10 Mio. EUR zu gleichen Teilen erhalten. Variable 
Steuerbefreiungen seien nicht gegeben (d.h. 1α = 2α = 0). Die Erbteile gehen 
aufgrund besonderer Bewertungsmerkmale  zu 40% ( )1( 11 α−×β = 0,4) bzw. zu 75% 
( )1( 22 α−×β = 0,75) in die steuerlichen Bemessungsgrundlagen ein. Für diesen 
Kumulationsfall von Tarif- und Bemessungsgrundlageneffekten ergibt sich der 
Erbteilsverlagerungsumfang gem. Formel [46]: 
 ΔRneutral= (0,75 x 0,35 - 0,4 x 0,19) x 0,25 = 0,046625 . 
                                                 
333  Vgl. Abschnitt B, Kapitel 2. 
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 Demgegenüber würden die Verlagerungen für die jeweiligen isolierten 
Grundverlagerungseffekte betragen (vgl. Formeln [19] und [35]): 
 − Tarifeffekt mit 1β = 0,4:  (0,35 - 0,19) x 0,40 x 0,25 =  0,016 . 
 − Tarifeffekt mit 2β = 0,75:  (0,35 - 0,19) x 0,75 x 0,25 =  0,03 . 
 − BMG-Effekt mit s1 = 0,19:   (0,75 - 0,4) x 0,19 x 0,25 =  0,016625 .334 
  − BMG-Effekt mit s2 = 0,35:   (0,75 - 0,4) x 0,35 x 0,25 =  0,030625 . 
 Die einzelnen Verlagerungswerte für die isolierten Teileffekte sind demnach stets 
geringer als der Kombinationseffekt (hier: 0,04665). 
Obwohl somit kein eindeutiger Vergleichsmaßstab für den auftretenden Kombinationseffekt 
vorhanden ist, kann dennoch allgemein festgestellt werden, daß bei Kumulationsfällen 
regelmäßig vergleichsweise umfangreiche erbvolumensneutrale Verlagerungswirkungen zu 
erwarten sind. Würde demnach ein Erblasser einem Erwerber der Stkl. I im Rahmen einer 
Erbteilung Vermögen zuteilen, das bewertungsgünstiger ist als das Vermögen, das er daneben 
einem Erwerber einer ungünstigeren Steuerklasse zuteilt, so ist in diesem Fall mit dem 
Auftreten besonders umfangreicher Erbteilsverlagerungen zu rechnen. In diesem 
Zusammenhang ist zudem zu berücksichtigen, daß eine günstige steuerliche Bewertung des 
Erwerbsvermögens zugleich eine geringere steuerlichen Bemessungsgrundlage bedeutet und 
dadurch tendenziell zusätzlich mit den erwerbswertstufenbedingt niedrigeren 
Tarifbelastungen im Sinne des § 19 ErbStG einhergeht. Entsprechend würden sich in der 
Folge eines wertansatzbedingten Erwerbswertstufenwechsels und einem dann geringeren 
Steuertarif der Kombinationseffekt in Kumulationsfällen noch einmal gegenseitig verstärken. 
Die besondere Betroffenheit der Kumulationsfälle von steuerinduzierten 
Erbteilsverlagerungen spiegelt sich insbesondere auch in einem direkten Vergleich zur 
Situation bei Mischfällen wider.  
2.2 Mischfälle 
Im Gegensatz zu den vorstehend als verlagerungsanfällig klassifizierten Kumulationsfällen 
zeichnen sich Mischfälle dadurch aus, daß auf der Ebene der Einzelerwerber jeweils ein 
steuerlicher Vorteil bei der Tarifbelastung oder der steuerlichen Bewertung des 
Erwerbsvermögens stets mit einem Nachteil hinsichtlich des jeweils anderen steuerlichen 
Merkmals zusammenfällt. Damit weisen Bemessungsgrundlagen- und Tarifeffekte einander 
                                                 
334  Hier ist nur ergänzend darauf hinzuweisen, daß aufgrund des mathematischen Zusammenhangs 
  s1 x 1β  - s2 x 2β  = s1 x ( 1β  - 2β ) + 2β  x (s1 - s2) der Verlagerungsumfang in der Summe auch durch 
Addition des isolierten Tarifeffektes aus der Sicht des einen Erwerbers mit dem isolierten 
Bemessungsgrundlageneffekt aus der Perspektive des jeweiligen Miterwerbers ermitteln läßt, so daß gilt:  
 ΔRneutral = (s1 x ( 1β  - 2β ) + 2β  x (s1 -s2)) x EVFTarif . 
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entgegengesetzte Wirkungsrichtungen auf, so daß beide Teilwirkungen sich stets partiell, in 
Ausnahmefällen ggf. sogar vollständig neutralisieren. Daher sind bei derartigen Mischfällen 
im Ergebnis nur Erbteilsverlagerungen in vergleichsweise geringem Umfang zu erwarten. 
Bsp. 42: Entspricht Bsp. 41, jedoch nunmehr mit einer genau spiegelbildlichen 
Erbteilszuteilung. Entsprechend erhält Erwerber 1 als tarifgünstiger Erwerber (s1 = 
19%) das vergleichsweise bewertungsungünstige Erbvermögen ( )1( 11 α−×β = 0,75) 
und der tarifungünstige Erwerber 2 (s2 = 35%) das bewertungsgünstige 
Erbvermögen ( )1( 22 α−×β = 0,4). Damit ermittelt sich gem. Formel [46] ein 
Verlagerungsvolumen von: 
 ΔRneutral = (0,4 x 0,35 - 0,75 x 0,19) x 0,25 = 0,00625 . 
 Demgegenüber würden die jeweils isolierten Verlagerungsgrundeffekte aus der Sicht 
der Einzelerwerber als  Tarifeffekt mit 1β = 0,75 bzw. 2β = 0,4 einen Wert von 0,03 
bzw. 0,016 und als BMG-Effekt mit s1 = 0,35 bzw. s2 = 0,19 einen Wert von 0,030625 
bzw. 0,016625 annehmen (vgl. auch Bsp.41). 
Das Fallbeispiel zeigt, daß die den Erwerber 1 begünstigenden Erbteilsverlagerungen aus dem 
Tarifeffekt (hier: 3% bzw. 1,6%) weitgehend neutralisiert wurden, da zugleich 
entgegengerichtete Verlagerungswirkungen aus den Bemessungsgrundlageneffekten (hier: 
3,0625% bzw. 1,6625%) resultieren. Während bei der Effektkombination in Mischfällen 
somit regelmäßig die Erbteilsverlagerungswirkungen abgeschwächt werden, kann im 
Einzelfall auch eine vollständige Relationsneutralität herbeigeführt werden, wenn sich vor- 
und nachteilige Verlagerungswirkungen betraglich entsprechen.335 Soweit ein isolierter 
Erbteilsverlagerungseffekt als Ausgangspunkt betrachtet wird, ist demnach festzustellen, daß 
sich sein Verlagerungsumfang in der Kombination mit anderen Teilverlagerungseffekten 
sowohl vermindern, als auch vollständig neutralisieren oder sogar auch in der 
Wirkungsrichtung umkehren kann.336  
Daraus folgt, daß die Wirkungsrichtung und der Umfang von Kombinationseffekten letztlich 
nur für den Einzelfall exakt bestimmbar sind. Aus dem direkten Vergleich der beiden 
vorstehend dargestellten Grundformen von erbvolumensneutralen Kombinationsfällen ist 
jedoch auf eine deutlich erhöhte Verlagerungsanfälligkeit für Erbteilungssituationen im Sinne 
von Kumulationsfällen zu schließen.  
                                                 
335  Auf diesen Umstand wird noch im Rahmen der Darstellung der Relationsausgleichsalternativen und dort 
insbesondere in Teil IV, Abschnitt A, Kapitel 3, einzugehen sein. 
336  Eine Umkehr der Wirkungsrichtung wäre dabei stets dann zu erwarten, wenn gilt: 
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3 Erbvolumenssensible Kombinationseffekte 
Im Gegensatz zu den vorstehend betrachteten erbvolumensneutralen Kombinationseffekten 
besteht im Falle von erbvolumenssensiblen Kombinationseffekten ein unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen dem Gesamtumfang des Erbvermögens und dem auftretenden 
Verlagerungsumfang ΔRsensibel.337 Im Rahmen der Quantifizierung des Gesamtvolumens der 
auftretenden Erbteilsverlagerungseffekte (ΔRgesamt) im Formel [45] werden die 
erbvolumenssensiblen Kombinationseffekte (ΔRsensibel) durch den folgenden Ausdruck erfaßt: 
[47] ( ) ( ) ( )[ ] .  12221111111 bruttobrutto
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Erkennbar ergibt sich der Umfang erbvolumenssensibler Verlagerungseffekte anhand der 
(durch das jeweilige Brutto-Erbvermögen zu dividierenden – vgl. Formelteil ?) Differenz  
zwischen den Steuerwirkungen persönlicher Freibeträge und fixer Steuerbefreiungen eines 
Erwerbers einerseits (vgl. Formelteil ?) und seinem jeweils erbteilsadäquaten Anteil an 
diesen im Gesamt-Erbteilungsfall auftretenden Steuerwirkungen andererseits (vgl. Formelteil 
?). Entsprechend ist bei einem konstanten Differenzwert (? - ?) mit steigendem Brutto-
Erbvermögen angesichts der Multiplikation mit ? eine insgesamt abnehmende materielle 
Bedeutung der Verlagerungswirkungen festzustellen. Dies folgt daraus, daß bei gegebener 
Ausprägungen der Verlagerungsdeterminanten die auftretenden Verlagerungen auch bei 
Variation des Brutto-Erbvermögens im Absolutbetrag konstant bleiben, so daß deren relative 
Bedeutung (hier als ΔRsensibel) mit zunehmendem Erbvermögen abnimmt. 
Demnach ist insgesamt zu erwarten, daß sich bei Erbteilungen mit umfangreichen 
Erbvermögenswerten die Wirkungsrichtung und der Umfang der auftretenden 
Erbteilsverlagerungen vornehmlich nach den vorstehend im Rahmen der 
erbvolumensneutralen Kombinationswirkungen beschriebenen Wirkungszusammenhängen 
bestimmen. Demgegenüber können bei nur geringwertigen Vermögensübertragungen 
(insbesondere <10 Mio. EUR, vgl. z.B. Abb. 35) insbesondere auch erbvolumenssensible 
Kombinationswirkungen für die im Ergebnis auftretenden Erbteilsverlagerungen bestimmend 
sein. 
Im Rahmen der Darstellung der erbvolumenssensiblen Kombinationswirkungen von Tarif- 
und Bemessungsgrundlageneffekten wird im folgenden wiederum eine Unterscheidung 
zwischen Erbteilungssituationen im Sinne von Kumulationsfällen und im Sinne von 
Mischfällen vorgenommen. Diese weisen unter Berücksichtigung der bisherigen Erkenntnisse 
                                                 
337  Vgl. Abschnitt C, Kapitel 2. 
? ? ? 
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zur Wirkungsrichtung von Tarif- und Bemessungsgrundlageneffekten338 potentiell jeweils die 
folgenden Merkmale auf: 
- Kumulationsfälle:    
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- Mischfälle:                
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In diesen erbvolumenssensiblen Kombinationsfällen sind jeweils die im folgenden 
dargestellten Verlagerungswirkungen zu erwarten. 
3.1 Kumulationsfälle 
Soweit im Sinne der vorstehend abgegrenzten Kumulationsfälle der Anteil eines Erwerbers an 
der erbteilungsbezogenen Summe steuerlichen Abzugsbeträge größer ist als sein Brutto-
Erbanteil, ergibt sich aus der Sicht dieses Erwerbers aufgrund der Zuordnung persönlicher 
Freibeträge und fixer Steuerbefreiungen ein bemessungsgrundlagenbedingter 
Verlagerungsvorteil. Im Zusammentreffen mit der jeweils günstigeren Tarifbelastung ist aus 
den erbvolumenssensiblen Kombinationswirkungen eine Abschwächung der Erbteilsverla-
gerungseffekte gegenüber vergleichbaren Erteilungsfällen mit jeweils isolierten Bemessungs-
grundlageneffekten zu erwarten. Dies wird zunächst an folgendem Fallbeispiel aufgezeigt: 
Bsp. 43: Zwei Erwerber (Stkl. I mit s1 = 19% bzw. Stkl. III mit s2 = 35%) sollen ein 
Erbvermögen von insgesamt 10 Mio. EUR zu gleichen Teilen erhalten. Die 
individuellen Steuerabzugsbeträge sollen 1 Mio. EUR (FB1 + SB1) bzw. 100.000 
EUR (FB2 + SB2) betragen. Es ergeben sich demnach für diesen Kumulationsfall 
gem. Formel [47] erbvolumenssensible Erbteilsverlagerungseffekte von: 
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Demgegenüber würden die jeweils isolierten Verlagerungsvolumina betragen (vgl. 
Formel [26]): 
 − BMG-Effekt mit s1 = 0,19:   (1 - 0,5 x 1,1) x 0,19 x 0,1 =  0,00855 . 
 − BMG-Effekt mit s2 = 0,35:   (1 - 0,5 x 1,1) x 0,35 x 0,1 =  0,01575 . 
                                                 
338  Der hier betrachtete Bemessungsgrundlageneffekt wirkt nur dann zu Gunsten eines Erwerbers, wenn sein 
Anteil an dem Gesamtvolumen der Freibeträge und Steuerbefreiungen größer ist als sein Erbanteil. Vgl. 
hierzu auch die Ausführungen zu Formel [26]. 
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Anhand des Fallbeispiels wird deutlich, daß erbvolumenssensible Kombinationseffekte in 
Kumulationsfällen zu einer Minderung des resultierenden Erbteilsverlagerungsvolumens 
führen. Zurückzuführen ist dies auf die unterschiedliche steuerliche Auswirkung der 
Steuerabzugsbeträge bei den jeweiligen Erwerbern, da sich im Kumulationsfall identische 
Steuerabzugsbeträge beim jeweils tarifgünstigen Erwerber aufgrund der geringeren 
Tarifbelastung weniger umfangreich in Form einer Steuerminderung niederschlagen als bei 
seinem tarifungünstigen Miterwerber. Folglich ergibt sich aufgrund der entgegengesetzten 
Wirkungsrichtung der Steuerabzugsbetrags- bzw. Tarifzuordnung ein – im Vergleich zur 
Annahme einheitlicher Tarifbelastungen – nur vermindertes Verlagerungsvolumen. Dabei 
scheint es (analog zur Situation bei den erbvolumensneutralen Kombinationseffekten bei 
Mischfällen) auch möglich, daß in einzelnen Fällen die Verlagerungswirkungen des reinen 
Bemessungsgrundlageneffektes im Zusammenwirken mit den Tarifeffekten vollständig 
neutralisiert werden oder sogar ihre Wirkungsrichtung ändern.339 
3.2 Mischfälle 
In den hier zu betrachtenden Mischfällen fallen auf Seiten eines Erwerbers stets 
Verlagerungsvorteile hinsichtlich des persönlichen Steuerabzugsvolumens mit Nachteilen 
durch eine im Vergleich zum Miterwerber höhere Tarifbelastung zusammen. Entsprechend ist 
in Abgrenzung zur vorstehend dargestellten Gruppe erbvolumenssensibler 
Kombinationseffekte bei Kumulationsfällen im Zusammentreffen von 
Bemessungsgrundlagen- und Tarifeffekten im Sinne von Mischfällen eine Verstärkung der 
auftretenden Erbteilsverlagerungen zu erwarten. Dies zeigt auch das folgende Fallbeispiel: 
Bsp. 44: Entspricht Bsp. 43, jedoch sollen die individuellen Steuerabzugsbeträge nunmehr 
spiegelbildlich zum vorhergehenden Fallbeispiel 100.000 EUR (FB1 + SB1) bzw. 1 
Mio. EUR (FB2 + SB2) betragen.340 Für diesen Kumulationsfall ergeben sich 
demnach erbvolumenssensible Erbteilsverlagerungen i.S.v. Formel [47]: 
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339  Eine Umkehr der Wirkungsrichtung wäre stets dann zu erwarten, wenn gilt: 
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340  Aufgrund der regelmäßig höheren persönlichen Freibeträge FBi in der günstigen Stkl. I kann eine solcher 
Fall vornehmlich dann auftreten, wenn der Erwerber der ungünstigen Stkl. III Vermögen erhält, das durch 
umfangreiche fixe Steuerbefreiungen SBi (z.B. Betriebsvermögen gem. § 13a Abs. 1 ErbStG) begünstigt 
ist. 
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 Demgegenüber würden die Verlagerungsvolumina wiederum für einen isolierten 
BMG-Effekt mit s2 = 0,35 einen Wert von 0,01575 bzw. für einen BMG-Effekt mit s1 
= 0,19 einen Wert von 0,00855 annehmen (vgl. Bsp. 43). 
Demnach ist festzustellen, daß erbvolumenssensible Kombinationswirkungen bei Mischfällen 
jeweils zu einer Verstärkung der auftretenden Erbteilsverlagerungen im Vergleich zu den 
jeweils reinen Bemessungsgrundlageneffekten führen. Dies ergibt sich aus dem bereits bei 
den vorstehenden Kumulationsfällen dargestellten Wirkungszusammenhang zwischen 
Tarifbelastungen der Erwerber einerseits und dem aus einem Steuerabzugsbetrag im Ergebnis 
resultierenden Steuerminderung andererseits.    
In der Zusammenfassung der somit aus Kombinationseffekten potentiell resultierenden 
Verlagerungswirkungen ist demnach allgemein festzustellen, daß Bemessungsgrundlagen- 
und Tarifeffekte bei Erbteilungssituationen im Sinne von Kumulationsfällen in ihren 
erbvolumensneutralen Kombinationswirkungen stets dieselbe Wirkungsrichtung aufweisen, 
während ihre erbvolumenssensiblen Kombinationswirkungen eine jeweils entgegengesetzte 
Wirkungsrichtung aufweisen. Entsprechend würden sich z.B. in der Kombination eines Tarif- 
und eines Bemessungsgrundlagenvorteils die erbvolumensneutralen Kombinationswirkungen 
der Teileffekte gegenseitig verstärken, während sich die erbvolumenssensiblen 
Kombinationswirkungen gegenseitig abschwächen würden. Dies gilt analog auch für den 
umgekehrten Fall, d.h. bei Erbteilungssituationen im Sinne von Mischfällen entfalten 
erbvolumensneutrale Kombinationswirkungen grundsätzlich jeweils einander 
entgegengerichtete Verlagerungswirkungen, während erbvolumenssensible Kombinations-
wirkungen jeweils dieselbe Wirkungsrichtung aufweisen. 
Vor diesem Hintergrund ist jedoch zu berücksichtigen, daß Bemessungsgrundlageneffekte im 
Rahmen von erbvolumensneutralen bzw. von erbvolumenssensiblen Kombinationseffekten 
letztlich auf unterschiedliche Verlagerungsdeterminanten zurückzuführen sind. Für diese, d.h. 
hinsichtlich des Bewertungsansatzes ( iβ ) und der variablen Steuerbefreiungsvolumina (1 - 
iα ) einerseits (erbvolumensneutrale Effekte) bzw. hinsichtlich der persönlichen Freibeträge 
(FBi) und der fixen Steuerbefreiungsvolumina (SBi) andererseits (erbvolumenssensible 
Effekte), läßt jedoch das geltende Erbschaftsteuerrecht keine unmittelbaren Dependenzen 
erkennen. Ein hoher persönlichen Freibetrag (z.B. in der Stkl. I) muß demnach z.B. nicht 
zwingend mit günstigen Bewertungsansätzen einhergehen (falls z.B. der Erblaser das 
bewertungsgünstige Vermögen einem Erwerber der höheren Stkl. II oder III – mit 
entsprechend geringerer persönlicher Freibetragszuordnung – zugeteilt hat). Folglich können 
an dieser Stelle über das vorhergesagte hinaus keine allgemeingültigen Aussagen über das 
Zusammenwirken erbvolumensneutraler und -sensibler Kombinationswirkungen getroffen 
werden. Entsprechende Feststellungen sind vielmehr – unter grundsätzlicher 
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Berücksichtigung der additiven Verknüpfung beider Wirkungskomponenten – ausschließlich 
dem Einzelfall vorbehalten. 
Der hiermit abschließende Teil III dieser Untersuchung hat gezeigt, welche Elemente im 
Rahmen der Besteuerungssystematik des ErbStG das Auftreten von Erbteilsverlagerungen 
verursachen können und mit welchen Verlagerungswirkungen dabei je nach 
zugrundeliegender Erbteilungssituation zu rechnen ist. Im Vordergrund standen hierbei der 
Nachweis des Problems steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen auf der Grundlage des 
geltenden Erbschaftsteuerrechts sowie die Analyse elementarer Ursache-Wirkungs-
Beziehungen. Auf der Grundlage der bisherigen Ergebnisse können bereits für individuelle 
Erbteilungsfälle und das von einem Erblasser angestrebte Erbteilungsergebnis (z.B. hälftige 
Erbzuteilung) erste Abschätzungen hinsichtlich der jeweiligen Verlagerungsanfälligkeit 
getroffen werden. Für die Praxis der Erbteilung und als Lösungsbeitrag für den verfügenden 
Erblasser gilt es darüber hinaus im weiteren geeignete Gestaltungsansätze aufzuzeigen, mit 
denen unerwünschten steuerinduzierten Vermögensverlagerungen zwischen den Erwerbern 
wirksam begegnet werden kann.  
 267 
Teil IV 
Entwicklung steuerorientierter Gestaltungsansätze zum Ausgleich steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen 
A Gestaltungsalternativen 
Nachdem im vorhergehenden Untersuchungsteil die Wirkungszusammenhänge zwischen der 
erbschaftsteuerlichen Besteuerungssystematik und dem Auftreten von Erbteilsverlagerungen 
eingehend im Sinne einer Steuerwirkungsanalyse untersucht worden sind, ist es darauf 
aufbauend als vornehmliche Aufgabe einer zielbezogenen Steuergestaltungsplanung 
anzusehen, Lösungsansätze zu entwickeln, mit deren Hilfe dem Problem steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen wirksam begegnet werden kann. 
Für den weiteren Untersuchungsverlauf ist zu unterstellen, daß das besondere Interesse eines 
Erblassers auf die tatsächliche Herbeiführung des von ihm originär intendierten 
Erbteilungsergebnisses gerichtet ist, wobei dieses in der Praxis auch gegenüber 
divergierenden Einzelinteressen und insbesondere gegenüber widerstreitenden 
Erwerberinteressen durchsetzbar sein muß.1 In diesem Sinne kommen als Gestaltungs-
maßnahmen zum Ausgleich unerwünschter Erbteilsverlagerungen ausschließlich 
Anpassungen der vom Erblasser – zunächst ohne angemessene Berücksichtigung ebendieser 
steuerinduzierten Erbteilverlagerungen – formulierten erbrechtlichen Verfügungen von Todes 
wegen (z.B. im Rahmen eines Testaments) in Betracht, weil nur dadurch der Eintritt des 
Erbteilungsergebnisses für alle Beteiligten rechtsverbindlich begründet wird. Obwohl 
prinzipiell auch alternative Gestaltungsansätze denkbar erscheinen, wie z.B. „einmütige 
Ausgleichszahlungen“ zwischen den Erwerbern, durch die etwaige steuerinduzierte 
Verlagerungen erst nach Erbfalleintritt nachträglich ausgeglichen werden sollen, bleiben 
derartige Gestaltungen im Rahmen der weiteren Untersuchung unberücksichtigt. Dies ergibt 
sich daraus, daß derartige Lösungsansätze – selbst bei vorhandenem Interessengleichklang 
aller Beteiligten zu Lebzeiten des Erblassers – stets die latente Gefahr bergen, daß das 
erblassergewünschte Erbteilungsergebnis in letzter Konsequenz mangels rechtlicher 
Durchsetzbarkeit nicht realisiert wird und zudem über die näheren Erbteilungsmodalitäten 
ggf. langwierige Erbstreitigkeiten auftreten. Angesichts einer somit im Ergebnis zweifelhaften 
Umsetzung vermögens- und personenbezogener Erblasserziele sind daher rechtlich 
                                                          
1  Dabei ist zu berücksichtigen, daß der Eintritt eines bestimmten Erbteilungsergebnisses nicht nur die 
unmittelbar beteiligten Erwerber berührt. Vielmehr können auch mittelbar Beteiligte, z.B. vom Erblasser 
übergangene Erben, bei der Übertragung von Betriebsvermögen ggf. Mitgesellschafter oder 
möglicherweise auch ein testamentarisch vorgesehener Testamentsvollstrecker im Einzelfall 
Eigeninteressen entwickeln, die sie durch Einflußnahme auf den Erbteilungsvorgang durchzusetzen suchen. 
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unverbindliche Gestaltungsmaßnahmen, ungeachtet möglicher Anwendungsvorteile im 
Einzelfall,2 im weiteren als unbefriedigende Lösungsalternativen zu vernachlässigen.  
Vor diesem Hintergrund sind aus der Sicht des Erblassers spezifische testamentarische 
Verfügungen (bzw. deren steuerorientierte Anpassung und/oder Ergänzung durch 
Zusatzklauseln) als besonders naheliegender Gestaltungsansatz anzusehen, um das im 
Einzelfall angestrebte wirtschaftliche Erbteilungsergebnis in der Praxis tatsächlich auch 
herbeizuführen. Wie bereits in Teil II dieser Untersuchung deutlich wurde, bestehen im 
Rahmen einer gewillkürten Erbfolgeregelung weitreichende Möglichkeiten, um die 
erbrechtlichen Verfügungen gezielt im Hinblick auf die jeweils ausgelösten steuerinduzierten 
Erbteilungswirkungen auszugestalten. Im einfachsten Falle wären z.B. für den 
Anwendungsfall einer gleichverteilten Vermögenszuweisung durch Erbeinsetzung folgende 
letztwillige Formulierungen vorstellbar:3 
„Zu meinen Erben berufe ich (...). Der Nachlaß steht nach Abzug sämtlicher 
Verbindlichkeiten und der Summe der auftretenden Erbschaftsteuerbelastungen den 
Erben jeweils zu gleichen Teilen zu.“ 
Oder auch alternativ: 
„Zu meinen Erben berufe ich (...) zu gleichen Teilen. Die Erbengemeinschaft hat an 
jedes Mitglied der Erbengemeinschaft jeweils einen Geldbetrag in Höhe des 
endgültigen persönlichen Erbschaftsteuerzahlbetrages des Mitgliedes zu entrichten. 
Die entsprechenden Geldbeträge gelten jeweils als im Wege des 
Vorausvermächtnisses zugewendet.“  
Durch beide Verfügungsvarianten wird jeweils die Erwerbergemeinschaft in ihrer Gesamtheit 
zum wirtschaftlichen Träger der auftretenden Steuerbelastungen, weil entweder die 
individuelle Erbanteilsfestsetzung explizit auf der Grundlage der Bezugsgröße „Netto-
Erbvermögen“ vorgenommen wird oder weil die Erbengemeinschaft die jeweiligen 
Individualsteuerbelastungen ihrer Mitglieder in Form von Nachlaßverbindlichkeiten 
unmittelbar auszugleichen hat. Durch die anteilige Zurechnung des nach Abzug von 
Steuerbelastungen verbleibenden Netto-Erbvermögens sind in beiden dargestellten Fällen die 
beteiligten Erwerber wirtschaftlich jeweils anteilsproportional mit der insgesamt auftretenden 
                                                          
2  In diesem Zusammenhang ist z.B. an potentielle Steuervorteile zu denken, die ggf. durch Abweichungen 
zwischen der für steuerrechtliche Zwecke generierten Erbteilungsgestaltung und dem wirtschaftlich 
tatsächlich eintretenden Erbteilungsergebnis begründet würden (z.B. in Form sogenannter 
„Kettenschenkungen“). 
3  Gegen die aufgeführten Verfügungsvarianten dürften zumindest im Grundsatz keine Bedenken bestehen, 
weil sie letztlich im Einklang mit dem gesetzlich verankerten Recht zur Willkürung der Erbteilung durch 
den Erblasser steht. Eine detaillierte Prüfung etwaiger zivilrechtlicher Aspekte ist allerdings nicht 
Gegenstand dieser Untersuchung.  
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Erbschaftsteuer belastet. Im Hinblick auf steuerliche Erbteilungswirkungen wären derartige 
Erbteilungen zwangsläufig als verlagerungsneutral anzusehen,4 so daß demnach erbrechtliche 
Verfügungen der vorstehenden Art dem Grunde nach geeignet scheinen, ein Auftreten 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen wirksam zu verhindern. 
Jedoch ist in diesem Zusammenhang zu berücksichtigen, daß die dargestellten 
testamentarischen Verfügungsvarianten als solche das Problem des Ausgleichs 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen nicht abschließend zu lösen vermögen. Vielmehr wird 
die Notwendigkeit der Problemlösung in der Tat nur von der Person des verfügenden 
Erblassers auf andere am Erbfall beteiligte Dritte5 verlagert. Beim konkreten Vollzug der 
vorstehend beschriebenen Erbteilungsverfügungen entsteht nämlich zwangsläufig das 
Problem, die jeweils zunächst unbekannten Brutto-Bereicherungsanteile (Eibrutto) der Erwerber 
zu ermitteln, die als Ausgangsgröße der Besteuerung zugrundezulegen sind, und die abzüglich 
der resultierenden Steuerbelastungen (Si) exakt zu den verfügten Netto-Erbteilsrelationen 
(Einetto) führen. Dem Wesen nach entspricht dieses retrograde Ermittlungsproblem dem aus 
der Sicht des Erblassers bestehenden prospektiven Gestaltungsproblem bei der Erbteilung, so 
daß weiterhin das Erfordernis der Entwicklung eines allgemeinen Lösungsansatzes besteht.  
Die im weiteren zu betrachtenden Gestaltungsalternativen sollen hierbei vornehmlich dem 
letztwillig verfügenden Erblasser die Berücksichtigung steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen bereits im Rahmen der erwerberbezogenen Erbvermögenszuteilung 
ermöglichen. Sie bilden damit die Grundlage für die Einleitung eines Relationsausgleichs, 
d.h. der Neutralisierung unerwünschter Erbteilsverlagerungen durch geeignete 
Gegenmaßnahmen im Rahmen letztwilliger Verfügungen des Erblassers. Gleichwohl sind die 
nachfolgenden Ergebnisse analog auch auf die vorstehend beschriebene Situation einer 
Problemlösung durch Dritte übertragbar. 
1 Allgemeiner Lösungsansatz und Untersuchungsaufbau 
Das gemeinsame Ziel der im folgenden zu entwickelnden Gestaltungsalternativen ist die 
Herbeiführung eines wirtschaftlichen Erbteilungsergebnisses, das den ursprünglichen 
Zuteilungsvorgaben des Erblassers entspricht. Als Ziel-Größe fungieren demnach die vom 
Erblasser intendierten und auf Basis der korrespondierenden Bruttogrößen (Eibrutto und GEbrutto 
bzw. Eisoll und GEsoll) testamentarisch verfügten Erbteilsrelationen, die beim Auftreten von 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen nicht mit den Relationen zwischen den individuellen 
Netto-Erbanteilen der Erwerber an dem nach Durchführung der Besteuerung verbleibenden 
Netto-Gesamtvermögen übereinstimmen (Einetto und GEnetto bzw. Eiist und GEist). Soweit 
                                                          
4  Vgl. hierzu die Ausführungen zu steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen sowie auch Formel [6]. 
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jedoch der Erbteilungsvorgang steuerinduzierte Verlagerungswirkungen auslöst, ist im Sinne 
dieser Untersuchung die zieladäquate Gestaltung der Netto-Vermögenspositionen der 
Erwerber vorrangige Aufgabe einer steuerorientierten Erbteilung. Konkret ist in diesem 
Zusammenhang zu bestimmen, in welchem Umfang für den Einzelfall eine Erhöhung der 
Netto-Erbanteile verlagerungsbenachteiligter Erwerber bzw. eine korrespondierende 
Minderung der Netto-Erbanteile verlagerungsbegünstigter Erwerber vorzunehmen ist, damit 
im Ergebnis eine vollständige Neutralisation der steuerbedingten Erbteilsverlagerungen 
eintritt.6 
Der Entwicklung steuerorientierter Gestaltungsansätze zum Ausgleich von 
Erbteilsverlagerungen geht notwendigerweise zunächst die Identifikation entsprechender 
Verlagerungswirkungen im konkreten Erbteilungsfall voraus. Die Ausgangssituation des 
einzuleitenden Problemlösungsprozesses in der Planungsphase der Erbteilung ist im 
folgenden jeweils durch das Merkmal der vorhersehbaren Nichterfüllung der 
Relationsneutralitätsbedingung (vgl. Formel [5]) gekennzeichnet, so daß demnach vor 
Einleitung von Gegenmaßnahmen in problemadäquater Unterscheidung von Soll- und Ist-
Größen i.d.R. gelten würde: 
[48]       
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E ≠≠    bzw.     für mind. zwei7 i (i = 1, 2, ..., n). 
Im Rahmen der zielorientierten Gestaltung von Netto-Erbanteilen der 
verlagerungsbetroffenen Erwerber sind die simultanen Änderungen der individuellen Netto-
Vermögenspositionen (ΔEinetto) und damit korrespondierend zumeist auch des Netto-
Gesamterbvermögens (ΔGEnetto) als zentraler Problemaspekt der steuerorientierten Erbteilung 
anzusehen.8 Ausgehend von der Situation vor Relationsausgleich  (Ei
ist und GEist) muß 
demnach unter expliziter Berücksichtigung der jeweils anpassungsbedingt auftretenden Netto-
Vermögenswirkungen in der Ziel-Situation nach Durchführung des Relationsausgleichs 
allgemein die folgende Gleichung erfüllt werden: 
                                                          
5  Hier z.B. das zuständige Nachlaßgericht, den Testamentsvollstrecker oder die Erwerber selbst, welche die 
Erblasserverfügung in eine konkrete Erbteilung überführen müssen. 
6  Vgl. auch Meincke, Gestaltungsmöglichkeiten, S. 108, der zunächst im Zusammenhang mit dem 
traditionellen erbschaftsteuerlichen Planungsziel der Steuerbelastungsminimierung eine Überwälzung 
auftretender Erbschaftsteuerbelastungen bzw. Aufteilung ersparter Steuerbelastungen unter den beteiligten 
Miterben angedacht hat. 
7  Erbteilsverlagerungen treten stets zwischen den an einer Erbteilung beteiligten Erwerbern auf, so daß dem 
anteiligen Mindererwerb eines Erwerbers stets ein entsprechender anteiliger Mehrerwerb eines 
Miterwerbers gegenübersteht. Folglich ist die Ungleichung [48] beim Auftreten steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen stets mindestens für zwei Erwerber i erfüllt.   
8  Zu dieser Problematik vgl. Teil II, Abschnitt B, Kapitel 2.32.  
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[49] 
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  für alle i (i = 1, 2, ..., n). 
Die für Zecke des Relationsausgleichs individuell erforderlichen Netto-
Vermögensänderungen ΔEinetto bzw. die daraus in Summe resultierenden Änderungen des 
Netto-Gesamtvermögens ΔGEnetto ergeben sich selbst wiederum im Zusammenspiel von 
etwaigen Brutto-Erbanteilsänderungen (hier wie bereits vorstehend als 
Relationsausgleichsvolumen9 definiertes RAi mit: RAi = ΔEibrutto) und den ausgleichsbedingt 
ggf. eintretenden individuellen Steuerbelastungsänderungen (ΔSiRA). Analog zu den bereits in 
Formel [2] dargestellten Zusammenhängen ist somit aus Sicht des einzelnen Erwerbers bzw. 
in der Gesamtheit aller Erwerber i (i = 1, 2, ..., n) festzustellen:  
[50]          RAiinettoi SRAE Δ−=Δ     bzw.    ( )∑
=
Δ−=Δ
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ii
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1
 . 10 
Aus den in den Formeln [49] und [50] dargelegten Zusammenhängen folgt für die Lösung des 
Problems „steuerorientierte Erbteilsverlagerungen“, daß eine zielorientierte Anpassung der 
erwerberbezogenen Netto-Vermögenspositionen im Umfang ΔEinetto alternativ über eine 
isolierte Beeinflussung der Individualsteuerbelastungen der betroffenen Erwerber (hier: ΔSiRA) 
oder über die Anpassung der Brutto-Erbanteile (hier: RAi) bzw. über eine kombinierte Brutto-
Erbanteils-Steuerbelastungsmodifikation (d.h.: RAi und ΔSiRA) zu bewirken ist. Da 
Änderungen der Brutto-Erbanteile jedoch mit Ausnahme nur weniger Sonderfälle11 stets auch 
eine Änderung der resultierenden Individualsteuerbelastungen auslösen, bedarf es im weiteren 
lediglich einer grundsätzlichen Unterscheidung zwischen einem „Relationsausgleich durch 
isolierte Gestaltung der steuerlichen Individualbelastungen“ und einem „Relationsausgleich 
durch Modifikation der Brutto-Erbanteilsrelationen“.12 
                                                          
9  Vgl. Teil II, Abschnitt B, Kapitel 2.32. Wie bereits die Brutto-Werte des Erbvermögens (Eibrutto bzw. 
GEbrutto) wird auch der Relationsausgleichsbetrag (RAi) auf der Grundlage einer Verkehrswertbetrachtung 
ermittelt. 
10  Da jede erwerberbezogene Zuweisung zusätzlicher Brutto-Erbvermögensanteile mit einer entsprechenden 
Minderung des Brutto-Vermögensanteils eines Miterwerbers korrespondiert, ändert sich durch den 
Relationsausgleich die Ausgangsgröße „Brutto-Erbvermögen“ naturgemäß nicht. Insofern nimmt der 
Faktor RAi in der Summe aller Erwerber stets den Wert null an. Er ist hier in der Formel [50] nur aus 
Darstellungsgründen berücksichtigt. 
11  Änderungen der Brutto-Erbanteile bewirken nur dann keine Änderungen der Individualsteuerbelastungen 
der Erwerber, wenn das zusätzlich zugewendete Vermögen auf Erwerberebene keine zusätzlichen 
Erbschaftsteuerbelastungen auslöst. Ursächlich hierfür können besondere sachliche Steuerbefreiungen sein 
oder auch noch nicht ausgeschöpfte persönliche Freibeträge. Somit sind isolierte Änderungen der Brutto-
Erbanteile, bei denen nicht zugleich auch Steuerwirkungen auftreten, in der Praxis nur wenigen gesetzlich 
normierten Ausnahmefällen vorbehalten. 
12  Zudem ist die Lösung der Relationsausgleichsproblematik im Wege einer Anpassung der Brutto-Erbanteile, 
die keine steuerlichen Folgewirkungen auslöst, als trivial anzusehen, da in diesem Fall lediglich ein 
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Der vorstehend aufgezeigten Unterscheidung von Lösungsansätzen zum Relationsausgleich 
folgt der weitere Untersuchungsverlauf entsprechend. Aufgrund der bisherigen 
Untersuchungsergebnisse ist zudem zu berücksichtigen, daß Modifikationen der Brutto-
Erbanteilsrelationen wiederum alternativ durch Änderung der Gesamtrechtsnachfolgeregelung 
selbst (Erbeinsetzung) oder aber durch ergänzende Einzelrechtsverfügungen (Vermächtnisse, 
Auflagenzuwendungen) herbeigeführt werden können.13 Demgegenüber erscheint eine 
isolierte Gestaltung der steuerlichen Individualbelastungen einerseits durch Anpassung der 
gegenständlichen Zuteilungsverfügungen (qualitative Erbteilung) oder andererseits durch 
Anpassung von Erwerbermerkmalen (z.B. Familienstandsänderungen) möglich.  
In der Summe sind demnach vier potentielle Lösungsansätze (im folgenden auch Alternativen 
? bis ?) zu unterscheiden, deren konkrete Anwendung in einem ersten Schritt – 
insbesondere im Hinblick auf die Bestimmung des Umfangs der erforderlichen 
Relationsausgleichsmaßnahmen – zu beschreiben ist. Anschließend erfolgt eine steuerliche 
Vorteilhaftigkeitsanalyse, die Vor- und Nachteile der jeweiligen Lösungsansätze vor dem 
Hintergrund spezifischer Erbteilungssituationen aufzeigt und einer Bewertung zuführt. Zu 
diesem Zweck sind geeignete Kriterien zu entwickeln, die eine Bewertung im einzelnen 
Anwendungsfall ermöglichen. Als mögliche Ausgangssituationen werden dabei das Auftreten 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen zu Gunsten tarifgünstiger, tarifungünstiger bzw. 
tarifidentischer Erwerber unterschieden. Auf dieser Basis ergibt sich der weitere 
Untersuchungsaufbau wie folgt: 
 
                                                          
interpersoneller Ausgleich im Umfang des zuvor festgestellten Erbteilsverlagerungsvolumens zu erfolgen 
hat. 
13  Vgl. Teil II, Abschnitt A, Kapitel 2.2. 
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Ausgangssituation: zu erwartende steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen 
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Abb. 42:  Überblick zum Untersuchungsaufbau zur Analyse alternativer Lösungsansätze 
 
Aufgrund ihrer konzeptionellen Wesensverschiedenheit werden die vorgenannten 
Grundformen des Relationsausgleichs aus Darstellungsgründen im folgenden getrennt 
voneinander erläutert. Weil in der Erbteilungspraxis die konkrete Ausgestaltung des 
Relationsausgleichs jedoch maßgeblich durch die zugrundeliegende Erbteilungssituation 
geprägt wird, ist zudem zu berücksichtigen, daß die Gestaltungsansätze im Bedarfsfall auch 
miteinander kombiniert werden können. 
2 Relationsausgleich durch Modifikation der Brutto-Erbanteilsrelationen  
Soweit steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen als eine nicht vom Erblasserwillen gedeckte 
Bereicherung verlagerungsbegünstigter Erwerber bei korrespondierender Entreicherung 
verlagerungsbelasteter Erwerber angesehen werden, ist es für Zwecke des Relationsausgleichs 
naheliegend, verlagerungsbedingt geminderte Erwerbsanteile durch zusätzliche 
Vermögenszuwendungen zu Lasten verlagerungsbedingt erhöhter Erwerbsanteile 
aufzustocken. Der Ausgleich steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen beruht somit auf 
zielorientierten interpersonellen Vermögensverlagerungen. Dabei kann der Erblasser bereits 
in der Planungsphase der Erbteilung die für den Relationsausgleich erforderlichen 
Erbvermögensverlagerungen unmittelbar durch Anpassungen (vgl. Fälle ? und ? in Abb. 42) 
der originären testamentarischen Erblasserverfügungen erreichen.  
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Auswirkungen auf die erwerberbezogenen Vermögenspositionen ergeben sich gleichermaßen 
aus einzelnen Brutto-Erbteilsmodifikationen selbst als auch aus den daraus ggf. resultierenden 
individuellen Steuerbelastungsänderungen (vgl. Formel [49]). Erwerber, denen im Rahmen 
des Relationsausgleichs zusätzliche Vermögensanteile zugewiesen werden, haben dabei im 
Regelfall eine gegenüber der Ausgangssituation erhöhte Erbschaftsteuerbelastung zu tragen, 
während sich bei Erwerbern, die korrespondierend Vermögensminderungen erfahren, die 
Steuerbelastung im Gegenzug verringert. Folglich weisen die erwerberbezogenen Teil-
Vermögenswirkungen aus Brutto-Erbteilsmodifikationen bzw. aus den daraus resultierenden 
Steuereffekten einander jeweils entgegengesetzte Wirkungsrichtungen auf, wodurch das im 
Einzelfall erforderliche Relationsausgleichsvolumen zumeist den Umfang der jeweils 
festgestellten steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen (ΔRinetto) überschreitet.14 
Den instrumentellen Rahmen für die im Einzelfall erforderlichen Modifikationen der Brutto-
Erbteilsrelationen bilden die zivilrechtlich vorgesehenen Alternativen zur Gestaltung der 
gewillkürten Erbfolge. Ein Erblasser kann demnach die Neutralisation der steuerinduzierten 
Erbteilsverlagerungen alternativ durch ergänzende Zuwendungen im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge (vgl. Alternative ? in Abb. 42) oder der Einzelrechtsnachfolge 
herbeiführen (vgl. Alternative ? in Abb. 42). 
2.1 Relationsgestaltung durch Einzelrechtszuwendungen (Alternative ?) 
Ein Relationsausgleich im Wege der Einzelrechtsnachfolge kann durch eine Ergänzung der 
vom Erblasser zunächst ohne Berücksichtigung der Steuerwirkungen angedachten 
Erblasserverfügung um geeignete Vermächtnis-15 bzw. Auflagenzuwendungen erfolgen. Die 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede dieser beiden erbrechtlichen Gestaltungsinstrumente 
wurden bereits an anderer Stelle erörtert,16 so daß hier lediglich noch einmal auf die ungleich 
stärkere Rechtsposition eines Vermächtniserwerbers im Vergleich zu einem 
Auflagenbegünstigten hingewiesen wird.17  
Ungeachtet der im Einzelfall gewählten Zuwendungsform erfolgt aus wirtschaftlicher 
Betrachtung die für Zwecke des Relationsausgleichs erforderliche Vermögensverlagerung 
jeweils zwischen den beteiligten Erwerbern, so daß jede Minderzuteilung an bestimmte 
Erwerber stets mit Mehrzuteilungen an andere Erwerber einhergeht. Weil diesem 
                                                          
14  Vgl. hierzu auch Fallbeispiel 13. 
15  Ist der zu begünstigende Erwerber zugleich als Erbe des Erblassers bestimmt worden, so ist erbrechtlich 
entsprechend auf die Möglichkeit eines Vorausvermächtnisses zurückzugreifen. 
16  Vgl. Teil II, Abschnitt A, Kapitel 2.23. 
17  Unter dem Aspekt der im Rahmen der Lösungsansätze postulierten Rechtsverbindlichkeit ist demnach der 
Verfügung von Vermächtnissen gegenüber Auflagenbegünstigungen der Vorzug zu geben. Jedoch kann 
dieser „Nachteil“ der Auflage ggf. auch durch eine ergänzende Anordnung der Testamentsvollstreckung 
umgangen werden. 
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ausgleichsbedingten Vermögensübergang ursächlich eine (geänderte) erbrechtliche 
Verfügung des Erblassers zugrundeliegt, sind die hier betrachteten ausgleichsbedingten 
Einzelrechtszuwendungen weiterhin als vom Erblasser stammend anzusehen. Aus steuerlicher 
Perspektive sind sie deshalb auch nicht als eigenständige Übertragungsvorgänge zwischen 
den beteiligten Erwerbern zu qualifizieren,18 sondern dem ursprünglichen Erwerbstatbestand 
„von Todes wegen“ zuzuordnen.19 Dementsprechend liegt der Besteuerung ausschließlich das 
verwandtschaftliche Verhältnis zwischen Erblasser und Erwerber sowie eine tarifliche 
Erwerbswertstufenzuordnung anhand des individuellen Gesamterwerbs seitens des Erblasser 
zugrunde. Infolge der Einheitlichkeit des Rechtsvorganges kommt somit auch eine 
Berücksichtigung zusätzlicher Freibetragspotentiale, wie sie ggf. im Falle separater 
Schenkungen zwischen den Erwerbern zu berücksichtigen wären, im Rahmen der hier zu 
untersuchenden Alternative zum Relationsausgleich nicht in Betracht.  
Aus der Sicht begünstigter Erwerber erfolgt demnach auch die Besteuerung auch des 
Relationsausgleichs auf Grundlage der §§ 1 Abs. 1 Nr. 1, 3 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG, während bei 
den belasteten Erwerbern die ausgleichsbedingten Leistungsverpflichtungen jeweils als 
Nachlaßverbindlichkeit i.S.d. § 10 Abs. 5 Nr. 2 ErbStG den steuerpflichtigen Erwerb 
mindern.20 Für beide Vorgänge richtet sich die Bewertung der betreffenden 
Vermögenspositionen nach den einschlägigen Bestimmungen des § 12 ErbStG bzw. des 
BewG, wobei sich auf Seiten der beteiligten Erwerber die daraus resultierenden individuellen 
Änderungen der steuerlichen Bemessungsgrundlagen aufgrund des bewertungslogisch 
geltenden Korrespondenzprinzips21 betraglich entsprechen.22 Der Umfang der jeweils 
ausgelösten Bemessungsgrundlagenänderungen wird neben dem erforderlichen 
Relationsausgleichsvolumen auch durch die objektspezifischen Merkmale des im Einzelfall 
übertragenen Vermögens bestimmt. Soweit demnach für Zwecke des Relationsausgleichs 
                                                          
18  Aus erbschaftsteuerlicher Perspektive ergäbe sich unter der Annahme eigenständiger 
Übertragungstatbestände eine steuerbare Schenkung unter Lebenden, die wiederum auf der Grundlage des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. § 7 ErbStG zu berücksichtigen wäre. 
19  Vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG. 
20 Insoweit handelt es sich bei dem jeweils belasteten Erwerber um einen steuerlich unbeachtlichen 
Zwischenerwerb, weil dieser infolge der Herausgabeverpflichtung an den jeweiligen Enderwerber zu 
keinem Zeitpunkt die tatsächliche wirtschaftliche Verfügungsmacht über das zunächst zugegangene 
Einzelrecht ausüben kann. 
21  Das Korrespondenzprinzip der Bewertung beruht dabei auf dem Gedanken, daß es im Rahmen einer 
objektivierten Wertermittlung keinen Unterschied begründen kann, wem eine Bewertungseinheit als 
Eigentum zuzurechnen ist. Vgl. Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 3, Tz. 172. 
22  Während sich die steuerlichen Wertansätze des transferierten Vermögens zwangsläufig entsprechen, ist 
anzumerken, daß in Ausnahmefällen die resultierenden erwerberbezogenen Änderungen der 
Steuerbemessungsgrundlagen durchaus differieren können, soweit durch den Relationsausgleich das 
abziehbare Freibetragsvolumen oder fixe Steuerbefreiungsvolumina berührt werden (z.B. mindert sich das 
abziehbare Freibetragsvolumen, wenn eine zuvor nach § 13 Abs. 1 Nr. 4a ErbStG begünstigte Übertragung 
(„Familienwohnheim“ zwischen Ehegatten) ausgleichsbedingt in eine Übertragung auf einen 
nichtbegünstigten Erwerber der Steuerklasse II umgewandelt wird. 
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Vermögenswerte mit unterschiedlichen steuerlichen Eigenschaften zur Verfügung stehen, 
ergeben sich aus diesem Umstand ggf. Anknüpfungspunkte für weitergehende steuerliche 
Gestaltungsüberlegungen.23 
2.2 Relationsgestaltung durch Modifikation der Gesamtrechtsnachfolgeregelung 
(Alternative ?) 
Die Relationsgestaltung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge beruht auf den erbrechtlich 
vorgesehenen Möglichkeiten zur Willkürung der Erbeinsetzung unter individueller Festlegung 
des jeweiligen Erbanteils in Form der erwerberbezogenen Erbquoten. Eine ausgleichsbedingte 
Modifikation der Brutto-Erbanteilsrelationen kann demnach z.B. durch Änderungen der 
ursprünglich vorgesehenen Erbquoten beteiligter Erben24 erfolgen. Ebenfalls denkbar ist, daß 
der Erblasser im Rahmen einer Testamentsänderung einen Erwerber, der zuvor z.B. lediglich 
durch Vermächtnis- oder Auflagenzuwendungen zu begünstigen war, als (anteiligen) Erben 
bestimmt. Der Relationsausgleich erfolgt bei Alternative ? – im Unterschied zur 
Ausgleichsgestaltung mithilfe von Einzelrechtszuwendungen – nicht in Form einer 
ergänzenden Zuweisung konkreter Vermögensgegenstände, sondern durch Anpassung der 
erwerberbezogenen Wertanteile am Gesamthandsvermögen der Erbengemeinschaft. Die 
gegenständliche Konkretisierung der jeweiligen wertanteiligen Erwerbsansprüche obliegt 
dabei verfahrenstechnisch weiterhin den vorhandenen Erben im Rahmen der zu treffenden 
Auseinandersetzungsvereinbarung. 
Eine Erbeinsetzung im Wege der erbquotalen Gesamtrechtsnachfolge erfüllt steuerlich den 
Grundtatbestand im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 ErbStG. Entsprechend 
betrifft eine Modifikation der Erbeinsetzung lediglich die den jeweiligen Erwerbern 
individuell zugewiesenen Bereicherungsumfänge, so daß der Vorgang des 
Relationsausgleichs auch in diesem Fall keinen im Rahmen der Erbschaftsbesteuerung 
gesondert zu berücksichtigenden Tatbestand bildet. Jedoch ergeben sich aufgrund der im 
Nachfeld der Modifikationen auftretenden individuellen Bemessungsgrundlagenänderungen 
auf Seiten der einbezogenen Erwerber zumeist auch Auswirkungen auf deren 
Individualsteuerbelastungen. Der Umfang der Bemessungsgrundlagenänderungen 
ausgleichsbedingt be- bzw. entreicherter Erwerber stimmt dabei regelmäßig betraglich 
überein, da sich im Rahmen des Relationsausgleichs lediglich die interpersonelle Zuordnung 
von Wertanteilen an einem Gesamtvermögen ändert, das unveränderte steuerliche Merkmale 
(im Sinne der anteiligen Zusammensetzung des insgesamt im Wege der 
                                                          
23  Auf diesen Aspekt wird im weiteren Verlauf der Untersuchung noch gesondert einzugehen sein. 
24  Als Extremfall wäre hier die vollständige Enterbung eines Erben vorstellbar, die allerdings nur unter 
restriktiven erbrechtlichen Bedingungen (vgl. Teil II, Abschnitt A, Kapitel 2.22) tatsächlich auch zu einem 
vollständigen Erbanteilsentzug führt. 
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Gesamtrechtsnachfolge übergehenden Vermögens) aufweist.25 Auch bei Alternative ? erfolgt 
demnach der Ausgleich steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen im Zusammenwirken von 
Vermögenswirkungen aufgrund zielgerecht angepaßter Brutto-Erbteilsrelationen und der 
daraus resultierenden steuerlichen Individualbelastungsänderungen. 
2.3 Bestimmung des erforderlichen Relationsausgleichsvolumens 
Für Zwecke einer Konkretisierung der vom Erblasser im Rahmen des Relationsausgleichs zu 
verfügenden Ausgleichszuwendungen liegt es nahe, im weiteren von dem bereits bei der 
Problemidentifikation26 quantifizierten Erbteilsverlagerungsumfang ΔRi auszugehen.27 
Anhand dieser Größe ergibt sich nach Multiplikation mit dem zugrundeliegenden Gesamterb-
vermögensumfang (GEbrutto) jeweils der Absolutbetrag der individuell erforderlichen 
Erbteilsmodifikationen (ΔEinetto), aus dem sich unter Berücksichtigung der auftretenden 
Steuerwirkungen die bereits vorstehend als erwerberbezogenes Relationsausgleichsvolumen 
RAi definierte Zielgröße ermittelt.28  
Zu diesem Zweck sind die bei entsprechenden Anpassungsverfügungen auftretenden 
erwerberbezogenen Steuerwirkungen ΔSiRA zu ermitteln und bei der Bemessung des 
Ausgleichsbetrages (RAi) zu berücksichtigen. Andernfalls würden ggf. weitere 
steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen ausgelöst, so daß der angestrebte Relationsausgleich 
im Ergebnis nicht erreicht würde.29 Unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Erbteilsmodifikation (ΔEibrutto = RAi) auf Seiten der Erwerber und der daraus resultierenden 
Steuerbelastungsänderungen (ΔSiRA) ergibt sich anhand der Formeln [49] und [50] als 
Grundgleichung einer nach Relationsausgleich verlagerungsneutralen Erbteilungssituation: 
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    für alle i (i = 1, 2, ..., n). 
Die vorstehende Grundgleichung für den Relationsausgleich durch Modifikationen der 
Brutto-Erbteilsmodifikationen verdeutlicht, daß immer dann eine ausgleichsbedingte 
Änderung des Gesamtsteuerbelastungsumfangs und damit auch des nach der Besteuerung 
verbleibenden Netto-Erbvermögens (GEist) eintritt, wenn sich im Einzelfall die Änderungen 
                                                          
25  Auch hier können jedoch in Ausnahmefällen - analog zur Situation beim Relationsausgleich durch 
Einzelrechtsnachfolge - Differenzen hinsichtlich der erwerberbezogenen Bemessungsgrundlagen auftreten. 
Derartige Fälle werden im weiteren Untersuchungsverlauf noch gesondert behandelt. 
26  Vgl. auch Formel [11]. 
27  Für den Zweierwerberfall gilt dabei naturgemäß: ΔRi = ΔRgesamt . 
28  Vgl. Teil II, Abschnitt B, Kapitel 2.32. Wie bereits der Brutto-Wert des Erbvermögens (GEbrutto) wird auch 
das Relationsausgleichsvolumen (RAi) auf der Grundlage einer Verkehrswertbetrachtung ermittelt. 
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der steuerlichen Individualbelastungen (ΔSiRA) aus dem Relationsausgleich nicht in der 
Summe der Erwerber i (i = 1, 2, ..., n) neutralisieren. In diesem Falle wären auch die Netto-
Erbteilsrelationen sämtlicher Miterwerber betroffen, wenn nur isoliert für einen einzelnen 
Erwerber i der Relationsausgleich durchgeführt wird (hier durch Änderung des Nenners 
(GEist) bei konstantem Zähler (Eiist) der nicht in den Relationsausgleich einbezogenen 
Erwerber). Die systematische Erfassung der ausgleichsbedingt eintretenden 
Steuerbelastungsänderungen ist demnach eine  Voraussetzung zur Bestimmung des 
erforderlichen Ausgleichsvolumens RAi. 
2.31 Erfassung individueller Steuerbelastungsänderungen 
Der Relationsausgleich im Sinne der Alternativen ? und ? bewirkt aus steuertatbestandlicher 
Sicht eine Änderung der individuellen Bereicherungsumfänge der Erwerber und somit 
regelmäßig auch Änderungen der jeweiligen steuerpflichtigen Bemessungsgrundlagen 
(BMGi). Der Umfang der daraufhin eintretenden Individualsteuerbelastungsänderungen für 
die in den Ausgleich einbezogenen Erwerber ergibt sich dabei in Kombination mit der jeweils 
zuzuordnenden Tarifbelastung (si) als ΔSiRA.30  
Bei Ermittlung der Bemessungsgrundlagenänderung sind jeweils die im Rahmen der 
Steuerwirkungsanalyse identifizierten objektbezogenen Determinanten für den steuerlichen 
Wertansatz sowie variable und fixe Steuerbefreiungen zu berücksichtigen. Im Zusammenhang 
mit den hier relevanten, in den Relationsausgleich eines Erwerbers i einbezogenen 
Vermögenseinheiten wird im weiteren der Laufindex r verwendet (mit r = 1, 2, ..., k), d.h. es 
sind VEir, αir, βir bzw. SBir zu unterscheiden.31 Die ausgleichsbedingt auftretenden 
Steuerbelastungsänderungen aus der Sicht eines beteiligten Erwerbers i (i = 1, 2, ..., n) sind 
damit formal wie folgt zu erfassen:32 
                                                          
29  Vgl. dazu bereit ausführlich Teil II, Abschnitt B, Kapitel 2.321. 
30  Vgl. auch Formel [12]. 
31  Im Unterschied zum Laufindex j, der sämtliche Vermögenseinheiten des Erbvermögens abbildet, werden 
mit dem Laufindex r ausschließlich die Vermögenseinheiten erfaßt, die im Rahmen des 
Verlagerungsausgleichs dem jeweiligen einbezogenen Erwerber i zugeordnet werden. Hier ist zu 
berücksichtigen, daß z.B. für einen Erwerber begünstigten betrieblichen Vermögens grundsätzlich ein fixes 
Steuerbefreiungsvolumen von 256.000 EUR (SBi) vorgesehen ist (Annahme: alleinige Zuordnung der 
Steuerbefreiung an diesen Erwerber i), jedoch ein Relationsausgleich nur ein SBir von 0 EUR aufweisen 
würde, wenn der betreffende Erwerber i zuvor bereits das Befreiungsvolumen ausgeschöpft hat (z.B. weil 
er bereits vor Relationsausgleich begünstigtes Betriebsvermögen im Umfang von 1.000.000 EUR erhalten 
hat). Der Relationsausgleich unter Beteiligung von betrieblichen Vermögen würde in diesem Fall demnach 
keine Änderungen des individuellen fixen Steuerbefreiungsvolumens auslösen (d.h. ΔSBiRA  = 0). 
32  Vgl. hierzu auch Formel [44]. Da der Relationsausgleich jedoch keinen unmittelbaren Einfluß auf das dem 
Erwerber zustehende persönliche Freibetragsvolumen entfaltet, kann hier die Variable FBi bzw. ΔFBi 
entfallen. Auf in Sonderfällen zu erwartende ausgleichsbedingte Änderungen von ΔFBi wird noch im 
Rahmen der Darstellungen zu den sekundären Steuereffekten einzugehen sein.  
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Bei Anwendungsfällen eines Relationsausgleichs im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
(Alternative ?) liegen den entsprechenden Wertanteilsmodifikationen auf Seiten der 
Erwerber zwingend einheitliche steuerliche Objektmerkmale zugrunde (hier: αir und βir), da 
sich letztlich nur die steuerliche Zurechnung des Gesamthandsvermögens nach Bruchteilen 
ändert. Die zu berücksichtigenden steuerlichen Objektmerkmale ergeben sich dabei als 
Durchschnittswerte, die sich anhand der gegenständlichen Zusammensetzung des 
Gesamtvermögens und der gewichteten Einzelmerkmale der Vermögenseinheiten ableiten.33 
Somit kann anstelle der Modifikation einer Gesamtrechtsnachfolge letztlich auch ein 
relationsbedingter Übergang einer fiktiven Vermögenseinheit mit einheitlichen – hier: dem 
Durchschnitt des Gesamthandsvermögens entsprechenden – Steuermerkmalen unterstellt 
werden. 
Zur Vereinfachung der weiteren Darstellung wird ebenfalls für den Relationsausgleich im 
Wege der Einzelrechtsnachfolge (Alternative ?) unterstellt, daß die ausgleichsbedingt 
übertragenen Vermögenseinheiten jeweils bewertungshomogene Eigenschaften aufweisen. 
Während dies zwangsläufig gilt, wenn in den Relationsausgleich ausschließlich Vermögen 
einer bestimmten Vermögenskategorie einbezogen wird,34 sollen auch bei Rückgriff auf 
unterschiedliche Vermögenskategorien hilfsweise – analog zur Vorgehensweise bei der 
Gesamtrechtsnachfolge – entsprechende Durchschnittswerte (anstelle der Berücksichtigung 
steuerlicher Einzelmerkmale) gebildet werden. Unabhängig von der Art der 
Vermögensnachfolge werden demnach im weiteren die steuerlichen Bewertungseigenschaften 
der in den Relationsausgleich einbezogenen Vermögenswerte in Form des resultierenden 
durchschnittlichen Wertansatzes ( )1( irir αβ −× ) berücksichtigt. Darüber hinaus werden 
etwaige Änderungen des fixen Steuerbefreiungsvolumens, die mit den ausgleichsbedingten 
Verlagerungen einzelner Vermögenswerte ggf. einhergehen (SBir), jeweils in ihrer Summe für 
den betreffenden Erwerber i als ΔSBiRA berücksichtigt.35 
                                                          
33  Vgl. zur Vorgehensweise auch die Formel [33]. 
34  So z.B., wenn ein Relationsausgleich zwischen den Erwerbern ausschließlich durch Zuteilung von Bargeld 
hergestellt werden soll. 
35  Diese Vorgehensweise entspricht weitgehend der bereits dargestellten Transformation objektbezogener 
Steuermerkmale in erwerberbezogene Steuermerkmale, jedoch ist die Bezugsgröße der 
Durchschnittswertbildung i.S.v. )1( irir αβ −×  nunmehr das in den Relationsausgleich einbezogene 
Vermögen. Demgegenüber berücksichtigt die erwerberbezogene Variable ΔSBiRA explizit, daß eine 
Zuteilungsänderung bzgl. einer Vermögenseinheit zwischen zwei Erwerbern durchaus bei beiden 
Erwerbern unterschiedliche Auswirkungen auf die resultierenden Änderungen der fixen 
Steuerbefreiungsvolumina entfalten kann. 
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Durch die vorstehenden Konventionen wird im Rahmen des Relationsausgleichs eine 
explizite formale Objektdifferenzierung (VEir mit r = 1, 2, ..., k) für Zwecke der Ermittlung 
der Steuerbelastungsänderungen ΔSiRA entbehrlich, da nunmehr auf das 
Relationsausgleichsvolumen RAi mit durchschnittlichen Objektmerkmalen ( )1( irir αβ −× ) 
sowie der Gesamtänderung des Steuerbefreiungsvolumens ΔSBiRA abgestellt werden kann. In 
der Folge vereinfacht sich die Erfassung der ausgleichsbedingt auftretenden Steuerwirkungen 
unter Berücksichtigung des nach Verkehrswerten bewerteten Relationsausgleichsvolumens 
(RAi) gegenüber der Formel [52] wie folgt: 
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Die vorstehend beschriebene und in Formel [53] abgebildete Vorgehensweise wird anhand 
des folgenden Beispielfalles kurz verdeutlicht: 
Bsp. 45: Ein Erbvermögen besteht hälftig aus Barvermögen (βj = 1) und Betriebsvermögen 
(βj = 0,5; αj = 0,35). Für einen beteiligten Erwerber i sei ein erforderliches 
Relationsausgleichsvolumen von 100.000 EUR (RAi) ermittelt worden, das durch 
Modifikationen der Gesamtrechtsnachfolge (Alternative ?) herbeigeführt werden 
soll. Vor dem Relationsausgleich konnte der Erwerber i zudem das ihm vom 
Erblasser zugewiesene Steuerbefreiungsvolumen SBi im Umfang von 10.000 EUR 
nicht nutzen, da der ihm zuzurechnende Betriebsvermögensanteil den 
Steuerfreibetragsanteil um diesen Betrag unterschritten hat (z.B. falls  SBi = 126.000 
EUR, aber das i zugeteilte Betriebsvermögen nur einen Steuerwert von 116.000 EUR 
aufweist); gem. § 19 Abs. 1 ErbStG ergibt sich für den Erwerber ein si von 20%. 
 Aus dem vorgenannten Relationsausgleich resultiert für den Erwerber durch eine 
zusätzliche Zuweisung im Verkehrswert von 100.000 EUR und bei einem Steuerwert 
von (50.000 x 0,5 x 0,6 + 50.000 x 1=) 65.000 (d.h. hier: )1( irir αβ −×  = 0,65) sowie 
mit zusätzlich ΔSBiRA = 10.000 EUR eine Steuerbelastungsänderung gem. Formel 
[53] von:    
 ΔSiRA = (100.000 x 0,65 - 10.000) x 0,2 = 11.000 . 
 Die Steuerbelastung des Erwerbers erhöht sich demnach – unter Berücksichtigung 
der durchschnittlichen steuerlichen Objektmerkmale des Gesamtrechtsnachfolge-
vermögens – infolge des Relationsausgleichs um 11.000 EUR. 
                                                          
36  In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß bei einem Relationsausgleich unter Beteiligung von 
Betriebsvermögen die persönliche Tarifbelastung (si) unter Berücksichtigung der nach § 19a ErbStG 
durchzuführenden Tarifbegrenzung festzustellen ist. Soweit neben dem Betriebsvermögen auch noch 
anderes Vermögen in den Relationsausgleich einbezogen ist, wäre in diesem Fall entsprechend ggf. 
zwischen si und einem geminderten Tarif si* zu differenzieren. 
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Mithilfe der in Formel [53] erfaßten Individualsteuerbelastungsänderungen, die im Nachfeld 
von Relationsausgleichsmaßnahmen auftreten, kann im weiteren das für jeden Erwerber 
erforderliche Ausgleichsvolumen RAi unter Rückgriff auf die 
Relationsneutralitätsbedingung37 ermittelt werden. Wie bisher erfolgt die Darstellung der 
Vorgehensweise dabei zunächst unter Zugrundelegung eines Zweierwerberfalles (d.h. mit i = 
1, 2). Um jedoch den Anwendungsbereich der gewonnenen Erkenntnisse in der 
Erbteilungspraxis nachhaltig zu erweitern, wird im Anschluß ergänzend zumindest kurz auf 
besondere Probleme bei der Ermittlung des Ausgleichsvolumens auch für Erbteilungsfälle mit 
mehr als zwei Erwerbern eingegangen. 
2.32 Ermittlung des Ausgleichsvolumens für den Zweierwerberfall 
Für Anwendungsfälle mit nur zwei beteiligten Erwerbern kann unter analoger 
Berücksichtigung der Formel [48] als Besonderheit hinsichtlich der jeweiligen individuellen 
Erbteilsrelationen allgemein festgestellt werden: 
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Der in [54] dargestellte Zusammenhang beruht auf der Tatsache, daß die Summe der 
individuellen Erbteilsrelationen Ri per definitionem stets den Wert 1 ergibt,38 weil erbrechtlich 
stets das Gesamtvermögen des Erblassers auf die beteiligten Erwerber übergeht. Ist demnach 
der Relationsausgleich für einen der beiden beteiligten Erwerber herbeigeführt worden, so 
muß zwangsläufig auch der Erwerbsanteil des Miterben der angestrebten Ziel-Relation 
entsprechen. Eine erwerberspezifisch ermittelte Teillösung für den Relationsausgleich bildet 
somit in Zweierwerberfällen zugleich auch die Gesamtlösung, so daß in praxi angesichts von 
RA1 = - RA2 im weiteren das erforderliche Relationsausgleichsvolumen rechnerisch lediglich 
für einen der beteiligten Erwerber als RA zu ermitteln ist. Zudem kann innerhalb eines 
Zweierwerberfalles eine erwerberbezogene Differenzierung der durchschnittlichen 
Bewertungsdeterminanten unterbleiben; weil es sich zwingend um dasselbe Vermögen 
handelt, gilt somit )1()1()1( 2211 rrrrrr αβαβαβ −×=−×=−× . 
Die Unterschiede zwischen dem Relationsausgleich im Wege der Einzelrechtsnachfolge und 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge sind zwar grundsätzlicher Natur, jedoch begründen sie 
keine wesentlichen Abweichungen hinsichtlich des zur Bestimmung des 
Relationsausgleichsvolumens anzuwendenden Verfahrens.39 Durch Einsetzen der Formel [53] 
                                                          
37  Vgl. Ausgangsformel [5], bzw. hier in der bereits weiterentwickelten Form der Formel [51]. 
38  Vgl. auch Formel [1]. 
39  Wie bereits gezeigt wurde, kann die Änderung eines Gesamtrechtsanteils auch als Transfer einer 
wertidentischen Vermögenseinheit aufgefaßt werden, welche die durchschnittlichen steuerlichen 
 
 282 
in Formel [51] muß für die Ziel-Situation nach Durchführung des Relationsausgleichs 
demnach unter Berücksichtigung sämtlicher ausgelösten Vermögens- und Steuerwirkungen 
im Zweierwerberfall (i = 1, 2) gelten:  
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Ausgehend von den Ausgangsgrößen Eiist und GEist bildet die vorstehende Formel sämtliche 
infolge einer Relationsausgleichsmaßnahme im Umfang RA ausgelösten Steuer- und 
Vermögenseffekte vollständig ab. Löst man [55] nach RA auf, erhält man das erforderliche 
Relationsausgleichsvolumen des von einer bestimmten Vermögensart zwischen den 
Erwerbern 1 und 2 interpersonell zu übertragenden Vermögens als:40 
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Im Rahmen der Formel [56] wird das jeweilige Relationsausgleichsvolumen (RA) als 
Absolutbetrag auf der Basis einer Verkehrswertbetrachtung ermittelt. Für Zwecke des 
Relationsausgleichs durch Modifikation der Gesamtrechtsnachfolge ist zur Bestimmung der 
erforderlichen Erbquotenänderungen der Betrag RA entsprechend ins Verhältnis zu dem auf 
die Erbengemeinschaft übergehenden Gesamthandsvermögen41 zu setzen. Dies wird im 
folgenden Fallbeispiel kurz dargestellt: 
Bsp. 46: Ein Erblasser beabsichtigt, Immobilienvermögen (8 Mio. EUR; βj = 0,5)  zu gleichen 
Teilen seinen beiden Erben (Erbe 1 = Stkl. I mit s1 = 19% bzw. Erbe 2 = Stkl. III mit 
s2 = 35%) zuzuwenden. Unter Vernachlässigung der persönlichen Freibeträge 
betragen die Netto-Erbanteile damit: E1netto = 3.620.000 EUR (4.000.000 – 380.000) 
und E2netto  =  3.300.000 EUR (4.000.000 – 700.000). Das auftretende 
Erbteilsverlagerungsvolumen ermittelt sich mit 2%.42  
                                                          
Eigenschaften der jeweils zugrundeliegenden Vermögensgesamtheit aufweist. Demnach ist beim 
Relationsausgleich durch Modifikationen der Gesamtrechtsnachfolge nach Ermittlung des erforderlichen 
Ausgleichsvolumens zu Verkehrswerten vielmehr lediglich ein zusätzlicher Rechenschritt erforderlich, mit 
dem das als Absolutbetrag ermittelte Ergebnis in entsprechende quotale Anteils-Modifikationen überführt 
wird (hier: durch Division durch das Bruttogesamtvermögen GEbrutto – vgl. hierzu auch das folgende 
Fallbeispiel 46). 
40  Zur Ableitung der Formel [56] siehe Formelanhang. 
41  Für den Fall, daß an einem Erbteilungsvorgang das Gesamterbvermögen ausschließlich durch 
Erbeinsetzung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge übertragen wird, entspricht das der Erbengemeinschaft 
insgesamt zufallende Vermögen dem Gesamterbvermögen GEbrutto. 
42  Dies ergibt sich unter Berücksichtigung der rechnerischen Soll-Anteile von je 3.460.000 EUR (0,5 x 
(3.300.000 + 3.620.000) und damit Abweichungen von je 160.000. Bei einem Gesamterbvermögen von 
8.000.000 EUR beträgt der Verlagerungsumfang demnach insgesamt ΔRgesamt = 0,02. 
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 Für einen Relationsausgleich durch Verlagerung der Erwerbsanteile am 
Immobilienvermögen ergibt sich das für die Verlagerungsneutralisierung 
erforderliche Relationsausgleichsvolumen anhand der Formel [56] mit E1ist = 
3.620.000; GEist = 6.920.000; ΔSB1RA = ΔSB2RA = 0; βj = 0,5 und )1( rr αβ −× = 0,5 
sowie den Soll-Erbanteilen und Tarifbelastungen wie vorstehend angegeben als: 
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 Für Zwecke des Relationsausgleichs ist demnach der Erwerbsumfang des Erwerbers 
2 am Immobilienvermögen im Wert von 184.971 EUR im Wege der 
Einzelrechtsnachfolge zu erhöhen (Alternative ?, z.B. im Wege eines 
Vorausvermächtnisses zu Lasten des Erwerbers 1).  
 Ebenfalls denkbar wäre es, im Rahmen des Relationsausgleichs aufgrund 
modifizierter Gesamtrechtsnachfolge (Alternative ?) den originär hälftige Erbanteil 
von Erwerber 2 um insgesamt 184.971/8.000.000 = 2,312% zu erhöhen, so daß die 
Brutto-Erbteilsrelation E1brutto : E2brutto demnach 47,689 : 52,312 beträgt.  
 Im Ergebnis tritt bei beiden Alternativen das angestrebte hälftige 
Erbteilungsergebnis von je 3.452.601 EUR ein (3.815.029 - 1.907.515 x 0,19 bzw.  
4.184.971 - 2.092.486 x 0,35). 
Das vorstehende Fallbeispiel 46 verdeutlicht zudem, daß bei vielen Erbfällen das vorhandene 
Erbvermögen in seiner Zusammensetzung möglicherweise nicht uneingeschränkt für die 
Durchführung eines Relationsausgleichs geeignet ist. Insbesondere bei 
Relationsausgleichsmaßnahmen im Wege der Einzelrechtsnachfolge (Alternative ?) ist ggf. 
die theoretisch erforderliche Aufteilung des Vermögens aus tatsächlichen Gründen nicht 
möglich oder in der Praxis unerwünscht.43 Demgegenüber kann jedoch bei einem 
Relationsausgleich durch Modifikation der Gesamtrechtsnachfolge (Alternative ?) die 
Erbquotelung in der Praxis ungewöhnliche Formen annehmen (hier z.B. 47,689 : 52,312) und 
möglicherweise bei der konkreten erbquotenkonformen Aufteilung des Vermögens im Wege 
der Erbauseinandersetzung Probleme bereiten. Im Ergebnis ist deshalb davon auszugehen, 
daß in der Erbteilungspraxis insbesondere die Vermögensform „Geld“, nicht zuletzt aufgrund 
ihrer beliebigen Teilbarkeit, für Zwecke des Relationsausgleichs (in Form von 
„Ausgleichszahlungen“) am besten geeignet ist. Dabei kann im Rahmen entsprechender 
Ausgleichszahlungen ggf. auch auf Geldbeträge zurückgegriffen werden, die nicht originär 
Bestandteil des Nachlasses sind, sondern die dem Privatvermögen der Erwerber entstammen.  
                                                          
43  So erscheint im Beispielfall 46 eine betragsgenaue Zuweisung des Immobilienvermögens im Wege der 
Einzelrechtsnachfolge angesichts einer weitgehenden Unteilbarkeit als wenig praktikable Lösung, es sei 
denn, nach dem Erbfall wäre ohnehin die Liquidation des Vermögens vorgesehen. 
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Unter Zugrundelegung eines Relationsausgleichs durch Zuweisung von Ausgleichszahlungen 
vereinfacht sich die Grundformel [56] zur Bestimmung des erforderlichen 
Relationsausgleichsvolumens nachhaltig, da aufgrund der spezifischen steuerlichen 
Bewertungseigenschaften der Vermögensform „Geld“ die Variablenausprägungen für 
)1( rr αβ −×  = 1 und ΔSBiRA = 0 betragen. Entsprechend eingesetzt in Formel [56] und gekürzt 
ergibt sich demnach für die Ermittlung des Ausgleichsvolumens: 
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Auf der Basis des Beispiels 46 würde im Falle tatsächlich bestehender 
Verfügungsrestriktionen die Berechnung des Umfangs einer interpersonellen Zahlung für 
Zwecke des Relationsausgleich mit [57] wie folgt durchgeführt: 
Bsp. 47: Entspricht Fallbeispiel 46. Da die erwerberspezifischen Anteile am zu übertragenden 
Immobilienvermögen grundsätzlich gleichwertig sein sollen, beabsichtigt der 
Erblasser nunmehr den Relationsausgleich in Form einer Ausgleichszahlung 
zwischen den Erwerbern durchzuführen.  
 Bei unveränderten Netto-Erwerben von 3.620.000 EUR (E1netto) bzw. 3.300.000 EUR 
(E2netto) und entsprechenden Erbteilsverlagerungen von 2% ergibt sich für die 
Ausgleichszahlung gem. Formel [57] ein Volumen von: 
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 Damit beide Erwerber nach Abzug von Steuerbelastungen tatsächlich hälftig 
bereichert sind, ist dem Erwerber 1 per letztwilliger Verfügung eine zusätzliche 
Ausgleichszahlung an seinen Miterwerber im Umfang von 219.178 EUR 
aufzuerlegen. Im Ergebnis treten dadurch gleichwertige Netto-Erbanteile (Einetto) von 
jeweils 3.442.466 EUR ein (3.780.822 - 1.780.822 x 0,19 bzw. 4.219.178 - 2.219.178 
x 0,35). 
Mit Hilfe des vorstehenden verkürzten Berechnungsansatzes der Formel [57] kann demnach 
für den Zweierwerberfall das für den Relationsausgleich erforderliche Volumen von 
Ausgleichszahlungen betragsgenau ermittelt werden. Soweit im Bedarfsfall jedoch der 
Relationsausgleich mit Übertragungen unterschiedlicher steuerlicher Vermögenskategorien 
oder durch Modifikationen der Gesamtrechtsnachfolge durchgeführt werden soll, wäre die 
Berechnung entsprechend auf Grundlage von Formel [56] durchzuführen. 
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2.33 Besonderheiten der Ermittlung bei Erbteilungsfällen mit mehr als zwei 
Erwerbern 
Im Gegensatz zu den bisher modellhaft betrachteten Zweierwerberfällen ist bei 
Erbteilungsfällen mit mehr als zwei Erwerbern nicht zwangsläufig gewährleistet, daß eine aus 
individueller Sicht eines einzelnen Erwerbers geeignete Brutto-Erwerbsmodifikation RAi 
(durch den Zusammenhang RA1 = - RA2) zugleich auch die Relationsneutralität für den 
gesamten Erbteilungsfall herstellt. Vielmehr sind die erforderlichen Relations-
ausgleichsvolumina aus der Sicht jedes einzelnen von Erbteilsverlagerungen betroffenen 
Erwerbers individuell in Form von RAi zu ermitteln. Eine entsprechend sukzessive 
Berechnung mithilfe des für den Zweierwerberfall beschriebenen Verfahrens (hier: gem. der 
Formeln [56] bzw. [57]) führt jedoch lediglich in bestimmten Sonderfällen – namentlich bei 
denen die einzelnen Relationsausgleichsmaßnahmen keine Änderung des Netto-
Gesamterbvermögens (GEnetto) auslösen – in der Summe zu einer zutreffenden Gesamtlösung. 
Dies zeigt das folgende Fallbeispiel:  
Bsp. 48: Bei einem Erbfall mit drei Erwerbern soll Barvermögen im Umfang von insgesamt 6 
Mio. EUR zu gleichen Teilen aufgeteilt werden. Die Tarifbelastungen betragen 
annahmegemäß s1 = s2 = s3 = 20%. Zudem sind persönliche Freibeträge im Umfang 
von 600.000 EUR (FB1), 450.000 EUR (FB2) und 400.000 EUR (FB3) zu 
berücksichtigen.  
 Aufgrund einer Erbeinsetzung zu gleichen Anteilen ergeben sich Netto-
Bereicherungen von 1.720.000 EUR (E1netto), 1.690.000 EUR (E2netto) und 1.680.000 
EUR (E3netto), so daß angesichts der abweichenden Netto-Erbteile offensichtlich 
steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen aufgetreten sind. Bei einem Netto-
Gesamterbvermögen von 5.090.000 EUR entsprächen die rechnerischen Soll-Anteile 
Eisoll jeweils 1.696.666 EUR. Die Ist-Situation verdeutlicht, daß für einen 
Relationsausgleich von Erwerber 1 (mit dem verlagerungsbedingt erhöhten 
Erbanteil) jeweils Vermögen an die Erwerber 2 und 3 zu übertragen ist. 
 Für entsprechende Ausgleichszahlungen ermitteln sich unter Anwendung der Formel 
[57] für die Einzelerwerber jeweils individuelle Relationsausgleichsbeträge von: 
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 Nach Anpassung der Erbteilungsverfügungen durch entsprechende 
Ausgleichszahlungen (Vorausvermächtnisse zu Lasten des Erwerbers 1 und zu 
Gunsten der Erwerber 2 und 3) beträgt das Netto-Erbvermögen auch nach dem 
Relationsausgleich unverändert 5.090.000 EUR. Die Erwerber erhalten nunmehr 
jedoch die angestrebten gleichwertigen Netto-Erbteile von je 1.696.666 EUR 
(1.970.833 - 1.370.833 x 0,2; 2.008.333 - 1.558.333 x 0,2 bzw. 2.020.833 - 1.620.833 
x 0,2), so daß das erblassergewünschte Erbteilungsergebnis letztlich umgesetzt wird.  
Ist demnach der Relationsausgleich – wie im Fallbeispiel 48 – ohne Änderung des Netto-
Gesamterbvermögens (GEnetto) durchführbar, so bewirkt das für jeden Erwerber isoliert 
festgestellte Relationsausgleichsvolumen zugleich die angestrebte Relationsneutralität der 
Erbteilung insgesamt. Die entscheidende Voraussetzung für einen steuerneutralen 
Relationsausgleich ist jedoch die betragliche Übereinstimmung der Summe der 
Individualsteuerbelastungsänderungen ausgleichsbelasteter bzw. -begünstigter Erwerber.44 
Soweit sich aufgrund des bewertungssystematischen Korrespondenzprinzips demnach die 
Bemessungsgrundlagenänderungen der in den Ausgleich einbezogenen Erwerber in der 
Summe entsprechen,45 ist eine Steuerneutralität des Relationsausgleichs demnach 
ausschließlich bei einer identischen Tarifbelastung der betreffenden Erwerber gegeben. 
Bewirkt demgegenüber eine aus der Sicht eines Einzelerwerbers zutreffende 
Ausgleichsverfügung zugleich auch Modifikationen der Gesamtsteuerbelastung der 
Erbteilung, so ergeben sich aus der Beeinflussung der resultierenden Bezugsgröße Gesamt-
Nettoerbvermögen (GEnetto) zwangsläufig Auswirkungen auf die Netto-Erwerbsrelationen der 
jeweiligen Miterwerber. In der Folge würde auf Seiten der Miterwerber für den 
Relationsausgleich ein korrespondierender Anpassungsbedarf ausgelöst, wodurch sich jedoch 
ggf. wiederum die Netto-Erwerbsrelationen der übrigen – möglicherweise zuvor bereits 
relationsneutral gestellten – Miterwerber verändern usw. Für derartige Fälle könnte die 
Gesamtlösung eines zutreffenden Relationsausgleichsvolumens somit z.B. in Form iterativer 
Berechnungsschritte bestimmt werden, bei denen auf jeder Iterationsstufe jeweils der Wert für 
die Variable GEnetto im Sinne der als Zwischenergebnis berechneten Ausgleichsverfügungen 
anzupassen ist. 
Bsp. 49: Bei einem Erbfall mit drei Erwerbern soll Barvermögen im Umfang von insgesamt 6 
Mio. EUR zu gleichen Teilen aufgeteilt werden. Die Tarifbelastungen betragen 
annahmegemäß s1 = 10%, s2 = 15% und s3 = 30%. Zudem sind persönliche 
Freibeträge von 600.000 EUR (FB1), 450.000 EUR (FB2) und 400.000 EUR (FB3) zu 
berücksichtigen.  
                                                          
44  Vgl. auch Formel [51] hier mit: 0
1
=Δ∑
=
n
i
RA
iS . 
45  Zu möglichen Abweichungen aufgrund besonderer Einzelfallumstände vgl. Abschnitt B, Kapitel 2.2. 
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 Aufgrund einer letztwilligen Erbeinsetzung zu jeweils 1/3 realisieren die Erben 
Netto-Bereicherungen von 1.860.000 EUR (E1netto), 1.767.500 EUR (E2netto) und 
1.520.000 EUR (E3netto),46 d.h. das Netto-Gesamtvermögen beträgt vor Durchführung 
des Relationsausgleichs insgesamt 5.147.500 EUR. 
Unter Berücksichtigung der intendierten Brutto-Erbteilsrelationen von je 1/3 würde sich 
demgegenüber im vorstehenden Fallbeispiel für jeden Erwerber rechnerisch ein Soll-
Erwerbsanteil (Eisoll = 1/3 x 5.147.500) von 1.715.833 EUR ergeben. Infolgedessen bestimmen 
sich die erwerberbezogenen Ausgleichsvolumina im Absolutbetrag zunächst auf der 
Grundlage der jeweils steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen (ΔEi; vgl. Formel [8]). In 
einem ersten Berechnungsschritt – zunächst ohne explizite Berücksichtigung der 
resultierenden Steuerwirkungen – ist demnach die Differenz zwischen Ist- und Soll-Netto-
Erbanteilen mit dem Faktor -1 zu multiplizieren,47 so daß sich das Ausgleichsvolumen als 
Zwischenergebnis (hier als RAi*) ergibt: 
[58] ist
soll
soll
iist
ii GEGE
E
ERA ×+−=*   . 
Unter Anwendung der Formel [58] ergeben sich für das Bsp. 49 Ausgleichsvolumina im 
Absolutbetrag von RA1* = -144.167 EUR, RA2* = -51.667 EUR und RA3* = 195.833 EUR. 
Würden nunmehr die Erwerber 1 und 2 in Höhe der jeweiligen Erbteilsverlagerungen mit 
Ausgleichsverpflichtungen zugunsten des Miterwerber 3 belastet, so treten zugleich 
individuelle Steuerbelastungsänderungen von ΔS1RA = -14.417 EUR (-144.167 x 0,1), ΔS2RA = 
-7.750 EUR (-51.667 x 0,15) und ΔS3RA = 58.750 EUR (195.833 x 0,3) auf. Diese führen in 
der Summe zu einer Steuermehrbelastung der Erbteilung insgesamt von 36.583 EUR 
( RAgesamtSΔ ) sowie einer entsprechenden Verminderung des aufteilbaren Netto-
Gesamtvermögens (GEnetto = GEist) auf 5.110.917 EUR.  
Auf der Grundlage des auf 5.110.917 EUR (5.147.500 - 36.583) geminderten Netto-
Gesamtvermögens wären in einem weiteren Berechnungsschritt die individuellen 
Ausgleichsvolumina zu überprüfen und ggf. erneut anzupassen (hier wiederum gem. Formel 
[58], jedoch nunmehr mit GEist = 5.110.917 EUR). Mit jedem ggf. weiteren 
Berechnungsschritt wird somit das individuelle Relationsausgleichsvolumen (RAi*) unter 
Berücksichtigung der Steuerwirkungen ermittelt, die aufgrund des Zwischenergebnisses der 
vorhergehenden Iterationsstufe ausgelöst wurden. Etwaige Ergebnisänderungen betreffen 
                                                          
46  Dies ergibt sich aus 2.000.000 - 1.400.000 x 0,1 = 1.860.000; 2.000.000 - 1.550.000 x 0,15 = 1.767.500 und 
2.000.000 - 1.600.000 x 0,3 = 1.520.000. 
47  Dies ergibt sich aus dem Umstand, daß z.B. bei einem ermittelten Erbteilsverlagerungsumfang von 100.000 
EUR der Erbteil des Erwerbers um diesen Betrag erhöht ist (vgl. auch Formel [8]), so daß für Zwecke des 
Relationsausgleichs die Vermögensposition des Erwerbers entsprechend um -100.000 EUR zu korrigieren 
ist. 
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demnach ausschließlich die noch nicht in der vorhergehenden Zwischenlösung 
berücksichtigten zusätzlichen Steuerwirkungen, so daß das Endergebnis dann erreicht ist, 
wenn keine Steuerwirkungen mehr auftreten, die nicht bereits auf der vorhergehenden 
Iterationsstufe berücksichtigt wurden. In der Summe sämtlicher auf den jeweiligen 
Iterationsstufen festgestellten Ausgleichsvolumina RAi* ergibt sich so das für den 
Relationsausgleich eines jeden Erwerbers insgesamt erforderliche Ausgleichsvolumen RAi. 
Für das Fallbeispiel 49 würden sich demnach mit den bereits vorstehend ermittelten Werten 
der Iterationsstufe 1 (in Abb. 43 hervorgehoben) im weiteren die folgenden 
Berechnungsschritte ergeben. 
 
 RA1* E1ist RA2* E2ist RA3* E3ist  ΔSRA 
        gesamt 
GEist 
1 -144.167 1.730.250 -51.667 1.723.583 195.833 1.657.083 36.583 5.110.917 
2 -26.611 1.706.300 -19.944 1.706.631 46.556 1.689.672 44.897 5.102.603 
3 -5.432 1.701.411 -5.763 1.701.732 11.195 1.697.509 46.848 5.100.652 
4 -1.194 1.700.337 -1.515 1.700.444 2.708 1.699.405 47.314 5.100.186 
5 -275 1.700.089 -383 1.700.119 657 1.699.865 47.426 5.100.074 
6 -65 1.700.031 -95 1.700.039 160 1.699.977 47.454 5.100.046 
7 -16 1.700.017 -23 1.700.019 39 1.700.004 47.460 5.100.040 
8 -4 1.700.014 -6 1.700.014 9 1.700.010 47.462 5.100.038 
9 -1 1.700.013 -1 1.700.013 2 1.700.012 47.462 5.100.038 
10 0 1.700.013 0 1.700.013 1 1.700.012 47.462 5.100.038 
Ite
ra
tio
ns
st
uf
e 
11 0 1.700.013 0 1.700.013 0 1.700.013 47.462 5.100.038 
RAi=ΣRAi* -177.764 -79.397 257.161  
Abb. 43: Berechnungsbeispiel zur iterativen Ermittlung des erforderlichen Relationsausgleichsvolumens 
 bei Anpassung der Brutto-Erbteilsrelationen 
 
Für das Fallbeispiel 49 besteht demnach erkennbar nach 11 Iterationsschritten kein weiterer 
durch ausgleichsbedingte Steuerwirkungen ausgelöster Anpassungsbedarf (d.h. RAi* = 0 für 
alle i). Das für jeden Erwerber erforderliche Ausgleichsvolumen beträgt in der Summe RA1 = 
-177.764 EUR, RA2 = -79.397 EUR bzw. RA3 = 257.161 EUR. Nach einer entsprechenden 
Anpassung der erbrechtlichen Verfügungen entsprechen die angestrebten Erbteilsrelationen 
den individuellen Bereicherungen nach Steuern, wobei sich in diesem Anwendungsfall die 
Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung von 36.583 EUR auf 47.462 EUR erhöht (vgl. 
Iterationsstufe 11).  
Forts. Bsp. 49: Im vorliegenden Beispielfall wäre für Zwecke des Relationsausgleichs dem 
Erwerber 3 z.B. ein Vermächtnis in Höhe von 257.161 EUR zu Lasten von Erwerber 
1 (- 177.764 EUR) und Erwerber 2 (- 79.397 EUR) zuzuordnen. Unter 
Berücksichtigung derart modifizierter Brutto-Bereicherungen (Eibrutto) ergeben sich 
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nach Durchführung der Besteuerung die tatsächlich angestrebten Netto-Erbteile 
von: 
 
 E1netto = 2.257.161 - (2.257.161 - 400.000) x 0,3   = 1.700.013 EUR  , 
 E2netto = 1.920.603 - (1.920.603 - 450.000) x 0,15 = 1.700.013 EUR  , 
 E3netto = 1.822.236 - (1.822.236 - 600.000) x 0,1   = 1.700.013 EUR . 
Wie die vorstehenden Ausführungen zeigen, ist damit das Problem der Ermittlung 
angemessener Ausgleichszahlungen grundsätzlich auch für Erbfälle mit mehr als zwei 
Erwerbern lösbar, selbst dann, wenn (hier im Unterschied zu Fallbeispiel 48) nicht sämtliche 
Erwerber einer einheitlichen Tarifbelastung unterliegen. Wenngleich in dem dargestellten 
Fallbeispiel 49 die Ausgleichsbeträge letztlich auf der Grundlage von Bargeldzahlungen 
ermittelt worden sind, ist das vorgestellte Verfahren auch für Ausgleichsübertragungen in 
Form alternativer Vermögensformen anwendbar. Für diesen Fall wären ggf. abweichende 
steuerliche Merkmale der einbezogenen Vermögenseinheiten bei der steuerlichen 
Bemessungsgrundlagenermittlung bzw. im Rahmen der jeweils auftretenden 
ausgleichsinduzierten Steuerbelastungsänderungen (ΔSiRA) durch entsprechende 
Ausprägungen der Variablen )1( rr αβ −×  sowie ΔSBiRA zu berücksichtigen. 
3 Relationsausgleich durch isolierte Gestaltung der Individualsteuerbelastungen 
Das Auftreten steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen konnte im Rahmen der bisherigen 
Untersuchung ursächlich auf die Besteuerungssystematik des ErbStG bzw. die dadurch nicht 
zwingend anteilsproportionale erbschaftsteuerliche Belastung der betroffenen Erwerber 
zurückgeführt werden.48 Als alternativer Lösungsansatz zu der vorstehend beschriebenen 
interpersonellen Verlagerung der Brutto-Erwerbsanteile (Alternativen ? und ?) scheint es 
prinzipiell auch möglich zu sein, unter Beibehaltung der Brutto-Erwerbsanteile (Eibrutto) den 
Relationsausgleich ausschließlich über bestehende Gestaltungsmöglichkeiten hinsichtlich der 
tatsächlich eintretenden Individualsteuerbelastungen (Si) herbeizuführen. Weil dabei die 
individuellen Bruttoerbanteile der Erwerber stets unverändert bleiben, gilt im Rahmen des in 
Formel [50] dargestellten allgemeinen Lösungsansatzes formal jeweils ΔEibrutto = 0 und somit 
ΔEinetto = ΔSiRA   für alle i (i=1, 2, ..., n). Auf der Grundlage der in der Ausgangssituation 
gegebenen Netto-Größen Eiist bzw. GEist ist somit in Fortschreibung der Formel [51] für die 
Erbteilungssituation nach Relationsausgleich festzustellen: 
                                                          
48  Vgl. insbesondere auch die aus der Relationsneutralitätsbedingung der Erbteilung (Formel [5]) abgeleitete 
Darstellung in Formel [6]. 
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    für alle i ( i=1, 2, .., n). 
Formel [59] verdeutlicht, daß die Anpassung Netto-Vermögenspositionen der Erwerber (Eiist) 
in diesem Fall ausschließlich über ΔSiRA angestrebt wird, d.h. mit ΔEibrutto = 0 für alle i und 
damit ohne Änderung der Brutto-Erbanteile. Bei der Identifikation der zu diesem Zweck zur 
Verfügung stehenden Gestaltungsmaßnahmen ist zu berücksichtigen, daß das individuelle 
Steuerbelastungsvolumen eines Erwerbers sich stets im Zusammenspiel der ihm 
zuzurechnenden steuerlichen Bemessungsgrundlage und dem individuell anzuwendenden 
Steuertarif ergibt.49 Die Wertausprägungen dieser beiden elementaren 
Belastungsdeterminanten werden wiederum maßgeblich durch persönliche Merkmale des 
Erwerbers (Nachfolgesubjekt) sowie durch die steuerlichen Merkmale des jeweiligen 
Erwerbsvermögens (Nachfolgeobjekt) beeinflußt. Gestaltungsüberlegungen im Sinne eines 
Relationsausgleichs ohne gleichzeitige Änderung der individuellen Brutto-Erbanteile sind 
demnach auf Möglichkeiten der Einflußnahme auf steuerrelevante Erwerbermerkmale 
und/oder der Anpassung gegenständlicher Zuteilungsverfügungen zu konzentrieren. 
3.1 Relationsausgleichende Steuerbelastungsgestaltung durch Anpassungen 
steuerrelevanter Erwerbermerkmale (Alternative ?) 
Die steuerliche Relevanz persönlicher Merkmale des Erwerbers spiegelt sich sowohl in der 
Höhe seiner Tarifbelastung (si) als auch in den individuellen Abzugsvolumina der 
persönlichen Freibeträge (FBi) und der fixen Steuerbefreiungen (SBi). Die 
einzelfallspezifischen Ausprägungen der vorgenannten Variablen werden jeweils im 
wesentlichen von der bestehenden verwandtschaftlichen Beziehung zwischen Erblasser und 
Erwerber bestimmt.50 Demnach besteht im Grundsatz die Möglichkeit, die im Erbfall 
auftretende Individualsteuerbelastung durch eine Änderung der jeweils vorliegenden 
Steuerklassenzuordnung (hier z.B. durch Eheschließung bzw. Adoption) zu beeinflussen, 
wodurch auf diesem Wege auch ein Relationsausgleich erreichbar erscheint. Dies verdeutlicht 
das folgende Fallbeispiel. 
Bsp. 50: Ein Erbvermögen im Umfang von 2 Mio. EUR soll gleichmäßig auf zwei Erwerber 
verteilt werden. Als Sohn des Erblassers ist Erwerber 1 der Stkl. I (s1 = 19%; FB1 = 
                                                          
49  Vgl. auch Formel [12]. 
50  Neben dem Verwandtschaftsverhältnis ist z.B. im Rahmen der persönlichen Versorgungsfreibeträge i.S.d. 
§ 17 ErbStG eine Anknüpfung an das Lebensalter des jeweiligen Erwerbers gegeben. Die zumindest 
theoretisch bestehenden Möglichkeiten einer Einflußnahme des Erblassers auf das bei Eintritt des Erbfalls 
realisierte Lebensalter der vorgesehenen Erwerber werden aus naheliegenden Gründen jedoch hier nicht 
weiter berücksichtigt. 
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205.000 EUR) zuzuordnen, während Erwerber 2, der nicht mit dem Erblasser 
verwandt ist, der Stkl. III zuzuordnen ist (s2 = 35%; FB2 = 5.200 EUR).51  
 Bei einer je hälftigen Erbeinsetzung ergeben sich nach Abzug der Erbschaftsteuer 
Netto-Erbanteile von E1netto = 848.950 EUR (1.000.000 - 795.000 x 0,19) bzw. 
E2netto = 651.820 EUR (1.000.000 - 994.800 x 0,35), so daß sich bei rechnerischen 
Soll-Erbteilen von je 750.385 EUR Erbteilsverlagerungen im Umfang von 4,9% 
(98.565 : 2.000.000) ermitteln. 
 Soweit eine Adoption des Erwerbers 2 durch den Erblasser in Betracht kommt, 
würden aufgrund der dann einheitlichen Zuordnung beider Erwerber zur Stkl. I 
sowohl die Tarifbelastungen als auch die persönlichen Freibetragsvolumina 
übereinstimmen, so daß im Ergebnis keine Erbteilsverlagerungen auftreten. Im 
vorstehenden Anwendungsfall ergäbe sich demnach der Relationsausgleich 
ausschließlich infolge der Änderung steuerrelevanter Erwerbermerkmale. 
Einzelaspekte einer ausschließlich steuerlich motivierten Änderung des Familienstandes sind 
bereits an anderer Stelle der Untersuchung erörtert worden,52 so daß eine erneute 
grundsätzliche Problematisierung an dieser Stelle unterbleiben kann. Im hier vornehmlich zu 
betrachtenden Zusammenhang mit der Gestaltung des steuerlichen Relationsausgleichs ist 
jedoch anzumerken, daß die Einsatzmöglichkeiten dieses Gestaltungsansatzes in der Praxis 
bereits aus tatsächlichen Gründen als stark beschränkt anzusehen sind.53  
Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, daß eine steuerliche Instrumentalisierung 
verwandtschaftlicher Beziehungen zumeist auch Gestaltungsanreize in Form von 
beträchtlichen Steuersparmöglichkeiten bietet (im Bsp. 50 z.B. eine potentielle 
Steuerminderung von 651.820 - 848.950 = 197.130 EUR). Ein Erblasser, der Änderungen 
seiner persönlichen Lebensumstände für Zwecke der Steuergestaltung grundsätzlich in sein 
Entscheidungskalkül einbezieht, wird somit diesbezüglich ggf. vorhandene Möglichkeiten 
bereits im Rahmen der Zielverfolgung einer allgemeinen Steuerbelastungsminimierung 
ausgeschöpft haben, so daß für die Gestaltung steuerrelevanter Erwerbermerkmale 
ausschließlich für Zwecke des Relationsausgleichs in praxi daher regelmäßig nur wenig Raum 
verbleiben dürfte.54  
                                                          
51  Aus Vereinfachungsgründen bleiben hier Versorgungsfreibeträge nach § 17 ErbStG sowie ggf. bestehende 
fixe Steuerbefreiungsvolumina unberücksichtigt. 
52  Vgl. Kapitel B, Abschnitt 1.3. 
53  Einschränkungen ergeben sich dabei sowohl aus dem Adoptionsrecht und dem Familienrecht. Vgl. Gebel, 
Gesellschafternachfolge, S. 31. 
54  Wurde z.B. zum Zwecke der Steuerbelastungsminimierung eine Ehe geschlossen, so können 
steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen zu Lasten eines Miterben, der einer ungünstigeren Steuerklasse 
zuzuordnen ist, naturgemäß nicht durch eine weitere Heirat neutralisiert werden; in Betracht würde 
vielmehr lediglich die Aufhebung der ersten Ehe im Rahmen des Relationsausgleichs kommen – die 
Anwendbarkeit dieser Vorgehensweise in der Praxis darf jedoch zurecht bezweifelt werden. 
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3.2  Relationsausgleichende Steuerbelastungsgestaltung durch Anpassung 
gegenständlicher Zuteilungsverfügungen (Alternative ?)  
Aufgrund des unmittelbaren Wirkungszusammenhangs zwischen der individuellen 
Steuerbelastung eines Erwerbers und der Art des ihm im Erbfall übertragenen Vermögens 
können aus Bereicherungstatbeständen mit identischen Verkehrswerten (auch bei 
einheitlichen Tarifbelastungen der Erwerber) durchaus unterschiedliche steuerliche 
Belastungen resultieren. Als Ursache für derartige Abweichungen hinsichtlich der 
Steuerbelastungshöhe wurden bereits neben den unterschiedlichen Vorschriften zur 
Ermittlung der erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrundlagen55 auch einzelne tarifliche 
Sonderregelungen56 festgestellt, deren steuerlicher Anwendungsbereich von der Art und dem 
Umfang des im Einzelfall übertragenen Vermögens abhängig ist.  
Die mit unterschiedlichen Vermögenskategorien einhergehenden erbschaftsteuerlichen 
Belastungsdifferenzen scheinen dabei für Zwecke eines Ausgleichs steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen nutzbar. Ohne daß die zugrundeliegenden Brutto-Erbteilsrelationen zu 
ändern sind, können demnach ausschließlich mit Hilfe einer zielgerichteten gegenständlichen 
Konkretisierung der vom Erblasser individuell angedachten Brutto-Vermögenszuweisungen 
und den daraus resultierenden Steuereffekten die individuellen Netto-Vermögenspositionen 
im Sinne des Relationsausgleichs gestaltet werden.57 
In der praktischen Anwendung hat der Erblasser bei Alternative ? im Rahmen der 
testamentarischen Verfügung die individuellen Erwerbsvermögen anzupassen, indem er 
zwischen den Erwerbern einzelne Erbvermögenseinheiten austauscht, die in der Summe zwar 
identische Verkehrswerte (hier: wegen ΔEibrutto = 0), jedoch unterschiedliche steuerliche 
Belastungseigenschaften aufweisen. Sämtliche in dieser Hinsicht vorzunehmenden 
Modifikationen der gegenständlichen Erbvermögenszuordnung bewirken bei den Erwerbern 
Änderungen der steuerlichen Bemessungsgrundlagen und ggf. auch Änderungen der 
anzuwendenden Steuertarife, während die ursprünglichen Brutto-Erwerbsanteile durch den 
Relationsausgleich unberührt bleiben. Dieses Grundprinzip einer möglichen 
relationsausgleichenden Austauschmaßnahme (hier am Beispiel einer gegenständlichen 
Konkretisierung einer Gesamtrechtsnachfolgeregelung) verdeutlicht das folgende Fallbeispiel:  
                                                          
55  Diese entfalten über die Belastungsdeterminanten βj, αj und SBj Einfluß auf das steuerliche 
Erbteilungsergebnis (vgl. z.B. Formel [23]). 
56  Aus diesen Regelungen resultieren im Einzelfall unterschiedliche Ausprägungen der 
Tarifbelastungsvariable si, wobei neben der Tatsache, daß die Tarifbelastung grundsätzlich mit 
zunehmendem Erwerbsumfang steigt, auch die Tarifbegrenzung für begünstigte Vermögensarten i.S.d. 
§ 19a ErbStG zu berücksichtigen ist. 
57  Erbrechtlich erfolgt die gegenständliche Konkretisierung hierbei vornehmlich durch 
Vermächtniszuwendungen, wobei im Einzelfall jedoch auch gegenständliche Auflagenzuwendungen in 
Betracht kommen können. 
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Bsp. 51: Ein Erbvermögen besteht aus einem Bargeldbetrag von 4 Mio. EUR sowie einer 
Immobilie mit einem Verkehrswert von 2 Mio. EUR. Der Erblasser beabsichtigt eine 
je hälftige Erbeinsetzung seiner beiden Söhne, so daß die zugewiesenen Brutto-
Erbanteile (Eibrutto) Verkehrswerte von jeweils 3 Mio. EUR aufweisen. 
 Soweit sich für Zwecke des Relationsausgleichs die Notwendigkeit ergibt, z.B. das 
Immobilienvermögen ungeteilt auf Sohn 1 im Wege der Einzelrechtsnachfolge zu 
übertragen, würde sich dessen Erbanteil im Gesamtumfang von 3 Mio. EUR partiell 
durch die Zuwendung des Immobilienvermögens im Wert von 2 Mio. EUR 
konkretisieren (z.B. durch Vorausvermächtnis). Hinsichtlich des übrigen Nachlasses 
verbliebe ein Rest-Erbanteil im Wert von 1 Mio. EUR. Im Gegenzug zur 
Einzelrechtszuwendung  wäre demnach die ursprünglich verfügte hälftige 
Erbeinsetzung von Sohn 1 durch einen Gesamtrechtsnachfolgeanteil von 1/4 zu 
ersetzen. 
 Gegenüber der Ausgangssituation liegt damit ein gegenständlicher Austausch von 
Immobilienvermögen gegen Geldvermögen im Umfang von 1 Mio. EUR vor, wobei 
die ursprünglichen Brutto-Erbteilsrelationen von je 1/2 bzw. 3 Mio. EUR jedoch im 
Ergebnis unverändert bleiben. 
Im vorstehend beschriebenen Fallbeispiel würde der Relationsausgleich letztlich durch die 
Umwandlung eines Wertanteils im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge (quantitative 
Erbteilung) in eine gegenständlich konkretisierte Einzelrechtsnachfolge (qualitative 
Erbteilung) erfolgen. Daneben ist eine Beeinflussung der steuerlichen Bemessungsgrundlagen 
jedoch im Grundsatz durch sämtliche Maßnahmen möglich, durch die sich die steuerliche 
Zurechnung der einzelnen Erbvermögenseinheiten auf die beteiligten Erwerber ändert. 
Entsprechend können im Rahmen der Gestaltungsalternative ? die folgenden alternativen 
Anpassungsgrundformen unterschieden werden. 
3.21 Anpassungsgrundformen 
Die Übertragung der Bestandteile eines Nachlaßvermögens ist alternativ im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge (Zuweisung des Gesamtnachlasses oder eines Wertanteils daran) oder 
der Einzelrechtsnachfolge (Zuweisung eines konkreten Vermögensgegenstandes) möglich, 
wodurch sich im Rahmen der steuerlichen Bemessungsgrundlagenermittlung die bereits 
beschriebenen Abweichungen hinsichtlich der Zurechnungsmodalitäten zu den 
steuerpflichtigen Erwerbern ergeben.58 Um eine gegenüber der Ausgangssituation vor 
Relationsausgleich geänderte gegenständliche Zuordnung einzelner Vermögenseinheiten auf 
beteiligte Erwerber zu bewirken, kommen demnach folgende Maßnahmen des Erblassers in 
Betracht: 
- der interpersonelle Austausch zuvor den Erwerbern abweichend im Wege der 
Einzelrechtsnachfolge zugewendeter Vermögensteile (z.B. Umwandlung eines Bar-
                                                          
58  Vgl. in diesem Zusammenhang auch die Formeln [23] und [24]. 
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Vermächtnisses über 1 Mio. EUR in Immobilienvermögen mit identischem 
Verkehrswert), 
- der Austausch einer zuvor verfügten Einzelrechtszuwendung gegen Übertragungsanteile 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge (z.B. Bar-Vermächtnis über 1 Mio. EUR wird durch 
eine Erbeinsetzung des Erwerbers mit einem Wertanteil (Erbquote) im Wert von 1 Mio. 
EUR ersetzt), 
- der Austausch zuvor verfügter Gesamtrechtsnachfolgeanteile gegen 
Einzelrechtszuwendungen (s. vorstehende Maßnahme analog bzw. Bsp. 51). 
Entsprechend werden die folgenden Grundformen zur Anpassung gegenständlicher 
Zuteilungsverfügungen unterschieden: 
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Abb. 44: Grundformen ausgleichsbedingter Anpassung gegenständlicher Zuteilungsverfügungen 
 
Wie Abb. 44 verdeutlicht, bestehen im Rahmen ausschließlich quantitativer 
Vermögenszuweisungen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge naturgemäß keine 
Gestaltungsmöglichkeiten, die eine gezielte steuerliche Zurechnung einzelner Bestandteile des 
Gesamthandsvermögens auf bestimmte Erwerber bewirken.59 Folglich kann innerhalb dieser 
Zuweisungskategorie keine Änderung der individuellen Steuerbelastungen herbeigeführt 
werden, ohne daß die steuerlich zurechnungswirksamen Erbquoten bzw. die Brutto-
Erbteilsrelationen geändert werden. Im Ergebnis sind daher im Rahmen des hier zu 
betrachtenden Gestaltungsansatzes für den Relationsausgleich ausschließlich die drei 
vorstehend ausgewiesenen Anpassungsgrundformen zu berücksichtigen.  
Im Rahmen der Grundform 3 werden durch den gegenständlichen Austausch von 
Einzelrechtszuwendungen im Ergebnis die steuerlichen Merkmale der ausgetauschten 
Vermögenseinheiten unmittelbar durch die entsprechenden steuerlichen 
Merkmalsausprägungen der jeweils anderen Vermögenseinheiten ersetzt. Demgegenüber 
                                                          
59  Zwar ist eine gegenständliche Zuteilung im Rahmen einer Teilungsanordnung des Erblassers möglich; 
diese würde jedoch mangels Rechtsverbindlichkeit, da sich die Erwerber im Rahmen der 
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erfolgt bei Grundform 1 ein Austausch zwischen den spezifischen steuerlichen Merkmalen 
einer Einzelrechtszuwendung und den jeweiligen Merkmalen, die aufgrund der Partizipation 
am Gesamthandsvermögen der Erbengemeinschaft anteilig zuzurechnen sind:  
Bsp. 52: Zum Zwecke des Relationsausgleichs wird eine Vermächtniszuwendung an den 
Erwerber 1 (Immobilienvermögen im Verkehrswert von 2 Mio. EUR; )1( 11 αβ −×  =  
0,325; d.h. Steuerwert bzw. BMG1 = 650.000 EUR) in eine anteilige Erbeinsetzung 
zu 1/5 umgewandelt. Das Gesamthandsvermögen der Erbengemeinschaft weist vor 
dieser Maßnahme einen Verkehrswert von 8 Mio. EUR und bei einer 
durchschnittlichen Variablenausprägungen für die an diesem Gesamthandsvermögen 
beteiligten Erben (i = 1, 2, ..., n) von )1( ii αβ −×  = 0,8 einen Steuerwert von 6,4 Mio. 
EUR auf. 
 Nach den Relationsausgleichsmaßnahmen ist Erwerber 1 zu 1/5 an einer 
Vermögensgesamtheit mit einem Verkehrswert von 10 Mio. EUR (8 Mio. + 2 Mio.) 
beteiligt, d.h. E1brutto beträgt weiterhin 2 Mio. EUR. Der steuerliche Wertansatz der 
Vermögensgesamtheit beträgt demgegenüber 7,05 Mio. EUR (2 Mio. x 0,5 x (1 - 
0,35) + 8 Mio. x 0,8), so daß sich trotz unverändertem Brutto-Erwerbswert für 
Erwerber 1 nunmehr ein anteiliger Steuerwert bzw. ein BMG1 von 1/5 x 7,05 Mio. = 
1,41 Mio. EUR (zuvor 650.000 EUR) ergibt.   
Die im vorstehenden Fallbeispiel dargestellte Transformation der steuerlichen 
Bemessungsgrundlagen tritt bei Ausgleichsmaßnahmen im Sinne der Grundform 2 mit 
entsprechend entgegengesetzter Wirkungsrichtung auf, so daß steuerliche Merkmale zuvor 
verfügter Einzelrechtszuwendungen an die Stelle der (durchschnittlichen) steuerlichen 
Eigenschaften der betreffenden anteiligen Gesamtrechtsnachfolge treten. 
Analog zur Situation beim Relationsausgleich durch Modifikation der Brutto-Erbteile 
(Alternativen ? und ?) sind auch im Rahmen der hier betrachteten Alternative ? die 
jeweiligen Austauschmöglichkeiten nicht notwendigerweise gegenständlich auf die im 
Nachlaß befindlichen Vermögenseinheiten beschränkt. Wie das folgende Fallbeispiel zeigt, 
können vielmehr im Einzelfall erforderliche Einzelrechtsverfügungen des Erblassers durchaus 
auch Vermögenswerte betreffen, die aus dem Privatvermögen beteiligter Erwerber stammen. 
Bsp. 53: Ein Erbvermögen besteht ausschließlich aus Betriebsvermögen im Verkehrswert von 
10 Mio. EUR und im Steuerwert von 7,5 Mio. EUR. Dem verfügten Erblasserwillen 
entspricht eine hälftige Erbeinsetzung der Erwerber 1 (mit s1 = 20%) und Erwerber 
2 (mit s2 = 40%). Nach Durchführung der Besteuerung würden somit individuelle 
Netto-Bereicherungen von E1netto =  4.250.000 EUR  und E2netto = 3.500.000 EUR 
(5.000.000 - 3.750.000 x 0,2 bzw. 5.000.000 - 3.750.000 x 0,4) verbleiben.  
 Das Erbvermögen selbst, als in Funktionszusammenhang stehende 
Vermögensgesamtheit, soll lt. Erblasserwunsch im vorliegenden Fall nicht in die für 
                                                          
Auseinandersetzungsvereinbarung darüber hinwegsetzen können, steuerlich ohne Berücksichtigung bleiben 
(vgl. auch Teil II, Abschnitt A, Kapitel 1.231). 
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einen Relationsausgleich erforderlichen gegenständlichen Zuteilungsänderungen 
einbezogen werden. Dennoch kann das gewünschte Netto-Erbteilsverhältnis unter 
Beibehaltung der Brutto-Erbteilsrelationen erreicht werden, indem abweichend zur 
Ausgangssituation Erwerber 2 als Alleinerbe des Betriebsvermögens benannt und 
zugleich mit einem Barvermächtnis an seinen Miterwerber 1 im Umfang von 
5.000.000 EUR belastet wird. Da das übergehende Erbvermögen ausschließlich aus 
Betriebsvermögen besteht, hätte Erwerber 2 das Vermächtnis aus seinem 
Privatvermögen zu erfüllen.  
 Im Ergebnis würden dadurch einheitliche Netto-Bereicherungen von jeweils 
4.000.000 EUR eintreten, so daß beide Erben in gleichem Umfang bereichert wären 
(hier: mit E1netto =  5.000.000 - 5.000.000 x 0,2 bzw. E2netto =  10.000.000 - 5.000.000 
- (7.500.000 - 5.000.000) x 0,4). 
Die vorstehend in Bsp. 53 beschriebene Lösung setzt naturgemäß ausreichendes 
Privatvermögen sowie entsprechende Liquidität auf Seiten des ausgleichenden Erwerbers 
voraus. Sofern dies nicht gewährleistet ist, können die erforderlichen Geldmittel 
möglicherweise auch aus der Veräußerung des Erbvermögens bzw. einzelner 
Erbvermögensteile gewonnen werden – dies sinnvollerweise jedoch nur dann, wenn der 
Erblasser nicht eine vollständige gegenständliche Vermögenserhaltung anstrebt.  
3.22 Ermittlung des erforderlichen Relationsausgleichsvolumens 
Unabhängig von der Art der gegenständlichen Zuteilungsanpassungen, die für Zwecke des 
Relationsausgleichs im Einzelfall vorzunehmen sind, besteht aus gestalterischer Sicht das 
Problem, den im Einzelfall erforderlichen Umfang der Austauschmaßnahmen 
(Relationsausgleichsvolumen) zu ermitteln. Da die Anpassung der Netto-
Vermögenspositionen der Erwerber ausschließlich über geeignete Modifikationen ihrer 
steuerlichen Individualbelastungen erfolgt, ist dabei zunächst zu klären, wie die jeweils 
ausgelösten Belastungsänderungen im Rahmen der Ermittlung des Ausgleichsvolumens 
formal zu berücksichtigen sind. 
3.221 Erfassung individueller Steuerbelastungsänderungen 
Im Gegensatz zu den bereits dargestellten Ausgleichsalternativen ? und ? ergeben sich die 
infolge einer konkreten Austauschmaßnahme  (Alternative ?) eintretenden individuellen 
Steuerbelastungsänderungen auf Seiten der Erwerber (ΔSiRA) stets als Summe mehrerer 
steuerlicher Teileffekte, da die einbezogenen Erwerber bzw. deren Vermögenspositionen 
zugleich Vermögenszugänge als auch –abgänge aufweisen. Unterscheidet man 
Vermögenseinheiten (VEir mit r = 1, 2, ..., k), die im Rahmen des Relationsausgleichs einem 
Erwerber i zugehen (VEir+) und solche, die im Gegenzug abgehen (VEir−), so erhöhen 
zugehende Vermögenseinheiten naturgemäß die steuerliche Bemessungsgrundlage (BMGi) 
eines Erwerbers, während abgehende Vermögenseinheiten zu Minderungen der 
Bemessungsgrundlage führen. Der Umfang der Bemessungsgrundlagenänderungen wird 
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dabei wiederum durch die zugehörigen Ausprägungen der Variablen irβ , irα  sowie SBir 
bestimmt, wobei auch diese im Hinblick auf die zu- bzw. abgehende Vermögenseinheiten zu 
differenzieren sind (hier: +irβ , +irα , +irSB  bzw. −irβ , −irα , −irSB ). Die resultierende 
Steuerbelastungsänderung ermittelt sich jeweils in Kombination mit den für die zu- bzw. 
abgehenden Vermögenseinheiten anwendbaren individuellen Tarifbelastungen (si+ bzw. si-).60 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Differenzierungen gilt in Erweiterung der Formel 
[52] für die durch den Relationsausgleich ausgelöste Änderung der individuellen 
Steuerbelastungen (ΔSiRA) demnach: 
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Erkennbar ergibt sich das resultierende Steueränderungsvolumen ΔSiRA in Formel [60] als 
Differenz der beiden Teilsteuerwirkungen, die durch die Verfügungsanpassung des Erblassers 
und den dadurch dem Erwerber i zugehenden bzw. abgehenden Vermögenseinheiten 
ausgelöst werden.  
Um die Darstellung der im weiteren aufzuzeigenden grundlegenden Berechnungsschritte zu 
vereinfachen, wird in der Modellbetrachtung stets unterstellt, daß das in den 
ausgleichsbedingten Austausch einbezogene Vermögen zwar unterschiedliche 
Steuermerkmale aufweist,61 jedoch für das zugehende Vermögen einerseits bzw. das 
abgehende Vermögen andererseits jeweils einheitliche Ausprägungen der steuerliche 
Merkmale gegeben sind. Weil damit im Ergebnis nur zwischen zwei Austauschobjekten mit 
jeweils einheitlichen Steuermerkmalen zu unterscheiden ist,62 kann unter diesen 
Voraussetzungen die in [60] vorgesehene Summation über r = 1, 2, ..., k entfallen – es gibt 
somit fiktiv nur noch je Erwerber i eine ausgleichsbedingt zu- (VEi+) bzw. abgehende (VEi-) 
Vermögenseinheit. Deren steuerlichen Merkmale werden entsprechend – analog zur 
bisherigen Vorgehensweise63 als Durchschnittswerte – in Form der Variablen )1( ++ −× ii αβ , 
                                                          
60  Unterschiedliche Tarifbelastungen für zu- bzw. abgehende Vermögenseinheiten (si+ bzw. si- ) würden sich 
z.B. unter Beteiligung tariflich begünstigten Betriebsvermögens ergeben (§ 19a ErbStG), falls dieses bei 
einem Erwerber ausgleichsbedingt gegen sonstiges Vermögen ausgetauscht würde, das nicht tariflich 
begünstigt ist. Vgl. auch Kapitel 3.2222. 
61  Andernfalls würden sich aus dem Austausch der betreffenden Vermögenseinheiten keine steuerlichen 
Belastungsänderungen ergeben. 
62  Erfordert die Zusammensetzung des Erbvermögens demgegenüber einen sukzessiven Austausch von 
mehreren Objekten mit unterschiedlichen Steuermerkmalen (z.B. weil von einer Vermögensart oder einem 
Austauschobjekt, das sich wiederum aus mehreren Bestandteilen unterschiedlicher Vermögensarten 
zusammensetzen kann, nicht ausreichende Volumina vorhanden sind), kann die Berechnung für die 
jeweiligen Austauschobjekte auch schrittweise (d.h. für jedes Objekt gesondert) erfolgen. Wenngleich der 
Umfang der erforderlichen Berechnungen dadurch steigt, ergeben sich jedoch keine grundsätzlichen 
Änderungen gegenüber der hier vereinfachend dargestellten Vorgehensweise. 
63  Vgl. z.B. Kapitel 2.31. 
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)1( −− −× ii αβ  bzw. mit Hilfe der erwerberbezogenen Ausprägung der Variablen SBi+ und SBi-, 
welche die mit den ausgetauschten Vermögenseinheiten verknüpften sachlichen 
Steuerbefreiungsvolumina darstellen, abgebildet.  
Zudem folgt unter Berücksichtigung der im Rahmen dieser Ausgleichsalternative stets 
unverändert bleibenden Brutto-Erbteilsrelationen (d.h. ΔEibrutto = 0), daß die Verkehrswerte 
der im Rahmen des Austauschs zu- und abfließenden Vermögenseinheiten auf der Ebene 
eines jeden Erwerbers in der Summe identisch sein müssen (d.h. VEi+ = VEi−). Das zu 
Verkehrswerten bewertete Austauschvolumen der in den Relationsausgleich einbezogenen 
Vermögenseinheiten ist zugleich die gesuchte Größe „Relationsausgleichsvolumen“, die 
wiederum mit der Variablen RAi (hier: mit RAi = VEi+ = VEi−) bezeichnet wird. Eingesetzt in 
[60] reduziert sich die Formel für das Steueränderungsvolumen auf: 
[61]      [ ] .    )1()1( −−++−−−+++ ×+×−×−×−×−××=Δ iiiiiiiiiiiRAi sSBsSBssRAS αβαβ  
Mit Hilfe der in der vorstehenden Form erfaßten steuerlichen Belastungsänderungen wird im 
folgenden die Ermittlung des im Einzelfall notwendigen Austauschvolumens (RAi) wiederum 
zunächst modellhaft unter Zugrundelegung eines Zweierwerberfalles dargestellt. Dabei ist zu 
unterstellen, daß im Hinblick auf das als Ergebnis ermittelte Ausgleichsvolumen die 
jeweiligen Vermögenseinheiten in ausreichendem Umfang vorhanden sowie auch im Sinne 
der gefundenen Ausgleichslösung teilbar sind.64 Anschließend wird wiederum kurz auf 
einzelne Verfahrensbesonderheiten bei der Bestimmung des Tauschvolumens in 
Erbteilungsfällen mit mehr als zwei Erwerbern eingegangen. 
3.222 Relationsausgleich im Zweierwerberfall 
Vor dem Hintergrund der hier zu betrachtenden Relationsausgleichsfälle im Sinne von 
Alternative ? zeichnet sich der Zweierwerberfall (mit i = 1, 2) dadurch aus, daß aufgrund der 
Erbteilungssituation eindeutig vorgegeben ist, zwischen welchen der beteiligten Erwerbern65 
der Erblasser die erforderlichen Austauschmaßnahmen vorzunehmen hat. Jede 
gegenständliche Zuteilungsänderung für einen der Erwerber löst dabei korrespondierende 
Vermögenswirkungen – mit entsprechend umgekehrten Vorzeichen – auf der Seite des 
jeweiligen Miterwerbers aus.  
                                                          
64  Im Rahmen der Beurteilung der Zulässigkeit einer ermittelten Lösung ist allerdings auch die weiter oben 
dargestellte Möglichkeit von Ausgleichszahlungen zwischen den Erwerbern in Betracht zu ziehen. 
65  Soweit bei einem Zweierwerberfall steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen auftreten, sind zwangsläufig 
beide Erwerber von den Verlagerungen betroffen, so daß zwischen diesen auch ein entsprechender 
Relationsausgleich zu erfolgen hat. 
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Da sich die individuellen Brutto-Vermögensanteile bei dem hier betrachteten 
Gestaltungsansatz per definitionem in der Summe der Austauschmaßnahmen nicht ändern, 
erfolgt der Relationsausgleich ausschließlich über die mit dem Austausch von 
Vermögenseinheiten einhergehenden Änderungen der steuerlichen Bemessungsgrundlagen 
bzw. der resultierenden Steuerbelastungen. Diese beruhen wiederum vornehmlich auf 
Differenzen zwischen den steuerrelevanten Merkmalsausprägungen zu- und abgehender 
Vermögenseinheiten in Form von )1( ++ −× ii αβ , SBi+ bzw. )1( −− −× ii αβ , SBi-. Ausschließlich 
im Sonderfall eines Relationsausgleichs unter Einbeziehung von Betriebsvermögen sind – 
angesichts der tariflichen Sonderregelung des § 19a ErbStG – potentiell auch Abweichungen 
der objektbezogenen Tarifbelastung (s) zu berücksichtigen, so daß explizit zwischen 
Tarifbelastungen der einem Erwerber i zugehenden (hier: si+) bzw. abgehenden 
Vermögensgegenstände (hier: si−) zu unterscheiden ist.66 Die für diese beiden 
Anwendungsfälle „Vermögenseinheiten mit abweichenden steuerlichen Bemessungs-
grundlagenmerkmalen“ bzw. „Beteiligung von tariflich begünstigtem betrieblichen 
Vermögen“ geeigneten Ermittlungsverfahren zur Bestimmung des erforderlichen 
Relationsausgleichsvolumens (RAi) werden im folgenden getrennt voneinander dargestellt.  
3.2221 Relationsausgleich durch Vermögenseinheiten mit abweichenden steuerlichen 
Bemessungsgrundlagenmerkmalen 
Die im Rahmen der Alternative ? für den Relationsausgleich nutzbaren objektbezogenen 
Besonderheiten hinsichtlich der Ermittlung der steuerlichen Bemessungsgrundlagen, etwa 
vergleichsweise niedrige Bewertungsansätze oder fixe bzw. variable Steuerbefreiungen, 
werden im wesentlichen von der zugrundeliegenden steuerlichen Vermögenskategorie 
determiniert. Demgegenüber sind persönliche Erwerbermerkmale, wie das 
verwandtschaftliche Verhältnis zwischen Erblasser und Erwerber, an dieser Stelle von nur 
untergeordneter Bedeutung. Letztgenannte beeinflussen nur in Ausnahmefällen den Wert, mit 
denen eine Vermögenseinheit bei der Ermittlung der steuerlichen Bemessungsgrundlagen 
berücksichtigt wird (z.B. in Form von erwerberspezifisch gestaffelten fixen 
Steuerbefreiungsvolumina).67  
Bei den im weiteren zunächst zu betrachtenden Anwendungsfällen sollen keine 
objektspezifischen Tarifbesonderheiten zu berücksichtigen sein,68 so daß auf der Ebene eines 
jeden Erwerbers die Tarifbelastung der ausgetauschten Vermögenseinheiten identisch ist und 
                                                          
66  Vgl. auch Formel [61]. 
67  Vgl. z.B. entsprechende Ausprägungen der Variable SBi bei der Übertragung von Hausrat gem. § 13 Abs. 1 
Nr. 1 ErbStG. 
68  Demnach werden hier zunächst Erbteilungsfälle betrachtet, bei denen begünstigtes betriebliches Vermögen 
nicht enthalten oder zumindest nicht in Relationsausgleichsmaßnahmen einbezogen wird. 
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dem individuellen Erbschaftsteuertarif (si) des jeweiligen Erwerbers entspricht. Folglich kann 
an dieser Stelle zunächst eine weitergehende Unterscheidung der Steuertarife si+ und si−  
unterbleiben. Ebenso ist – analog zur Situation bei den Alternativen ? und ? – im 
Zweierwerberfall eine erwerberbezogene Unterscheidung des Relationsausgleichsvolumens 
entbehrlich (d.h. RA = RA1 = -RA2), weil die Lösung aus Sicht des einen Erwerbers zugleich 
auch die Lösung aus der Sicht des Miterwerbers darstellt. Die ausgleichsbedingte Änderung 
der Individualsteuerbelastung (ΔSiRA) kann somit auf der Grundlage der Formel [61] 
vereinfacht auch dargestellt werden. Mit: 
si = si+ = si−  und ΔSBiRA = SBi+ + SBi-  folgt: 
[62]  [ ] iRAiiiiiiRAi sSBsRAS ×Δ−−×−−×××=Δ −−++ )1()1( αβαβ  . 
Unter Berücksichtigung der in [62] dargestellten Erfassung der Individualsteuerbelastungen 
ΔSiRA auf Seiten der Erwerber ergibt sich im Zweierwerberfall (mit i = 1, 2) bei Einsetzen in 
die Relationsneutralitätsgleichung (hier: nach Maßgabe der Formel [59]) das 
ausgleichsbedingt erforderliche Austauschvolumen RA (als Absolutbetrag) zwischen zwei 
unterschiedlichen Vermögenskategorien als:69 
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. 
Die Ermittlung des Austauschvolumens (RA) mit Hilfe der Formel [63] wird an dem 
folgenden, vereinfachend zunächst auf wesentliche Variablenausprägungen beschränkten 
Beispielfall70 verdeutlicht: 
Bsp. 54: Ein Erbvermögen setzt sich aus Bargeld (VE1 = 5 Mio. EUR; β1 = 1 sowie α2 = 0) 
und Grundvermögen (VE2 = 5 Mio. EUR) zusammen. Das Grundvermögen, das 
annahmegemäß nach § 13 Abs. 1 Nr. 2a ErbStG (Erhaltung im öffentlichen 
Interesse) begünstigt ist (d.h. hier α2 = 0,6), weist einen steuerlichen 
Bewertungsansatz von β2 = 0,5 auf. Für die betroffenen Vermögensarten ergibt sich 
zudem SBj = 0 (für alle j); außerdem bleiben hier vereinfachend persönliche 
Freibeträge unberücksichtigt, d.h. FB1 = FB2 = 0. 
 Die Erwerber 1 (Stkl. I) und 2 (Stkl. II) sollen im Verhältnis 3 : 1 bereichert werden. 
Bei einer entsprechenden Erbeinsetzung zu 3/4 (Erwerber 1) und 1/4 (Erwerber 2) 
würden die folgenden Netto-Bereicherungen eintreten: 
                                                          
69  Zur Ableitung der Formel [63] vgl. Formelanhang. 
70  Die rechnerische Berücksichtigung ausgleichsbedingter Änderungen bei den fixen Steuerbefreiungs-
volumina erfolgt dagegen im Anschluß bei den Darstellungen zum Relationsausgleich unter Beteiligung 
von tariflich begünstigtem betrieblichen Vermögen. 
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 E1netto = (7.500.000 - 3/4 x (5.000.000 x 0,4 x 0,5 + 5.000.000) x 0,19) = 6.645.000 EUR   
 bzw.  
 E2netto = (2.500.000 - 1/4 x (5.000.000 x 0,4 x 0,5 + 5.000.000) x 0,27) =  2.095.000 EUR . 
 Bei rechnerischen Soll-Anteilen (d.h. 1/4 bzw. 3/4 von GEnetto bzw. 6.645.000 + 
2.095.000 = 8.740.000) mit E1soll = 6.555.000 EUR bzw. E2soll = 2.185.000 EUR 
ergibt sich ein ΔRgesamt von insgesamt 0,9% bzw. 90.000 EUR zu Lasten von 
Erwerber 2.  
 Um einen Relationsausgleich im Sinne der Alternative ? herzustellen, wäre das 
erforderliche Austauschvolumen RA zwischen Grundvermögen und Bargeld mit den 
vorgenannten Variablenausprägungen gem. Formel [63] mit 1)1( 22 =−× ++ αβ und 
2,0)1( 22 =−× −− αβ  wie folgt zu ermitteln: 
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Würde der Anteil von Erwerber 2 am steuerlich begünstigten Grundvermögen (zu 
Lasten seines Bargeldanteils) im Wert von 450.000 EUR erhöht (z.B. durch 
Ergänzung der Erblasserverfügungen um Vorausvermächtnisse in Höhe von 
1.800.000 EUR Bargeld an Erwerber 1 bzw. 600.000 EUR des Grundvermögens an 
Erwerber 2),71 ergäben sich die nachfolgenden Nettobereicherungen: 
 E1netto = 6.645.000 + (450.000  - 450.000 x 0,4 x 0,5)  x 0,19 = 6.576.600 
 E2netto = 2.095.000 + (450.000 x 0,4 x 0,5  - 450.000)  x 0,27 = 2.192.200. 
 Demnach würde aufgrund der vorstehenden Austauschmaßnahme die ursprünglich 
intendierte Erbteilsrelation von 3 : 1 (hier: 6.576.600 : 2.192.200) erreicht werden.  
Das vorstehende Fallbeispiel verdeutlicht, daß bei Vorliegen unterschiedlicher 
Bewertungseigenschaften bereits eine gezielte gegenständliche Zuteilung von 
Vermögenseinheiten des Erbvermögens den Relationsausgleich herbeiführen kann. Im 
weiteren wird die in Formel [63] abgebildete Vorgehensweise zur Bestimmung des 
ausgleichsbedingt erforderlichen Austauschvolumens für Anwendungsfälle der 
Rechtsnachfolge in betriebliches Vermögen fortentwickelt.  
                                                          
71  Die Beträge ergeben sich unter Berücksichtigung der Annahme, daß jeweils die Erbengemeinschaft als 
ganzes mit der Erfüllung der Vermächtnisse belastet ist, demnach erhält Erwerber 1 zwar 1.800.000 EUR 
als Vorausvermächtnis, trägt davon selbst jedoch 3/4 = 1.350.000 EUR als Nachlaßverbindlichkeit über die 
Erbengemeinschaft. Ebenso ergibt für Erwerber 2 ein Vorausvermächtnis von 600.000 EUR 
Grundvermögens tatsächlich nur einen Vermögenseffekt von 450.000 EUR, da er selbst 1/4 = 150.000 
EUR über die Erbengemeinschaft als Nachlaßverbindlichkeit zu tragen hat. Alternativ könnten die 
Erwerber auch unmittelbar mit den erforderlichen Vermächtnissen belastet werden, d.h. Erwerber 1 erhält 
450.0000 EUR Bargeld von Erwerber 2 und ist im Gegenzug mit der Übertragung von Grundvermögen 
i.H.v. 450.000 EUR an Erwerber 2 belastet. 
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3.2222 Relationsausgleich unter Beteiligung von tariflich begünstigtem betrieblichen 
Vermögen  
Neben potentiellen Abweichungen der steuerlich relevanten Wertansätze im Vergleich zu 
anderen Vermögensarten zeichnen sich Übertragungen von Betriebsvermögen, land- und 
forstwirtschaftlichem Vermögen sowie von Anteilen an Kapitalgesellschaften unter den 
weiteren Voraussetzungen des § 19a ErbStG durch eine Tarifkappung in der Nähe des 
Belastungsniveaus der Steuerklasse I aus. Dadurch ist der erbfallbedingte Erwerb derartiger 
Vermögensteile durch Angehörige der Steuerklassen II und III in besonderer Weise steuerlich 
begünstigt. Im Zusammenwirken tariflicher und bemessungsgrundlagenbedingter 
Besonderheiten ergeben sich für die vorgenannten Vermögensformen regelmäßig 
umfangreiche steuerliche Belastungsvorteile gegenüber Vermögen, das vergleichsweise 
verkehrswertnah bzw. verkehrswertgleich zu bewerten ist (insbesondere Barvermögen). 
Entsprechend wirksam erscheinen die damit verbundenen Belastungsunterschiede für Zwecke 
eines Relationsausgleichs durch gegenständliche Zuteilungsmodifikationen einsetzbar.  
Während im Rahmen des vorstehend mit Formel [63] entwickelten Ermittlungsverfahrens 
davon ausgegangen werden konnte, daß die Tarifbelastung einer abfließenden 
Vermögensposition stets der tariflichen Belastung einer zufließenden Vermögensposition 
entsprach, gilt es im folgenden auch auf Erwerberebene zwischen potentiell unterschiedlichen 
Tarifbelastungen einzelner Vermögenseinheiten zu unterscheiden. Im Einklang mit der 
Ausgangsformel [61] sind die Tarifbelastung für die einem Erwerber zu- und abfließende 
Vermögenspositionen mit si+ und si− sowie auftretende Änderungen fixer 
Steuerbefreiungsvolumina in Summe mit SBi+ bzw. SBi- explizit zu berücksichtigen. Das 
erforderliche Relationsausgleichsvolumen RA bei Austauschmaßnahmen zwischen 
begünstigtem betrieblichen Vermögen gem. §§ 13a, 19a ErbStG und sonstigem nicht 
begünstigtem Vermögen ergibt sich damit (wiederum aufbauend auf Formel [59]) wie folgt:72 
 
[64]
( ) ( )
[ ] .   −−−++++−−−−+++
−−++−−++−−++
×−×−×−×+−×−×−−×−××−
×−×+×−××−×−×+×−
=
iiiiiiiiiisoll
soll
i
soll
soll
i
iiii
ist
soll
soll
iist
i
ssssss
GE
E
sSBsSBsSBsSB
GE
EsSBsSBGE
GE
EE
RA
)1()1()()1()()1( 2121
22221111
αβαβαβαβ
 
Für den nachfolgenden Beispielfall soll mit Hilfe der vorstehenden Formel das für einen 
Relationsausgleich erforderliche Transfervolumen für eine Erbteilungssituation unter 
Beteiligung von tarifbegünstigtem Betriebsvermögen ermittelt werden: 
Bsp. 55: Entspricht Fallbeispiel 54. Nunmehr soll sich das Erbvermögen jedoch aus Bargeld 
(VE1 = 5 Mio. EUR; β1 = 1 sowie α1 = 0) und Betriebsvermögen (VE2 = 5 Mio. 
                                                          
72  Zur Ableitung vgl. Formelanhang. 
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EUR) zusammensetzen und die Erwerber 1 (Stkl. I) und 2 (Stkl. II) im Verhältnis 1 : 
1 bereichert werden. Das Betriebsvermögen, das nach §§ 13a und 19a ErbStG 
begünstigt ist (d.h. α2 = 0,35 sowie eine objektbezogen auf 19,96%73 verminderte 
Tarifbelastung bei Erwerber 2), besitzt einen steuerlichen Bewertungsansatz von 
β2 = 0,5 sowie ein SB2 von 225.000 EUR. 
 Bei einer hälftigen Erbeinsetzung ergeben sich Netto-Bereicherungen von: 
 E1netto = 5.000.000 - 0,19 x 0,5 x ((5.000.000 x 0,5 - 225.000) x 0,65 + 5.000.000))  
           = 4.384.519 EUR  bzw.  
 E2netto = 5.000.000 - 0,1996 x 0,5 x ((5.000.000 x 0,5 - 225.000) x 0,65) +  0,27 x 0,5 x  
              5.000.000) = 4.177.421 EUR. 
 Bei rechnerischen Soll-Anteilen von E1soll = E2soll  = 4.280.970 EUR (0,5 x 
(4.384.519 + 4.177.421)) ermittelt sich gem. Formel [13] ein ΔRgesamt von 1,035% 
bzw. 103.549 EUR zu Lasten von Erwerber 2. 
 Für Zwecke des Relationsausgleichs im Sinne der Alternative ? wäre bei Erwerber 1 
der Anteil am übergehenden Betriebsvermögen zu vermindern und im Gegenzug der 
Anteil am Barvermögen zu erhöhen. Zugleich soll hier im Rahmen des 
Relationsausgleichs der Betriebsvermögensfreibetrag SB2 = 225.000 EUR 
ausschließlich Erwerber 2 zugeteilt werden (d.h. SB1+  = 0; SB1-  = 73.125 und SB2+  
= 73.125; SB2-  = 0).74 
 Das für einen Relationsausgleich erforderliche Austauschvolumen (RA) ergibt sich 
bei dieser Situation anhand der Formel [64] mit 1)1( 11 =−× ++ αβ  und 
325,0)1( 11 =−× −− αβ  als: 
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Wird demnach der Erwerbsanteil von Erwerber 2 dergestalt modifiziert, daß dessen 
Anteil am Geldvermögen um 535.750 EUR sinkt, während sein 
Betriebsvermögensanteil in gleichem Maße steigt, so ergibt sich im Zusammenwirken 
mit der Zuweisung des fixen Steuerbefreiungsvolumens SBj das ursprünglich 
intendierte Bereicherungsverhältnis von 1 : 1 mit: 
                                                          
73  Die Tarifbelastung ermittelt sich unter Berücksichtigung des gem. § 19a Abs. 4 S. 3 ErbStG auf 88% 
beschränkten Entlastungsbetrags zwischen der Steuerbelastung ohne bzw. mit Anwendung der 
Tarifkappung nach § 19a ErbStG, d.h. 27% - (27% - 19%) x 0,88 = 19,96%.  
74  Die Änderungen der fixen Steuerbefreiungsvolumina von hier je 73.125 EUR ergeben sich als 
Unterschiedsbetrag zwischen der anteiligen Zurechnung auf die Erwerber im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge (je 1/2 x 225.000 x 0,65 = 73.125) und den Befreiungsbeträgen nach 
Relationsausgleich von 0 (d.h. Erwerber 1 = -73.125) bzw. 225.000 x 0,65 = 146.250 EUR (d.h. Erwerber 2 
= + 73.125). 
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E1netto  = 5.000.000 - 0,19 x (0,5 x 1.964.250 x 0,65 + 3.035.750) =  4.301.915 EUR bzw. 
E2netto   = 5.000.000 - 0,1996 x ((0,5 x 3.035.750 - 225.000) x 0,65) + 0,27 x 1.964.250)  
             =  4.301.915 EUR. 
Das Fallbeispiel verdeutlicht, daß sich im Zweierwerberfall das erforderliche 
Relationsausgleichsvolumen für beide Erwerber unter unmittelbarer Berücksichtigung der 
ausgleichsbedingt angepaßten Steuerbelastungssituation simultan ermitteln läßt, weil 
insbesondere die Austauschmöglichkeiten bei nur zwei Beteiligten entsprechend beschränkt 
sind. Demgegenüber ist angesichts der komplexeren Ausgangssituation bei Erbteilungsfällen 
mit mehr als nur zwei Erwerbern die Vorgehensweise bei der Berechnung des 
Tauschvolumens ggf. wie folgt zu modifizieren. 
3.2223 Besonderheiten des Relationsausgleichs bei Erbteilungsfällen mit mehr als zwei 
Erwerbern 
Für Erbteilungsfälle mit mehr als zwei Erwerbern stellt sich die Problematik der Bestimmung 
des Ausgleichsvolumens im Rahmen der hier betrachteten Alternative ? grundsätzlich analog 
zur Situation bei Gestaltungen im Sinne der Alternativen ? und ? dar (Modifikation der 
Brutto-Erbteilsrelationen): Bei entsprechenden Ausgleichsmaßnahmen zwischen zwei 
speziellen Erwerbern ist nicht notwendigerweise gewährleistet, daß dadurch zugleich der 
gesamte Erbteilungsvorgang für alle anderen beteiligten Miterwerber ebenfalls 
relationsneutral gestellt wird. Im Gegensatz zu den Zweierwerberfällen, bei denen das 
ermittelte Ausgleichsvolumen RA zugleich die Gesamtlösung für den Relationsausgleich 
bildet, ist daher im folgenden eine erwerberbezogene Unterscheidung zwischen den 
individuell erforderlichen Austauschvolumina (RAi) über den Index i (hier: mit i = 1, 2, ..., n) 
vorzunehmen. 
Ausschließlich für den Sonderfall, daß die erforderlichen Austauschmaßnahmen keine 
Änderungen der Gesamtsteuerbelastung ( RAgesamtSΔ ) auslösen, führt bereits eine sukzessive 
Anwendung des vorstehend für den Zweierwerberfall beschriebenen Berechnungsverfahrens 
(vgl. Formeln [63] und [64]) in der Summe für sämtliche Erwerber zu einem zutreffenden 
Ergebnis (Relationsausgleich). Dies zeigt der folgende Beispielfall. 
Bsp. 56: An einem Erbvermögen (9 Mio. EUR Bargeld und 12 Mio. EUR 
Immobilienvermögen mit einem Bewertungsansatz von βj  = 0,5) sind drei Erwerber 
zu je 1/3 zu beteiligen. Die Tarifbelastungen der Erwerber (sämtlich Angehörige der 
Stkl. I) betragen einheitlich 19% (d.h. s1 = s2 = s3 = 0,19); an persönlichen 
Freibeträgen sowie fixen Steuerbefreiungen seien annahmegemäß 1.100.000 EUR 
(FB1 + SB1), 500.000 EUR (FB2 + SB2) bzw. 400.000 EUR (FB3 + SB3) zu 
berücksichtigen. 
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 Bei einer anteilsadäquaten (je 1/3) Erbeinsetzung würde die folgenden Nettoerbteile 
eintreten: 
 E1netto = 1/3 x 21.000.000 – [1/3 x (0,5 x 12.000.000 + 9.000.000) - 1.100.000] x 0,19  
    = 6.259.000 ,  
 E2netto = 1/3 x 21.000.000 – [1/3 x (0,5 x 12.000.000 + 9.000.000) - 500.000)] x 0,19  
           = 6.145.000 ,  
 E3netto = 1/3 x 21.000.000 – [1/3 x (0,5 x 12.000.000 + 9.000.000) - 400.000] x 0,19  
           = 6.126.000 .  
 Das Gesamt-Verlagerungsvolumen ΔRgesamt beträgt in diesem Fall gemäß Formel [9] 
insgesamt 0,392% bzw. 82.333 EUR.75 
 Angesichts der rechnerischen Soll-Anteile von jeweils Eisoll = 6.176.667 EUR ist 
unmittelbar erkennbar, daß für einen Relationsausgleich die Netto-
Vermögensposition des Erwerber 1 zu Gunsten der Erwerber 2 und 3 zu mindern ist. 
Unter Rückgriff auf Formel [63] ergeben sich aus der Sicht der Einzelerwerber die 
folgenden Austauschvolumina (RAi) zwischen den Vermögensformen 
„Immobilienvermögen“ und „Bargeld“: 
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Nach entsprechenden Anpassungen der gegenständlichen Zuteilungsverfügungen 
(z.B. über Vorausvermächtnisse), wodurch bei Erwerber 1 das Grundvermögen im 
Umfang von 866.666  EUR durch Barvermögen und im Gegenzug bei Erwerber 2 
Barvermögen im Umfang von 333.333 bzw. bei Erwerber 3 im Umfang von 533.333 
EUR durch Grundvermögen ersetzt wird, ergeben sich damit für alle drei Erwerber 
die angestrebten Netto-Bereicherungen von 6.176.667 EUR: 
E1netto =  7.000.000 - (3.866.667 + 3.133.334 x 0,5 - 1.100.000) x 0,19 = 6.176.667 EUR 
E2netto = 7.000.000 - (2.666.667 + 4.333.333 x 0,5 – 500.000) x 0,19 = 6.176.667 EUR 
E3netto = 7.000.000 - (2.466.667 + 4.533.333 x 0,5 – 400.000) x 0,19 = 6.176.667 EUR. 
                                                          
75  Hier mit (6.259.000 + 6.145.000 + 6.126.000) x 1/3 = 6.176.667 und |ΔE1| = 82.333, |ΔE2| = 31.667 und 
|ΔE3| = 50.667. Daraus folgt wiederum gem. [9]: ΔEgesamt = 1/2 x (82.333 + 31.667 + 50.667) = 82.333.  
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Im vorstehenden Fallbeispiel führt demnach die analoge Anwendung des 
Ermittlungsverfahrens für den Zweierwerberfall (vgl. Formeln [63] und [64]) aufgrund der 
einheitlichen Tarifbelastung der beteiligten Erwerber auch bei einer Situation mit mehr als 
zwei Erwerbern zu einem offensichtlich verwertbaren Ergebnis. Mangels ausgleichsbedingter 
Änderungen der Gesamtsteuerbelastung und der aufgrund der Verlagerungssituation 
vorgegebenen Austauschbeziehungen ergibt sich in der Summe der individuell ermittelten 
Relationsausgleichsvolumina ausnahmsweise zugleich auch eine Gesamtlösung für den 
Relationsausgleich.  
Anders stellt sich hingegen die Situation bei Erbteilungsfällen dar, in denen die in den 
Relationsausgleich einbezogenen Erwerber voneinander abweichende Tarifbelastungen zu 
tragen haben. Weil jede Austauschmaßnahme zwischen zwei Erwerbern stets auch 
Änderungen der Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung auslöst, ergeben sich in der Folge 
zwangsläufig auch Beeinflussungen der Erbteilsrelationen der übrigen Miterwerber (hier 
wegen Änderung der Variable GEnetto). Ist demnach ein hinsichtlich der 
Gesamtsteuerbelastung neutraler Relationsausgleich nicht durchführbar, so wäre nach jeder 
errechneten Austauschmaßnahme notwendigerweise die resultierende Änderung des Netto-
Gesamterbvermögens (GEnetto) zu ermitteln und den jeweils weiteren Berechnungsschritten 
zugrundezulegen.  
Analog zur Vorgehensweise bei mehr als zwei Erwerbern im Rahmen des Relationsausgleichs 
durch Modifikationen der Brutto-Erbteilsrelationen76 (Alternativen ? und ?) erscheint es 
daher grundsätzlich möglich, das für einen vollständigen Relationsausgleich erforderliche 
Austauschvolumen z.B. in Form eines iterativen Berechnungsprozesses zu ermitteln. Hierbei 
sind die individuellen Austauschvolumina jeweils solange anzupassen, bis unter 
Berücksichtigung sämtlicher Steuerwirkungen das angestrebte Erbteilungsergebnis erreicht 
wird. 
Bsp. 57: Vgl. Fallbeispiel 56, nunmehr sollen jedoch Erwerber 2 der Stkl. II (mit s2 = 0,27) 
und Erwerber 3 der Stkl. III (mit s3 = 0,35) angehören.  
 Als Ausgangssituation vor Relationsausgleich ergeben sich somit Netto-
Bereicherungen von: 
E1netto = 1/3 x 21.000.000 – [1/3 x (0,5 x 12.000.000 + 9.000.000) -1.100.000] x 0,19  
 = 6.259.000 ,  
E2netto = 1/3 x 21.000.000 – [1/3 x (0,5 x 12.000.000 + 9.000.000) - 500.000] x 0,27  
 = 5.785.000 ,  
E3netto = 1/3 x 21.000.000 – [1/3 x (0,5 x 12.000.000 + 9.000.000) - 400.000] x 0,35  
 = 5.390.000 .  
                                                          
76  Vgl. Kapitel 2.33. 
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 Bei einem Netto-Gesamtvermögen von somit 17.434.000 EUR entsprächen die 
rechnerischen Soll-Erbanteile jeweils Eisoll = 5.811.333 EUR.77 Entsprechend wären 
für Zwecke des Relationsausgleichs die Erbteile der Erwerber 2 und 3 jeweils um 
ΔE2netto = 26.333 EUR bzw. ΔE3netto 421.333 EUR  zu  Lasten von Erwerber 1 
(ΔE3netto = - 447.667 EUR) zu erhöhen. 
Anhand der vorstehend beschriebenen Ausgangsdaten ist zu erkennen, daß den Erwerbern 2 
und 3 im Sinne der Ausgleichsalternative ? jeweils ein erhöhter Anteil am hier 
vergleichsweise steuergünstigen Immobilienvermögen zuzuweisen ist, damit in der 
Wirkungskombination von Steuerminderbelastungen (Erwerber 2 und 3) und 
Steuermehrbelastungen (Erwerber 1) der angestrebte Relationsausgleich eintritt. Der dazu 
erforderliche Austauschumfang läßt sich für die Erwerber vereinfacht in Fortentwicklung der 
Formel [58] ermitteln. Die negative Differenz zwischen Eiist und dem anteiligen GEist ist dabei 
jedoch mit einem Korrekturfaktor zu multiplizieren, der die aus einem Vermögenstausch 
tatsächlich resultierenden Netto-Vermögenswirkungen abbildet.78 Folglich ergibt sich – 
zunächst ohne Berücksichtigung der eintretenden Änderungen des Netto-Gesamtvermögens – 
das individuelle Tauschvolumen (hier als Zwischenergebnis mit RAi*) als: 
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Im vorangehenden Fallbeispiel 57 würden sich demnach gem. Formel [65] individuelle RAi* 
von 4.712.284 EUR (RA1* = 447.667 / (0,5 x 0,19)), 195.059 EUR (RA2*= 26.333 / (0,5 x 
0,27)) und 2.407.617 EUR (RA3*= 421.333 / (0,5 x 0,35)) ermitteln. Da die Summe der 
Verkehrswerte der ausgetauschten Vermögenswerte per definitionem jedoch null sein muß, 
wird deutlich, daß die vorstehend ermittelte Lösung nicht zulässig ist, weil rechnerisch das 
Austauschvolumen von Erwerber 1 (4.712.284 EUR) größer wäre als die Summe der 
Austauschvolumina der Erwerber 2 und 3 (zusammen 2.602.676 EUR).79  
Unterstellt man angesichts dieser Problematik hilfsweise, daß die berechnete Differenz 
zwischen den Soll- und Ist-Anteilen (ohne explizite Berücksichtigung des in [65] 
dargestellten Korrekturfaktors) bereits das erforderliche Austauschvolumen darstellt, so liegt 
                                                          
77  Hier: 1/3 x (6.259.000 + 5.785.000 + 5.390.000) = 5.811.333. 
78  Bei einem Erbteilsverlagerungsvolumen von 100.000 EUR und einer Tarifbelastung von 20% würde je 
Euro des Austauschvolumens zwischen Bargeld (βj = 1) und Grundvermögen (hier βj = 0,5) einen Netto-
Vermögenseffekt von 0,1 EUR ausgelöst. Dies ergibt sich aus ΔBMGiRA = 0,5 und somit  0,5 x 0,2 = 0,1. 
79  Dies ist auf die durch Berücksichtigung des Faktors si letztlich erwerberindividuelle und daher regelmäßig 
unterschiedliche Ausprägung des Korrekturfaktors zurückzuführen. 
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zwar ein systematischer Fehler vor,80 der sich jedoch durch die stufenweise Anpassung der 
Austauschvolumina im Ergebnis neutralisieren würde. Entsprechend lassen sich unter 
Rückgriff auf das bereits im Rahmen der Anpassung der Brutto-Erbanteile dargestellte 
Iterationsverfahren (vgl. insbesondere Formel [58]) die im Ergebnis zutreffenden 
Tauschvolumina berechnen, wie anhand der Ausgangsdaten des Fallbeispiels 57 folgend 
demonstriert wird. Die berücksichtigten individuellen Tauschvolumina RAi* geben dabei 
jeweils die erwerberbezogene Veränderung des Anteils am Immobilienvermögen im Tausch 
gegen Barvermögen an: 
 RA1* E1ist RA2* E2ist RA3* E3ist ΔSRA 
      gesamt 
GEist 
1 -447.667 6.216.472 26.333 5.788.555 421.333 5.463.733 -34.760 17.468.760 
2 -393.552 6.179.084 34.365 5.793.194 359.187 5.526.591 -64.870 17.498.870 
3 -346.128 6.146.202 39.762 5.798.562 306.366 5.580.205 -90.969 17.524.969 
4 -304.546 6.117.270 43.094 5.804.380 261.451 5.625.959 -113.609 17.547.609 
5 -268.067 6.091.804 44.823 5.810.431 223.244 5.665.027 -133.262 17.567.262 
6 -236.050 6.069.379 45.323 5.816.550 190.727 5.698.404 -150.333 17.584.333 
.... .... .... .... .... .... .... .... .... 
113 -1 5.900.542 0 5.900.541 0 5.900.541 -267.625 17.701.625 
114 -1 5.900.542 0 5.900.541 0 5.900.541 -267.625 17.701.625 
115 0 5.900.542 0 5.900.542 0 5.900.542 -267.625 17.701.625 
116 0 5.900.542 0 5.900.542 0 5.900.542 -267.625 17.701.625 
Ite
ra
tio
ns
st
uf
e 
117 0 5.900.542 0 5.900.542 0 5.900.542 -267.625 17.701.625 
RAi= ΣRAi* - 3.773.245 855.864 2.917.381  
Abb. 45: Berechnungsbeispiel I zur iterativen Ermittlung des erforderlichen Relationsausgleichsvolumens  
 bei Anpassung der Individualsteuerbelastungen 
 
Auf der Iterationsstufe 1 mit RA1* = - 447.667, RA2* = 26.333 und RA3* = 421.333 (d.h. 
Abgang von Immobilienvermögen von 447.667 EUR bei Erwerber 1 im Austausch gegen 
Barvermögen bzw. Zugang von Immobilienvermögen von 26.333 EUR bzw. 421.333 EUR 
bei Erwerber 2 bzw. 3 im Austausch gegen Barvermögen) würde sich erkennbar eine 
steuerliche Minderbelastung von RAgesamtSΔ = - 34.760 EUR ergeben. Folglich verbliebe unter 
Zugrundelegung des nach Austausch verbleibenden Vermögens (GEist = 17.468.760) auf 
Iterationsstufe 2 ein zusätzlicher Austauschbedarf von RA1* = - 393.552, RA2* = 34.365 und 
                                                          
80  Die Zwischenergebnisse sind letztlich aus Erwerbersicht jeweils zu niedrig, was insgesamt zu mehr 
Berechnungsschritten, jedoch auf jeder Berechnungsstufe zu einer zulässigen Lösung und letztlich zu 
einem zutreffenden Endergebnis führt. 
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RA3* = 359.187. Mit der resultierenden Steuerminderbelastung RAgesamtSΔ  und einem neuen von 
GEist = 17.498.870 ergeben sich die Ausgangsdaten für Iterationsstufe 3 usw. 
 
Das im Fallbeispiel 57 insgesamt erforderliche Relationsausgleichsvolumen ergibt sich dann, 
wenn aus der letzten vorhergehenden Ausgleichsmaßnahme sich kein weiterer 
Anpassungsbedarf für alle Erwerber ergibt (d.h. RAi* = 0 für alle i). Für das Fallbeispiel 57 ist 
nach 115 Iterationsstufen das Ergebnis in Form einer Minderung des Anteils des Erwerber 1 
am Immobilienvermögen zugunsten des Barvermögens im Umfang von hier 3.773.245 EUR 
sowie in Form entsprechend korrespondierender Tauschvorgänge bei Erwerber 2 (855.864 
EUR) bzw. Erwerber 3 (2.917.381 EUR) ablesbar (vgl. Abb. 45). Bei entsprechendem 
Austausch treten die vom Erblasser angestrebten Erbteilsrelationen von je 1/3 bzw. jeweils 
5.900.542 EUR ein.81  
 
Aufgrund des weiter oben bereits dargelegten systematischen Fehlers im Rahmen der 
vorstehenden Iterationsstufen sind letztlich 115 Berechnungsschritte erforderlich, um zu dem 
zutreffenden Endergebnis zu gelangen. Der Rechenaufwand könnte im vorliegend 
betrachteten Fallbeispiel82 maßgeblich  verringert werden, wenn auf der Grundlage der 
Formel [65] jeweils die Austauschvolumina nur aus der Sicht der Erwerber 2 und 3 bestimmt 
würden (siehe nachfolgend Abb. 46 auf Iterationsstufe 1 ermittelt mit: RA2* = 195.059 EUR 
und RA3* = 2.407.617 EUR). Weil deren Austauschvolumina aufgrund der höheren 
Tarifbelastungen (und dadurch den geringeren Korrekturfaktor im Sinne von Formel [65]) in 
der Summe geringer sind als das Austauschvolumen des Erwerber 1,  könnte daraus jeweils 
eine zulässige (Austausch-)Lösung ermittelt werden, indem unterstellt wird, daß das Volumen 
des betreffenden Tauschpartners (hier: Erwerber 1) auf jeder Iterationsstufe stets der Summe 
der für Erwerber 2 und 3 ermittelten Austauschvolumina entspricht (d.h. RA1* =  RA2* + 
RA3*). In der Folge würden sich für die im Fallbeispiel 57 dargelegte Erbteilungssituation die 
nachfolgend dargestellten Iterationsschritte auf insgesamt 12 vermindern: 
 
                                                          
81  Hier mit: 
 E1netto = 7.000.000 - (6.773.245 + 226.755 x 0,5 - 1.100.000) x 0,19 = 5.900.542,  
 E2netto = 7.000.000 - (2.144.136 + 4.855.864 x 0,5 - 500.000) x 0,27 = 5.900.542, 
 E3netto = 7.000.000 - (82.619 + 6.917.381 x 0,5 - 400.000) x 0,35 = 5.900.542. 
82  Soweit abweichend vom hier betrachteten Fallbeispiel (mit Erwerber 1 einerseits, dessen Anteil am 
Immobilienvermögen durch Barvermögen ausgetauscht wird und Erwerber 2 und 3 andererseits, bei denen 
die Anteile am Barvermögen durch Immobilienvermögen ausgetauscht werden) in beiden 
Tauschrichtungen jeweils mehrere Tauschpartner zur Verfügung, müßten diese auf jeder Seite ggf. 
gedanklich zunächst in einen „durchschnittlichen“ Erwerber überführt werden, damit die folgende 
Berechnung durchführbar ist. Da zugleich jedoch alternativ das bereits dargestellte Verfahren zur 
Verfügung steht, soll dieser Berechnungsansatz hier nicht weiter verfolgt werden. 
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 RA1* 
= RA2*+ 
RA3* 
E1ist RA2* E2ist RA3* E3ist ΔSRA 
      gesamt 
GEist 
1 -2.602.681 6.011.745 195.062 5.811.333 2.407.619 5.811.333 -200.412 17.634.412 
2 -876.582 5.928.470 494.844 5.878.137 381.737 5.878.137 -250.745 17.684.745 
3 -220.150 5.907.556 124.278 5.894.915 95.872 5.894.915 -263.386 17.697.386 
4 -55.290 5.902.303 31.212 5.899.129 24.078 5.899.129 -266.560 17.700.560 
5 -13.886 5.900.984 7.839 5.900.187 6.047 5.900.187 -267.358 17.701.358 
6 -3.487 5.900.653 1.969 5.900.453 1.519 5.900.453 -267.558 17.701.558 
7 -876 5.900.570 494 5.900.519 381 5.900.519 -267.608 17.701.608 
8 -220 5.900.549 124 5.900.536 96 5.900.536 -267.621 17.701.621 
9 -55 5.900.543 31 5.900.540 24 5.900.540 -267.624 17.701.624 
10 -14 5.900.542 8 5.900.541 6 5.900.541 -267.625 17.701.625 
11 -4 5.900.542 2 5.900.542 2 5.900.542 -267.625 17.701.625 
12 0 5.900.542 0 5.900.542 0 5.900.542 -267.625 17.701.625 
Ite
ra
tio
ns
st
uf
e 
13 0 5.900.542 0 5.900.542 0 5.900.542 -267.625 17.701.625 
RAi= ΣRAi* - 3.773.245 855.864 2.917.381  
Abb. 46: Berechnungsbeispiel II zur iterativen Ermittlung des erforderlichen Relationsausgleichsvolumens  
 bei Anpassung der Individualsteuerbelastungen 
 
Der im Rahmen der beiden vorstehend dargestellten Berechnungsverfahren beschriebene 
Relationsausgleich durch isolierte Gestaltung der Individualsteuerbelastungen (Alternative ?) 
ermöglicht in der Praxis nicht in jedem Anwendungsfall einen vollständigen Ausgleich 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen. Läßt die quantitative und qualitative 
Zusammensetzung des Erbvermögens den erforderlichen gegenständlichen Austausch im 
Sinne der ermittelten Lösung tatsächlich nicht zu (z.B. weil die betreffenden 
Vermögenseinheiten nicht teilbar oder nicht im ermittelten Umfang im Erbvermögen 
enthalten sind), so bedarf es alternativer bzw. ergänzender Gestaltungsmaßnahmen (z.B. 
Alternativen ?, ? oder ?), um im Ergebnis einen Relationsausgleich durchführen zu können. 
Zum Abschluß der Darstellungen zu den alternativ gangbaren Gestaltungsalternativen für 
Zwecke des Relationsausgleichs wird daher an dieser Stelle insbesondere auch auf die 
grundsätzliche Kombinierbarkeit der einzelnen Gestaltungsalternativen hingewiesen. 
 
D Vorteilhaftigkeitsvergleich bestehender Gestaltungsalternativen 
Im Rahmen des vorausgegangenen Untersuchungsabschnitts wurden mit den Alternativen ? 
bis ? unterschiedliche Gestaltungsansätze zum Zwecke des Relationsausgleichs entwickelt 
sowie die für ihre Anwendung erforderlichen Lösungsverfahren beschrieben. Im Rahmen der 
Erbteilung stehen somit für den Ausgleich steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen mehrere – 
gegebenenfalls in gleicher Weise geeignete – Lösungsmöglichkeiten zur Verfügung, wodurch 
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im Rahmen dieser Untersuchung die Klärung der Fragestellung verbleibt, welche der 
entwickelten Gestaltungsalternativen im konkreten Anwendungsfall bevorzugt ausgewählt 
werden sollte. Um einen testamentarisch verfügenden Erblasser bei einer diesbezüglichen 
Entscheidung zu unterstützen, ist daher im weiteren eine Vorteilhaftigkeitsanalyse 
hinsichtlich der vorhergehend entwickelten Alternativen vorzunehmen. 
Notwendiger Ausgangspunkt einer Vorteilhaftigkeitsanalyse ist zunächst die Auswahl 
einzelner Bewertungskriterien, die geeignet erscheinen, aus der Sicht eines Erblassers die 
jeweilige Vorziehenswürdigkeit einer bestimmten Gestaltungsalternative abzubilden. Die 
Auswahl entsprechender Bewertungskriterien hat sich dabei an dem Zielsystem83 der 
Erbteilung und insbesondere dem dieser Untersuchung zugrundegelegten Primärziel einer 
Herbeiführung der erblasserintendierten Netto-Bereicherungsrelationen zu orientieren. Erst 
wenn diese Zielsetzung durch mehrere Gestaltungsalternativen gleichermaßen realisiert 
werden kann,  erweist es sich als notwendig, weitere Wechselwirkungen zwischen den 
jeweiligen Gestaltungsalternativen und sonstigen Zielen der Erbteilung als 
Bewertungskriterien zu untersuchen und zur Bestimmung einer Rangfolge ihrer jeweiligen 
Vorziehenswürdigkeit im einzelnen Anwendungsfall zu nutzen. 
Der Erbteilung als Gestaltungsaufgabe im Rahmen der Nachfolgeplanung liegen dabei nicht 
ausschließlich steuerliche Gestaltungsmotive zugrunde. Vielmehr erfolgt die steuerliche 
Optimierung der Erbteilungsgestaltung stets auch unter Berücksichtigung der gegebenen 
nichtsteuerlichen Nebenbedingungen. Eine einseitig an steuerlichen Kriterien orientierte 
Vorteilhaftigkeitsanalyse kann daher den Erfordernissen der Erbteilungspraxis nur mit 
entsprechenden Einschränkungen genügen. Daher werden an dieser Stelle zunächst potentielle 
Auswirkungen der einzelnen Gestaltungsansätze auf ausgewählte nichtsteuerliche Ziele der 
Erbteilung dargestellt. 
1 Nichtsteuerliche Kriterien zur Vorteilhaftigkeitsbestimmung 
Die im weiteren in die Untersuchung einbezogenen nichtsteuerlichen Kriterien zur 
Bestimmung der Vorteilhaftigkeit einzelner Gestaltungsalternativen leiten sich aus den bereits 
dargelegten allgemeinen Planungszielen der Nachfolgegestaltung ab.84 Ohne daß mit der 
folgenden Auswahl der Anspruch auf vollständige Berücksichtigung möglicher 
Entscheidungskriterien erhoben wird,85 werden anhand der Kriterien „Zuteilungskonflikte“, 
                                                          
83  Vgl. Teil I, Abschnitt B, Kapitel 2.121. 
84  Vgl. Teil I, Abschnitt B, Kapitel 2.121. 
85  Die Auswahl der von einem Erblasser in sein individuelles Entscheidungskalkül einbezogenen Kriterien 
und deren Gewichtung dürften in der Praxis  ebenso vielfältig sein wie die Anzahl der auftretenden 
Erbteilungsfälle. 
 312 
„Streitvermeidung“ und „Anwendungsflexibilität“ die zentralen nichtsteuerlichen 
Gestaltungsanliegen eines Erblassers berücksichtigt. 
1.1 Zuteilungskonflikte  
Die Erbteilungsverfügungen eines Erblassers zielen allgemein auf die Festlegung 
erwerberspezifischer Erbteilsrelationen unter dem Gesichtspunkt einer individuellen 
Interpretation von Erbfallgerechtigkeit. Dabei können sich die im Einzelfall angestrebten 
Relationszuordnungen – neben der Festlegung quantitativer Bereicherungsanteile – 
insbesondere auch auf gegenständliche Verfügungen (z.B. durch Vermächtnisse oder 
Auflagen) im Sinne qualitativer Erbteilungselemente erstrecken.  
Wie bereits dargelegt erfordern die Gestaltungsansätze zum Zweck des Relationsausgleichs 
jedoch gegebenenfalls eine von den ursprünglich (d.h. ohne Berücksichtigung von 
Steuerwirkungen) vom Erblasser angedachten Zuteilungsverfügungen abweichende 
Zuordnung bestimmter Vermögenseinheiten auf bestimmte Erwerber. Dadurch können aus 
der Sicht des Erblassers im Rahmen ausgleichsbedingter Gestaltungsmaßnahmen 
Zuteilungskonflikte auftreten, wobei in diesem Falle abzuwägen ist, ob die Zielsetzung der 
Relationsneutralität bevorrechtigt vor einzelnen qualitativen Zuteilungswünschen des 
Erblassers und ggf. der Erben verfolgt werden soll.  
Im Hinblick auf das ausgleichsbedingt bestehende Konfliktpotential weisen die entwickelten 
Gestaltungsansätze durchaus graduelle Unterschiede auf. Vornehmlich Alternative ? 
erscheint wegen der erforderlichen Anpassung gegenständlicher Zuteilungsverfügungen 
(Austausch von Vermögenseinheiten zwischen den Erwerbern) als besonders konfliktträchtig, 
insbesondere dann, wenn die Austauschmaßnahmen explizit die vom Erblasser zuvor 
intendierte Einzelrechtszuwendungen aufheben würden (vgl. die in Abb. 44 dargestellten 
Anpassungsgrundformen 1 u. 3).86 In einer Einzelrechtsverfügung als Sonderfall des 
erbrechtlichen Vermögensübergangs drückt sich stets das besondere Anliegen eines 
Erblassers aus, die betreffende Vermögenseinheit ausschließlich dem jeweils ausgewählten 
Erwerber zu übertragen. Ist jedoch eine solche Vermögenseinheit im Rahmen des 
Relationsausgleichs durch eine andere auszutauschen oder erweist es sich als erforderlich, 
eine Einzelrechtszuwendung in eine Übertragung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
umzuwandeln (wodurch der betreffende Vermögenswert als Bestandteil des 
Gesamthandsvermögens faktisch allen Miterben zugänglich wird), so würde der 
Relationsausgleich erheblich in die ursprünglichen Zuteilungsabsichten des Erblassers 
                                                          
86  Betroffen sind demnach insbesondere Relationsausgleichsfälle, bei denen eine ursprünglich verfügte 
Einzelrechtszuwendung durch (zusätzliche) Gesamtrechtsnachfolgeanteile oder sogar durch eine 
gegenständlich abweichende Einzelrechtsnachfolgeverfügung zu ersetzen ist (vgl. auch Abschnitt A, 
Kapitel 3.21). 
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eingreifen.87 Demgegenüber ist bei Vermögenseinheiten, die im Ausgangsfall zur 
Übertragung im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge auf eine Erbengemeinschaft vorgesehen 
sind (vgl. Abb. 44 Anpassungsgrundform 2),88 eine weitgehende gegenständliche Zuteilungs-
neutralität des Erblassers zu unterstellen. Weil der Erblasser keine Präferenzen hinsichtlich 
der Zuordnung bestimmter Vermögenseinheiten auf ausgewählte Erwerber dokumentiert hat, 
scheinen Zuteilungsänderungen hinsichtlich einzelner Bestandteile des 
Gesamthandsvermögens weniger konfliktträchtig zu sein als ein Relationsausgleich im Sinne 
der Anpassungsgrundformen 1 bzw. 3.89 Zudem ist hierbei zu berücksichtigen, daß der 
ausgleichsbedingt zum Einzelrechtsnachfolger bestimmte Erwerber zuvor im Rahmen der 
Erbauseinandersetzung ebenfalls möglicherweise Eigentümer des zugewendeten 
Vermögenswertes geworden wäre.  
Weitgehend analog stellt sich die Situation im Hinblick auf mögliche Zuteilungskonflikte für 
den Relationsausgleich in Form der Alternative ? dar (Modifikation der Brutto-
Erbteilsrelationen durch Einzelrechtszuwendungen). Sofern ergänzende Zuwendungen 
bestimmter Vermögenseinheiten an einzelne Erwerber ausschließlich im Hinblick auf den 
Relationsausgleich erfolgen, ist auch hier das Auftreten von Zuteilungskonflikten nicht 
grundsätzlich auszuschließen. Bei Erbteilungsfällen, die hinsichtlich der von einem Erblasser 
intendierten gegenständlichen Erbzuteilungen keinerlei Freiheitsgrade aufweisen, weil die 
Gesamtheit sämtlicher angestrebter Einzelrechtszuwendungen ein unabänderbares 
Erbteilungsziel des Erblassers darstellt, wären daher die Gestaltungsalternative ? (ebenso wie 
auch Alternative ?) aufgrund der dann zu erwartenden Zuteilungskonflikte als nicht zulässige 
Lösungsalternativen zu betrachten. 
Demgegenüber entfalten sowohl die Gestaltungsalternative ? (Anpassung der Brutto-
Erbteilsrelationen durch Modifikation der Gesamtrechtsnachfolge) als auch Alternative ? 
(Individualsteuerbelastungsgestaltung durch Änderung persönlicher Erwerbermerkmale) 
bereits ihrem Wesen nach keinen unmittelbaren Einfluß auf die zugrundeliegenden 
qualitativen Erbteilsrelationen. Zwar greift eine Anpassung von Brutto-Erbteilsrelationen in 
                                                          
87  Gleichwohl besteht bei der Umwandlung einer Einzelrechtsnachfolge in eine anteilige 
Gesamtrechtsnachfolge zumindest auch nach dem Relationsausgleich die Möglichkeit, daß der am 
Gesamthandsvermögen beteiligte Erwerber im Rahmen der Erbauseinandersetzungsvereinbarung den 
betreffenden Vermögensgegenstand zugewiesen erhält. Dieser Vorgang kann ggf. auch durch 
entsprechende Willensäußerungen des Erblassers, z.B. in Form einer Teilungsanordnung, unterstützt 
werden. 
88  Vgl. Abschnitt A, Kapitel 3.21. Betroffen sind demnach Erbteilungen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge, 
bei denen für Zwecke des Relationsausgleichs einzelne Vermögenswerte aus dem Nachlaß im Wege der 
Einzelrechtsnachfolge auf bestimmte Erwerber zu übertragen sind. 
89  Es sei denn, der Erblasser beabsichtigte explizit, allen beteiligten Erben im Rahmen der 
Erbauseinandersetzung dieselben Möglichkeiten zum Erwerb eines bestimmten Vermögensgegenstandes 
einzuräumen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Auseinandersetzungsmodalitäten von den Miterben 
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die testamentarisch zu dokumentierenden quantitativen Zuteilungsabsichten des Erblassers 
ein, jedoch bleiben die gegenständlichen Zuteilungsabsichten des Erblassers durch einen 
Relationsausgleich im Sinne von Alternative ? im Grundsatz unangetastet. Alternative ? 
führt dagegen ausschließlich durch Änderung der steuerlichen Erwerbermerkmale zu einem 
Relationsausgleich, so daß die originären quantitativen oder qualitativen Erbteilungsziele des 
Erblassers durch den Relationsausgleich in keiner Weise berührt werden.  
1.2 Streitvermeidung 
Eine weitere nichtsteuerliche Nebenzielsetzung im Rahmen der Nachfolgeplanung bildet das 
allgemeine Anliegen eines Erblassers, Erbstreitigkeiten zwischen den vorgesehenen 
Erwerbern des Nachlasses zu vermeiden. Als wesentliche Grundlage für diese Zielerreichung 
ist zunächst die rechtswirksame Verfügung bzw. Dokumentation letztlich eindeutiger 
Erbteilungsregelungen anzusehen. Wenngleich die zur Auswahl stehenden 
Gestaltungsalternativen für Zwecke des Relationsausgleichs diesbezüglich keine relevanten 
Unterschiede aufweisen, ist jedoch zu berücksichtigen, daß nicht nur über die konkrete 
Auslegung unklarer Erbteilungsregelungen Streitigkeiten auftreten können. Vielmehr können 
auch weitgehend eindeutige Erbteilungsverfügungen im Einzelfall beträchtliches 
Streitpotential bergen, soweit die darin festgelegten Erbteilsrelationen von einzelnen 
Erwerbern als ungerecht empfunden werden.  
Ungeachtet der im Grundsatz gestalterisch weitgehend unbeherrschbaren Problematik 
individuell abweichender Gerechtigkeitsvorstellungen kann unterstellt werden, daß ein 
Erblasser im Regelfall um Erbteilungslösungen bemüht ist, die geeignet sind, Streitigkeiten 
unter den Erwerbern zu vermeiden. Vor diesem Hintergrund ist den vom Erblasser verfügten 
Brutto-Erbteilsrelationen eine wichtige psychologische Signalwirkung beizumessen, da die im 
Erbfall testamentarisch zugewiesenen Erbteile von den bedachten Erwerbern regelmäßig als 
unmittelbarer Maßstab zur Beurteilung persönlicher Bevorzugung bzw. Benachteiligung 
genutzt werden. Demgegenüber kann eine auf der Grundlage der im Ergebnis eintretenden 
Netto-Bereicherungen gestützte Urteilsbildung, die zugleich das zentrale Anliegen der 
vorliegenden Untersuchung anzusehen ist, insbesondere von steuerlichen Laien regelmäßig 
nicht erwartet werden. Folglich würde jede ausgleichsbedingte Modifikation von Brutto-
Erbteilsrelationen, die in der Ausgangssituation von den Beteiligten als ausgewogen und fair 
empfunden worden wären, zwangsläufig Fehlinterpretationen auf Seiten der Erwerber 
provozieren. Somit ist zu unterstellen, daß die Gestaltungsalternativen ? und ?, die den 
Relationsausgleich mittels Änderungen der vom Erblasser angedachten Brutto-
Erbteilsrelationen herbeiführen, demnach bereits ihrem Wesen nach ein latentes 
                                                          
stets einvernehmlich zu treffen sind, wodurch sich durchaus Parallelen zu einer Übertragung durch 
Einzelrechtsnachfolge mit anschließender Veräußerung an einen Miterben ergeben. 
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Streitpotential aufweisen, das wiederum mit dem Umfang des im Einzelfall erforderlichen 
Relationsausgleichs tendenziell ansteigen dürfte. 
Durch den Rückgriff auf die Gestaltungsalternativen ? und ? erscheinen demgegenüber 
zumindest die durch Brutto-Erbteilsmodifikationen ggf. ausgelösten Fehlinterpretationen 
weitgehend vermeidbar, da bei diesen Lösungsansätzen die ursprünglichen Brutto-
Erbteilsrelationen jeweils erhalten bleiben.90 Gleichwohl sollte auch das Konfliktpotential von 
allgemein nicht nachvollziehbaren gegenständlichen Zuteilungsverfügungen (Alternative ?) 
sowie von unerwarteten, da ausschließlich in Vorbereitung auf die Erbteilung vollzogenen, 
Änderungen der verwandtschaftlichen/familiären Verhältnisse (Alternative ?) nicht 
unterschätzt werden.  
In jedem Fall besteht im Rahmen sämtlicher Alternativen zum Zwecke des 
Relationsausgleichs die Möglichkeit, durch eine rechtzeitige Einbeziehung der im Erbfall 
vorgesehenen Erwerber in die Nachfolgeplanung bzw. durch ergänzende Erläuterungen 
einzelner ausgleichsbedingt erforderlicher Maßnahmen die Akzeptanz einer 
Erbteilungsgestaltung auf Erwerberseite nachhaltig zu erhöhen.91 
1.3 Anwendungsflexibilität 
Mit dem Begriff „Anwendungsflexibilität“92 wird im folgenden die Eigenschaft eines 
Gestaltungsansatzes bezeichnet, für möglichst viele und ggf. höchst unterschiedliche 
Ausgangsfälle den angestrebten Ausgleich der auftretenden steuerinduzierten 
Erbteilsverlagerungen herbeiführen zu können. Aus der Sicht des Erblassers bestimmen sich 
durch diese Eigenschaft unmittelbar auch die Möglichkeiten, im Rahmen der 
Nachfolgeplanung auf unvorhersehbare Änderungen der Rahmenbedingungen der Erbteilung 
in geeigneter Weise reagieren zu können.  
Dem Erblasserbedürfnis, rechtzeitig für den „Fall der Fälle“ vorgesorgt zu haben, steht im 
Rahmen der Erbteilungsgestaltung das planerische Grundsatzproblem eines stets ungewissen 
Erbfallzeitpunkts entgegen, so daß die Zeitspanne zwischen Planung und tatsächlichem 
Eintritt des Erbfalls von sehr unterschiedlicher Dauer sein kann. Innerhalb dieses Zeitraums 
besteht hinsichtlich der jeweils zugrundegelegten Planungsdaten ein latentes Änderungsrisiko, 
                                                          
90  Ob dadurch jedoch im Ergebnis Streitigkeiten unter den Erwerbern vollständig vermieden werden, beruht 
naturgemäß vor allem auf der diesbezüglichen Eignung der ursprünglich angestrebten Brutto-
Erbteilsrelationen.  
91  Dies ist naturgemäß nur in Erbteilungsfällen anzustreben, bei denen die im Rahmen dieser Untersuchung 
aufgedeckten steuerlichen Wirkungszusammenhänge nicht für alternative Zielsetzungen des Erblassers 
genutzt werden sollen (z.B. indem der Erblasser einen erhöhten Netto-Vermögenszugang auf Seiten eines 
bevorzugten Erwerbers durch vordergründig gleichwertige Brutto-Erbanteile zu „verschleiern“ beabsichtigt 
oder der Erblasser seine Erbteilungsgestaltung als letztmaliges Sanktionsinstrument nutzt).  
92  Zum Begriff der Flexibilität vgl. auch z.B. Meffert, Flexibilität, S. 121 ff.; Mellwig, Flexibilität, S. 724 ff. 
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dem ausschließlich in Form regelmäßiger Kontrollen der festgelegten Erbteilungsgestaltung 
durch den Erblasser und im Bedarfsfall durch die nachträgliche Anpassung seiner 
testamentarischen Verfügungen begegnet werden kann. Dies betrifft in gleicher Weise auch 
die ggf. vorgesehenen Maßnahmen zum Ausgleich steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen. 
Aus diesem Grund stellen die jeweils bestehenden Möglichkeiten, einzelne 
ausgleichsbedingte Gestaltungsmaßnahmen flexibel an sich ändernde Rahmenbedingungen 
anpassen zu können, vor allem bei frühzeitig verfügten Nachfolgeregelungen ein wichtiges 
Kriterium zur Auswahl eines bestimmten Gestaltungsansatzes dar. 
Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, daß Gestaltungsansätze auf der Basis von Brutto-
Erbteilsmodifikationen (Alternativen ? und ?) im Hinblick auf ihre Anwendungsflexibilität 
jeweils umfangreichere Freiheitsgrade aufweisen als Gestaltungsansätze auf der Grundlage 
einer isolierten Anpassung steuerlicher Individualbelastungen (Alternativen ? und ?). 
Insbesondere Alternative ? (Anpassung steuerrelevanter Erwerbermerkmale) führt nur in 
besonders gelagerten Einzelfällen zu einem vollständigen Ausgleich der auftretenden 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen, wobei auf im Nachfeld des Relationsausgleichs 
eintretende Änderungen der Erbteilungssituation (z.B. der Zusammensetzung des 
Erwerberkreises und/oder der individuell zugedachten Bereicherungsanteile) in der Regel 
nicht angemessen reagiert werden kann.  
Bei Alternative ? bestehen im direkten Vergleich zu Alternative ? grundsätzlich flexiblere 
Anpassungsmöglichkeiten, weil die jeweils zum Zweck des Relationsausgleichs 
vorzunehmenden gegenständlichen Austauschmaßnahmen nach Bedarf erweitert oder auch 
(partiell) rückgängig gemacht werden können. Jedoch ist zu berücksichtigen, daß der Grad der 
Anwendungsflexibilität maßgeblich von der gegenständlichen Zusammensetzung des für 
Ausgleichszwecke zur Verfügung stehenden Erbvermögens bestimmt wird. Im Einzelfall 
kann daher die gegenständliche Zusammensetzung des Erbvermögens die Anwendungs-
möglichkeiten der Alternative ? einschränken, auch wenn prinzipiell Vermögensteile des 
Erwerbers93 in die Austauschmaßnahmen einbezogen werden können. Daher ist davon 
auszugehen, daß der jeweils erforderliche Relationsausgleich nicht in jedem Fall 
ausschließlich mittels gegenständlicher Austauschmaßnahmen herbeigeführt bzw. an sich 
ändernde Umweltbedingungen angepaßt werden kann.94  
                                                          
93  Dies wurde bereits bei der Entwicklung der einzelnen Gestaltungsalternativen für den Anwendungsfall von 
Ausgleichszahlungen zum Zwecke des steuerorientierten Vermögensaustauschs dargestellt. Der Rückgriff 
auf Privatvermögen einzelner Erwerber im Rahmen des Austauschs setzt jedoch stets eine entsprechende 
Liquidität der Betroffenen voraus, wenn nicht sonstige Erbteilungsziele (z.B. gegenständliche 
Vermögenserhaltung) gefährdet werden sollen. 
94  Dies gilt insbesondere für Nachlässe, die im wesentlichen aus Vermögenswerten mit identischen 
steuerlichen Eigenschaften bestehen oder bei denen die Vermögenswerte nicht im Sinne des notwendigen 
Austauschvolumens teilbar sind.  
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Im Rahmen des Relationsausgleichs auf Basis der Alternativen ? und ? kann demgegenüber 
der Umfang der Brutto-Erbteilsanpassungen flexibel an die Einzelerfordernisse der 
zugrundeliegenden Erbteilungssituation angepaßt werden, da sich das jeweils erforderliche 
Ausgleichsvolumen betragsgenau in Form von Ausgleichszahlungen bzw. 
Erbquotenänderungen ermitteln läßt. Somit sind diese beiden Ausgleichsalternativen 
gleichermaßen dazu geeignet, in den unterschiedlichsten Erbteilungsfällen einen 
vollständigen Ausgleich unerwünschter steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen 
herbeizuführen. Lediglich unter Berücksichtigung der Tatsache, daß erbquotale Verfügungen 
in der Erbteilungspraxis vorzugsweise in Form ganzzahliger Verhältniszahlen erfolgen, ergibt 
sich möglicherweise für Alternative ? (d.h. Brutto-Erbteilsmodifikationen durch Verfügung 
von Einzelrechtszuwendungen) ein tendenziell breiteres Anwendungsgebiet.95  
Die vorstehend dargestellten Unterschiede zwischen den einzelnen Gestaltungsalternativen 
hinsichtlich ihrer Anwendungsflexibilität können ein wesentliches Entscheidungskriterium 
bei der Auswahl einer bestimmten Alternative bilden. Berücksichtigt man jedoch, daß für 
Zwecke des Relationsausgleichs die Gestaltungsalternativen ? bis ? bedarfsweise auch 
miteinander kombiniert werden können, verliert der Aspekt der Anwendungsflexibilität bei 
der Entscheidungsfindung möglicherweise erheblich an Bedeutung. 
Bereits die vorstehende Kurzdarstellung zu einzelnen nichtsteuerlichen Vorteilhaftigkeits-
kriterien der entwickelten Gestaltungsalternativen verdeutlicht, daß in vielen 
Anwendungsfällen bereits eine nicht auf steuerlichen Überlegungen basierende Vorauswahl 
unter den durchführbaren Alternativen zu treffen sein wird. Wenn es z.B. im Rahmen der 
Ausgleichsalternative ? für den Relationsausgleich erforderlich wäre, allen beteiligten 
Erwerbern einen Anteil an einem übergehenden Familienunternehmen zuzuweisen, obwohl 
der Erblassers explizit nur einen der Erwerber als Unternehmensnachfolger vorgesehen hat, 
erscheint bereits im Hinblick auf den bestehenden Zuteilungskonflikt (und möglicherweise 
auch den Aspekt der Streitvermeidung) die Auswahl der Alternative ? nicht ratsam. 
Entsprechend wären Gestaltungsalternativen, die hinsichtlich ihrer nichtsteuerlichen 
Folgewirkungen mit wesentlichen Zielsetzungen des Erblassers kollidieren, als nicht zulässige 
Lösungsalternativen zu verwerfen. 
Damit jedoch zwischen mehreren ggf. verbleibenden Ausgleichsalternativen eine 
weitergehende Auswahl getroffen werden kann, werden im folgenden insbesondere auch 
Wirkungen des Relationsausgleichs auf steuerliche Zielsetzungen des Erblassers 
berücksichtigt; denn ungeachtet der hier aus Darstellungsgründen nachgelagerten Betrachtung 
                                                          
95  Da lebzeitigen Verfügungen von Todes wegen grundsätzlich mehr oder weniger unsichere Prognosedaten 
zugrundegelegt werden, ist der Vorteil einer umfänglich differenzierteren Zuteilung von Einzelrechten, z.B. 
in Form von Ausgleichszahlungen, jedoch wiederum zu relativieren. 
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steuerlicher Zielsetzungen96 darf deren Stellenwert für die Praxis der Erbteilung keinesfalls 
unterschätzt werden.  
2 Steuerliche Vorteilhaftigkeitsanalyse 
Das Ziel der folgenden Vorteilhaftigkeitsanalyse ist die Bestimmung der unter steuerlichen 
Gesichtspunkten jeweils für den einzelnen Anwendungsfall zu präferierenden 
Gestaltungsalternative zum Zwecke des Relationsausgleichs. Dazu ist zunächst ein für die 
steuerliche Alternativenbewertung maßgebliches Vorteilhaftigkeitskriterium festzulegen, das 
sich wiederum aus den dieser Untersuchung zugrundegelegten steuerlichen Zielsetzungen 
ableitet.97  
Die steuerliche Zielsetzung der Relationsneutralität der Erbteilung ist gleichermaßen 
inhaltliches Anliegen sämtlicher vorstehender Gestaltungsansätze. Den Anknüpfungspunkt 
der hierfür entwickelten Problemlösungsverfahren bildet dabei die 
Relationsneutralitätsgleichung der Erbteilung,98 auf deren Grundlage das im Einzelfall 
erforderliche Volumen der durchzuführenden Ausgleichsmaßnahmen zielorientiert bestimmt 
werden kann. Damit darauf aufbauend eine steuerliche Bewertung der unterschiedlichen 
Gestaltungsalternativen sinnvoll erscheint, ist im weiteren zu unterstellen, daß sämtliche 
Gestaltungsalternativen in vergleichbarer Weise zur Durchführung des erforderlichen 
Relationsausgleichs für die betreffenden Erbteilungsfälle geeignet sind. Wäre demgegenüber 
eine Alternative bereits aus tatsächlichen Gründen oder im Hinblick auf die zuvor 
dargestellten nichtsteuerlichen Vorteilhaftigkeitskriterien als Gestaltungslösung ungeeignet, 
könnte sie im Rahmen der steuerlichen Bewertung demgegenüber unberücksichtigt bleiben.  
Ist die Zielsetzung der Relationsneutralität durch jede der gegebenen Ausgleichsalternativen 
gleichermaßen realisierbar, entstehen aus steuerlicher Perspektive Freiräume für 
belastungsorientierte Gestaltungsüberlegungen, wobei sich das steuerliche 
Gestaltungsbestreben eines Erblassers regelmäßig auf die im Rahmen der Erbteilung 
auftretende Gesamtsteuerbelastung richtet. Unter dem Blickwinkel der 
Steuerbelastungsminimierung sollen daher die Auswirkungen einzelner Relationsausgleichs-
maßnahmen auf den Zielerreichungsgrad abgebildet werden, um dadurch die gegebenen 
Gestaltungsalternativen einer steuerlichen Bewertung zugänglich zu machen. Daran 
                                                          
96  Wie bereits ausgeführt wurde, kann zwar aufgrund des Umstandes, daß der Entscheidungsträger letztlich 
nicht wirtschaftlicher Träger der nachfolgebedingt hervorgerufenen Steuerbelastungen ist, bei der 
Erbteilungsgestaltung eine maßgebliche Entscheidungsorientierung auch an nichtsteuerlichen 
Zielsetzungen unterstellt werden. Jedoch ist in diesem Zusammenhang zugleich zu berücksichtigen, daß die 
Herbeiführung eines angestrebten Erbteilungsergebnisses im Detail nicht um jeden Preis (hier: erheblicher 
steuerlicher Mehrbelastungen) sinnvoll erscheint. Insoweit wirkt die Aussicht auf eine beträchtliche 
Steuerersparnis im Hinblick auf nichtsteuerliche Zielsetzungen möglicherweise substitutiv. 
97  Vgl. Teil II, Abschnitt B, Kapitel 2.2. 
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anschließend ist zu überprüfen, ob sich anhand der erzielten Untersuchungsergebnisse 
grundsätzliche Aussagen über die Rangfolge der steuerlichen Vorziehenswürdigkeit einzelner 
Gestaltungsansätze in bestimmten Erbteilungssituationen formulieren lassen. 
2.1  Relationsausgleichsbedingte Gesamtsteuerbelastungsänderungen als 
Vorteilhaftigkeitskriterium 
Das vorrangige Interesse eines Erblassers an der steuerlichen Belastungsminimierung ist eine 
inhaltliche Konkretisierung wesentlicher vermögensbezogener Nachfolgeziele,99 für die 
unterstellt wurde, daß die zu übertragenden Vermögenswerte den vorgesehenen Erwerbern 
möglichst ungeschmälert und ggf. in der zum Übertragungszeitpunkt vorhandenen 
Bestandsform anfallen sollen. Da steuerliche Belastungen der Erbteilung unmittelbare 
Auswirkungen auf die Zielsetzungen „Vermögenserhaltung“ bzw. „Vermögenskontinuität“ 
haben, sind diesbezügliche Beeinflussungen im Rahmen des Erbteilungsprozesses so gering 
wie möglich zu halten.100 Als allgemeine Zielfunktion des Erblassers ist folglich für die 
Gesamtsteuerbelastung Sgesamt bzw. die Individualbelastungen Si der Erwerber (i = 1, 2, ..., n) 
formal festzustellen: 
[66] ! 
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Bei einer isolierten Zielorientierung im Sinne von [66] wäre demnach in der Summe aller 
erwerberbezogen auftretenden Steuerbelastungen eine möglichst geringe 
Gesamtsteuerbelastung (Sgesamt) anzustreben. Unter Einbeziehung der Zielsetzung der 
Relationsneutralität ist jedoch zu berücksichtigen, daß Maßnahmen zum Ausgleich 
steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen zumeist auch unmittelbare Wirkungen auf die 
steuerliche Situation der Erbteilung entfalten. Somit treten infolge ausgleichsbedingter 
Maßnahmen regelmäßig Änderungen der steuerlichen Individualbelastungen einbezogener 
Erwerber auf (hier: ΔSiRA), die wiederum in ihrer Summe das Änderungsvolumen der 
Gesamtsteuerbelastung determinieren (hier: RAgesamtSΔ ). Betrachtet man dabei die 
Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung vor Durchführung des Relationsausgleichs als 
Referenzgröße (hier als vorRAgesamtS ), so würde demnach in Erweiterung der Formel [66] unter 
Berücksichtigung von RAgesamtvorRAgesamtgesamt SSS Δ+=  für die Zielsituation nach Durchführung des 
Relationsausgleichs gelten: 
                                                          
98  Vgl. Formel [5]. 
99  Vgl. Teil I, Kapitel B, Abschnitt 2.1212. 
100  Je weniger Steuerzahlungen von Erwerbern zu leisten sind, desto größer ist der bereichernde Netto-
Vermögenszugang auf Seiten der Erwerber (Vermögenserhaltung) und desto geringer ist gleichzeitig die 
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Im Vergleich mit der Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung vor Durchführung des 
Relationsausgleichs, d.h. bei Verfügungen des Erblassers zunächst ohne Berücksichtigung der 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen, können infolge ausgleichsbedingter 
Gestaltungsmaßnahmen sowohl Steuererhöhungen als auch Steuerminderungen eintreten. Das 
Vorzeichen des Änderungsvolumens ( RAgesamtSΔ ) ist entsprechend positiv oder negativ, wodurch 
zwischen den steuerlichen Zielsetzungen „Relationsneutralität“ und „Steuerbelastungs-
minimierung“ demnach unterschiedliche Zielbeziehungen denkbar sind. 
Soweit sich aufgrund einer spezifischen Ausgleichsgestaltung eine Steuerminderbelastung 
einstellt, sind beide Zielsetzungen komplementär. Weil sich im Rahmen des 
Relationsausgleichs ein zusätzliches Steuersparpotential ergibt, werden zugleich auch 
Gestaltungsziele der Steuerbelastungsplanung unterstützt, so daß gegenüber der Situation 
ohne Berücksichtigung steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen ein insgesamt niedrigeres 
Steuerbelastungsniveau erreicht werden kann.101 Demgegenüber treten zwischen den beiden 
steuerlichen Gestaltungszielen zwangsläufig Zielkonkurrenzen auf, wenn infolge des 
Relationsausgleichs steuerliche Mehrbelastungen ausgelöst werden. Obwohl im Rahmen 
dieser Untersuchung der Zielsetzung der Relationsneutralität ausdrücklich Vorrang vor 
anderen Steuergestaltungszielen eingeräumt wird, ist bei bestehenden Zielkonkurrenzen 
letztlich vom Erblasser im Einzelfall zu entscheiden, ob der angestrebte Relationsausgleich 
die im Gegenzug auftretenden steuerlichen Mehrbelastungen in ihrem jeweiligen Umfang 
rechtfertigt. 
Im folgenden werden mögliche Wechselwirkungen zwischen einzelnen 
Relationsausgleichsmaßnahmen und dem Gesamtsteuerbelastungsumfang im Sinne von 
Formel [67] dargestellt. 
2.2 Grundwirkungen des Relationsausgleichs auf den 
Gesamtsteuerbelastungsumfang der Erbteilung 
Bereits im Rahmen der Entwicklung der einzelnen Gestaltungsalternativen bestand die 
Notwendigkeit, die aus den einzelnen Ausgleichsmaßnahmen resultierenden steuerlichen 
                                                          
Gefahr, daß von den Erwerbern zur Begleichung der Steuerschulden z.B. Teile des übertragenen 
Vermögensbestandes liquidiert werden müssen (Vermögenskontinuität). 
101  Die demnach vor Relationsausgleich ungünstigere Steuerbelastungssituation muß dabei nicht zwangsläufig 
auf Versäumnisse im Rahmen der Steuerbelastungsplanung beruhen. Vielmehr würde bei einer zuvor auch 
ggf. unter Belastungsgesichtspunkten „optimierten“ Erbteilungsgestaltung für weitergehende 
steuermindernde Gestaltungen stets dann kein Raum verbleiben, soweit zunächst von einer grundsätzlichen 
Übereinstimmung zwischen Erblasserverfügungen (ohne Berücksichtigung von Steuerwirkungen) und den 
Zielen der Erbteilung ausgegangen wurde. 
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Folgewirkungen angemessen zu erfassen, um den erforderlichen Umfang der 
Ausgleichsmaßnahmen zutreffend bestimmen zu können. Vor diesem Hintergrund lag das 
Hauptaugenmerk bisher auf den individuellen Belastungsänderungen aus der Perspektive der 
in den Relationsausgleich einbezogenen Erwerber, während die in der Summe auftretende 
Änderung der Gesamtsteuerbelastung weitgehend unberücksichtigt bleiben konnte.  
Nunmehr ist jedoch zur Bestimmung der steuerlichen Vorziehenswürdigkeit einzelner 
Gestaltungsansätze insbesondere festzustellen, ob durch den Relationsausgleich in der 
Gesamtbetrachtung der Erbteilung jeweils steuerliche Mehr- oder Minderbelastungen 
ausgelöst werden. Die Umsetzung dieses Untersuchungsziels bedarf zunächst einer 
Abgrenzung der maßgeblichen Bestimmungsgrößen ausgleichsbedingter 
Gesamtsteueränderungen, die zugleich auch den Bezugsrahmen des im weiteren angestrebten 
Vorteilhaftigkeitsvergleichs bei unterschiedlichen Erbteilungssituationen bilden.  
In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, daß bisher im Rahmen der Entwicklung der 
alternativen Problemlösungsverfahren der mathematische Berechnungsaufwand durch 
vereinfachende Annahmen auf den für die Darstellung jeweils erforderlichen Umfang 
beschränkt wurde. Insbesondere galt   – mit Ausnahme bei der Alternative ?102 – die 
Annahme, daß die besteuerungsrelevanten Merkmale der Erbteilungssituation, d.h. die 
erwerberspezifischen Tarifbelastungen und das steuerlich zu berücksichtigende 
Gesamtvolumen der Bemessungsgrundlagen, von den jeweils eingeleiteten 
Ausgleichsmaßnahmen unberührt bleiben.103 Obwohl diese Annahme für die Mehrzahl der in 
der Praxis auftretenden Relationsausgleichsfälle durchaus zutreffen dürfte, scheint jedoch für 
die weiteren Untersuchungsschritte die Aufhebung dieser Modellannahme angezeigt, um 
potentielle Ergebnisauswirkungen möglichst vollständig aufzuzeigen (würde sich z.B. die 
Tarifbelastung eines Erwerbers infolge von Ausgleichsmaßnahmen erhöhen, weil er nach dem 
Relationsausgleich einer höheren Erwerbswertstufe zuzuordnen ist, führt eine 
Nichtberücksichtigung dieses Effektes, der eine nachhaltige Erhöhung der 
Gesamtsteuerbelastung erwarten läßt, zu einem fehlerhaften Ergebnis). Im folgenden werden 
demnach neben primären Steuerbelastungsänderungen, die ausgleichsbedingt ohne Änderung 
der elementaren steuerlichen Merkmale der Erbteilungssituation auftreten, ergänzend auch 
sekundäre Steuerbelastungsänderungen in die Analyse einbezogen, die ausschließlich 
aufgrund von ebendiesen belastungsrelevanten Sondereffekten auftreten. 
                                                          
102  Beim Relationsausgleich durch Änderung besteuerungsrelevanter Erwerbermerkmale (Alternative ?) wird 
der Ausgleich dem Wesen nach ausschließlich durch eine gezielte Beeinflussung der zugrundeliegenden 
Besteuerungssituation (hier: der Stkl. des Erwerbers und damit auch Tarifbelastungen und 
Freibetragsvolumina)  herbeigeführt. 
103  Eine explizite Berücksichtigung von möglichen Änderungen der elementaren Bestimmungsgrößen der 
Steuerbelastung hätte in den entsprechenden Anwendungsfällen ggf. zusätzliche gleichartige 
Berechnungsschritte auf der Grundlage der eingetretenen Änderungen erforderlich gemacht, ohne daß sich 
jedoch an der grundsätzlichen Vorgehensweise etwas geändert hätte. 
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2.21 Primäre Steuerbelastungswirkungen durch ausgleichsbedingte 
Bemessungsgrundlagenverlagerungen 
Aus dem Vorgang einer Erbteilung, an der per definitionem stets mehrere Erwerber beteiligt 
sind, ergibt sich für Zwecke der Erbschaftsbesteuerung die Notwendigkeit, die übergehenden 
Nachlaßwerte den jeweiligen steuerpflichtigen Erwerbern – nach Maßgabe der 
zivilrechtlichen Gegebenheiten – als individuelle steuerliche Bemessungsgrundlagen 
zuzuordnen. Damit geht im Ergebnis eine Aufteilung des Gesamtbetrages der im Rahmen 
einer Erbteilung insgesamt vorhandenen Steuerbemessungsgrundlagen einher. 
Anhand des individuellen steuerlichen Zurechnungsumfangs (BMGi) sowie der jeweiligen 
Tarifzuordnung (si) ergeben sich für die erwerberbezogenen Bemessungsgrundlagenteile 
spezifische Belastungen, so daß in der Summe der Einzelbelastungen der Erwerber i (mit i = 
1, 2, ..., n) das eintretende Gesamtsteuervolumen unter Berücksichtigung der Formeln [66] 
und [12] mit Si = BMGi x si auch wie folgt darstellbar ist:104 
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Im Rahmen des Relationsausgleichs gehen mit den einzelnen Ausgleichsmaßnahmen (hier 
Alternativen ? und ? „Modifikationen der Brutto-Erbteilsrelationen“ oder auch Alternative 
? „Anpassung von  Individualsteuerbelastungen“) regelmäßig105 auch interpersonelle 
Verlagerungen von Teilen der individuellen Bemessungsgrundlagen (ΔBMGiRA) einher. 
Infolge dieser Zuordnungsänderungen können einzelne Bemessungsgrundlagenteile nach dem 
Relationsausgleich potentiell einer gegenüber der Ausgangssituation veränderten 
Tarifbelastung (si) unterliegen. Die daraus resultierenden Auswirkungen auf die 
Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung ergeben sich wiederum als Summe der individuellen 
Belastungsänderungen auf Ebene der Erwerber i (i = 1, 2, ..., n). Somit gilt analog zur Formel 
[68] für das ausgleichsbedingte Steueränderungsvolumen RAgesamtSΔ : 
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104  Dabei ist ggf. zu berücksichtigen, daß auch auf der Ebene der Erwerber im Einzelfall zwischen 
unterschiedlichen Tarifbelastungen zu unterscheiden ist, soweit auch tarifbegünstigtes Betriebsvermögen 
übertragen wird. Analog zur bisherigen Vorgehensweise wäre in diesem Fall zwischen dem „Normaltarif“ 
und dem „Sondertarif“ nach § 19a ErbStG zu unterscheiden (dies gilt nur dann, wenn Erwerber der 
Steuerklassen II und III beteiligt sind). 
105  Eine Ausnahme stellt hierbei der Relationsausgleich durch Anpassung steuerrelevanter Erwerbermerkmale 
(Alternative ?) dar. Weil hierbei ausschließlich die Netto-Vermögensposition des betreffenden Erwerbers 
modifiziert wird (z.B. durch Wechsel der Steuerklasse und der Tarifbelastung), treten keine Verlagerungen 
von Bemessungsgrundlagenteilen zwischen den Erwerbern auf. 
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Da sich infolge des Relationsausgleichs lediglich die personelle Zurechnung von 
Bemessungsgrundlagenteilen ändert, bleibt das Gesamtvolumen der steuerlichen 
Bemessungsgrundlagen regelmäßig konstant.106 Aus diesem Grund gilt im Zweierwerberfall 
(mit i = 1, 2) wegen ΔBMG1RA = -ΔBMG2RA für die auftretenden Gesamtsteuerbelastungs-
änderungen: 
[70] )(        )( 212211 ssBMGssBMGS RARARAgesamt −×Δ−=−×Δ=Δ . 
Anhand der vorstehenden Formel wird zudem unmittelbar deutlich, daß 
Relationsausgleichsmaßnahmen zwischen Erwerbern mit übereinstimmender 
Tarifbelastungshöhe keine Änderung der Gesamtsteuerbelastung hervorrufen,107 weil sich mit 
s1 = s2 die individuellen Steuerbelastungsänderungen in der Summe zwangsläufig 
neutralisieren. Demgegenüber würde bei abweichenden Tarifbelastungen der Erwerber das 
Änderungsvolumen der Gesamtsteuerbelastung c.p. mit dem Umfang der gegebenen 
Tarifdifferenz steigen. Für die jeweils resultierende Gesamtsteuerbelastung des 
Erbteilungsvorgangs kann demnach allgemein festgestellt werden: 
— Bemessungsgrundlagenverlagerungen führen zu einer Minderung der 
Gesamtsteuerbelastung, wenn sich die Bemessungsgrundlage des tarifgünstigeren 
Erwerbers ausgleichsbedingt zu Lasten des tarifungünstigeren Erwerbers erhöht. 
— Bemessungsgrundlagenverlagerungen führen zu einer Erhöhung der 
Gesamtsteuerbelastung, wenn sich die Bemessungsgrundlage des tarifgünstigeren 
Erwerbers ausgleichsbedingt zu Gunsten des tarifungünstigeren Erwerbers mindert. 
 
Da steuermindernden Gestaltungsalternativen jeweils der Vorzug vor steuererhöhenden 
Alternativen zu geben ist, kommt bereits der Feststellung, ob in der Summe aller 
Teilwirkungen eine steuerliche Mehr- oder Minderbelastung der Erbteilung eintritt, im 
Rahmen der Alternativenbewertung elementare Bedeutung zu. Soweit mehrere Alternativen 
zudem dieselbe steuerliche Wirkungsrichtung aufweisen, ist für eine Rangfolgebildung 
hinsichtlich der steuerlichen Vorziehenswürdigkeit zusätzlich auch der Umfang der jeweils 
hervorgerufenen Belastungsänderungen zu berücksichtigen. Im Sinne von Formel [69] 
bestimmt sich das Änderungsvolumen der Gesamtsteuerbelastung bei gegebenen 
erwerberbezogenen Tarifbelastungen (si) maßgeblich durch den Wert der Variable ΔBMGiRA, 
d.h. den Umfang der von einer Ausgleichsmaßnahme verursachten Verlagerung der 
individuellen Bemessungsgrundlagen. Daher kann für eine an der Zielsetzung der 
                                                          
106  Ist diese Bedingung nicht erfüllt, so treten ggf. Sondereffekte auf, die im einzelnen anschließend - neben 
anderen - als „sekundäre“ Steuerbelastungswirkungen behandelt werden. 
107  In diesem Zusammenhang ist grundsätzlich anzumerken, daß Relationsausgleichsfälle, bei denen der 
Relationsausgleich auf der Ebene der zuzurechnenden Bemessungsgrundlage ausnahmsweise keinerlei 
Wirkungen entfaltet (so z.B. die Verlagerung von Vermögenswerten, denen eine allgemeine 
erwerberunabhängige Steuerbefreiung zuteil wird) ebenfalls als steuerneutral anzusehen sind. 
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Steuerbelastungsminimierung orientierten Alternativenauswahl im weiteren allgemein 
festgestellt werden: 
— Unter mehreren Relationsausgleichsalternativen, die durch Modifikationen der tariflichen 
Belastungsanteile zu einer Erhöhung der Gesamtsteuerbelastung führen, ist stets diejenige 
Alternative vorzuziehen, welche das jeweils geringste Änderungsvolumen der 
Teilbemessungsgrundlagen aufweist.  
— Unter mehreren Relationsausgleichsalternativen, die durch Modifikationen der tariflichen 
Belastungsanteile zu einer Minderung der Gesamtsteuerbelastung führen, ist stets 
diejenige Alternative vorzuziehen, welche das jeweils größte Änderungsvolumen der 
Teilbemessungsgrundlagen aufweist. 
 
Mit Hilfe der vorstehend abgegrenzten Kriterien „Wirkungsrichtung“ und „Umfang“ der 
eintretenden Steuerbelastungsänderungen kann demnach eine zielorientierte 
Alternativenbewertung vorgenommen und eindeutige Rangfolge der steuerlichen 
Vorteilhaftigkeit bestimmt werden. Wie bereits vorstehend dargelegt, können neben die somit 
aufgezeigten primären Steuerbelastungswirkungen in Einzelfällen zusätzlich sekundäre 
Belastungswirkungen treten, die im weiteren zu untersuchen sind. Die Notwendigkeit einer 
weitergehenden Analyse dieser Sondereffekte ergibt sich aus ihrem potentiellen Einfluß auf 
die Rangfolge der einzelnen Gestaltungsalternativen hinsichtlich ihrer steuerlichen 
Vorteilhaftigkeit. 
2.22 Sekundäre Steuerbelastungswirkungen durch ausgleichsbedingte 
Sondereffekte 
Im Gegensatz zu den vorstehend beschriebenen primären Steuerbelastungswirkungen, die auf 
ausgleichsbedingten Verlagerungen von individuellen Bemessungsgrundlagenteilen bei 
gegebenen steuerlichen Rahmendaten beruhen,108 werden sekundäre 
Steuerbelastungsänderungen durch ausgleichsbedingte Modifikationen der steuerlichen 
Rahmendaten selbst ausgelöst. Soweit demnach aufgrund einzelner Maßnahmen auch der 
Gesamtumfang der steuerlich zu berücksichtigenden Bemessungsgrundlagen und/oder 
erwerberspezifische Tarifbelastungen beeinflußt werden, treten Wirkungsüberlagerungen von 
primären und sekundären Steuereffekten mit entsprechenden Auswirkungen auf das 
eintretende Gesamtsteuerbelastungsvolumen auf. Derartige Sondereffekte sind bei der 
steuerorientierten Auswahl aber bei der Anwendung einzelner 
Relationsausgleichsmaßnahmen109 zwingend zu berücksichtigen. Dies verdeutlicht auch das 
                                                          
108  Vgl. hier die im Rahmen der primären Steuerbelastungswirkungen getroffenen Annahmen, daß sowohl das 
Gesamtvolumen der steuerlichen Bemessungsgrundlagen als auch die Individualtarife der beteiligten 
Erwerber durch den Relationsausgleich unberührt bleiben. 
109  Die Bestimmung des erforderlichen Ausgleichsvolumens kann dabei auch bei Auftreten von sekundären 
Steuerbelastungswirkungen grundsätzlich mit dem bereits weiter oben entwickelten Instrumentarium 
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folgende Fallbeispiel zu möglichen steuerlichen Belastungswirkungen der im weiteren zu 
betrachtenden Sondereffekte: 
Bsp. 58: Ein Erblasser beabsichtigt, seiner Ehefrau und seinem Bruder (Ehegatte = Stkl. I; 
FB1 = 563.000 EUR; s1 = 19% bzw. Bruder = Stkl. II, FB2 = 10.300 EUR; s2 = 
27%) zu gleichen Teilen Bargeld im verkehrswertgleichen Steuerwert von insgesamt 
2.250.000 EUR zu übertragen. Aus einer daraufhin verfügten hälftigen 
Erbeinsetzung würden sich eine Gesamtsteuerbelastung von 407.749 EUR sowie 
individuelle Netto-Erbteile von 1.018.220 EUR (E1netto) bzw. 824.031 EUR (E2netto) 
ergeben.110 Der Umfang steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen ermittelt sich in 
diesem Fall im Sinne der Formel [13] mit 4,3% bzw. 97.095 EUR. 
 Für einen Relationsausgleich in Form einer Ausgleichszahlung (Alternative ?: 
Einzelrechtszuwendung) zwischen der Ehefrau und dem Bruder des Erblassers ergibt 
sich nach dem bereits vorstehend anhand Formel [57] beschriebenen Verfahren ein 
erforderliches Ausgleichsvolumen (RA hier aus Sicht der Ehefrau) von: 
 ( ) 097.12619,0)27,019,0(1
251.842.1220.018.1
2
1
2
1 −=−−×−−
×−=RA .  
 Die nach einer entsprechenden Verfügungsanpassung zuzurechnenden 
Bemessungsgrundlagenteile würden nach dem Relationsausgleich 435.903 EUR 
(BMG1 = 1.125.000 - 126.097 - 563.000) bzw. 1.240.797 EUR (BMG2 = 1.125.000 + 
126.097 - 10.300) betragen, so daß bei unveränderten steuerlichen Rahmendaten 
eine Gesamtsteuerbelastung von 417.837 EUR sowie Nettoerbteile von je 916.082 
EUR eintreten würden.111 
 Ein Vergleich der Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung vor und nach 
Durchführung des Relationsausgleichs würde dabei eine ausgleichsbedingte 
Mehrbelastung von absolut 10.088 EUR (407.749 - 417.837) aufgrund primärer 
Steuerbelastungswirkungen ergeben. 
Tatsächlich würde jedoch im vorstehenden Fallbeispiel 58 der Erwerbsvorgang innerhalb der 
Steuerklasse I (Ehefrau) aufgrund des ausgleichsbedingt auf 435.903 EUR geminderten 
Erwerbswertes in die gegenüber der Ausgangssituation günstigere Erwerbswertstufe 2 fallen, 
woraus für diesen Teilerwerb insgesamt eine Tarifminderung von 19% auf 15% resultiert 
(vgl. § 19 ErbStG). Unter Berücksichtigung dieses Sondereffektes betragen daher die 
Nettoerbanteile entgegen der vorstehenden Berechnung tatsächlich 933.518 EUR (E1netto) 
bzw. 916.082 EUR (E2netto) bei einer Gesamtsteuerbelastung des Erbfalles von 400.400 EUR 
                                                          
erfolgen; hierbei wären die sich ändernden Ausgangsbedingungen ggf. durch iterative Berechnungsschritte 
zu berücksichtigen. 
110  Dies ergibt sich aus: 
 E1netto = 1.125.000 - (1.125.000 - 563.000) x 0,19 = 1.018.220  bzw. 
 E2netto = 1.125.000 - (1.125.000 - 10.300) x 0,27 = 824.031. 
111  Dies ergibt sich aus: 
 E1netto = 1.125.000 - 126.097 - 435.903 x 0,19 = 916.081  bzw. 
 E2netto = 1.125.000 + 126.097 - 1.240.797 x 0,27 = 916.081. 
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(Ermittlung analog zu Fußnote 101 mit s1 = 15%). Im Nachfeld des Relationsausgleichs 
entsteht somit aufgrund sekundärer Belastungswirkungen eine „neue“ Erbteilungssituation 
mit einem verbleibenden Verlagerungsvolumen von 0,4% (vgl. Formel [13]). Dieser Umstand 
wäre in einem weiteren Schritt bei der Bemessung der Ausgleichszahlung zu berücksichtigen: 
Bsp. 58 (Forts.):  Aufgrund der geänderten Erbteilungssituation mit c.p. s1 = 0,15 und E1netto 
= 933.518 ermittelt sich der zusätzlich erforderliche Ausgleichsumfang wiederum 
mit Hilfe der Formel [57] (RA hier aus Sicht der Ehefrau) als: 
 ( ) 035.1115,0)27,015,0(1
600.849.1518.933
2
1
2
1 −=−−×−−
×−=RA . 
 Unter Berücksichtigung dieses Sondereffektes ergibt sich demnach in der Summe der 
hier in zwei Berechnungsschritten ermittelten Ausgleichsbeträge die erforderliche 
Gesamtzahlung in Höhe von 137.132 EUR (126.097 + 11.035), so daß bei einer 
Gesamtsteuerbelastung von 401.725 EUR die gewünschten Netto-Erbteile von je 
924.138 EUR eintreten.112 Da keine weiteren ausgleichsbedingten Sondereffekte (z.B. 
Erwerbswertstufenänderungen) auftreten, ist damit zugleich für diesen 
Anwendungsfall das Endergebnis ermittelt. 
Im vorliegenden Fall führen die ausgleichsbedingt verlagerten Bemessungsgrundlagenteile 
(Ausgleichszahlung der Ehefrau an den Bruder) aufgrund primärer 
Steuerbelastungsänderungen offensichtlich zu einer Erhöhung des 
Gesamtsteuerbelastungsumfangs (hier: 407.749 - 417.837 = - 10.088 EUR), weil dem 
Erwerber mit der höheren Tarifbelastung zusätzliche Vermögenswerte zu Lasten des 
tarifgünstigen Erwerbers übertragen werden. Zugleich tritt jedoch aufgrund sekundärer 
Steuerbelastungsänderungen eine Steuerminderung ein (hier: 417.837 - 401.725 = 16.112 
EUR), weil die Tarifbelastung des steuergünstigen Erwerbers für den auf ihn entfallenden 
Erwerb ausgleichsbedingt von 19% auf 15% sinkt. Die daraus resultierenden 
Steuerminderungen übersteigen im vorliegenden Fall die primären steuerlichen 
Mehrbelastungen, so daß nach Durchführung des Relationsausgleichs die 
Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung um insgesamt 6.024 EUR vermindert ist. 
In bestimmten Anwendungsfällen ergeben sich demnach die aus einzelnen 
Relationsausgleichsmaßnahmen resultierenden Gesamtsteuerwirkungen erst in der 
Kombination primärer und sekundärer Belastungswirkungen. Obwohl deren finale 
Wirkungsrichtung ausschließlich für den Einzelfall bestimmbar ist, werden im folgenden 
zumindest elementare Zusammenhänge aufgezeigt, die im Rahmen der 
Vorteilhaftigkeitsanalyse eine allgemeine Auswertung ermöglichen. Im Fallbeispiel 58 
wurden die sekundären Steuerbelastungswirkungen ursächlich durch die 
                                                          
112  Dies ergibt sich aus: 
 E1netto = 1.125.000 - 137.132 - 424.868 x 0,15 = 924.138  bzw. 
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Tarifbelastungsänderung für den Erwerber 1 (Ehefrau) hervorgerufen. Alternativ kommen 
jedoch auch Änderungen des Gesamtvolumens steuerlicher Bemessungsgrundlagen als 
Auslöser in Betracht, weshalb im weiteren eine entsprechende inhaltliche Differenzierung 
vorgenommen wird.  
2.221 Änderungen erwerberspezifischer Tarifbelastungen 
Ausgleichsbedingt eintretende Änderungen individueller Tarifbelastungen wirken jeweils auf 
den gesamten steuerpflichtigen Erwerb eines Erwerbers und damit auf sämtliche ihm im 
Rahmen des Erbfalls individuell zuzurechnende Bemessungsgrundlagenteile. Unter expliziter 
Unterscheidung der steuerlichen Rahmendaten vor bzw. nach Durchführung des 
Relationsausgleichs (hier im weiteren dargestellt durch: sivorRA und BMGinachRA) ist Formel 
[69] zur Ermittlung der Steuerbelastungsänderungen RAgesamtSΔ  wie folgt zu erweitern, um den 
Zusatzeffekt der ggf. geänderten Tarifbelastung (ΔsiRA = sinachRA - sivorRA) zu erfassen:  
[71]  ∑∑
==
Δ×+×Δ=Δ
n
i
RA
i
nachRA
i
n
i
vorRA
i
RA
i
RA
gesamt sBMGsBMGS
11
   (i = 1, 2, ..., n). 
 
Der Umfang der sekundären Steuerbelastungswirkungen wird demnach als Produkt aus der 
erwerberspezifischen Bemessungsgrundlage nach Relationsausgleich (BMGinachRA) und der 
ausgleichsbedingt aufgetretenen Tarifänderung (ΔsiRA) erfaßt (vgl. Formelteil ?) und tritt 
additiv zu den bisher in Formel [69] abgebildeten primären Verlagerungswirkungen hinzu 
(ΔBMGiRA x sivorRA, vgl. Formelteil ?). Würde bei einem Relationsausgleich eine 
Bemessungsgrundlagenänderung von 4 Mio. EUR auf 2 Mio. EUR sowie eine 
Tarifabsenkung von 20% auf 10% auftreten, so wären im Sinne der Formel [71] die primären 
Wirkungen mit - 400.000 EUR (- 2.000.000 x 0,2) und die sekundären Wirkungen - 200.000 
EUR (2.000.000 x - 0,1) erfaßt.113  
Angesichts der doppelt-progressiven Ausgestaltung der erbschaftsteuerlichen Tarifzuordnung 
nach § 19 ErbStG sind Änderungen der erwerberspezifischen Tarifbelastungen alternativ dann 
zu erwarten, wenn einzelne Maßnahmen zum Relationsausgleich entweder die 
Steuerklassenzuordnung eines Erwerbers oder die Erwerbswertstufenzuordnung114 eines 
Erwerbstatbestandes beeinflussen.  
                                                          
 E2netto = 1.125.000 + 137.132 - 1.251.832 x 0,27 = 924.138. 
113  Insgesamt ergibt sich demnach eine ausgleichsbedingte Absenkung der Steuerbelastung des betreffenden 
Erwerbers von 800.000 EUR (20% von 4 Mio. EUR) um insgesamt – 600.000 EUR (- 2.000.000 x 0,2 + 
2.000.000 x – 0,1) auf 200.000 EUR (10% von 2 Mio. EUR). 
114  Vgl. hierzu auch Fallbeispiel 58. 
 ? ?
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2.2211 Steuerklassenzuordnung 
Der Wechsel eines steuerpflichtigen Erwerbers in eine andere Steuerklasse ist in der Praxis 
ausschließlich dann denkbar, wenn sich das verwandtschaftliche Verhältnis zwischen 
Erblasser und Erwerbern geändert hat. Somit ist das Auftreten sekundärer 
Steuerbelastungswirkungen aufgrund einer geänderten Steuerklassenzuordnung auf den 
Anwendungsbereich der Alternative ? „Relationsausgleich durch Anpassung steuerrelevanter 
Erwerbermerkmale“ beschränkt.  
Mit dem jeweiligen Wechsel der Steuerklasse ist gemäß § 15 ErbStG i.V.m. § 19 ErbStG 
unmittelbar eine Änderung der Tarifbelastung des betroffenen Erwerbers verbunden, wobei in 
Fällen einer zunehmenden verwandtschaftlichen Nähe zum Erblasser eine Minderung der 
Tarifbelastung bzw. bei abnehmendem Verwandtschaftsgrad eine tarifliche Mehrbelastung 
eintritt.  
Der jeweilige Umfang der Tarifänderung bestimmt sich nach den vom Steuerklassenwechsel 
berührten Steuerklassen sowie der konkreten Erwerbswertstufenzuordnung des 
zugrundeliegenden Erwerbs. Für unterschiedliche Kombinationen dieser beiden 
Tarifdeterminanten ergeben sich die potentiell auftretenden Differenzwerte aus Abb. 24 und 
weisen eine Bandbreite zwischen 5% und 20% auf. Die aus diesen Tarifänderungen 
resultierenden Auswirkungen auf die Gesamtsteuerbelastung würden sich jeweils durch 
Multiplikation der aus Abb. 24 ablesbaren Differenzwerte mit den erwerberbezogenen 
Teilbemessungsgrundlagen ergeben.115 
2.2212  Erwerbswertstufenzuordnung 
Änderungen der tariflichen Erwerbswertstufenzuordnung durch Maßnahmen des 
Relationsausgleichs setzen kumulativ voraus,116 daß die eingeleiteten Ausgleichsmaßnahmen 
eine Änderung der den beteiligten Einzelerwerbern zuzurechnenden 
Bemessungsgrundlagenteile auslösen und daß diese Änderung im Einzelfall ausreicht, um 
eine gegenüber der Ausgangssituation abweichende Erwerbswertstufenzuordnung zu 
bewirken. Während im Rahmen der Gestaltungsalternativen ?, ? und ? zwar regelmäßig 
auch der Umfang der den Erwerbern individuell zuzurechnenden Bemessungsgrundlagen 
beeinflußt wird,117 kann das für die Zuordnung einer anderen Erwerbswertstufe erforderliche 
Änderungsvolumen nicht allgemeingültig festgestellt werden. Maßgeblich sind vielmehr die 
                                                          
115  Vgl. auch Formel [71]. 
116  Vgl. hierzu auch die Situation in Fallbeispiel 58. 
117  Eine Ausnahme stellt in diesem Fall die Alternative ? „Anpassung steuerrelevanter Erwerbermerkmale“ 
dar. Gleichfalls würden die Bemessungsgrundlagen der Erwerber unberührt bleiben, soweit das in den 
Relationsausgleich einbezogene Vermögen auf Seiten der beteiligten Erwerber jeweils steuerfrei ist. 
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Rahmenbedingungen des zugrundeliegenden Einzelfalles, d.h. insbesondere der Umstand, wie 
groß die jeweilige Differenz zwischen den gegebenen Erwerbswerten und den einschlägigen 
Grenzwerten der betreffenden Erwerbswertstufen vor Durchführung des Relationsausgleichs 
ist. 
Obwohl theoretisch bereits marginale Änderungen der individuellen Bemessungsgrundlagen 
ein Über- bzw. Unterschreiten der nächsthöheren bzw. -geringeren Erwerbswertstufengrenze 
zur Folge haben können, fallen die daraus resultierenden Auswirkungen auf den 
Gesamtsteuerbelastungsumfang aufgrund der tariflichen Härteausgleichsregelung des § 19 
Abs. 3 ErbStG materiell kaum ins Gewicht. Vielmehr entfalten die zwischen den 
Erwerbswertstufen bestehenden Tarifdifferenzen erst dann ihre volle Wirkung, wenn die 
jeweiligen Anwendungsgrenzen des Härteausgleichs überschritten werden. Wie die bereits in 
Abb. 8 dargestellten Grenzwerte für die Anwendung des Härteausgleichs in den einzelnen 
Erwerbswertstufen verdeutlichen, sind hierzu regelmäßig Änderungen der zugehörigen 
Bemessungsgrundlagen von mindestens 10% erforderlich,118 damit ein 
Erwerbswertstufenwechsel außerhalb des Anwendungsbereichs des Härteausgleichs eintritt.  
Bei unmittelbar aneinander angrenzenden Erwerbswertstufen bestehen in Abhängigkeit von 
der Steuerklasse Tarifdifferenzen zwischen 3 bis 6 Prozentpunkten, während umfangreichere 
Belastungsänderungen infolge eines ausgleichsbedingten „Überspringens“ mehrerer 
Erwerbswertstufen nur in Sonderfällen auftreten.119 Einen möglichen Anwendungsfall stellt 
das folgende Fallbeispiel dar: 
Bsp. 59: Zwei Erwerbern wird im Wege der Einzelrechtsnachfolge Betriebsvermögen im Wert 
von 1 Mio. EUR (Erwerber 1 = Stkl. I, β1 = 0,25; s1 = 11%) und Barvermögen im 
Wert von 1 Mio. EUR (Erwerber 2 = Stkl. III, β2 = 1; s2 = 35%) übertragen. Bei 
Netto-Erwerbswerten von E1netto = 972.500 EUR (1.000.000 – 1.000.000 x 0,25 x 
0,11) bzw. E2netto = 650.000 EUR (1.000.000 – 1.000.000 x 1 x 0,35) betragen die 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen gem. Formel [13] insgesamt 8,1%. Soweit 
ein Relationsausgleich durch Anpassung gegenständlicher Zuteilungsverfügungen 
vorgenommen werden soll (Alternative ?), ermittelt sich unter Rückgriff auf Formel 
[64] (hier vereinfachend unter Annahme: SB1 = SB2 = 0 und α1 = α2 = 0 sowie ohne 
                                                          
118  Hier z.B. bei einem Erwerb der Steuerklasse I, der durch den Relationsausgleich einen Zuordnungswechsel 
zwischen den Erwerbswertstufen 2 und 3 erfährt. Eine Ausnahme mit einem Mindeständerungsvolumen 
von nur ca. 8% bilden Erwerbe in der Steuerklasse II und ein Wechsel zwischen den Erwerbswertstufen 6 
und 7 (vgl. auch Abb. 8). 
119  Diese Feststellung ergibt sich aus der Überlegung, daß die Bemessungsgrundlagenänderung für den Fall 
des „Überspringens“ selbst bei „günstigen“ Rahmenbedingungen einen Umfang von mind. 50% annehmen 
müßte (hier bei Erwerbswertstufenwechseln 2 / 4 bzw. 5 / 7). Als möglicher Anwendungsfall käme dabei 
insbesondere der Relationsausgleich durch Anpassung der gegenständlichen Zuteilungsverfügungen in 
Betracht, falls die ausgetauschten Vermögenswerte nur geringfügig abweichende steuerliche 
Bewertungsmerkmale aufweisen und daher für einen Relationsausgleich entsprechend umfangreiche 
Austauschvolumina erforderlich wären. 
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entsprechende Änderungsgrößen (Δ) dieser Variablen) ein Ausgleichsvolumen (RA 
aus der Sicht von Erwerber 1) von: 
[ ]
.456.816
01125,011,01)15,011,0(25,0)35,011,0(1
2
1
500.622.1
000.000.2
000.000.1500.972
=
×−×+−×−−××−
×−
=RA  
Ohne Berücksichtigung ggf. auftretender Sondereffekte würden sich nach 
entsprechender Auf- und Abstockung der Bargeld- bzw. Betriebs-
vermögenszuweisungen identische Steuerbelastungen von je 94.858 EUR und damit 
zugleich identische Netto-Bereicherungen von je 905.142 EUR einstellen.120 
Bezieht man demgegenüber die durch sekundäre Wirkungen hervorgerufenen 
Belastungsänderungen in die Betrachtung ein, so ist festzustellen, daß aufgrund des 
umfangreichen Relationsausgleichsvolumens letztlich gegenüber der 
Ausgangssituation abweichende Erwerbswertstufenzuordnungen ausgelöst werden: 
— Erwerber 1 ist mit einer steuerlichen Bemessungsgrundlage von 862.342 EUR 
der Erwerbswertstufe 4 mit einer Tarifbelastung von 19% zuzuordnen (zuvor 
Erwerbswertstufe 3 mit 11% Tarifbelastung).  
— Erwerber 2 erreicht aufgrund der Bemessungsgrundlagenminderung auf 387.658 
EUR die Erwerbswertstufe 3 mit Tarifbelastungen von 29% bzw. 15% für das 
begünstigte Betriebsvermögen (zuvor Erwerbswertstufe 4 mit 35% 
Tarifbelastung). 
Die insoweit geänderte steuerliche Situation wäre entsprechend durch weitere 
Rechenschritte zum Ausgleichsvolumen zu berücksichtigen. 
Wie Fallbeispiel 59 verdeutlicht, ist zwar nicht allgemeingültig feststellbar, welche 
Ausgleichsmaßnahmen über die eintretenden Bemessungsgrundlagenänderungen zu welchen 
Auswirkungen hinsichtlich der eintretenden Tarifbelastung führen. Grundsätzlich ist jedoch 
davon auszugehen, daß mit zunehmendem Umfang der zum Relationsausgleich erforderlichen 
Verlagerungen von Bemessungsgrundlagenteilen die Wahrscheinlichkeit einer dadurch 
abweichenden Erwerbswertstufenzuordnung steigt.121 Die Zuordnung zu einer niedrigeren 
Erwerbswertstufe führt dabei stets zu einer Minderung der Gesamtsteuerbelastung, während 
die Zuordnung in eine höhere Erwerbswertstufe entsprechend stets steuerliche 
Mehrbelastungen auslöst. Sind, wie in Fallbeispiel 59, mehrere Erwerber bzw. deren 
                                                          
120  Dies ergibt sich aus: 
 E1netto = 1.000.000 - (816.456 + 183.544 x 0,25) x 0,11 = 905.142  bzw. 
 E2netto = 1.000.000 - 816.456 x 0,25 x 0,15  - 183.544 x 0,35 = 905.142. 
121  Im Fallbeispiel 59 wurde die umfangreiche Änderung der erwerberbezogenen Teilbemessungsgrundlagen 
durch ein mit 8,1% vergleichsweise umfangreiches Erbteilsverlagerungsvolumen sowie die Anwendung der 
Relationsausgleichsalternative „Anpassung der steuerlichen Individualbelastungen“ gewährleistet. 
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Tarifbelastungen von den Änderungen betroffen,122 so ergeben sich die resultierenden 
Steuerbelastungswirkungen wiederum in der Summe der jeweiligen Einzeleffekte.  
2.222 Änderungen der steuerlichen Gesamtbemessungsgrundlage 
Aus dem Blickwinkel einer Verkehrswertbetrachtung ist der Gesamtbetrag des übergehenden 
Nachlaßvermögens durch den Erbfalleintritt abschließend konkretisiert und bleibt 
insbesondere von den Ausgleichsmaßnahmen im Rahmen der Gestaltungsansätze ? bis ? 
unbeeinflußt.123 Im Gegensatz zum Verkehrswert kann jedoch das Volumen der für den 
Erbfall insgesamt steuerlich zu berücksichtigenden Bemessungsgrundlagen bzw. der 
Gesamtsteuerwert des Nachlasses ausgleichsbedingten Änderungen unterliegen, woraus 
entsprechende Auswirkungen auf die Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung zu erwarten sind. 
Ursächlich sind Volumensänderungen der steuerlichen Gesamtbemessungsgrundlage auf die 
im Rahmen der Ausgleichsalternativen ausgelösten interpersonellen Vermögensverlagerungen 
(hier: Alternativen ?, ? und ?) oder Änderungen von persönlichen Freibetragsvolumina 
(hier: Alternative ?) zurückzuführen. Vor diesem Hintergrund ist die im Rahmen der Analyse 
primärer Steuerbelastungswirkungen getroffenen Annahme aufzuheben, daß analog zur 
Verkehrswertbetrachtung auch die steuerliche Bemessungsgrundlagenänderung eines 
Erwerbers betraglich stets mit den Änderungen der Bemessungsgrundlagen auf Ebene des 
Miterwerbers korrespondieren (vgl. hierzu auch die Formeln [69] bis [71]). Ist hierbei die 
Summe aller ΔBMGiRA ≠ 0, treten neben primären auch sekundäre Steuerwirkungen auf.  
In Fortentwicklung der Formel [71] lassen sich die ausgleichsbedingten Änderungen der 
Bemessungsgrundlagenteile (ΔBMGiRA) im Sinne der steuerlichen Merkmale des in den 
Relationsausgleich einbezogenen Vermögens spezifizieren.124 Hierbei gilt: ΔBMGiRA = 
)1( iririRA αβ −××  - ΔSBiRA - ΔFBiRA. Für die in der Summe der Erwerber i (i = 1, 2 ..., n) 
resultierenden Änderungen der Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung RAgesamtSΔ  ist bei 
gegebener Tarifbelastung si festzustellen:  
 
                                                          
122  Diese sind im hier betrachteten Anwendungsfall einer Zweierwerbersituation zwangsläufig von 
gegenläufiger Wirkungsrichtung, so daß sich die daraus resultierenden Einzeleffekte wiederum teilweise 
neutralisieren. 
123  Dies ergibt sich aus dem Umstand, daß der Verkehrswert eines Nachlaßobjektes von einem 
Eigentümerwechsel nicht beeinflußt wird. Folglich entspricht der Verkehrswert eines ausgleichsbedingten 
Vermögensabflusses auf der Seite eines Erwerbers stets dem Verkehrswert des korrespondierenden 
Vermögenszuflusses auf der Seite des Miterwerbers. 
124  Vgl. auch Formel [23]. 
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Im Rahmen der Formel [72] sind demnach sowohl die beschriebenen primären als auch die 
sekundären Steuerwirkungen vollständig erfaßt. Formelteil ? verdeutlicht im direkten 
Vergleich zu Formel [71] zudem, welche Determinanten (hier entsprechend )1( irir αβ −× , 
ΔSBiRA und ΔFBiRA) zu Änderungen des Gesamtvolumens der steuerlichen 
Bemessungsgrundlagen führen und damit eine mögliche Ursache für das Auftreten 
diesbezüglicher sekundärer Steuerwirkungen sein können. 
Der Sondereffekt „Änderungen der steuerlichen Gesamtbemessungsgrundlage“ wird durch 
die speziellen Vorschriften des Erbschaftsteuergesetzes zur Ermittlung der steuerlichen 
Bemessungsgrundlagen bedingt (§§ 10 ff. ErbStG). Die Änderungen können theoretisch 
sowohl aufgrund der ausgleichsbedingten Anwendung abweichender steuerlicher 
Bewertungsverfahren bzw. variablen Steuerbefreiungsvolumina (in Formel [72]: 
)1( irir αβ −× ) und/oder geänderter persönlichen Freibetragsvolumina (ΔFBiRA) bzw. fixer 
Steuerbefreiungsvolumina (ΔSBiRA) auftreten. Mögliche Zusammenhänge zwischen diesen 
Ursachen und den resultierenden sekundären Steuerwirkungen sind im folgenden 
entsprechend getrennt voneinander zu erörtern. 
2.2221 Steuerliche Bewertungsverfahren und variable Steuerbefreiungen 
Die im Rahmen der steuerlichen Bemessungsgrundlagenermittlung für einzelne 
Vermögenseinheiten anzuwendenden Bewertungsverfahren, z.B. die Bedarfsbewertung des 
Grundbesitzes oder die Übernahme von Steuerbilanzwerten für Betriebsvermögen, bestimmen 
sich nach den Vorschriften des § 12 ErbStG und den korrespondierenden Regelungen des 
BewG. Darüber hinaus kann der steuerliche Wertansatz durch objektbezogene variable 
Steuerbefreiungsvolumina, z.B. den Bewertungsabschlag für Betriebsvermögen (§ 13a Abs.2 
ErbStG), beeinflußt werden. Während persönliche Merkmale des Erwerbers auf dieser Ebene 
der steuerlichen Wertermittlung keinen Niederschlag finden, kommt folglich der steuerlichen 
Qualifikation des einzelnen Vermögenswertes entscheidende Bedeutung für seinen 
steuerlichen Wertansatz zu. Änderungen des Gesamtvolumens steuerlicher 
Bewertungsgrundlagen würden somit zwingend voraussetzen, daß infolge des 
Relationsausgleichs Abweichungen hinsichtlich der Zuordnung einer Vermögenseinheit zu 
einer steuerlichen Bewertungskategorie auftreten und damit abweichende steuerliche 
Bewertungsverfahren bzw. variable Steuerbefreiungen Anwendung fänden. Dies wäre 
?
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allenfalls bei ausgleichsbedingten Modifikationen einer anteiligen Gesamtrechtsnachfolge 
durch ergänzende Einzelrechtszuwendungen (Alternative ?) vorstellbar.125 
Ergänzende Einzelrechtszuwendungen, d.h. die gezielte Zuweisung spezieller 
Vermögenseinheiten an ganz bestimmte Erwerber zum Zwecke des Relationsausgleichs, 
können erbrechtlich alternativ in Form des Vermächtnisses oder der Auflage erfolgen. In 
beiden Fällen mindert die Leistungsverpflichtung das Bereicherungsvolumen des jeweils 
(Vermächtnis-/Auflagen-) Belasteten126 als Nachlaßverbindlichkeit, während auf Seiten des 
Vermächtnisnehmers bzw. des Auflagenbegünstigten aus steuerlicher Sicht korrespondierend 
ein Erwerb von Todes wegen vorliegt. Angesichts der zivilrechtlichen Besonderheiten beider 
Übertragungsformen127 wäre im folgenden zu untersuchen. ob sich ggf. für den 
Vermögensabgang beim Verpflichteten sowie für den korrespondierenden Vermögenszugang 
beim Berechtigten unterschiedliche steuerliche Wertansätze ergeben können.  
Bei einer Auflagenzuwendung ist die Vermögensübertragung steuerlich erst nach 
tatsächlichem Vollzug der Auflagenverpflichtung zu berücksichtigen (§ 9 I Nr. 1 d ErbStG), 
wobei für Zwecke der steuerlichen Bewertung auf diesen Übertragungstatbestand abzustellen 
ist. Wird somit ein Teil des Erbvermögens durch Auflagenverfügungen von einem Erwerber 
auf einen Miterwerber übertragen, so ist zur Bewertung der Nachlaßverbindlichkeit beim 
Verpflichteten sowie des Erwerbstatbestands beim Berechtigten jeweils dieselbe steuerliche 
Klassifikation des Übertragungsobjektes maßgeblich. Aufgrund des Korrespondenzprinzips128 
der Bewertung, das für ein einheitliches Bewertungsobjekt stets einen einheitlichen 
Wertansatz vorsieht, stimmen die Wertansätze auf Seiten der Beteiligten stets betraglich 
überein. Daher sind im Hinblick auf das Gesamtvolumen der steuerlichen Bewertungsansätze 
aus ausgleichsbedingten Auflagenzuwendungen keine Änderungen zu erwarten. 
Im Gegensatz dazu stellt eine Vermächtniszuwendung aus zivilrechtlicher Perspektive ein 
eigenständiges Forderungsrecht dar, das dem Vermächtnisempfänger unmittelbar zum 
Zeitpunkt des Erbfalles von Gesetzes wegen zugeht. Demnach steht der objektbezogen zu 
bewertenden Nachlaßverbindlichkeit auf der Ebene des Belasteten grundsätzlich der Zugang 
des Forderungsrechts auf der Ebene des Begünstigten gegenüber, das – grundsätzlich 
unabhängig von der Frage, ob der Vollzug des Vermächtnisses tatsächlich bereits 
                                                          
125  Demgegenüber können Modifikationen der Erwerbsanteile im Rahmen einer Gesamtrechtsnachfolge nicht 
zu Änderungen der steuerlichen Gesamtbemessungsgrundlage führen, da sich dadurch nicht der Steuerwert 
des Gesamthandsvermögens, sondern lediglich seine Zurechnung auf die einzelnen Erwerber ändern würde. 
Vgl. hierzu auch Formeln [23] und [24]. 
126  Als Belastete kommen hierbei ein Alleinerbe, eine Erbengemeinschaft, ein einzelnes 
Erbengemeinschaftsmitglied oder ein sonstiger Einzelrechtsnachfolger (z.B. bei einem Untervermächtnis, 
durch das ein Vermächtnisbegünstigter belastet ist) in Betracht. 
127  Vgl. auch Teil I, Abschnitt A, Kapitel 2.23. 
128  Vgl. Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 3, Tz. 172; vgl. auch Abschnitt A, Kapitel 2.1. 
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stattgefunden hat – als Besteuerungs- und Bewertungsobjekt im Rahmen der 
Bemessungsgrundlagenermittlung zu bewerten ist.  
Forderungsrechte sind in Ermangelung steuerlicher Sondervorschriften bei der 
Bemessungsgrundlagenermittlung mit ihrem gemeinen Wert (Verkehrswert) anzusetzen. Im 
Zusammenspiel mit der jeweils korrespondierenden Nachlaßverbindlichkeit könnten demnach 
potentiell Änderungen des Gesamt-Bemessungsgrundlagenvolumens eintreten, wenn das 
Forderungsrecht eines Vermächtnisnehmers auf die Übertragung von Gegenständen gerichtet 
ist, deren Steuerwert von ihrem Verkehrswert (gemeiner Wert) abweicht. Diesen Sachverhalt 
verdeutlicht das nachfolgende Fallbeispiel:  
Bsp. 60: Ein Erblasser überträgt seinem Alleinerben u.a. ein Einfamilienhaus 
(Grundbesitzwert 500.000 EUR; Verkehrswert 1.000.000 EUR). Für Zwecke der 
Besteuerung ist gemäß § 12 III ErbStG der Grundbesitzwert zugrundezulegen. Im 
Rahmen einer Ausgleichsmaßnahme wird der Alleinerbe mit einem Vermächtnis zu 
Gunsten eines nicht als Erben berücksichtigten Erwerbers belastet, das auf 
Übertragung dieses Einfamilienhauses gerichtet ist. 
 Wäre der Leistungsanspruch des Vermächtnisnehmers als eigenständiges 
Forderungsrecht mit seinem Verkehrswert (hier demnach mit dem Verkehrswert des 
Einfamilienhauses) zu bewerten, würde die Tatsache einer Vermächtnisanordnung 
zu einer sachlich eigentlich nicht zu rechtfertigenden Ausweitung der 
Besteuerungsgrundlagen führen:  
— Der vermächtnisbeschwerte Alleinerbe könnte aufgrund des 
Korrespondenzprinzips das ihm mit einem Steuerwert von 500.000 EUR 
zugegangene Einfamilienhaus bei Herausgabe an den Vermächtnisnehmer nur 
mit einem Wert von 500.000 EUR als Nachlaßverbindlichkeit von seiner 
Bemessungsgrundlage abziehen.  
— Beim Vermächtnisnehmer wäre der Erwerb des Forderungsrechtes mit einem 
verkehrswertgleichen Steuerwert von 1.000.000 EUR zu berücksichtigen.  
 Im Ergebnis würde sich die steuerliche Gesamtbemessungsgrundlage somit um 
insgesamt 500.000 EUR erhöhen, ohne daß sich der Gesamtwert des Nachlasses 
(Verkehrswertbetrachtung) oder die Bereicherung der Erwerber geändert hat. 
Daher entspricht es der h.M.,129 daß bei derartigen Stückvermächtnissen das allgemeine 
bewertungssystematische Korrespondenzprinzip auf den Wertansatz des Forderungsrechtes 
auszudehnen ist und somit auch das aus dem Vermächtnis resultierende Forderungsrecht mit 
dem Steuerwert des Gegenstandes zu bewerten ist. Konkret würde dies für das Fallbeispiel 60 
bedeuten, daß dem Vermächtnisnehmer ein Erwerbswert von 500.000 EUR zuzurechnen ist 
und damit durch die Vermächtniszuwendung keine Ausweitung der steuerlichen 
Gesamtbemessungsgrundlage ausgelöst wird. Möglicherweise deutet jedoch eine aktuelle 
                                                          
129  Vgl. Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 10, Tz. 177.  
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Einzelfallentscheidung des BFH130 diesbezüglich einen zukünftigen Rechtsprechungswechsel 
an. Zwar enthält das Urteil keine Grundsatzfeststellung für die Bewertung von 
Vermächtnissen, jedoch wurde in dem zu beurteilenden Einzelfall – bei dem allerdings 
ausnahmsweise der Steuerwert eines Grundstückes mit seinem Verkehrswert übereinstimmte 
– die Bewertung des Forderungsrechts mit dem Verkehrswert ausdrücklich bejaht. 
In Anwendungsfällen, bei denen sich der zu übertragende Gegenstand zum Zeitpunkt des 
Erbfalls nicht bereits im Vermögen des Erblassers befunden hat, sondern erst noch vom Erben 
zu beschaffen ist (Verschaffungsvermächtnis) erfolgt die Bewertung der 
Vermächtniszuwendungen in jedem Fall mit dem Verkehrswert (gemeinen Wert).131 In 
diesem Zusammenhang ist jedoch zu bedenken, daß dabei der Aufwand des 
Vermächtnisbelasteten für die Verschaffung des Vermächtnisgegenstandes dem Verkehrswert 
des Zuwendungsgegenstandes entspricht und in diesem Umfang als Nachlaßverbindlichkeit 
seinen steuerlichen Erwerbswert mindert. Wie das folgende Fallbeispiel zeigt, erscheint daher 
ein Wertansatz mit dem gemeinen Wert für diesen Fall insgesamt als sachgerecht.132 
Bsp. 61: Entspricht Bsp. 60, allerdings soll das Vermächtnis nunmehr auf ein Einfamilienhaus 
gerichtet sein, daß vom Erben erst noch zu erwerben ist. 
 Die Anschaffungskosten (hier: 1.000.000 EUR) des belasteten Erben bilden in 
diesem Fall den Wertmaßstab für die Bewertung der bestehenden 
Nachlaßverbindlichkeit und den korrespondierenden Erwerb des 
Vermächtnisnehmers. Da im Unterschied zum Ausgangsfall auf Seiten des Belasteten 
kein Durchgangserwerb zu abweichenden Steuerwerten vorliegt, würde es auch nicht 
zu der im Fallbeispiel 60 beschriebenen potentiellen Ausweitung steuerlicher 
Bemessungsgrundlagen kommen. 
 Zwar erhält der Vermächtnisnehmer im Ergebnis Grundvermögen, das 
normalerweise nur mit dem steuergünstigen Grundbesitzwert zu berücksichtigen 
wäre. Weil jedoch das Erbteilungsergebnis wirtschaftlich einer direkten 
Bargeldübertragung an den Vermächtnisnehmer entspricht, der davon anschließend 
den Immobilienerwerb selbst tätigt, erscheint das Besteuerungsergebnis 
grundsätzlich gerechtfertigt.133 
Das Fallbeispiel 61 zeigt, daß der im Einzelfall der Besteuerung zugrundezulegende 
Bewertungsansatz gestaltungsabhängig und damit im Einzelfall auch einer Optimierung 
                                                          
130  Vgl. BFH-Urteil v. 2.7.2004, II R 9/02, INF 2004, S. 841. 
131  Vgl. Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 10, Tz. 177. 
132  So Troll/Gebel/Jülicher, ErbStG, § 3, Tz. 174; anderer Auffassung sind z.B. Meincke, Kommentar, § 3, Tz. 
42; Kapp/Ebeling, Kommentar, § 3, Tz. 175. 
133  In diesem Zusammenhang ist jedoch auf die davon abweichende Handhabung bei mittelbaren Schenkungen 
zu Lebzeiten des Erblassers hinzuweisen. Bei einer Geldschenkung mit der Auflage, z.B. ein bestimmtes 
Grundstück zu erwerben, kommt es gerade nicht zu einem Ansatz des Nennbetrages der Geldzuwendung, 
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zugänglich ist. Gleichwohl ist im Hinblick auf die hier zu betrachtenden ausgleichsbedingt 
auftretenden Sondereffekte festzustellen, daß aufgrund des allgemein anerkannten 
Korrespondenzprinzips (und dessen erweiterter Anwendung auch auf im Wege des 
Vermächtnisses übergehende Forderungsrechte) derzeit kein unmittelbarer Wirkungs-
zusammenhang zwischen einzelnen Relationsausgleichsmaßnahmen und Änderungen des 
Gesamtvolumens steuerlicher Bewertungsansätze besteht. Die weitere 
Rechtsprechungsentwicklung hierzu bleibt abzuwarten.  
2.2222 Persönliche Freibeträge und fixe Steuerbefreiungsvolumina 
Innerhalb des Systems erbschaftsteuerlicher Abzugsbeträge134 ist im Sinne der bisherigen 
Untersuchungsergebnisse eine Unterscheidung zwischen persönlichen Freibeträgen sowie 
fixen Steuerbefreiungsvolumina zu treffen, deren jeweilige Abzugsfähigkeit an spezifische 
persönliche und ggf. sachliche Voraussetzungen geknüpft ist. Während das Abzugsvolumen 
persönlicher Freibeträge ausschließlich durch ausgleichsbedingte Modifikationen persönlicher 
Erwerbermerkmale (vgl. Alternative ?) beeinflußt werden kann, können für das 
Volumen fixer Steuerbefreiungen daneben auch Zuordnungsänderungen bezüglich 
bestimmter Vermögenseinheiten und Erwerber maßgeblich sein (vgl. Alternativen ?, ? und 
?).  
Die Folgen eines ausgleichsbedingten Steuerklassenwechsels auf den Umfang persönlicher 
Freibeträge ergeben sich unmittelbar aus den Vorschriften der §§ 16 und 17 ErbStG. Mit 
Zunahme der verwandtschaftlichen Nähe zwischen Erblasser und Erwerber steigt das 
Volumen der Abzugsbeträge, wodurch der Umfang der steuerlichen 
Gesamtbemessungsgrundlage wiederum sinkt und im Ergebnis eine Steuerentlastung des 
Erbteilungsvorgangs eintritt. In gleicher Weise würden ggf. auch die fixen 
Steuerbefreiungsvolumina von einem Steuerklassenwechsel berührt, wenn bei kombinierten 
persönlich-sachlichen Abzugsvoraussetzungen diese erstmalig infolge des 
Steuerklassenwechsels kumulativ erfüllt bzw. nicht mehr erfüllt werden. 
Bsp. 62: Zum Zwecke des Relationsausgleichs beabsichtigt ein Erblasser, seine nichteheliche 
Lebensgefährtin zu heiraten. Durch den damit verbundenen Steuerklassenwechsel 
erhöht sich unmittelbar das Gesamtvolumen der abziehbaren persönlichen 
Freibeträge von 5.200 EUR auf max. 563.000 EUR. Zudem steigt der Gesamtbetrag 
der für Hausrat zum Abzug zu bringender Steuerbefreiungen i.S.v. § 13 Abs. 1 Nr. 1 
um 41.000 EUR auf insgesamt 51.300 EUR.135 
                                                          
sondern zum Ansatz des günstigeren Grundstückswertes. Vgl. Söffing, Schenkung; Troll/Gebel/Jülicher, 
ErbStG, § 7, Tz. 82 ff. 
134  Vgl. in diesem Zusammenhang die einzelnen Regelungen der §§ 13, 13a, 16 und 17 ErbStG. 
135  Dies gilt hier nur dann, wenn vor dem Relationsausgleich nicht bereits ein anderer Erwerber der 
Steuerklasse I am Erbfall beteiligt war. 
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Neben dieser Grundform ausgleichsbedingter Änderungen steuerlicher Abzugsvolumina kann 
bei Erbteilungen mit nur geringfügig bereicherten Erwerbern die Situation eintreten, daß die 
Summe der individuell abziehbaren persönlichen Freibeträge den Steuerwert des 
zugewiesenen Vermögens übersteigt. Analog ist es auch denkbar, daß die einem Erwerber 
zugewiesenen Nachlaßgegenstände, die durch fixe Steuerbefreiungsvolumina begünstigt sind, 
tatsächlich den Höchstbetrag der Steuerbefreiung nicht erreichen. Wäre es vor diesem 
Hintergrund für Zwecke des Relationsausgleichs erforderlich, einen Erwerbsgegenstand von 
einem Erwerber, bei dem aufgrund persönlicher Freibeträge letztlich keine Steuerbelastungen 
auftreten, auf einen Miterwerber zu übertragen, der seine persönlichen Freibetragsvolumina 
bereits vollständig ausgeschöpft hat, so ergibt sich daraus eine Erhöhung der steuerlichen 
Gesamtbemessungsgrundlagen. Für den Umkehrfall würde demgegenüber eine Minderung 
der Gesamtbemessungsgrundlagen eintreten. 
2.3 Situativer Vorteilhaftigkeitsvergleich 
Auf der Grundlage der bisherigen Ergebnisse und nach Maßgabe des Kriteriums der im 
Rahmen des Relationsausgleichs insgesamt ausgelösten steuerlichen Belastungsänderungen 
( RAgesamtSΔ ) sollen nunmehr für die im Rahmen dieser Untersuchung entwickelten 
Gestaltungsansätze ? bis ? Aussagen hinsichtlich ihrer jeweiligen Vorziehenswürdigkeit im 
konkreten Anwendungsfall getroffen werden. Wie im weiteren noch nachzuweisen sein wird, 
bestimmt sich die Rangfolge der alternativen Ansätze maßgeblich durch die zugrundeliegende 
Ausgangssituation, so daß die weitere Analyse eine situative, d.h. nach unterschiedlichen 
Erbteilungssituationen differenzierte, Vorgehensweise erfordert. 
Eine Ausnahme bildet in diesem Zusammenhang allerdings Gestaltungsalternative ? 
„Relationsausgleich durch Anpassung persönlicher Besteuerungsmerkmale“. Die 
Sonderstellung im Vergleich zu den übrigen Gestaltungsansätzen ergibt sich aus der Tatsache, 
daß sich hierbei das Auftreten steuerlicher Mehr- oder Minderbelastungen – unabhängig von 
weiteren Merkmalen der zugrundeliegenden Erbteilungssituation – ausschließlich danach 
bestimmt, ob der betreffende Erwerber nach den Ausgleichsmaßnahmen einer günstigeren 
(niedrigeren) oder einer ungünstigeren (höheren) Steuerklasse zuzuordnen ist.136 
Bei Gestaltungsalternative ? beruht der Relationsausgleich auf einer durch Veränderung der 
persönlichen Erwerbermerkmale (z.B. durch Heirat oder Adoption) ausgelösten Anpassung 
der individuellen Steuerbelastung eines betroffenen Erwerbers. Diese resultiert im Detail aus 
den mit einem Steuerklassenwechsel einhergehenden Änderungen bezüglich der 
Tarifbelastung (ΔsiRA), des persönlichen Freibetragsvolumens (ΔFBiRA) sowie ggf. auch des 
                                                          
136  Eine günstigere Steuerklasse würde sich dabei z.B. in den Fällen der Heirat oder der Adoption ergeben, 
während z.B. bei einer Scheidung der Erwerber von der Steuerklasse I in die ungünstigere Steuerklasse II 
wechselt. 
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fixen Steuerbefreiungsvolumens (ΔSBiRA). Somit bewirken ausschließlich sekundäre 
Steuerbelastungswirkungen den angestrebten Ausgleich,137 da es bei Alternative ? 
insbesondere nicht zu interpersonellen Verlagerungen von Teilen der steuerlichen 
Bemessungsgrundlagen (im Sinne von primären Steuerbelastungswirkungen) kommt.  
Weil das geltende Erbschaftsteuergesetz mit der Zuordnung einer günstigen Steuerklasse 
sowohl eine – jeweils im Vergleich zu ungünstigeren Steuerklassen – geringere 
Tarifbelastung als auch regelmäßig umfangreichere persönliche Freibetragsvolumina bzw. 
fixe Steuerbefreiungsvolumina vorsieht, weisen die vorgenannten sekundären 
Steuerbelastungswirkungen stets eine einheitliche Wirkungsrichtung in Form von Mehr- oder 
Minderbelastungen auf. Zudem können sich diese Sondereffekte im Einzelfall auch 
gegenseitig verstärken: Soweit durch einen Steuerklassenwechsel auch das Volumen 
steuerlicher Abzugsbeträge erhöht oder vermindert wird, kann die daraus resultierende 
steuerliche Bemessungsgrundlage möglicherweise einer gegenüber dem Ausgangsfall (vor 
Relationsausgleich) abweichenden Erwerbswertstufe zuzuordnen sein. In der Folge würde 
eine bereits durch den Steuerklassenwechsel ausgelöste Tarifänderung zusätzlich durch 
tarifliche Änderungen aufgrund des Erwerbswertstufenwechsels verstärkt.138 Bei Alternative 
? lassen demnach die jeweils gleichgerichteten sekundären Belastungswirkungen eine 
nachhaltige Beeinflussung der Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung erwarten.139 Der 
Umfang der potentiellen steuerlichen Mehr- oder Minderbelastungen steigt dabei mit der 
Höhe des steuerpflichtigen Erwerbswertes tendenziell an, da mit dem Erwerbswert auch die 
Tarifdifferenzen zwischen den unterschiedlichen Steuerklassen zunehmen.140 
Für die vergleichsweise geringe Anzahl von Erbteilungsfällen, bei denen in der Praxis ein 
vollständiger Relationsausgleich mittels Alternative ? in Betracht kommt,141 ist anhand der 
einheitlich hervorgerufenen Mehrbelastungen (Wechsel in eine höhere Steuerklasse) bzw. 
Minderbelastungen (Wechsel in eine niedrigere Steuerklasse) die steuerliche 
Vorziehenswürdigkeit gegenüber alternativen Gestaltungsansätzen verhältnismäßig 
unproblematisch bestimmbar. Bei den Gestaltungsalternativen ?, ? und ? ist demgegenüber 
für diese Zwecke eine weitergehende Unterscheidung der dem Relationsausgleich potentiell 
zugrundeliegenden Ausgangssituationen notwendig.  
                                                          
137  Vgl. hierzu auch Formel [72]. 
138  Bei einem Wechsel von der Stkl. III in die Stkl. I (z.B. durch Heirat) ergibt sich in der Erwerbswertstufe 4 
eine Tarifminderung von 35% auf 19%. Wäre der Erwerb infolge des Abzugs der in der Stkl. I 
umfangreicheren persönlichen Freibeträge nach dem Steuerklassenwechsel der Erwerbswertstufe 3 
zuzuordnen, würde sich die resultierende Tarifbelastung zudem um weitere 4% auf 15% vermindern. 
139  Auf diesen Aspekt wurde bereits bei der Darstellung steuerminimierender Gestaltungen hingewiesen. Vgl. 
Teil III, Abschnitt B, Kapitel 1.3 sowie Abschnitt C, Kapitel 1.3.  
140  Vgl. auch Abb. 11. 
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2.31 Vorgehensweise 
Die bisherige Analyse zu den Gestaltungsalternativen ?, ? und ? hat gezeigt, daß die mit 
diesen einhergehenden Steuerbelastungsänderungen vor allem durch primäre 
Steuerbelastungswirkungen hervorgerufen werden,142 d.h. durch Verlagerungen von 
Bemessungsgrundlagenteilen zwischen den Erwerbern. Erhöhen sich im Rahmen des 
Relationsausgleichs die Bemessungsgrundlagen von Erwerbern, die der jeweils höheren 
Tarifbelastung unterliegen, zu Lasten von Erwerbern, die der jeweils niedrigeren 
Tarifbelastung unterliegen, so kommt es im Ergebnis zu einer Erhöhung der 
Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung (der Umkehrfall führt entsprechend zu einer 
Minderbelastung). Zur weitergehenden Klärung der Frage, ob ein Relationsausgleich mittels 
der Alternativen ?, ? oder ? im Einzelfall steuerliche Mehr- oder Minderbelastungen 
auslöst, sind daher die jeweils hervorgerufenen Auswirkungen auf die individuellen 
Bemessungsgrundlagen der Erwerber zu analysieren. Maßgeblich ist hierbei die 
zugrundeliegende Ausgangssituation, die vor Einleitung von Ausgleichsmaßnahmen entweder 
steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des jeweils tarifgünstigen oder des 
tarifungünstigen Erwerbers bzw. Verlagerungen zwischen tarifidentischen Erwerbern 
erwarten lassen würde.  
Die individuelle Tarifbelastung eines Erwerbers bestimmt sich nach der dem Erwerbsvorgang 
jeweils zuzuordnenden Kombination aus Steuerklassen- und Erwerbswertstufe (vgl. auch die 
Zuordnungssystematik des § 19 Abs. 1 ErbStG). Bei identischer Steuerklassenzuordnung der 
an einer Erbteilung beteiligten Erwerber wäre jeweils derjenige Erwerber als tarifgünstig 
anzusehen, der mit seinem Erwerb der jeweils niedrigeren Erwerbswertstufe zuzurechnen ist. 
Gleichermaßen wäre bei identischen Erwerbswerten jeweils derjenige Erwerber mit der 
niedrigeren Steuerklasse im unmittelbaren Vergleich als tarifgünstiger Erwerber zu 
klassifizieren. Daraus ergibt sich, daß bei einem Zusammentreffen der Merkmale „niedrigere 
Steuerklassenzuordnung“ und „niedrigere Erwerbswertstufe“ in der Person eines Erwerbers 
dieser stets als der tarifgünstige Erwerber anzusehen ist, während die Kombination „höhere 
Steuerklassenzuordnung“ und „höhere Erwerbswertstufe“ analog stets den tarifungünstigen 
Erwerber kennzeichnet. 
Treffen demgegenüber bei einem Erwerber die Merkmalsausprägungen „niedrigere 
Steuerklassenzuordnung“ und „höhere Erwerbswertstufe“ zusammen, so ist der Erwerber mit 
der niedrigeren Steuerklasse zwar in den meisten Fällen zugleich der tarifgünstige Erwerber. 
Er kann jedoch in bestimmten Fällen trotz niedrigerer Steuerklassenzuordnung einer höheren 
                                                          
141  Zur grundsätzlichen Problematik diese Gestaltungsansatzes und insbesondere zur Anwendungsflexibilität 
vgl. Kapitel 1.3 dieses Untersuchungsabschnitts. 
142  Vgl. auch Formel [70]. 
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Tarifbelastung unterliegen als ein Erwerber mit der höheren Steuerklasse. Einen Überblick 
über derartige Ausnahmefälle und ihre Voraussetzungen bietet die folgende Übersicht, die 
sich aus der Systematik des § 19 Abs. 1 ErbStG ableitet: 
 
Erwerbswert in der jeweils höheren Steuerklasse (EUR) 
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 Kombinationen der Steuerklassen I, II und III  
Abb. 47:  Kombinationen von Steuerklassen und Erwerbswertstufen, bei denen der Erwerber mit der niedrigeren 
Steuerklasse die höhere Tarifbelastung zu tragen hat   
 
In Abb. 47 würde z.B. die farblich hervorgehobene Steuerklassenkombination I / II bedeuten, 
daß für den Anwendungsfall: 
- Erwerber Stkl. I mit einem Erwerbswert zwischen 512.000 und 5.113.000 EUR und 
- Erwerber Stkl. II mit einem Erwerbswert zwischen 52.000 und 256.000 EUR. 
der vermeintlich „günstige“ Erwerb in der niedrigeren Stkl. I einer höheren Tarifbelastung 
unterliegt (hier: 19%) als der vermeintlich „ungünstige“ Erwerb in der höheren Stkl. II (hier: 
17%). Die übrigen Kombinationen aus Erwerbswertstufen und Steuerklassen, bei denen der 
Erwerber der niedrigeren Steuerklasse nicht zugleich auch der tarifgünstige Erwerber ist, 
ergeben sich aus der Darstellung analog. 
Abbildung 47 zeigt, daß Anwendungsfälle, in denen der Erwerber mit der niedrigeren 
Steuerklassenzuordnung der tarifungünstige Erwerber ist, zahlenmäßig in der Tarifsystematik 
des Erbschaftsteuerrechts den Ausnahmefall darstellen.143 Dieser Ausnahmefall setzt voraus, 
daß der Erblasser dem Erwerber mit der niedrigeren Steuerklasse einen erheblich 
                                                          
143  Dies ergibt sich daraus, daß in bei allen nicht explizit in Abb. 47 ausgewiesenen Kombinationen von 
Steuerklassen und Erwerbswertstufen stets der Erwerber mit der niedrigeren Steuerklasse zugleich auch der 
tarifgünstige Erwerber ist.  
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umfangreicheren Erwerbsanteil zuweist als dem Erwerber mit der höheren Steuerklasse.144 
Zieht man in Betracht, daß Erwerber mit der jeweils niedrigeren Steuerklasse dem Erblasser 
verwandtschaftlich näher stehen als Miterwerber höherer Steuerklassen, erscheinen in der Tat 
bevorzugte Erbvermögenszuteilungen des Erblassers an die nächsten Verwandten in praxi als 
wahrscheinlich – ob dadurch jedoch auch die Zuordnung einer höheren Tarifzuordnung 
ausgelöst wird, kann dabei für den Einzelfall anhand der in Abb. 47 dargestellten Fallgruppen 
überprüft werden. Im Ergebnis ist festzustellen, daß in den Kombinationsfällen „niedrigere 
Steuerklasse / höhere Erwerbswertstufe“ bzw. „höhere Steuerklasse / niedrigere 
Erwerbswertstufe“ eine allgemeingültige Einteilung der Erwerber in die Erwerberkategorien 
„tarifgünstig“ bzw. „tarifungünstig“  nicht möglich ist. 
Die Unterscheidung von „tarifgünstigen“ bzw. „tarifungünstigen“ Erwerbern ist demnach 
nicht an Prozentsätze145 der Tarifbelastung und insbesondere auch nicht zwingend an die 
Steuerklassenzugehörigkeit der Beteiligten geknüpft.146 Vielmehr ist die Zuordnung anhand 
eines unmittelbaren Vergleichs der Tarifbelastungen beteiligter Erwerber vorzunehmen,147 so 
daß es sich stets um eine einzelfallbezogene relative Feststellung handelt. Als Ausgangspunkt 
für die Gestaltung des Relationsausgleichs sind damit die folgenden Situationen denkbar: 
- Steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen treten zu Gunsten des tarifgünstigen Erwerbers auf 
(vgl. Kapitel 2.33), 
- Steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen treten zu Gunsten des tarifungünstigen Erwerbers 
auf (vgl. Kapitel 2.34), 
- Steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen treten bei tarifidentischen Erwerbern auf (vgl. 
Kapitel 2.35). 
Unter welchen Voraussetzungen diese unterschiedlichen Ausgangssituationen in der Praxis zu 
erwarten sind, ist im folgenden Untersuchungsabschnitt dargelegt. 
2.32 Merkmale der unterschiedlichen Ausgangssituationen 
Der Anwendungsfall „steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen bei tarifidentischen Erwerbern“ 
tritt vornehmlich dann auf, wenn die Erwerber derselben Steuerklasse und ihre 
Erwerbsumfänge derselben Erwerbswertstufe zuzuordnen sind. Darüber hinaus sind jedoch 
übereinstimmende Tarifbelastungen ausnahmsweise auch in besonderen Kombinationsfällen 
                                                          
144  Hier mindestens ein Erbteilsverhältnis von ca. 1 : 2,5 bei Erwerbsanteilen von 5,113 Mio. EUR und 
>12,783 Mio. EUR in der Steuerklassenkombination II / III (vgl. Abb. 47). 
145  Etwa dergestalt, daß Tarifbelastungen bis 30% grundsätzlich als tarifgünstig zu betrachten wären, während 
höhere Tarife stets als tarifungünstig anzusehen wären. 
146  Gleichwohl bestehen unter den bereits aufgeführten Voraussetzungen (z.B. identische Erwerbswerte) 
grundsätzliche Verknüpfungen zwischen der Steuerklassenzugehörigkeit und dem Merkmal des 
Tarifvorteils bzw. -nachteils. 
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von Steuerklassen und Erwerbswertstufen gegeben.148 Bei identischen Tarifbelastungen (und 
damit ohne Auftreten von Tarifeffekten) können etwaige Erbteilsverlagerungen ausschließlich 
aus Bemessungsgrundlageneffekten resultieren. Ursächlich können dabei Abweichungen 
zwischen den erwerberbezogenen Anteilen am Gesamtvolumen persönlicher Freibetrags- 
(FBi) und/oder fixer Steuerbefreiungsvolumina (SBi)149 und dem Anteil am 
Gesamterbvermögen einerseits oder bestehende Unterschiede hinsichtlich der steuerlichen 
Wertansätze (βj bzw. iβ , αj bzw. iα  und damit )1( jj αβ −×  bzw. )1( ii αβ −× ) des 
übertragenen Vermögens andererseits in Betracht kommen. 
Bei Erbteilungsvorgängen unter Beteiligung von Erwerbern, die unterschiedlichen 
Tarifbelastungen unterliegen, bewirken die daraus resultierenden Tarifeffekte isoliert 
betrachtet jeweils Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des Erwerbers mit der geringeren 
Tarifbelastung. Dadurch wäre der Anteil des tarifgünstigen Erwerbers am Netto-
Gesamterbvermögen steuerbedingt stets höher, als der vom Erblasser intendierte Anteil. Nur 
dann, wenn neben den Tarifeffekten zugleich auch Bemessungsgrundlageneffekte auftreten, 
die der Wirkungsrichtung der Tarifeffekte entgegengesetzt sind und diese zudem betraglich 
übersteigen, kann in der Gesamtbetrachtung aller Verlagerungseffekte ein steuerinduzierter 
Verlagerungsvorteil zu Gunsten des tarifungünstigen Erwerbers eintreten.150 Zu einem 
Verlagerungsvorteil von z.B. 100.000 EUR zu Gunsten des tarifgünstigen Erwerbers 
(Tarifeffekt) muß somit ein Bemessungsgrundlageneffekt von mindestens 100.001 EUR zu 
Gunsten des tarifungünstigen Erwerbers hinzutreten, damit eine vollständige 
Wirkungsüberlagerung (d.h. hier ein Verlagerungsvorteil des tarifungünstigen Erwerbers von 
1 EUR) auftritt. Die dazu erforderlichen Rahmenbedingungen hinsichtlich der 
Erbteilungssituation werden im weiteren für die Gesamtrechtsnachfolge und die 
Einzelrechtsnachfolge getrennt dargestellt. 
2.321 Erbteilung im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
Im Rahmen der erbschaftsteuerlichen Wirkungsanalyse in Teil III dieser Untersuchung konnte 
gezeigt werden, daß im Rahmen einer anteiligen Gesamtrechtsnachfolge (Erbeinsetzung) 
ausschließlich Bemessungsgrundlageneffekte auftreten können, die ursächlich auf steuerliche 
                                                          
147  Z.B. würde für einen „tarifgünstigen“ Erwerber 1 in den hier betrachteten Zweierwerberfällen folglich  
gelten s1 < s2 bzw. umgekehrt. 
148  Vgl. Stkl. I (Erwerbe bis 25,565 Mio. EUR) und Stkl. II (Erwerbe bis 5,113 Mio. EUR); Stkl. I (bis 12,783 
Mio. EUR) und Stkl. III (Erwerbe bis 256.000) sowie Stkl. II (Erwerbe bis 256.000 EUR) und Stkl. III 
(Erwerbe bis 52.000 EUR). 
149  Hier SBi entsprechend als Summe der dem Erwerber i zustehenden SBij für alle j (j = 1, 2, ..., m) im 
Rahmen des Erbteilungsvorgangs. Vgl. auch Formel [47].  
150  Vgl. auch Teil III, Abschnitt E. 
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Abzugsbeträge in Form persönlicher Freibeträge (FBi) oder fixer Steuerbefreiungsvolumina 
(SBi) zurückzuführen sind.151  
Derartige Bemessungsgrundlageneffekte sind ihrem Wesen nach jeweils 
erbvolumenssensibel,152 d.h. bei konstantem Freibetrags- oder fixem 
Steuerbefreiungsvolumen nehmen die resultierenden Verlagerungswirkungen (ΔR) mit 
zunehmendem Umfang des Erwerbsvermögens ab. Somit scheint eine Wirkungsumkehr 
erbvolumensneutraler Tarifeffekte, die zu Gunsten von tarifgünstigen Erwerbern wirken, 
durch erbvolumenssensible Bemessungsgrundlageneffekte vor allem bei geringwertigen 
Erwerbsvermögen möglich. Zudem stellen Bemessungsgrundlageneffekte, die zu Gunsten 
eines tarifungünstigen Erwerbers wirken, Mischfälle im Sinne der bereits dargestellten 
erbvolumenssensiblen Kombinationseffekte dar.153 Im Vergleich zu den „reinen“ 
Bemessungsgrundlageneffekten sind die durch sie ausgelösten Verlagerungswirkungen 
jeweils umfangreicher, so daß dieser Umstand möglicherweise das Auftreten von 
Steuerverlagerungen zu Gunsten tarifungünstiger Erwerber als Ausgangssituation für den 
Relationsausgleich begünstigen würde. 
Hierbei ist jedoch ebenfalls zu bedenken, daß Bemessungsgrundlageneffekte stets zu Gunsten 
desjenigen Erwerbers wirken, dessen Anteil am Gesamterbvermögen (Erbteilsrelation) 
niedriger ist, als der auf ihn entfallende Anteil an den steuerlichen Gesamt-
Abzugsbeträgen.154 Das jeweilige Freibetrags- bzw. fixe Steuerbefreiungsvolumen eines 
Erwerbers bestimmt sich wiederum maßgeblich nach der individuellen 
Steuerklassenzuordnung, wobei für Erwerber einer niedrigen Steuerklasse steuersystematisch 
regelmäßig155 höhere Abzugsvolumina vorgesehen sind als für Erwerber höherer 
Steuerklassen.  
Folglich würde z.B. bei gleichwertigen Erbteilsrelationen ein Erwerber, der im direkten 
Vergleich der jeweils niedrigeren Steuerklasse zuzuordnen ist (und damit höhere steuerliche 
Abzugsbeträge realisiert als sein Miterwerber) durch die auftretenden 
                                                          
151  Vgl. Teil III, Abschnitt C, Kapitel 2 und 3. 
152  Vgl. Teil III, Abschnitt C, Kapitel 2. 
153  Wie bereits aufgezeigt wurde, verstärkt sich die Intensität der Verlagerungswirkung erbvolumenssensibler 
Bemessungsgrundlageneffekte, wenn diese - so wie hier naturgemäß erforderlich - zu Gunsten des 
tarifungünstigen Erwerbers wirken.  Vgl. Teil III, Abschnitt E, Kapitel 3.2. Entsprechend würden die 
Bemessungsgrundlageneffekte in höherem Ausmaß gegen die auftretenden Tarifeffekte wirken, als dies bei 
z.B. bei identischer Tarifbelastung der Erwerber der Fall wäre. 
154  Vgl. Abb. 34. D.h. ein Erwerber, dem die Hälfte des Erbvermögens und zugleich drei Viertel der 
steuerlichen Abzugsbeträge zufällt, erfährt durch die auftretenden Bemessungsgrundlageneffekte stets 
einen Verlagerungsvorteil. 
155  Als Ausnahme ist in diesem Zusammenhang ggf. das fixe Steuerbefreiungsvolumen gem. § 13a Abs. 1 
ErbStG anzusehen, die jedoch unter dem Vorbehalt einer gegenüber der gesetzlichen Standardregelung 
anderslautenden Verfügung des Erblassers stehen würde. 
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Bemessungsgrundlageneffekte einen Verlagerungsvorteil erfahren. Ein Verlagerungsvorteil 
zu Gunsten des Erwerbers mit der höheren Steuerklasse wäre dagegen (angesichts der 
niedrigeren Abzugsbeträge) ausschließlich bei stark zu Gunsten der niedrigeren Steuerklasse 
abweichenden Erbanteilen denkbar.156 Gerade für derartige Erbteilsrelationen wurde jedoch 
im Rahmen der Abb. 47 nachgewiesen, daß dann der Erwerber der höheren Steuerklasse 
zumeist auch der tarifgünstige Erwerber ist. Somit würden die auftretenden Bemessungs-
grundlageneffekte unter den vorgenannten Voraussetzungen zwar zu Gunsten des Erwerbers 
der höheren Steuerklasse wirken – wäre dieser aber zugleich der tarifgünstige Erwerber, 
würden die Bemessungsgrundlageneffekte jedoch wiederum dieselbe Wirkungsrichtung 
aufweisen wie die Tarifeffekte, so daß im Ergebnis keine Wirkungsumkehr eintreten kann. 
Für Erbteilungen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge ist demnach angesichts der 
aufgezeigten Zusammenhänge davon auszugehen, daß die Situation „Steuerinduzierte 
Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des tarifgünstigen Erwerbers“ in der Mehrzahl der 
Praxisfälle die Ausgangssituation für den Relationsausgleich bildet. Demgegenüber ist eine 
Wirkungsumkehr von Tarifeffekten durch Bemessungsgrundlageneffekte, d.h. die 
Ausgangssituation „Steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des tarifungünstigen 
Erwerbers“, im Rahmen einer Gesamtrechtsnachfolge einer vergleichsweise geringen Anzahl 
von Erbteilungsfällen vorbehalten. In Betracht kommen insbesondere z.B. Erwerbsvorgänge 
innerhalb der Steuerklasse I, da nach der Besteuerungssystematik des ErbStG hierbei 
vergleichsweise geringfügige Tarifdifferenzen157 mit umfangreichen persönlichen 
Freibetragsdifferenzen zusammenfallen können. Ist das übertragene Gesamtvermögen bzw. 
sind die individuellen Erwerbswerte zudem eher den unteren Erwerbswertstufen (hier: 
Erwerbswertstufen 1 bis 4) zuzuordnen, so ist – unterstützt durch die Erbvolumenssensibilität 
der hier betrachteten Bemessungsgrundlageneffekte158 – im Einzelfall auch im Rahmen der 
Gesamtrechtsnachfolge eine Wirkungsüberlagerung der Tarifeffekte durch die auftretenden 
Bemessungsgrundlageneffekte denkbar, wie das folgende Fallbeispiel zeigt:  
Bsp. 63: An einem Erbvermögen im Wert von insgesamt 1,9 Mio. EUR sollen das 5-jährige 
Kind und die Ehefrau des Erblassers im Verhältnis 1 : 1,5099 beteiligt werden, d.h. 
E1brutto = 757.000 EUR (Kind) und E2brutto = 1.143.000 EUR (Ehefrau). 
 Nach Abzug der persönlichen Freibeträge (FB1 = 257.000 EUR; FB2 = 563.000 
EUR) ergeben sich für die jeweiligen Bemessungsgrundlagen (BMG1 = 500.000 
EUR; BMG2 = 580.000 EUR) Tarifbelastungen von s1 = 15% und s2 = 19%. 
                                                          
156  Stehen einem Erwerber z.B. nur 1/10 der insgesamt gegebenen steuerlichen Abzugsbeträge zu, dann würde 
er nur dann einen Bemessungsgrundlagenvorteil realisieren, wenn der ihm zugewiesene Anteil am 
Gesamterbvermögen kleiner als 1/10 ist.  
157  D.h., die Tarifeffekte weisen in der Folge entsprechend nur ein geringes Verlagerungsvolumen auf. 
158  Vgl. auch Teil III, Abschnitt C, Kapitel 2. 
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Entsprechend wirken die auftretenden Tarifeffekte wegen s1 < s2 erkennbar zu 
Gunsten des Kindes. 
 Bei steuerlichen Individualbelastungen von S1 = 75.000 EUR bzw. S2 = 110.200 
EUR ergeben sich nach Steuern Netto-Erbanteile von E1netto = 682.000 EUR und 
E2netto = 1.032.800 EUR und damit ein Bereicherungsverhältnis von 1 : 1,51437. Der 
Netto-Erbanteil der Ehefrau mit der ungünstigeren Tarifbelastung übersteigt im 
Ergebnis ihren rechnerischen Soll-Anteil um 1.214 EUR (bei E1soll = 683.214 EUR 
bzw. E2soll = 1.031.586 EUR).  
 Im Zusammenwirken von Tarif- und Bemessungsgrundlageneffekten ergeben sich 
somit im hier betrachteten Fallbeispiel auch bei einer Erbteilung im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des tarifungünstigen 
Erwerbers.  
Das vorstehende Fallbeispiel und die beschriebenen spezifischen Rahmenbedingungen 
verdeutlichen, daß bei Erbteilungen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
Erbteilsverlagerungen zu Gunsten tarifungünstiger Erwerber nur in besonderen 
Ausnahmefällen zu erwarten sind und selbst dann zu vergleichsweise geringen 
Verlagerungsvolumina führen. 
2.322 Erbteilung im Wege der Einzelrechtsnachfolge 
Bei Erbteilungen unter erwerberbezogener Zuordnung einzelner Erbvermögensgegenstände 
im Wege der Einzelrechtsnachfolge (hier: durch Vermächtnis oder Auflage) ist im Gegensatz 
zur Gesamtrechtsnachfolge zu berücksichtigen, daß zwischen den verlagerungswirksamen 
steuerlichen Bewertungsansätzen bzw. den variablen Steuerbefreiungsvolumina (βj bzw. iβ , 
αj bzw. iα  und damit )1( jj αβ −×  bzw. )1( ii αβ −× ) einerseits sowie der Steuerklasse eines 
Erwerbers oder der Höhe seiner steuerlichen Abzugsbeträge andererseits kein 
Kausalzusammenhang besteht. Treffen daher Tarifeffekte (die stets zu Gunsten des 
tarifgünstigen Erwerbers wirken) auf ihnen entgegengerichtete 
Bemessungsgrundlageneffekte, die aus abweichenden Bewertungsansätzen oder variablen 
Steuerbefreiungsvolumina resultieren und zu Gunsten des tarifungünstigen Erwerbers wirken, 
so ist – unter den im weiteren dargestellten Rahmenbedingungen – eine Wirkungsumkehr der 
Tarifeffekte in der Praxis wahrscheinlicher als bei Erbteilungen im Wegen der 
Gesamtrechtsnachfolge. 
Dies gilt auch für den Fall, daß neben den vorgenannten wertansatzbedingten 
Bemessungsgrundlageneffekten auch solche aufgrund von persönlichen Freibeträgen (FBi) 
oder fixen Steuerbefreiungsvolumina (SBi) auftreten. Letztgenannte verstärken in den meisten 
Fällen die auftretenden Tarifeffekte, da sie – wie bereits dargelegt – zu Gunsten des 
tarifgünstigen Erwerbers wirken und somit nur im Ausnahmefall eine den Tarifeffekten 
entgegengesetzte Wirkungsrichtung aufweisen. Zieht man vor diesem Hintergrund in 
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Betracht, daß Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund von persönlichen Freibeträgen oder 
fixen Steuerbefreiungsvolumina jeweils erbvolumenssensibel sind, während 
Bemessungsgrundlageneffekte aufgrund abweichender Bewertungsansätze oder variabler 
Steuerbefreiungsvolumina erbvolumensneutral wirken, ist eine Wirkungsüberlagerung von 
Tarifeffekten und diesen gleichgerichteten erbvolumenssensiblen Bemessungsgrundlagen-
effekten demnach insbesondere bei hohen Erbvermögenswerten zu erwarten. Dies gilt im 
Zusammentreffen erbvolumenssensibler bzw. –neutraler Bemessungsgrundlageneffekte auch 
deshalb, weil die hier betrachteten Erbteilungssituationen im Sinne der 
Kombinationseffekte159 letztlich Mischfälle darstellen. Erwirbt demnach der tarifungünstige 
Erwerber die jeweils wertansatzgünstigeren Vermögenswerte, so sind die daraus 
resultierenden erbvolumensneutralen Kombinationseffekte jeweils nur vergleichsweise gering 
ausgeprägt. Die Wahrscheinlichkeit einer Überlagerung der erbvolumenssensiblen Effekte 
durch erbvolumensneutrale Effekte nimmt daher mit der Höhe der Erbvermögenswerte zu.  
Für die Erbteilung im Wege der Einzelrechtsnachfolge kann daher festgestellt werden, daß 
stets dann keine Wirkungsumkehr der tarifeffektbedingten Erbteilsverlagerungen zu erwarten 
ist, wenn der tarifgünstige Erwerber zugleich die bewertungsgünstigeren Erbvermögensteile 
bzw. das Vermögen mit den jeweils umfangreicheren sachlichen Befreiungsvolumina 
erhält.160 In der Folge wären in der Ausgangssituation vor Relationsausgleich 
„steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen zu Gunsten tarifgünstiger Erwerber“ zu erwarten. 
In davon abweichenden Erbteilungsfällen zeigt erst die konkrete Ermittlung der resultierenden 
Verlagerungswirkungen im Einzelfall, ob die auftretenden Tarifeffekte letztlich durch die 
zugleich ausgelösten Bemessungsgrundlageneffekte in ihrer Wirkungsrichtung überlagert 
werden. Denkbare Anwendungsfälle wären insbesondere z.B. bei Übertragungen von 
wertansatzbegünstigtem Betriebs- bzw. Grundvermögen auf tarifungünstige Erwerber 
gegeben. Zieht man hierbei jedoch in Betracht, daß gerade der Familienbetrieb bzw. das 
Familienwohnheim in der Praxis vorzugsweise auf die nächsten Angehörigen übertragen 
wird, so würde zumeist die günstigere Steuerklassenzuordnung dieser Erwerber auch mit der 
jeweils geringeren Tarifbelastung zusammenfallen. Damit vor diesem Hintergrund trotzdem 
Erbteilsverlagerungen zu Gunsten tarifungünstiger Erwerber  auftreten können, müßte der 
Erbanteil des Erwerbers ansatzbegünstigter Vermögenswerte (niedrige Steuerklasse) den 
Anteil seines jeweiligen Miterwerbers (hohe Steuerklasse) ggf. in einem Umfang übersteigen, 
daß dadurch die Zuordnung der ungünstigeren Tarifbelastung letztlich auf den Erwerber des 
ansatzgünstigen Vermögens gewährleistet würde.161 Im Ergebnis treffen damit die Merkmale 
                                                          
159  Vgl. Teil III, Abschnitt E, Kapitel 2. 
160  In diesem Fall würden die Bemessungsgrundlageneffekte und die Tarifeffekte zu Gunsten desselben 
Erwerbers wirken. 
161  Vgl. hierzu auch die Fallunterscheidungen im Rahmen der Abb. 47. 
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„tarifungünstig“ und „wertansatzgünstig“ zusammen, so daß steuerinduzierte 
Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des tarifungünstigen Erwerbers auftreten können. 
Nachdem grundlegende Überlegungen zu den Voraussetzungen der potentiellen 
Ausgangssituationen des Relationsausgleichs dargestellt wurden, ist im weiteren anhand des 
Kriteriums der zu erwartenden Gesamtsteuerbelastungsänderungen die situative 
Vorteilhaftigkeitsanalyse durchzuführen. 
2.33 Relationsausgleich bei steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen zu Gunsten 
tarifgünstiger Erwerber 
Das vorhergehende Kapitel hat gezeigt, daß der hier zunächst zu betrachtende 
Anwendungsfall „Ausgleich bei steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen zu Gunsten 
tarifgünstiger Erwerber“ in der Praxis als Standardfall einer Ausgangssituation für den 
Relationsausgleich anzusehen ist. Daher werden anhand dieses Anwendungsfalles die 
einzelnen Analyseschritte zur steuerlichen Vorteilhaftigkeitsbestimmung zunächst ausführlich 
dargestellt, während im Rahmen der beiden anderen Anwendungsfälle dann in verkürzter 
Form auf die  im Rahmen der Analyse des Standardfalles erzielten Erkenntnisse aufgebaut 
werden kann. 
Der weitergehenden Analyse hinsichtlich der Gestaltungsalternativen ?, ? und ? wird wie 
bisher aus Darstellungsgründen ein Zweierwerberfall zugrundegelegt. Um im Sinne der 
unterschiedlichen Ausgangssituationen zwischen dem jeweils tarifgünstigen bzw. dem 
tarifungünstigen Erwerber i zu differenzieren, wird im weiteren für den tarifgünstigen 
Erwerber der Index i/günstig bzw. für den  tarifungünstigen Erwerber der Index i/ungünstig 
verwendet.  
2.331 Relationsausgleich durch Modifikation der Brutto-Erwerbsrelationen 
(Alternativen ? und ?) 
Im Rahmen der Gestaltungsalternativen ? und ? erfolgt der angestrebte Relationsausgleich 
stets im Zusammenwirken interpersoneller Verlagerungen der Brutto-Erwerbsanteile sowie 
den daraus resultierenden Änderungen der Individualsteuerbelastungen der Erwerber (d.h. 
ΔEinetto = ΔEibrutto + ΔSiRA; vgl. Formel [50].162 Für die individuellen 
Steuerbelastungsänderungen gilt dabei gemäß [53]:  iRAirriRAi sSBRAS ×Δ−−××=Δ ))1(( αβ .  
Im Anwendungsfall steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des tarifgünstigen 
Erwerbers ist für den Relationsausgleich jeweils der Brutto-Erwerbsanteil des 
tarifungünstigen Erwerbers ( bruttoungünstigiE / ) zu Lasten des tarifgünstigen Erwerbers zu erhöhen 
                                                          
162  Vgl. Abschnitt A, Kapitel 2.3. 
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(unter Annahme eines Zweierwerberfalles gilt RAi/ungünstig = RAi/günstig und damit 
günstigi
brutto
ungünstigi RAE // =Δ  sowie günstigibruttogünstigi RAE // −=Δ ). Infolge des zusätzlichen Erwerbsanteils des 
tarifungünstigen Erwerbers ergibt sich für diesen im Regelfall163 eine steuerliche 
Mehrbelastung ( RAungünstigiS /Δ ), während die Steuerbelastung des tarifgünstigen Erwerbers 
( RAgünstigiS /Δ ) korrespondierend abnimmt.164 Demnach können die ausgleichsbedingt eintretenden 
Änderungen der Vermögenspositionen im Zweierwerberfall wie folgt dargestellt werden: 
[73]    ( ) günstigiRAgünstigirrgünstigigünstiginettogünstigi sSBRARAE ///// )1( ×Δ−−××−−−=Δ αβ     
 
 
bzw.      ( ) ungünstigiRAungünstigirrungünstigiungünstiginettoungünstigi sSBRARAE ///// )1( ×Δ−−××−=Δ αβ . 
 
Die Darstellung im Rahmen der Formel [73] verdeutlicht anhand der positiven und negativen 
Vorzeichen noch einmal die in ihrer Wirkungsrichtung gegenläufigen Netto-
Vermögenswirkungen von Änderungen der Brutto-Erwerbsanteile ? einerseits sowie den 
daraus resultierenden Steuerbelastungsänderungen ? andererseits. Aufgrund dieser Tatsache 
ist festzustellen, daß das jeweils erforderliche Ausgleichsvolumen (RAi/günstig bzw. RAi/ungünstig) 
zumeist165 das Volumen der tatsächlich notwendigen Netto-Vermögensverlagerungen 
( nettogünstigiE /Δ  bzw. nettoungünstigiE /Δ ) übersteigt. Mit zunehmender Differenz zwischen dem 
Verkehrswert und dem steuerlichen Wertansatz (d.h. bei geringwertigem Faktor )1( rr αβ −× ) 
des zum Ausgleich übertragenen Vermögens vermindern sich die auftretenden 
Steuerwirkungen entsprechend. Folglich ist das jeweils erforderliche 
Relationsausgleichsvolumen (RAi/günstig bzw. RAi/ungünstig) bei der Übertragung von 
wertansatzgünstigen Zuwendungsobjekten stets geringer als bei der Übertragung 
wertansatzungünstigerer Zuwendungsobjekte. Dieser Zusammenhang wird an dem folgenden 
Fallbeispiel dargestellt: 
Bsp. 64: Zwischen zwei Erwerbern (s1 = 10%; s2 = 20%) ergeben sich bei einer hälftigen 
Erbteilsrelation und einem Nachlaßwert von insgesamt 4.000.000 EUR aufgrund von 
Tarifeffekten steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen im Absolutbetrag von 100.000 
EUR (hier: bei E1netto = 1.800.000 EUR und E2netto = 1.600.000 EUR und damit 
einem rechnerischen E1soll = E2soll = 1.700.000 EUR). 
                                                          
163  Nur in wenigen Sonderfällen, z.B. wenn im Rahmen des Relationsausgleichs ausschließlich steuerbefreite 
Vermögensgegenstände übertragen werden, ergeben sich keine Steuerbelastungsänderungen. 
164  Die Gesamtwirkung auf die Netto-Vermögenspositionen des jeweiligen Erwerbers ergibt sich demnach als 
Differenz zwischen Brutto-Vermögensänderungen und den zusätzlichen Steuerwirkungen. Ggf. auftretende 
Sondereffekte bleiben an dieser Stelle zunächst unberücksichtigt. 
165  Eine Ausnahme bilden dabei Fälle, in denen der Relationsausgleich keinerlei Änderungen der 
Individualsteuerbelastungen auslöst (z.B. ausgleichsbedingte Übertragung von steuerfreiem Vermögen). 
? ?
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 Bei einem Relationsausgleich in Form von Ausgleichszahlungen (d.h. mit den 
steuerlichen Bewertungseigenschaften 1)1( =−× rr αβ ) würde sich unter 
Berücksichtigung der auftretenden steuerlichen Belastungsänderungen gem. Formel 
[57] das folgende Relationsausgleichsvolumen (hier als RA aus Sicht des Erwerbers 
1) ermitteln: 
.  647.117
1,0)2,01,0(
2
11
000.400.3
2
1000.800.1
=
⎟⎠
⎞⎜⎝
⎛ −−×−−
×−
=RA  
 Würde alternativ für Zwecke des Relationsausgleichs Vermögen mit den steuerlichen 
Merkmalen rβ = 0,6 und rα = 0,2 bzw. 0,48rr =−× )1( αβ  übertragen, betrüge das 
erforderliche Ausgleichsvolumen (nunmehr gem. allgemeiner Formel [56]) lediglich: 
.  759.107
1,0)2,01,0(
2
1)2,01(6,01
000.400.3
2
1000.800.1
=
⎟⎠
⎞⎜⎝
⎛ −−××−×−−
×−
=RA   
Aufgrund der geringeren Steuerwirkungen bei der Übertragung wertansatzgünstigen 
Vermögens ist das erforderliche Ausgleichsvolumen RA = RAi/ungünstig =  - RAi/günstig  
um fast 10.000 EUR bzw. 10% gesunken.  
 
Unter Berücksichtigung des vorstehend dargestellten Wirkungszusammenhangs sind bei 
einem Relationsausgleich durch Geldvermächtnisse bzw. Zahlungsauflagen die jeweils 
umfangreichsten Ausgleichsvolumina zu erwarten. In diesen Fällen entspricht der Steuerwert 
des Ausgleichsvermögens mit 1)1( =−× rr αβ  seinem Verkehrswert. Dagegen vermindert sich 
das erforderliche Ausgleichsvolumen ggf. nachhaltig, soweit für Zwecke des 
Relationsausgleichs steuerlich wertansatzgünstigeres Vermögen ( 1)1(0 <−×≤ rr αβ ) 
übertragen wird.  
Die für den Relationsausgleich erforderlichen Änderungen der Brutto-Erwerbsanteile können 
alternativ mit Hilfe ergänzender Einzelrechtszuwendungen (Alternative ?) oder im Wege der 
Anpassung der anteiligen Gesamtrechtsnachfolgeregelungen (Alternative ?) erfolgen.166 Die 
sich daraus ergebenden Steuerbelastungsänderungen werden im folgenden dargestellt. 
2.3311  Ergänzende Einzelrechtszuwendungen (Alternative ?) 
Um die Netto-Vermögenspositionen der beteiligten Erwerber den gewünschten 
Erbteilsrelationen anzupassen, können die Brutto-Erbanteile durch ergänzende 
Einzelrechtszuwendungen in Form von Vermächtnis- oder Auflagenzuwendungen zwischen 
                                                          
166  Vgl. auch Abschnitt A, Kapitel 2. 
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den Erwerbern verlagert werden. Vor dem Hintergrund des hier betrachteten 
Anwendungsfalles würde der tarifgünstige Erwerber, dessen Erwerbsanteil steuerbedingt 
erhöht ist, als Vermächtnis- bzw. Auflagenbelasteter fungieren, während der tarifungünstige 
Erwerber entsprechend als Vermächtnisnehmer bzw. Auflagenbegünstigter vorzusehen wäre. 
Die Auswirkungen des Relationsausgleichs auf die Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung 
ergeben sich in der Summe der individuellen Steuerbelastungsänderungen (d.h. 
RA
ungünstigi
RA
günstigi
RA
gesamt SSS // Δ+Δ=Δ ).167 Aufbauend auf Formel [73] gilt für den Zweierwerberfall 
(mit RA = RAi/günstig = RAi/ungünstig) zunächst unter ausschließlicher Betrachtung der primären 
Steuerbelastungswirkungen, d.h. unter den Annahmen: 
:0  und  0  sowie  //// =Δ=ΔΔ=Δ RAungünstigiRAgünstigiRAungünstigiRAgünstigi ssSBSB  
[74] ( ) ( )günstigiungünstigirrRAgesamt ssRAS //)1( −×−××=Δ αβ  . 
In [74] weisen beide Klammerausdrücke, d.h. die zwischen den Ausgleichsbeteiligten 
bestehende Tarifdifferenz (si/ungünstig – si/günstig) und der steuerliche Wertansatz des 
Transfervermögens ( ))1( rrRA αβ −×× , erkennbar stets positive Vorzeichen auf.168 Demnach ist 
im Nachfeld eines Relationsausgleichs durch Gestaltungsalternative ? jeweils eine Erhöhung 
der steuerlichen Gesamtbelastung der Erbteilung zu erwarten. Der Umfang der auftretenden 
Steuermehrbelastung richtet sich dabei neben der gegebenen Tarifdifferenz auch entscheidend 
nach dem steuerlichen Wertansatz des Vermächtnis- bzw. Auflagenobjektes. Folglich 
resultieren aus Übertragungen bewertungsgünstiger Vermögensformen c.p. weniger 
umfangreiche Steuermehrbelastungen als aus vergleichbaren Übertragungen 
bewertungsungünstigerer Vermögensformen. Wie das folgende Fallbeispiel zeigt, können sich 
daraus im Einzelfall nachhaltige Ergebnisänderungen hinsichtlich der Gesamtsteuerbelastung 
ergeben: 
Bsp. 65: Bei einer Tarifdifferenz (si/ungünstig - si/günstig) von 10% zwischen den an einem 
Relationsausgleich beteiligten Erwerbern würde eine erforderliche 
Ausgleichsübertragung im Verkehrswert von 100.000 EUR bei Immobilienvermögen 
( rβ = 0,5) gem. Formel [74] eine Steuermehrbelastung von 5.000 EUR verursachen 
(hier: mit RA = 100.000; 5,0)1( =−× rr αβ ):  
 =Δ RAgesamtS  100.000 x 0,5 x 0,1 = 5.000 .   
                                                          
167  Vgl. auch die jeweils in Formelteil ? der Formel [73] dargestellten Steuerwirkungen. 
168  Hier wegen si/ungünstig > si/günstig. 
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 Demgegenüber würde eine in bar geleistete Ausgleichszahlung (hier: identische 
Höhe unterstellt)169 Mehrbelastungen von 10.000 EUR (hier wegen 
1)1(  ;1 =−×= rrr αββ ) , d.h. in doppelter Höhe, auslösen. 
Zieht man die bisher entwickelten Ergebnisse in Betracht, so führen ausgleichsbedingte 
Übertragungen wertansatzgünstiger Vermögensformen sowohl zu geringeren 
Steuermehrbelastungen (vgl. Fallbeispiel 65) als auch zu einem geringerem erforderlichen 
Ausgleichsvolumen (vgl. Fallbeispiel 64). Aus Sicht der primären Steuerbelastungswirkungen 
ist demnach für Ausgleichsübertragungen im Sinne der Alternative ? Vermögensformen mit 
günstigen steuerlichen Wertansatzeigenschaften stets der Vorzug gegenüber 
wertansatzungünstigeren Vermögensformen zu geben, weil dadurch die auftretenden 
steuerlichen Mehrbelastungen minimiert werden. 
Daneben kann der Relationsausgleich in Ausnahmefällen möglicherweise auch sekundäre 
Steuerwirkungen auslösen, weil entgegen der bei [74] getroffenen Annahmen gilt: 
 //
RA
ungünstigi
RA
günstigi SBSB Δ≠Δ und/oder 0  bzw.  0 // ≠Δ≠Δ RAungünstigiRAgünstigi ss  oder (als mittelbarer 
Ausgleichseffekt)170 RAungünstigiRAgünstigi FBFB // 0 Δ≠≠Δ . Ergänzend wäre daher ggf. zu 
berücksichtigen, daß sich aufgrund entsprechender Sonderumstände171 z.B. Änderungen der 
erwerberindividuellen Tarifbelastungen (d.h. 0  bzw.  0 // ≠Δ≠Δ RAungünstigiRAgünstigi ss ) ergeben können. 
In der Folge treten zusätzliche Steuerminderungseffekte auf, wenn der tarifgünstigere 
Erwerber infolge seines Mindererwerbs einer niedrigeren Erwerbswertstufe zuzuordnen ist, 
während sich demgegenüber zusätzliche Steuermehrbelastungen ergeben, wenn der 
tarifungünstigere Erwerber infolge seines Mehrerwerbs in eine höhere Erwerbswertstufe 
wechselt. Die Eintrittswahrscheinlichkeit derartiger sekundärer Steuerbelastungswirkungen 
steigt mit zunehmendem Relationsausgleichsvolumen tendenziell an.172 In beiden 
vorgenannten Fällen ist jedoch zugleich zu berücksichtigen, daß das erforderliche 
Relationsausgleichsvolumen bei einem Erwerbswertstufenwechsel insgesamt ansteigt, weil 
aufgrund der dann höheren Tarifdifferenz (si/ungünstig – si/günstig) zwischen den betreffenden 
Erwerbern173 auch die durch Tarifeffekte ausgelösten Erbteilsverlagerungen zunehmen. Die 
                                                          
169  Der zusätzlich zu berücksichtigende Zusammenhang zwischen dem erforderlichen 
Relationsausgleichsvolumen und den Steuermerkmalen des Ausgleichsvermögens wird an dieser Stelle 
vereinfachend vernachlässigt. 
170  Vgl. auch Kap. 2.2222. 
171  Vgl. auch Kap. 2.22. Hier insbesondere dann, wenn in den Ausgleich (auch) nach § 19a ErbStG tariflich 
begünstigtes Betriebsvermögen einbezogen wird.  
172  Trotzdem ist zu berücksichtigen, daß die erbschaftsteuerliche Systematik der Tarifzuordnung hier keine 
allgemeingültige Aussage erlaubt, sondern jeweils eine Überprüfung anhand des Einzelfalles erfordert 
173  Dies ist auf den Umstand zurückzuführen, daß angesichts der hier zugrundeliegenden Erbteilungssituation 
die sekundären Steuereffekte entweder die Tarifbelastung des günstigen Erwerbers mindern bzw. die 
Tarifbelastung des ungünstigen Erwerbers erhöhen. 
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daraus wiederum resultierenden steuerlichen Mehrbelastungen würden entsprechend je nach 
Einzelfallumständen die vorgenannten sekundären Steuerminderungseffekte abschwächen 
oder die sekundären Steuererhöhungseffekte zusätzlich verstärken.  
Zusätzliche sekundäre Steuerwirkungen, die in Form von Änderungen des Gesamtvolumens 
spezifischer Steuerabzugsbeträge auftreten können (d.h. 
 //
RA
ungünstigi
RA
günstigi SBSB Δ≠Δ und/oder RAungünstigiRAgünstigi FBFB // Δ≠Δ ), sind demgegenüber auf gesetzlich 
normierten Sonderfälle174 oder vornehmlich auf Erbteilungsfälle beschränkt, bei denen 
einzelne Erwerber nur geringwertige Bereicherungsanteile erhalten.175 Für den hier 
betrachteten Anwendungsfall wären dabei zusätzliche Steuermehrbelastungen denkbar, wenn 
der tarifgünstige Erwerber im Gegensatz zum tarifungünstigen Erwerber die ihm de jure 
zustehenden persönlichen Abzugsvolumina nach dem Relationsausgleich nicht mehr 
ausschöpfen kann oder wenn der tarifungünstige Erwerber im Gegensatz zum tarifgünstigen 
Erwerber ggf. die kombinierten persönlich-sachlichen Abzugsvoraussetzungen einer 
objektspezifischen Steuerbefreiung des Transfervermögens nicht erfüllt. Die vorgenannten 
Wirkungszusammenhänge führen in den jeweiligen Umkehrfällen analog zu entsprechenden 
Steuerminderbelastungen. 
2.3312  Anpassung der Gesamtrechtsnachfolge (Alternative ?) 
Die Ergebnisse des vorhergehenden Untersuchungsabschnitts sind weitgehend auf 
Erbteilungsfälle übertragbar, bei denen der Relationsausgleich zu Gunsten des 
tarifungünstigen Erwerbers mit Hilfe einer Anpassung der anteiligen Gesamtrechtsnachfolge 
(Erbeinsetzung) herbeigeführt wird. Der wesentliche Unterschied zur Einzelrechtsnachfolge 
liegt jedoch in der Beschaffenheit des Zuwendungsobjektes und damit regelmäßig in den 
steuerlichen Bewertungseigenschaften des im Einzelfall ausgleichsbedingt zu übertragenden 
Vermögens.176 
Während bei der Einzelrechtsnachfolge die objektspezifischen steuerlichen Merkmale des 
ausgleichsbedingt übertragenen Vermögens den ergänzend bedachten Erwerbern unmittelbar 
zuzurechnen sind (hier in Form des Faktors )1( rr αβ −×  für die in den Relationsausgleich 
einbezogenen Vermögenseinheiten r = 1, 2, ..., k), ergibt sich der steuerliche 
Bewertungsansatz bei Anpassung der Gesamtrechtsnachfolge stets aus der anteiligen 
Zusammensetzung des betreffenden Gesamthandsvermögens (hier als  )1( gg αβ −× und somit 
                                                          
174  Hier: Abzugsbeträge mit kombiniert persönlich-sachlichen Abzugsvoraussetzungen, wie z.B. § 13 Abs. 1 
Nr. 1 ErbStG (Hausrat).  
175  Vgl. auch die Ausführungen zu den sekundären Steuerwirkungen in Kap. 2.22. 
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aller im Weg der Gesamtrechtsnachfolge übergehenden Vermögenseinheiten j = 1, 2, ..., 
m).177 Die auftretenden primären Steuerbelastungswirkungen ergeben sich in diesem Fall in 
entsprechender Abwandlung der Formel [74] wiederum mit: 
:0  und  0  sowie  //// =Δ=ΔΔ=Δ RAungünstigiRAgünstigiRAungünstigiRAgünstigi ssSBSB  
[75]        ( ) ( )∑
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j
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)1()1( αβαβ   gilt:   
 
( ) ( )günstigiungünstigiggRAgesamt ssRAS //)1( −×−××=Δ αβ . 
Im Unterschied zur Situation beim Relationsausgleich durch ergänzende 
Einzelrechtsverfügungen (vgl. Formel [74]) ist demnach die Tarifdifferenz der in den 
Ausgleich einbezogenen Erwerber mit den aufgrund der Ausgleichsmaßnahme abweichend 
zuzurechnenden Bemessungsgrundlagenteilen der Gesamthandsvermögens 
(  )1( ggRA αβ −×× ) zu multiplizieren. Ungeachtet dessen gelten jedoch weiterhin die bereits 
für Alternative ? (ergänzende Einzelrechtszuwendungen) dargestellten 
Wirkungszusammenhänge. Demnach ist auch für Alternative ? (Anpassungen der 
Gesamtrechtsnachfolge) festzustellen, daß das für den Ausgleich steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen erforderliche Relationsausgleichsvolumen und damit in der Folge auch 
die resultierenden Steuermehrbelastungen umso geringer ausfallen, je bewertungsgünstiger 
das im Wege der Gesamtrechtsnachfolge anteilig zuzurechnende Erwerbsvermögen ist. Die 
Ausführungen zu den sekundären Steuerwirkungen gelten des weiteren analog. 
2.332 Relationsausgleich durch Anpassung gegenständlicher Zuteilungsverfügungen 
(Alternative ?) 
In Abgrenzung zu den vorstehend betrachteten Ausgleichsalternativen werden bei der 
isolierten Anpassung gegenständlicher Zuteilungsverfügungen die Netto-
Vermögenspositionen der Erwerber ausschließlich durch die ausgleichsbedingt 
hervorgerufenen Änderungen der Individualsteuerbelastungen angepaßt. Weil jeweils in ihrer 
Summe wertidentische (im Sinne einer Verkehrswertbetrachtung) Vermögenseinheiten 
zwischen den Erwerbern auszutauschen sind, treten infolge der Ausgleichsmaßnahmen keine 
                                                          
176  Lediglich im vornehmlich theoretischen Fall eines Nachlasses, der sich ausschließlich aus 
bewertungshomogenen Vermögenswerten zusammensetzt, würden sich hierbei keine Abweichungen 
ergeben. 
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Änderungen der ursprünglich vorgesehenen Brutto-Bereicherungsrelationen ein. Vor dem 
Hintergrund der hier zu betrachtenden Erbteilungssituation „steuerinduzierte 
Erbteilsverlagerungen zu Gunsten tarifgünstiger Erwerber“ würden für Zwecke eines 
Relationsausgleichs entsprechend Übertragungen bewertungsgünstiger Vermögenswerte vom 
tarifgünstigen Erwerber auf den tarifungünstigen Erwerber im Austausch gegen 
bewertungsungünstige Vermögenswerte erforderlich.  
In der Folge kommt es zu einer Erhöhung des steuerlichen Bemessungsgrundlagenanteils des 
tarifgünstigen Erwerbers, die zu einer höheren steuerlichen Individualbelastung und damit 
(bei unverändertem Brutto-Erwerbsvermögen) zu einer Minderung seiner Netto-
Vermögensposition führt. Spiegelbildlich würde sich die Netto-Vermögensposition des 
tarifungünstigen Erwerbers erhöhen, da aufgrund der bei ihm eingetretenen 
Bemessungsgrundlagenminderung seine Individualsteuerbelastung abnimmt.  
Die vorstehend beschriebenen Netto-Vermögenswirkungen auf der Ebene der Erwerber i 
(ΔEinetto) lassen sich unter Berücksichtigung von ΔEibrutto = 0 (für alle i)178 und damit ΔEinetto = 
-ΔSi  formal analog zu Formel [61] wie folgt abbilden. Zu unterscheiden ist hier wiederum im 
Zweierwerberfall zwischen nettoungünstiginettogünstigi EE //   bzw.  sowie den entsprechenden Ausprägungen 
der steuerlichen Vermögensmerkmale: 
[76] 
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Formel [76] verdeutlicht  den Zusammenhang zwischen der Differenz der steuerlichen 
Wertansätze des zu- bzw. abfließenden Austauschvermögens (z.B. 
)1()1( ////
−−++ −×−−× günstigigünstigigünstigigünstigi αβαβ ) und den daraus resultierenden Netto-
Vermögenswirkungen (ΔEinetto). Ist der Wertansatz des zugehenden Vermögens höher als der 
des abgehenden Vermögens, so kommt es zu einer Erhöhung der Steuerbelastung und damit 
                                                          
177  Vgl. auch die in Formel [24] beschriebene Vorgehensweise bzgl. der Gesamtrechtsnachfolge. 
178  Dies folgt aus der Tatsache, daß die Änderung der Netto-Vermögenspositionen ausschließlich durch 
Anpassungen der Individualsteuerbelastungen hervorgerufen werden. 
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zu einer Minderung der Netto-Vermögensposition (Umkehrfall analog).179 Je 
bewertungshomogener dabei die in den Relationsausgleich einbezogenen 
Vermögenseinheiten bei gegebenen si+ bzw. si- sowie bei angestrebten ΔEinetto sind, desto 
umfangreicher ist das im Einzelfall erforderliche Relationsausgleichsvolumen (RA):180 
Bsp. 66: Zwischen zwei Erwerbern (s1 = 30%; s2 = 40%) ergeben sich bei einer hälftigen 
Erbteilsrelation und einem Nachlaßwert von insgesamt 40 Mio. EUR (Wertansatz 
hier in der Summe der Nachlaßwerte mit )1( gg αβ −×  = 0,1) aufgrund der 
auftretenden Tarifeffekte steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen im Absolutbetrag 
von 100.000 EUR (hier mit E1netto = 19.400.000 EUR und E2netto = 19.200.000 EUR 
und damit E1soll = E2soll = 19.300.000 EUR).  
 Bei einer steuerlichen Wertansatzdifferenz des in den Relationsausgleich 
einbezogenen Tauschvermögens (z.B. Bargeld mit βr x (1 – αr) = 1) von 
( )1()1( ggrr αβαβ −×−−× ) = 1,0 – 0,1 = 0,9) ergibt sich im Sinne der Formel [56] 
(hier vereinfachend mit ΔSBi = 0) ein erforderliches Relationsausgleichsvolumen 
von: 
460.317
)1,01(3,0)1,01()4,03,0(
2
1
000.600.38
2
1000.400.19
=
−×+−×−×−
×−
=RA  . 
 Die sich daraus ergebenden Netto-Vermögenswirkungen ergeben sich gem. Formel 
[76] als (ΔEinetto hier aus Sicht des tarifgünstigen Erwerbers): 
 ( ) 715.85003,01,03,01460.317 / −=+−×−××−=Δ nettogünstigiE . 
 Wird demgegenüber für den Relationsausgleich Vermögen mit einer 
Wertansatzdifferenz von „nur“ )1()1( ggrr αβαβ −×−−×  = 0,5 verwendet (z.B. 
aufgrund von Grundvermögen mit βr x (1 – αr) = 0,6), beträgt das erforderliche 
Ausgleichsvolumen (RA) analog: 
429.571
)1,06,0(3,0)1,06,0()4,03,0(
2
1
000.600.38
2
1000.400.19
=
−×+−×−×−
×−
=RA  .  
Die Netto-Vermögenswirkung betragen auch hier gem. [76] (wiederum aus Sicht des 
tarifgünstigen Erwerbers): 
( ) 715.85003,01,03,06,0429.571 / −=+−×−××−=Δ nettogünstigiE . 
                                                          
179  An dieser Stelle unter der Annahme einheitlicher Tarifbelastungen für zu- (si+) und abfließendes (si-) 
Vermögen.  
180  Vgl. hierzu auch Bsp. 59. 
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Erwartungsgemäß steigt demnach das erforderliche Ausgleichsvolumen von 317.460 
EUR beim Barausgleich auf insgesamt 571.429 EUR bei Ausgleichsmaßnahmen 
unter Beteiligung von Grundvermögen, während die resultierenden Netto-
Vermögenswirkungen identisch sind.181  
Für das im Rahmen des Vorteilhaftigkeitsvergleichs entscheidungsrelevante 
Änderungsvolumen der Gesamtsteuerbelastung des Erbfalles kann analog zur 
Vorgehensweise bei Formel [74] unterstellt werden, daß die Änderungen der 
Gesamtsteuerbelastung der Summe der individuellen Steuerbelastungsänderungen 
entsprechen. Da diese bei Alternative ? – zwar mit umgekehrten Vorzeichen182 – betraglich 
mit den Änderungen der Netto-Vermögenspositionen der Erwerber identisch sind, folgt: 
netto
ungünstigi
netto
günstigi
RA
gesamt EES // Δ−Δ−=Δ . Somit lassen sich auf der Grundlage der Formel [76] in der 
Summe beider Erwerber die aus Gestaltungsalternative ? resultierenden primären 
Steuerbelastungswirkungen ermitteln. Dabei ist zu berücksichtigen, daß das beim 
tarifgünstigen Erwerber zugehende Vermögen stets dieselben steuerlichen Merkmale 
aufweist, wie das beim tarifungünstigen Erwerber abgehende Vermögen und umgekehrt, d.h. 
es gilt mit: )1()1( //// −−++ −×=−× ungünstigiungünstigigünstigigünstigi αβαβ   bzw.  
)1()1( ////
−−++ −×=−× günstigigünstigiungünstigiungünstigi αβαβ  
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Unter der weiteren Annahme, daß zugehendes und abgehendes Vermögen jeweils auf der 
Ebene der einzelnen Erwerber einer einheitlichen Tarifbelastung unterliegen183 (damit gilt 
s+i/günstig = s-i/günstig bzw. s+i/ungünstig = s-i/ungünstig) und daß sich die fixen 
Steuerbefreiungsvolumina durch den Ausgleich nicht ändern184 (damit gilt SBi+ = 0 = SBi- für 
alle i (i = i/günstig, i/ungünstig)), reduziert sich Formel [77] auf: 
                                                          
181  Aus der Sicht des tarifungünstigen Erwerbers ergibt sich bei analoger Berechnung i.S.v. Formel [76] eine 
Netto-Vermögensänderung von + 114.285 EUR (-317.460 x (0,1 x 0,4 – 1 x 0,4)), so daß nach 
Relationsausgleich gilt: E1netto = E2netto = 19.314.286 (wegen: 19.400.000 – 85.715 = 19200.000 + 114.285).  
182  Eine Minderung (-) der Netto-Vermögensposition (z.B. nettogünstigiE /Δ ) entspricht naturgemäß einer Erhöhung 
(+) der Steuerbelastung (hier: RAgünstigiS /Δ ) und umgekehrt. 
183  Dies wäre z.B. gegeben, wenn kein betriebliches Vermögen in die Tauschmaßnahmen einbezogen wäre.  
184  Dies wäre insbesondere in Fällen von Vermögensübertragungen unter Ausgleichszahlungen gegeben. 
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[78]          [ ] .  )()1()1( ////// ungünstigigünstigigünstigigünstigigünstigigünstigiRAgesamt ssRAS −×−×−−××=Δ −−++ αβαβ  
 
Anhand Formel [78] wird deutlich, daß die Differenz der steuerlichen Wertansätze 
( )1()1( //// −−++ −×−−× günstigigünstigigünstigigünstigi αβαβ ) als Multiplikator stets positiv ist, weil in den hier 
betrachteten Erbteilungssituationen beim tarifgünstigen Erwerber (i/günstig) jeweils 
bewertungsungünstiges Vermögen zugeht und bewertungsgünstiges Vermögen abgeht.185 
Demgegenüber ist die Tarifdifferenz als Multiplikator stets negativ, da si/günstig < si/ungünstig gilt. 
Für den hier betrachteten Anwendungsfall „steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen zu 
Gunsten des tarifgünstigen Erwerbers“ folgt daher, daß ein Ausgleich im Sinne der 
Alternative ? grundsätzlich Minderungen der Gesamtsteuerbelastung erwarten läßt. 
Das Volumen ausgleichsbedingt eintretender Steuerminderungen bestimmt sich bei gegebener 
Tarifdifferenz erkennbar durch die zwischen dem Austauschvermögen bestehenden 
steuerlichen Wertansatzdifferenzen. Zugleich wurde jedoch in Bsp. 65 deutlich, daß das 
Relationsausgleichsvolumen (RA) proportional mit Zunahme der Wertansatzdifferenzen 
abnimmt. Dadurch bleibt der in Formel [78] auf die Tarifdifferenz (si/günstig –  si/ungünstig) 
insgesamt anzuwendende Multiplikator ( ))1()1( //// −−++ −×−−×× günstigigünstigigünstigigünstigiRA αβαβ  
unabhängig von den steuerlichen Wertansätzen des Austauschvermögens stets konstant. Dies 
bedeutet, daß die konkrete gegenständliche Umsetzung der Ausgleichsmaßnahme keinen 
Einfluß auf das resultierende Änderungsvolumen der Gesamtsteuerbelastung entfaltet. Zu 
dieser Feststellung gelangt man analog unter Berücksichtigung der Tatsache, daß der 
Relationsausgleich bei Gestaltungsalternative ? ausschließlich auf den Netto-
Vermögenswirkungen der ausgelösten individuellen Steuerbelastungsänderungen beruhen: 
Weil das erforderliche Änderungsvolumen der Bemessungsgrundlagen der Erwerber bei 
gegebenen Tarifbelastungen vorgegeben ist, würden günstigere steuerliche Merkmale des 
Austauschvermögens entsprechend über ein erforderliches höheres Austauschvolumen (RA) 
ausgeglichen und umgekehrt. 186  
Auch hinsichtlich ggf. auftretender sekundärer Steuerbelastungswirkungen besteht aus den 
vorgenannten Gründen kein unmittelbarer Wirkungszusammenhang zwischen ihrer 
Eintrittswahrscheinlichkeit und der Auswahl der in den  
Relationsausgleich einzubeziehenden Vermögenswerte. Vielmehr ist allgemein festzustellen, 
daß eine ausgleichsbedingt geänderte Erwerbswertstufenzuordnung jeweils das erforderliche 
                                                          
185  Demnach gilt: )1()1( ////
−−++ −×>−× günstigigünstigigünstigigünstigi αβαβ . 
186  Vgl. die oben angeführte Berechnung in Bsp. 65: Sinkt die Bewertungsdifferenz zwischen den 
Tauschobjekten von 0,9 auf 0,5, so steigt das erforderliche Tauschvolumen von 317.460 EUR auf 571.429 
EUR. In der Gesamtbetrachtung betragen die resultierenden Änderungen der Bemessungsgrundlagen in 
beiden Fällen übereinstimmend 285.714 EUR (317.460 x 0,9 = 571.429 x 0,5). 
 358 
Relationsausgleichsvolumen und dadurch auch die auftretende Steuerersparnis mindert. Dies 
ergibt sich aus der Tatsache, daß die steuerliche Bemessungsgrundlage des tarifgünstigen 
Erwerbers durch den Zugang bewertungsungünstigen und den Abgang bewertungsgünstigen 
Vermögens stets zunimmt, so daß für diesen ausschließlich ein Wechsel in eine höhere 
Erwerbswertstufe in Betracht kommt. Analog mindert sich jeweils die Bemessungsgrundlage 
des tarifungünstigen Erwerbers, wodurch dieser nur in eine geringere Erwerbswertstufe 
wechseln kann. In beiden Fällen würde sich die Tarifdifferenz zwischen den Erwerbern 
(si/günstig –  si/ungünstig) vermindern, so daß auch die steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen aus 
Tarifeffekten gegenüber der Ausgangssituation abnähmen. Die in der Folge auftretende 
Minderung des erforderlichen Relationsausgleichsvolumens (RA) führt wiederum dazu, daß 
die erforderlichen ausgleichsbedingten Austauschmaßnahmen c.p. eine geringere 
Steuerminderbelastung auslösen.  
Daneben sind ggf. sekundäre Steuerbelastungswirkungen infolge von Änderungen der 
steuerlichen Gesamtbemessungsgrundlage möglich. Diese führen zu zusätzlichen 
Steuerminderbelastungen, wenn der tarifgünstige Erwerber im Gegensatz zum 
tarifungünstigen Erwerber vor Durchführung des Relationsausgleichs das steuerliche 
Abzugsvolumen nicht ausgeschöpft hat, oder wenn der tarifungünstige Erwerber im 
Gegensatz zum tarifgünstigen Erwerber die kombinierten Abzugsvoraussetzungen für eine 
Steuerbefreiung des übertragenen Vermögens nicht erfüllt hat. In den jeweiligen 
Umkehrfällen dazu würden entsprechend steuerliche Mehrbelastungen auftreten. 
2.333 Rangfolge der steuerlichen Vorteilhaftigkeit 
Die vorstehende Analyse der im Nachfeld einzelner Relationsausgleichsmaßnahmen zu 
erwartenden Steuerwirkungen hat grundsätzliche Wirkungszusammenhänge in Bezug auf die 
resultierende Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung aufgedeckt. Die dabei erzielten 
Ergebnisse erlauben im weiteren – für den Anwendungsfall steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen zu Gunsten tarifgünstiger Erwerber – die Bestimmung einer 
eindeutigen Rangfolge hinsichtlich der steuerlichen Vorziehenswürdigkeit der betrachteten 
Gestaltungsalternativen.  
Weil bei einem Relationsausgleich durch Alternative ? stets Minderungen der 
Gesamtsteuerbelastung zu erwarten sind, ist aus steuerlicher Sicht dieser 
Gestaltungsalternative jeweils Vorrang vor den übrigen Gestaltungsansätzen einzuräumen. 
Dies gilt im Grundsatz sowohl hinsichtlich der auftretenden primären 
Steuerbelastungsänderungen als auch unter Berücksichtigung sekundärer 
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Steuerbelastungswirkungen, sofern letztgenannte keine elementare Änderung der dem 
Ausgleich zugrundeliegende Erbteilungssituation187 herbeiführen.  
Soweit jedoch im Einzelfall eine Änderung der gegenständlichen Zuteilungsverfügungen für 
den Relationsausgleich nicht in Betracht kommt, wäre im Rahmen der Gestaltungsansätze ? 
und ? im Sinne von Brutto-Erbteilsrelationsänderungen naturgemäß derjenigen Alternative 
der Vorzug zu geben, welche die geringsten Steuermehrbelastungen auslöst. Aufgrund der 
weiter oben dargestellten Wirkungszusammenhänge kann diese Entscheidung auf der 
Grundlage der steuerlichen Wertansätze des in Betracht kommenden Ausgleichsvermögens 
getroffen werden – hier konnte gezeigt werden, daß bewertungsgünstiges Vermögen 
grundsätzlich geringere Steuermehrbelastungen auslöst als vergleichsweise 
bewertungsungünstigeres Vermögen. Stehen demnach für den Relationsausgleich 
Vermögenseinheiten zur Verfügung, die einen günstigeren steuerlichen Wertansatz aufweisen 
als ein adäquater Anteil im Rahmen der erbrechtlichen Gesamtrechtsnachfolge, so ist der 
Relationsausgleich im Wege zusätzlicher Einzelrechtsverfügungen (Alternative ?) jeweils 
steuergünstiger als eine entsprechende Gestaltung durch Anpassung der Erbquoten 
(Alternative ?). Im Umkehrfall, d.h. der steuerliche Wertansatz des Gesamtvermögens ist 
niedriger als der von einzeln übertragbaren Vermögenseinheiten, wäre demgegenüber einer 
Anpassung der Brutto-Erbteilsrelationen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge (Alternative ?) 
aus steuerlicher Sicht der Vorzug zu geben. 
Im Hinblick auf ggf. auftretende sekundäre Steuerbelastungswirkungen durch 
erwerbswertstufenbedingte Tarifänderungen ist darüber hinaus im Einzelfall zu untersuchen, 
ob die Gestaltungsansätze jeweils identische Erwerbswertstufenwechsel auslösen (durch 
abweichende erforderliche Relationsausgleichsvolumina können sich diesbezüglich durchaus 
Unterschiede ergeben). Können durch die Auswahl einer bestimmten Alternative die aus 
einem Erwerbswertstufenwechsel resultierenden Steuermehrbelastungen vermieden werden, 
oder sind ggf. sogar Steuerminderbelastungen zu erreichen, ergibt sich eine steuerorientierte 
Auswahl entsprechend.188 Verursachen jedoch die Ausgleichsalternativen dieselben 
Erwerbswertstufenänderungen, so ist bei einem Wechsel in eine günstigere Erwerbswertstufe 
stets die Alternative mit dem jeweils geringeren steuerlichen Wertansatz zu wählen, um 
                                                          
187  Unter besonderen Umständen erscheint es möglich, daß infolge des Auftretens sekundärer 
Steuerbelastungswirkungen im Verlauf des Relationsausgleichs letztlich gar keine steuerinduzierten 
Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des tarifgünstigen Erwerbers mehr bestehen. Zur Bestimmung der 
Rangfolge steuerlicher Vorziehenswürdigkeit sei auf die anschließenden, der neuen 
Relationsausgleichssituation entsprechenden Untersuchungsabschnitte verwiesen.  
188  Eine Steuerminderbelastung tritt dabei ein, wenn der tarifgünstige Erwerber aufgrund des 
relationsausgleichsbedingt geminderten Erwerbswertes einer niedrigeren Erwerbswertstufe zuzuordnen ist. 
Hierbei ist ggf. die Ausgleichsalternative mit dem höheren steuerlichen Wertansatz zu wählen, um den 
Erwerbswertstufenwechsel herbeizuführen. Demgegenüber kann der Wechsel des tarifungünstigen 
Erwerbers in eine höhere Steuerklasse möglicherweise durch gezielte Auswahl der Ausgleichsalternative 
mit dem geringeren steuerlichen Wertansatz verhindert werden. 
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dadurch den höchstmöglichen Minderungseffekt der Tarifabsenkung herbeizuführen. Dieser 
ergibt sich dann, wenn möglichst umfangreiche Bemessungsgrundlagenanteile nach Maßgabe 
der günstigeren Erwerbswertstufe zu versteuern sind. Entsprechend wäre bei einem durch den 
Relationsausgleich ausgelösten Wechsel in eine höhere Erwerbswertstufe jeweils diejenige 
Gestaltungsalternative auszuwählen, welche die geringsten Bemessungsgrundlagen-
änderungen auslöst, so daß die auftretende Mehrbelastung zumindest minimiert wird. Diese 
Überlegungen gelten jeweils analog für Relationsausgleichsfälle, bei denen sowohl der 
tarifgünstige Erwerber ausgleichsbedingt einer niedrigeren als auch der tarifungünstige 
Erwerber einer höheren Erwerbswertstufe zuzuordnen ist.  
2.34 Relationsausgleich bei steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen zu Gunsten 
tarifungünstiger Erwerber 
In Abgrenzung zum vorstehend beschriebenen Anwendungsfall zeichnet sich die 
Ausgangssituation „steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen zu Gunsten tarif-ungünstiger 
Erwerber“ durch eine vollständige Überlagerung der Tarifeffekte, die jeweils die Netto-
Vermögensposition des jeweils tarifgünstigen Erwerbers begünstigen, durch 
Bemessungsgrundlageneffekte189 aus. 
2.341 Relationsausgleich durch Modifikationen der Brutto-Erwerbsrelationen 
(Alternativen ? und ?) 
Im hier zu betrachtenden Anwendungsfall erfordert der Relationsausgleich durch 
Modifikationen der Brutto-Erwerbsrelationen stets eine Erhöhung des Erwerbsanteils des 
tarifgünstigen Erwerbers zu Lasten des tarifungünstigen Erwerbers, damit die angestrebten 
Netto-Erbteilsrelationen eintreten. Aus entsprechenden Verfügungsanpassungen resultierende 
Änderungen der Gesamtsteuerbelastung werden wiederum für Anpassungsmaßnahmen im 
Wege von ergänzenden Einzelrechtsverfügungen bzw. für Modifikationen der 
Gesamtrechtsnachfolge getrennt dargestellt. Um inhaltliche Wiederholungen zu vermeiden, 
greift die weitere Darstellung vornehmlich die gegenüber dem vorherigen 
Untersuchungsabschnitt bestehenden Abweichungen auf, während im übrigen auf die 
Ausführungen im Kapitel 2.331 verwiesen werden kann. 
2.3411 Ergänzende Einzelrechtszuwendungen (Alternative ?) 
Die im Wege der Einzelrechtsnachfolge ausgleichsbedingt zuzuweisenden Vermögenswerte 
verändern die Netto-Vermögenspositionen der beteiligten Erwerber jeweils in Höhe der 
Differenz zwischen ihrem Verkehrswert und der ausgleichsbedingt resultierenden 
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Individualsteuerbelastungsänderung. Im Nachfeld ergänzender Vermächtnis- bzw. 
Auflagenzuwendungen, durch die jeweils der tarifgünstige Erwerber zu Lasten des 
tarifungünstigen Erwerbers zu begünstigen ist, ergibt sich das Änderungsvolumen der 
primären Steuerbelastungswirkungen ( RAgesamtSΔ ) formal analog zur Herleitung der vorstehenden 
Formel [74] als:190 
[79]  ( ) ( )ungünstigigünstigirrRAgesamt ssRAS //)1( −×−××=Δ αβ  . 
 
Für den hier zu betrachtenden Anwendungsfall ist die zwischen den Erwerbern auftretende 
Tarifdifferenz (si/günstig - si/ungünstig) als Multiplikator für den steuerlichen Wertansatz der 
Ausgleichszuwendung stets negativ, weil zwingend si/günstig < si/ungünstig gilt. Der 
Relationsausgleich durch Alternative ? führt demnach angesichts des stets positiven Faktors 
)1( rrRA αβ −××  in den hier betrachteten Anwendungsfällen jeweils zu einer Minderung der 
Gesamtsteuerbelastung. Ursächlich hierfür ist die ausgleichsbedingte Verlagerung steuerlicher 
Bemessungsgrundlagenanteile auf den Erwerber mit der günstigeren Tarifbelastung. Zudem 
steigt der Umfang der letztlich eintretenden Steuerminderung bei gegebenen individuellen 
Tarifbelastungen mit der Höhe des steuerlichen Wertansatzes des Ausgleichsvermögens. 
Daher können insbesondere durch die Verfügung von Ausgleichszahlungen (d.h. 
1)1( =−× rr αβ ) zwischen den Erwerbern umfangreichere Minderungen der 
Gesamtsteuerbelastung erreicht werden, als dies bei bewertungsgünstigerem 
Ausgleichsvermögen ( 1)1( 0 <−×< rr αβ ) der Fall wäre. 
Zusätzliche sekundäre Steuerbelastungswirkungen sind durch die im Rahmen des Ausgleichs 
veränderten individuellen Erwerbswerte denkbar, falls beim tarifgünstigen Erwerber der 
Wechsel in eine höhere Erwerbswertstufe bzw. beim tarifungünstigen Erwerber der Wechsel 
in eine niedrigere Erwerbswertstufe ausgelöst wird. Isoliert betrachtet stellen sich dadurch 
entsprechend Steuermehr- (höhere Erwerbswertstufe) oder Steuerminderbelastungen 
(niedrigere Erwerbswertstufe) ein. Hierbei ist jedoch zu bedenken, daß die vorgenannten 
Erwerbswertstufenwechsel jeweils eine Minderung der zwischen den Erwerbern bestehenden 
Tarifdifferenz auslösen, wodurch sich auch die auftretenden Tarifeffekte vermindern. Weil 
bei den hier betrachteten Anwendungsfällen die Wirkungsrichtung der Bemessungs-
grundlageneffekte stets den Tarifeffekten entgegengesetzt ist und diese vollständig 
                                                          
189  Dies würde grundsätzlich auch für Erbteilsverlagerungen durch Festsetzungs- und Erhebungseffekte gelten, 
die jedoch aufgrund ihres sehr beschränkten Anwendungsbereiches und damit aus den bereits dargestellten 
Gründen hier nicht weiter betrachtet werden. 
190  Im Unterschied zur Situation, die durch Formel [73] beschrieben wird, ändern sich durch den Umstand, daß 
nunmehr Vermögen vom tarifungünstigen auf den tarifgünstigen Erwerber zu übertragen ist, die 
Vorzeichen des Ausgleichsvermögen RAi/günstig bzw. RAi/ungünstig in Formel [73] entsprechend. In der Folge 
ergibt sich die Änderung des Multiplikators „Tarifdifferenz“ (si/ungünstig – si/günstig) in Formel [79] gegenüber 
Formel [74].   
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überlagern,191 folgt aus einer Verminderung der Tarifeffekte eine Erhöhung der 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen und damit auch eine Erhöhung des erforderlichen 
Ausgleichsvolumens (RA). Entsprechend würden sich aus den vorgenannten sekundären 
Steuerbelastungswirkungen zusätzliche Minderungen der Gesamtsteuerbelastung ergeben, 
weil der Relationsausgleich durch Alternative ?  stets Steuerminderbelastungen auslöst, die 
mit dem Umfang des Ausgleichsvolumens steigen. 
Des weiteren können bei Erwerbern mit nur geringen Bereicherungsanteilen 
ausgleichsbedingt Änderungen des Volumens steuerlicher Abzugsbeträge auftreten (d.h. 
 //
RA
ungünstigi
RA
günstigi SBSB Δ≠Δ und/oder RAungünstigiRAgünstigi FBFB // Δ≠Δ ). Daraus ergeben sich ggf. weitere 
Belastungsminderungen, falls der tarifgünstige Erwerber im Gegensatz zum tarifungünstigen 
Erwerber sein steuerliches Abzugsvolumen vor Relationsausgleich nicht überschreitet oder 
wenn der tarifungünstige Erwerber im Gegensatz zum tarifgünstigen Erwerber die 
kombinierten Abzugsvoraussetzungen einer Steuerbefreiung nicht erfüllt hat – in beiden 
Fällen bleiben Teile des vom tarifungünstigen Erwerber auf den tarifgünstigen Erwerber zu 
übertragenden Vermögens bei letztgenanntem steuerlich ohne Ansatz bei der 
Bemessungsgrundlagenermittlung. In den entsprechenden Umkehrfällen wären dagegen mit 
analoger Begründung aus den sekundären Steuerwirkungen steuerliche Mehrbelastungen zu 
erwarten. 
2.3412 Anpassungen der Gesamtrechtsnachfolge (Alternative ?) 
Auf den Relationsausgleich durch eine Anpassung der anteiligen Gesamtrechtsnachfolge sind 
die Ergebnisse des vorausgegangenen Untersuchungsabschnitts weitgehend übertragbar. Die 
resultierende Änderung der Gesamtsteuerbelastung ergibt sich in diesem Fall jedoch 
wiederum als Produkt aus den steuerlichen Bewertungsmerkmalen des Gesamtnachlasses und 
der im Einzelfall gegebenen Tarifdifferenz. Entsprechend kann formal für den hier 
betrachteten Anwendungsfall steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen zu Gunsten 
tarifungünstiger Erwerber analog zur Formel [75] festgestellt werden:192 
[80]       ( ) ( )ungünstigigünstigiggRAgesamt ssRAS //)1( −×−××=Δ αβ  . 
Angesichts des auch in diesem Fall stets negativen Multiplikators (si/günstig - ss/ungünstig) ergibt 
sich analog zur Situation bei ergänzenden Einzelrechtsnachfolgeverfügungen aus dem 
Relationsausgleich jeweils eine steuerliche Minderbelastung, die mit dem Faktor 
                                                          
191  Dies ist letztlich die Voraussetzung für das Auftreten steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen zu Gunsten 
des tarifungünstigen Erwerbers. 
192  Auch hier ergibt sich aufgrund des Umstandes, daß das Transfervermögen stets vom tarifungünstigen auf 
den tarifgünstigen Erwerber zu übertragen ist, eine Umkehrung der Vorzeichen beim Multiplikator 
„Tarifdifferenz“ (si/ungünstig – si/günstig). 
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)1( ggRA αβ −×× , d.h. dem Produkt aus Ausgleichsvolumen und steuerlichen Wertansatz des 
anteiligen Gesamthandsvermögens zunimmt. Im unmittelbaren Vergleich mit Formel [79] 
kann zudem festgestellt werden, daß die zu erwartenden Steuerbelastungsminderungen aus 
den Ausgleichsalternativen ? und ? dann identisch sind, wenn c.p. die steuerlichen 
Wertansätze des Gesamthandsvermögens und die der Einzelrechtszuwendung 
übereinstimmen.  
2.342 Relationsausgleich durch Anpassung gegenständlicher Zuteilungsverfügungen 
(Alternative ?) 
Bei einem Relationsausgleich durch Alternative ? sind im Anwendungsfall steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen zu Gunsten tarifungünstiger Erwerber jeweils bewertungsgünstige 
Erwerbsgegenstände auf der Seite des tarifungünstigen Erwerbers gegen 
bewertungsungünstige Erwerbswerte auf der Seite des tarifgünstigen Erwerbers 
auszutauschen. Ziel des Austauschs ist somit eine Verminderung des 
Bemessungsgrundlagenanteils des tarifgünstigen Erwerbers zu Lasten des tarifungünstigen 
Erwerbers bei zugleich unveränderten Brutto-Erwerbsanteilen. Das daraus im Einzelfall 
resultierenden primären Steuerbelastungsänderungen ergeben analog zur bereits in Formel 
[78] dargestellten Situation als: 
[81]            [ ] .  )()1()1( ////// ungünstigigünstigigünstigigünstigigünstigigünstigiRAgesamt ssRAS −×−×−−××=Δ −−++ αβαβ  
 
Beide Multiplikatoren, d.h. sowohl die Tarifdifferenz (si/günstig - si/ungünstig) als auch die 
Bewertungsdifferenz ( )1()1( //// −−++ −×−−× ungünstigiungünstigigünstigigünstigi αβαβ ), weisen im Gegensatz zur 
Situation beim Ausgleich bei Verlagerungen zu Gunsten des tarifgünstigen Erwerbers ein 
negatives Vorzeichen auf. Dies folgt aus )1()1( //// −−++ −×<−× ungünstigiungünstigigünstigigünstigi αβαβ  und 
(si/günstig < si/ungünstig). Daraus ist zu folgern, daß Gestaltungsalternative ? im Anwendungsfall 
„steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen zu Gunsten tarifungünstiger Erwerber“ stets 
steuerliche Mehrbelastungen auslöst. Die Höhe der auftretenden Steuermehrbelastungen ist 
dabei durch die bestehende Tarifdifferenz sowie den jeweils aufgetretenen steuerinduzierten 
Verlagerungsumfang vorgegeben und ändert sich durch die Auswahl des in den Austausch 
einbezogenen Vermögens nicht.193  
Im Hinblick auf potentiell auftretende sekundäre Steuerbelastungswirkungen ist allgemein 
festzustellen, daß bei Alternative ? für den tarifungünstigen Erwerber lediglich ein Wechsel 
in eine höhere Erwerbswertstufe bzw. für den tarifgünstigen Erwerber ausschließlich ein 
                                                          
193  Vgl. hierzu auch Kapitel 2.313. 
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Wechsel in eine niedrigere Erwerbswertstufe in Betracht kommen, wodurch sich entsprechend 
steuerliche Mehr- oder Minderbelastungen ergeben. Zugleich nimmt jedoch der erforderliche 
Austauschumfang von Erwerbsobjekten in beiden vorgenannten Fällen ab. Dies folgt aus der 
jeweils ausgelösten Erhöhung der Tarifdifferenz zwischen den Erwerbern, wodurch die 
Tarifeffekte insgesamt zunehmen – in den hier betrachteten Anwendungsfällen, bei denen die 
auftretenden Tarifeffekte von den Bemessungsgrundlageneffekten stets vollständig überlagert 
werden, folgt daraus eine Abschwächung der Bemessungsgrundlageneffekte.194 
Zusätzlich können sekundäre Steuerwirkungen aufgrund von ausgleichsbedingten 
Änderungen des Volumens steuerlicher Abzugsbeträge (d.h. 
 //
RA
ungünstigi
RA
günstigi SBSB Δ≠Δ und/oder RAungünstigiRAgünstigi FBFB // Δ≠Δ ) eintreten. Dies wäre dann der Fall, 
wenn der tarifgünstige Erwerber im Gegensatz zum tarifungünstigen Erwerber sein 
persönliches Steuerabzugsvolumen vor dem Relationsausgleich nicht ausschöpft, oder wenn 
der tarifgünstige Erwerber im Gegensatz zum tarifungünstigen Erwerber die kombinierten 
Voraussetzungen sachlicher Steuerbefreiungen für das an ihn übertragene 
Ausgleichsvermögens nicht erfüllt. In beiden Fällen würden sich steuerliche Mehrbelastungen 
einstellen, während in entsprechenden Umkehrfällen demgegenüber grundsätzlich 
Steuerminderbelastungen des Erbteilungsvorgangs zu erwarten sind. 
2.343 Rangfolge der steuerlichen Vorteilhaftigkeit 
Für den Anwendungsfall steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des 
tarifungünstigen Erwerbers ist unter Berücksichtigung der vorstehend erzielten Ergebnisse 
stets den Alternativen ? und ? aus steuerlicher Sicht der Vorzug zu gegeben. Aufgrund der 
jeweils zu erwartenden steuerlichen Minderbelastung der Erbteilung ergibt sich ein 
entscheidender Vorteil gegenüber dem Relationsausgleich durch Alternative ?, der 
demgegenüber unweigerlich steuerliche Mehrbelastungen auslösen würde.  
Bei Rückgriff auf Alternativen ? und ? sind zudem die Wechselwirkungen zwischen dem 
steuerlichen Wertansatz des zum Ausgleich zu übertragenden Vermögens und dem jeweils 
erforderlichen Relationsausgleichsvolumen (RA) zu beachten. Wie gezeigt werden konnte, 
steigt mit zunehmender Verkehrswertnähe des Ausgleichsvermögens das erforderliche 
Ausgleichsvolumen und damit zugleich auch die Steuerersparnis. Um eine möglichst 
umfangreiche Steuerminderung zu erzielen, sollte daher stets dann auf Alternative ? 
„ergänzende Einzelrechtsverfügungen“ zurückgegriffen werden, wenn der steuerliche 
                                                          
194  Möglicherweise bewirken die sekundären Steuerbelastungswirkungen im Einzelfall sogar eine vollständige 
Änderung der Relationsausgleichssituation, falls die durch sie ausgelösten Änderungen der Tarifeffekte 
dazu führen, daß die Bemessungsgrundlageneffekte vollständig kompensiert werden. In diesem Falle wäre 
dann der Anwendungsfall „Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des tarifgünstigen Erwerbers“ gegeben, für 
den die in Kapitel 2.33 dargelegten Wirkungszusammenhänge gelten. 
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Wertansatz des Ausgleichsvermögens höher ist als der einer anteiligen 
Gesamtrechtsnachfolge. Demgegenüber erscheint der Relationsausgleich über Alternative ?, 
d.h. eine Anpassung der Gesamtrechtsnachfolge, steuerlich immer dann vorteilhaft, wenn der 
steuerliche Wertansatz der anteiligen Gesamtrechtsnachfolge den der ausgleichsbedingt zu 
übertragenden Einzelvermögensgegenstände übersteigt.  
Im Hinblick auf die ggf. auftretenden sekundären Steuerbelastungswirkungen gelten die 
Ausführungen in Kapitel 2.324 analog. 
2.35 Relationsausgleich bei tarifidentischen Erwerbern – Rangfolge der steuerlichen 
Vorteilhaftigkeit  
Zwischen Erwerbern mit identischen Tarifbelastungen auftretende steuerinduzierte 
Erbteilsverlagerungen sind ursächlich ausschließlich auf Bemessungsgrundlageneffekte 
zurückzuführen. Mangels einer tariflichen Differenzierung der Individualsteuerbelastungen 
kommen bei diesem Anwendungsfall des Relationsausgleichs primäre 
Steuerverlagerungswirkungen als Vorteilhaftigkeitskriterium nicht in Betracht, weil unter 
ausschließlicher Berücksichtigung primärer Steuerbelastungswirkungen der 
Relationsausgleich  jeweils steuerneutral erfolgt und damit keine Auswirkungen auf den 
Gesamtsteuerbelastungsumfang entfaltet. Unter besonderer Berücksichtigung der 
möglicherweise zu erwartenden sekundären Steuerbelastungswirkungen kann jedoch auch für 
die hier betrachteten Anwendungsfälle eine grundsätzliche Rangfolge der steuerlichen 
Vorteilhaftigkeit festgestellt werden. 
Im Hinblick auf potentiell auftretende sekundäre Steuerbelastungswirkungen, die auf einem 
Wechsel der Erwerbswertstufe und damit einer Änderungen der erwerberspezifischen 
Tarifbelastungen beruhen, sind Gestaltungsansätze vorzuziehen, die bei den Beteiligten eine 
Zuordnung zu einer niedrigeren Erwerbswertstufe hervorrufen. Analog sind möglichst solche 
Gestaltungsansätze zu vermeiden, die eine Zuordnung des Erwerbsvorgangs in eine höhere 
Erwerbswertstufe auslösen.195 
Unter der Grundannahme, daß die Wahrscheinlichkeit einer abweichenden 
Erwerbswertstufenzuordnung mit dem Volumen der ausgleichsbedingten Änderungen der 
Bemessungsgrundlagenanteile zunimmt, lassen sich demnach insbesondere bei Alternative ? 
ggf. Tarifbelastungsänderungen der Erwerber erwarten. Dies ist aus dem Umstand zu folgern, 
daß bei Alternative ? die Vermögenspositionen der Erwerber ausschließlich über die Netto-
Vermögenswirkungen individueller Steuerbelastungsänderungen ( RAinettoi SE Δ−=Δ ) gestaltet 
werden, während keine ergänzenden Vermögenszuweisungen ( bruttoiEΔ = 0) erfolgen. 
                                                          
195  Vgl. auch Kap. 2.324. 
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Entsprechend sind die erforderlichen Relationsausgleichsvolumina (RA) stets höher als bei 
einer direkten Anpassung der Brutto-Erbteilsrelationen im Sinne der Alternativen ? oder ?. 
Im Einzelfall erscheint es demnach möglich, daß ein Wechsel in eine niedrigere 
Erwerbswertstufe ausschließlich mittels Alternative ? erreicht wird, oder daß im Umkehrfall, 
d.h. bei drohender ausgleichsbedingter Zuordnung des Erwerbsvorgangs in eine höhere 
Erwerbswertstufe, dieser ggf. durch Verzicht auf diese Ausgleichsmaßnahme verhindert 
werden kann. 
In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, daß aufgrund eines 
erwerbswertstufenbedingten Tarifwechsels letztlich eine neue Ausgangssituation für den 
Relationsausgleich entsteht, weil zwischen den Erwerbern nunmehr Tarifdifferenzen 
auftreten, die in Form von Tarifeffekten Erbteilsverlagerungen begründen. Die 
steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen der Ausgangssituation, die ausschließlich durch 
Bemessungsgrundlageneffekte ausgelöst wurden, sowie die durch den 
Erwerbswertstufenwechsel ausgelösten Tarifeffekte können sowohl dieselbe 
Wirkungsrichtung aufweisen, so daß sie sich verstärken, als auch entgegengesetzt wirken, so 
daß sie sich partiell aufheben. 
Beim Relationsausgleich durch Alternativen ? oder ? weisen die ggf. nach 
Relationsausgleich auftretenden Tarif- und Bemessungsgrundlageneffekte jeweils dieselbe 
Wirkungsrichtung auf, da im Rahmen des Relationsausgleichs der 
Bemessungsgrundlagenanteil des durch die Bemessungsgrundlageneffekte begünstigten 
Erwerbers stets zu Gunsten desjenigen Erwerbers gemindert wird, der durch die 
Bemessungsgrundlageneffekte benachteiligt wurde. Folglich kommt für den 
ausgleichsbelasteten Erwerber nur ein Wechsel in eine niedrigere Erwerbswertstufe bzw. für 
den ausgleichsbegünstigten Erwerber ein Wechsel in eine höhere Erwerbswertstufe in 
Betracht. In beiden Fällen erhöhen sich demnach die ursprünglichen steuerinduzierten 
Erbteilsverlagerungen durch die zusätzlich auftretenden Tarifeffekte, so daß die „neue“ 
Erbteilungssituation dem Relationsausgleich bei steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen zu 
Gunsten tarifgünstiger Erwerber entspricht – für die weitere Alternativenauswahl kann auf die 
Ausführungen zu diesem Anwendungsfall zurückgegriffen werden. 
Demgegenüber wirken bei Alternative ? die auftretenden Tarif- und 
Bemessungsgrundlageneffekte grundsätzlich in entgegengesetzter Richtung, da sich der 
Bemessungsgrundlagenanteil des durch Bemessungsgrundlageneffekte begünstigten 
Erwerbers durch den Relationsausgleich erhöht. Folglich kommt für diesen Erwerber nur ein 
Wechsel in eine höhere Erwerbswertstufe in Betracht und umgekehrt. Welcher der beiden 
Verlagerungseffekte sich in diesen Fällen durchsetzt und den jeweils anderen überlagert, kann 
dabei nur für den Einzelfall ermittelt werden, so daß alternativ die Situation eines 
Relationsausgleichs bei steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen zu Gunsten des 
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tarifgünstigen oder zu Gunsten des tarifungünstigen Erwerbers eintreten kann. Auf die 
entsprechenden Ausführungen zu diesen Anwendungsfällen wird verwiesen. 
2.4 Ergebnisübersicht zur Bestimmung der steuerlichen Vorteilhaftigkeit 
In den vorhergehenden Untersuchungsabschnitten konnte nachgewiesen werden, daß unter 
expliziter Berücksichtigung der einem Relationsausgleich zugrundeliegenden 
Ausgangssituation weitgehend eindeutige Aussagen zur steuerlichen Vorteilhaftigkeit der 
einzelnen Ausgleichsalternativen möglich sind. Dies gilt insbesondere für die jeweils zu 
erwartenden primären Steuerbelastungseffekte, jedoch konnten auch für den Bereich der 
sekundären Steuerwirkungen allgemeingültige Feststellungen getroffen werden. Die in der 
Summe erzielten Ergebnisse werden noch einmal kompensiert in der folgenden Übersicht 
dargestellt, die somit für den Anwender wichtige Anhaltspunkte für die Frage des möglichst 
steueroptimalen Relationsausgleichs im Sinne einer steuerorientierten Erbteilungsgestaltung 
liefert. Dennoch kann die Kategorisierung im Rahmen der folgenden Übersicht angesichts der 
spezifischen Besteuerungssystematik der Erbschaftsteuerrechts eine einzelfallbezogene 
Analyse sämtlicher potentieller Steuereinflußgrößen nicht ersetzen, die ebenso wie ggf. auch 
individuelle nichtsteuerliche Aspekte der Erbteilung eine gegenüber der Übersicht 
abweichende Einzelfallgestaltung erforderlich machen kann. Die inhaltliche Basis hierfür 
findet sich dabei in den betreffenden Abschnitten der vorliegenden Untersuchung.   
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Situativer Steuervorteilhaftigkeitsvergleich von Relationsausgleichsalternativen 
Bestimmung der steuerinduzierten Erbteilsverlagerungen / Identifikation der zugrundeliegenden Ausgangssituation 
Formel [8] 
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Steuerinduzierte Erbteilsverlagerungen 
bei tarifidentischen Erwerbern 
 
Erforderliches Ausgleichsvolumen: Formel [56] 
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Steuermehrbelastungen: Formel [74] 
? günstiger als ?, wenn steuerlicher 
Wertansatz  ? < ? 
 
Sekundäre Steuereffekte 
Erwerbswertstufenwechsel 
Höhere Erwerbswertstufe verstärkt 
Mehrbelastung 
Niedrigere Erwerbswertstufe wirkt 
Mehrbelastung entgegen 
Bei identischen Stufenwirkungen ist ? 
günstiger als ?, wenn steuerlicher 
Wertansatz  ? < ? 
 
Änderungen Steuerabzugsvolumen 
Erhöhung wirkt Mehrbelastung entgegen 
Minderung verstärkt Mehrbelastung  
Primäre Steuerbelastungswirkungen 
Steuerminderbelastungen: Formel [79] 
? günstiger als ?, wenn steuerlicher 
Wertansatz  ? > ? 
 
Sekundäre Steuereffekte 
Erwerbswertstufenwechsel 
Höhere Erwerbswertstufe wirkt Minder-
belastung entgegen 
Niedrigere Erwerbswertstufe verstärkt 
Minderbelastung 
Bei identischen Stufenwirkungen ist ? 
günstiger als ?, wenn steuerlicher 
Wertansatz von ? > ?  
 
Änderungen Steuerabzugsvolumen 
Erhöhung verstärkt Minderbelastung 
Minderung wirkt Minderbelastung 
entgegen 
Primäre Steuerbelastungswirkungen 
-  keine  - 
 
 
 
Sekundäre Steuereffekte 
Erwerbswertstufenwechsel (ggf. unwahr-
scheinlicher als bei ?) 
Höhere Erwerbswertstufe vgl. 
Ausgangssituation „Verlagerungen zu 
Gunsten des tarifgünstigen Erwerbers“ 
Niedrigere Erwerbswertstufe vgl. 
Ausgangssituation „Verlagerungen zu 
Gunsten des tarifungünstigen Erwerbers“ 
 
Änderungen Steuerabzugsvolumen 
Erhöhung = Minderbelastungseffekt  
Minderung = Mehrbelastungseffekt 
 
Erforderliches Ausgleichsvolumen: Formel [56] u. Umrechnung 
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Primäre Steuerbelastungswirkungen 
Steuermehrbelastungen: Formel [75] 
? günstiger als ?, wenn steuerlicher 
Wertansatz  ? > ? 
 
Sekundäre Steuereffekte 
Erwerbswertstufenwechsel 
Höhere Erwerbswertstufe verstärkt 
Mehrbelastung 
Niedrigere Erwerbswertstufe wirkt 
Mehrbelastung entgegen 
Bei identischen Stufenwirkungen ist ? 
günstiger als ?, wenn steuerlicher 
Wertansatz  ? > ? 
 
Änderungen Steuerabzugsvolumen 
Erhöhung wirkt Mehrbelastung entgegen 
Minderung verstärkt Mehrbelastung 
Primäre Steuerbelastungswirkungen 
Steuerminderbelastungen: Formel [80] 
? günstiger als ?, wenn steuerlicher 
Wertansatz  ? <  ? 
 
Sekundäre Steuereffekte 
Erwerbswertstufenwechsel 
Höhere Erwerbswertstufe wirkt Minder-
belastung entgegen 
Niedrigere Erwerbswertstufe verstärkt 
Minderbelastung 
Bei identischen Stufenwirkungen ist ? 
günstiger als ?, wenn steuerlicher 
Wertansatz  ? < ? 
 
Änderungen Steuerabzugsvolumen 
Erhöhung verstärkt Minderbelastung 
Minderung wirkt Minderbelastung 
entgegen  
Primäre Steuerbelastungswirkungen 
-  keine  - 
 
 
 
Sekundäre Steuereffekte 
Erwerbswertstufenwechsel (ggf. unwahr-
scheinlicher als bei ?) 
Höhere Erwerbswertstufe vgl. 
Ausgangssituation „Verlagerungen zu 
Gunsten des tarifgünstigen Erwerbers“ 
Niedrigere Erwerbswertstufe vgl. 
Ausgangssituation „Verlagerungen zu 
Gunsten des tarifungünstigen Erwerbers“ 
 
Änderungen Steuerabzugsvolumen 
Erhöhung = Minderbelastungseffekt  
Minderung = Mehrbelastungseffekt  
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? Primäre Steuerbelastungswirkungen: - keine - 
 
Sekundäre Steuereffekte 
Steuermehrbelastungen, wenn Erwerberwechsel in eine höhere Steuerklasse 
Steuerminderbelastungen, wenn Erwerberwechsel in eine niedrigere Steuerklasse 
 
Erforderliches Ausgleichsvolumen: Formel [63] bzw. [64] 
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Primäre Steuerbelastungswirkungen 
Steuerminderbelastungen: Formel [78] 
 
Sekundäre Steuereffekte 
Erwerbswertstufenwechsel 
Höhere Erwerbswertstufe wirkt 
Minderbelastung entgegen 
Niedrigere Erwerbswertstufe verstärkt 
Minderbelastung 
 
Änderungen Steuerabzugsvolumen 
Erhöhung verstärkt Minderbelastung  
Minderung wirkt Minderbelastung 
entgegen  
 
Primäre Steuerbelastungswirkungen 
Steuermehrbelastungen: Formel [81] 
 
Sekundäre Steuereffekte 
Erwerbswertstufenwechsel 
Höhere Erwerbswertstufe verstärkt 
Mehrbelastung 
Niedrigere Erwerbswertstufe wirkt 
Mehrbelastung entgegen 
 
Änderungen Steuerabzugsvolumen 
Erhöhung wirkt Mehrbelastung 
entgegen 
Minderung verstärkt Mehrbelastung 
 
Primäre Steuerbelastungswirkungen 
-  keine  - 
 
Sekundäre Steuereffekte 
Erwerbswertstufenwechsel (ggf. wahr-
scheinlicher als bei ? u. ?) 
Höhere Erwerbswertstufe vgl. 
Ausgangssituation „Verlagerungen zu 
Gunsten des tarifgünstigen Erwerbers“ 
Niedrigere Erwerbswertstufe vgl. 
Ausgangssituation „Verlagerungen zu 
Gunsten des tarifungünstigen Erwerbers“ 
 
Änderungen Steuerabzugsvolumen 
Erhöhung = Minderbelastungseffekt  
Minderung = Mehrbelastungseffekt 
Abb. 48:  Ergebnisübersicht zur situativen steuerlichen Vorteilhaftigkeit bestehender 
Relationsausgleichsalternativen  
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Teil V 
Zusammenfassung 
Die Berücksichtigung erbschaftsteuerlicher Belastungswirkungen im Rahmen der Gestaltung 
der Erbteilung ist ein unverzichtbarer Bestandteil der Nachfolgeplanung. Sie bildet die 
entscheidende Voraussetzung für eine frühzeitige Identifikation steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen und ermöglicht damit Gestaltungsanpassungen, die im Sinne einer 
steuerorientierten Erbteilung die tatsächliche Umsetzung des erblassergewünschten 
Erbteilungsergebnisses gewährleisten.  
Die innerhalb einer Erbteilungsregelung für die einzelnen Erwerber festgelegten 
Erbteilsrelationen sind das zentrale Gestaltungselement der Erbteilung, mit dem wesentliche 
Nachfolgeziele des Erblassers verknüpft sind. Aufgrund der Besteuerungssystematik des 
Erbschaftsteuerrechts treten im Nachfeld einer Erbteilung jedoch regelmäßig steuerinduzierte 
Änderungen der originär vom Erblasser angestrebten Erbteilsrelationen auf, wodurch die 
zieladäqute Umsetzung des Erblasserwillens gefährdet ist. Vor diesem Hintergrund wurde mit 
der Relationsneutralität der Erbteilung eine eigenständige spezifizierte Zielsetzung im Bereich 
der Steuerplanung formuliert, der im Anwendungsfall der Erbteilungsgestaltung 
möglicherweise gegenüber traditionellen Zielsetzungen einer Steuerbelastungsminimierung 
bevorzugte Beachtung zukommen sollte. 
Das Auftreten steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen ist ursächlich auf die 
erbschaftsteuerliche Tarifzuordnung, die Methodik bei der steuerlichen 
Bemessungsgrundlagenermittlung sowie auf einzelne Besonderheiten bei der Festsetzung und 
Erhebung der Erbschaftsteuer zurückzuführen. Anhand einer Quantifizierung der durch die 
entsprechenden Teileffekte ausgelösten Verlagerungswirkungen konnten nicht nur deren 
materielle Bedeutsamkeit nachgewiesen, sondern auch besonders verlagerungsanfällige 
Erbteilungssituationen identifiziert werden. Darüber hinaus ließen sich auch für das 
Zusammenwirken der einzelnen Teilverlagerungseffekte Konstellationen von 
Erbteilungsmerkmalen bestimmen, bei denen besonders hohe Verlagerungsintensitäten zu 
erwarten sind. 
Im Rahmen der Entwicklung geeigneter Lösungsansätze zur Neutralisierung steuerinduzierter 
Erbteilsverlagerungen wurden mit dem Relationsausgleich durch Modifikation der Brutto-
Erbteilsrelationen sowie mit der isolierten Gestaltung der Individualsteuerbelastungen zwei 
Kategorien potentieller Gestaltungsalternativen aufgezeigt, mit denen der Erblasser 
unerwünschten steuerlichen Beeinflussungen des von ihm angestrebten 
Erbteilungsergebnisses prospektiv begegnen kann. Bereits ein Vergleich der 
unterschiedlichen Alternativen unter nichtsteuerlichen Gesichtspunkten hat Wesens-
verschiedenheiten aufgedeckt. Zudem ist jedoch zu berücksichtigen, daß die dargestellten 
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Lösungsansätze für das Problem steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen zugleich auch selbst 
Einfluß auf die steuerliche Gesamtsituation der Erbteilung entfalten. Hier war es möglich, mit 
dem Merkmal der ausgleichsbedingten Änderung der Gesamtsteuerbelastung ein 
operationales Vorteilhaftigkeitskriterium zu formulieren, das für den einzelnen 
Anwendungsfall eine eindeutige Bewertung zur Verfügung stehender Gestaltungsalternativen 
ermöglicht. 
Die Bestimmung der bei Anwendung der einzelnen Ausgleichsalternativen zu erwartenden 
Auswirkungen auf die Gesamtsteuerbelastung der Erbteilung hat gezeigt, daß sich 
ausgleichsbedingt sowohl steuerliche Mehr- als auch Minderbelastungen bzw. im Einzelfall 
auch keine Änderungen der Gesamtsteuerbelastung ergeben können. Entscheidend ist in 
diesem Zusammenhang die jeweils zugrundeliegende Relationsausgleichssituation, die sich 
wiederum aus der ursprünglichen Erbteilungssituation ableitet. Für Anwendungsfälle eines 
Ausgleichs steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen, die alternativ zu Gunsten des 
tarifgünstigen oder des tarifungünstigen Erwerbers bzw. bei tarifidentischen Erwerbern 
auftreten, konnten eindeutige Empfehlungen über die Rangfolge ihrer jeweiligen steuerlichen 
Vorziehenswürdigkeit getroffen werden. Insbesondere konnte auch nachgewiesen werden, 
daß die Ausgleichsalternativen in den entsprechenden Anwendungsfällen jeweils 
entgegengesetzte Steuerwirkungen aufweisen, so daß jeweils ein Gestaltungsansatz zum 
Relationsausgleich steuerliche Mehrbelastungen auslöst, während der jeweils andere zu 
steuerlichen Minderbelastungen führt. 
Soweit infolge eines Relationsausgleichs steuerliche Minderbelastungen auftreten oder der 
Ausgleich steuerinduzierter Erbteilsverlagerungen zumindest steuerbelastungsneutral 
durchführbar ist, fügt sich die im Rahmen der vorliegenden Untersuchung entwickelte 
Konzeption einer steuerorientierten Erbteilung in die bisherigen Ansätze zur steuerlichen 
Nachlaßplanung ein. Für den Fall jedoch, daß die Umsetzung der vom Erblasser angestrebten 
Erbteilungslösung aufgrund restriktiver Einzelfallumstände ausschließlich im Gegenzug mit 
steuerlichen Mehrbelastungen herbeigeführt werden kann, ist eine anhand der Einzeldaten des 
Erbteilungsfalles zu treffende Entscheidung des Erblassers über die jeweils zu bevorzugende 
Zielverfolgung unumgänglich. Auch hierfür stellt die vorliegende Untersuchung ihm ein 
geeignetes Instrumentarium zur Entscheidungsfindung zur Verfügung. 
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Formelanhang 
 
 
Ableitung der Formel [6] aus Formeln [2] - [5]: 
 
 
Unter Berücksichtigung von [2] und [4] gilt: 
 
∑
=
−
−== n
i
i
brutto
i
brutto
i
brutto
brutto
i
netto
netto
i
brutto
brutto
i
SGE
SE
GE
E
GE
E
GE
E
1
!!
    bzw.     . 
 
Durch Multiplikation mit ∑
=
−
n
i
i
bruttobrutto SGEGE
1
  und   ergibt sich: 
( )  !
1
i
brutto
i
brutto
n
i
i
bruttobrutto
i SEGESGEE −×=⎟⎠
⎞⎜⎝
⎛ −× ∑
=
 
 
und damit: 
 
i
bruttobrutto
i
brutto
n
i
i
brutto
i
bruttobrutto
i SGEEGESEGEE ×−×=×−× ∑
=
!
1
 . 
 
.     
:1 -mit tion Multiplikanach 
 daraussich ergibt   und durch Division  sowie en von SubtrahierDurch 
1
!
1
∑
∑
=
=
=
×
n
i
i
i
brutto
brutto
i
n
i
i
bruttobruttobrutto
i
S
S
GE
E
SGEGEE
 
 
372 
Ableitung der Formel [15] aus Formeln [14], [4] und [5]: 
 
 
Unter Einsetzen von Formel [14] und [4] in Formel [5] folgt: 
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Ableitung der Formel [17] aus Formeln [16] und [14]: 
 
 
Unter Einsetzen von ( )190 S.  vgl.;)1(  bzw.  )1( sGEGEsEE bruttonettoibruttoinettoi −×=−×=  in Formel [16] 
ergibt sich: 
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Ableitung der Formel [19] aus Formel [18]: 
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Umformung der Formel [22]: 
 
 
Unter Berücksichtigung von [2] gilt: 
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Ableitung der Formel [26] aus Formeln [13] und [25]: 
 
 
Für den Zweierwerberfall mit s1 = s2 = s = konst. und unter Berücksichtigung von: 
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Ableitung der Formel [35] aus Formeln [2], [12], [13] und [34]: 
 
Unter Einsetzen von [34] in [12] ergibt sich im Zweierwerberfall mit s = konst.: 
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Ableitung der Formel [37] aus Formeln [2], [12], [13] und [36]: 
 
Unter Einsetzen von [36] in [12] ergibt sich im Zweierwerberfall mit s = konst.: 
 ( ) ( ) sEESsES bruttobruttogesamtbruttoiii ××−+×−=××−= 2211 )1()1(    bzw.    )1( ααα  .    
 
Demnach gilt für [2]: 
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Eingesetzt in Formel [13] gilt: 
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Ableitung der Formel [40] aus Formeln [2], [12], [13] und [39]: 
 
Unter Berücksichtigung von [39] ergibt sich im Zweierwerberfall mit s = konst. für [12]: 
 ( ) )(    bzw.   2121 MMsEESMsES bruttobruttogesamtibruttoii +−×+=−×=  .    
 
Demnach gilt für [2]: 
 ( ) ( )( ))(     und     2121 MMsEEGEGEMsEEE bruttobruttobruttonettoibruttoibruttoinettoi +−×+−=−×−=  . 
 
Eingesetzt in Formel [13] gilt: 
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.   
:nAusklammerdurch h schließlicfolgt  Daraus
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Ableitung der Formel [42] aus Formeln [2], [12], [13] und [41]: 
 
Unter Berücksichtigung von [39] ergibt sich bei einem spezifischen Anteil begünstigter 
Vermögenseinheiten (VEijb) am Gesamterwerbs eines Erwerbers der Barwert der Steuerbelastung im 
Erwerbszeitpunkt (S0;i) als: 
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Mit Einetto = Eibrutto – S0;i   (vgl. analog Formel [2] hier jedoch unter Berücksichtigung des Barwertes der 
Steuerbelastung) gilt eingesetzt in Formel [13] für den Zweierwerberfall: 
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Durch Ausklammern ergibt sich daraus: 
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Ableitung der Formel [45] aus Formeln [2], [12], [13] und [44]: 
 
Unter Berücksichtigung von [2] ergibt sich im Zweierwerberfall für Formel [13] : 
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Einsetzen von Si lt. Formel [44] ergibt: 
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Und daraus folgt: 
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Ableitung der Formel [56] aus Formeln [51] und [55]: 
 
Aus [51] mit ΔEibrutto = RA und  221121
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αβ   
ergibt sich [55]: 
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Ableitung der Formel [63] aus Formeln [59] und [62]: 
 
Aus [59] mit [ ] iRAiiiiiiRAi sSBsRAS ×Δ−−×−−×××=Δ −−++ )1()1( αβαβ  lt. Formel [62] ergibt sich für 
RA im Zweierwerberfall: 
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Ableitung der Formel [64] aus Formel [59] und [61]: 
 
Aus [59] mit [ ] −−++−−−+++ ×−×−×−×−×−××=Δ iiiiiiiiiiRAi SBsSBsssRAS )1()1( αβαβ   lt. Formel 
[61] ergibt sich für RA im Zweierwerberfall: 
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